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»Europa ist heute keine  Weltmacht mehr 

und kann es auch  im Vergleich zu den  USA, Russland  oder China nicht wieder werden. 

Wir  haben angesichts unserer Geschichte zu viele einzelne europäische Interessen und keinen europäischen Hegemon. Auf 

dieser Erkenntnis gründend müssen wir 

Europäer, auch wir Deutsche, unsere eigenen Interessen vertreten und dürfen uns dabei nicht automatisch von einer >Wertegemeinschaft.  oder einer >Freundschaft< leiten lassen,  die ja von  Seiten der USA  ohnehin nicht im  europäischen  Sinne praktiziert wird - und wohl auch von der größten 

Weltmacht so gar nicht praktiziert werden könnte.  Wenn es den USA in ihre Politik passen würde, würden sie dann Europa 

genauso  fallen lassen wie jetzt Afghanistan oder andere Staaten zuvor? Ich wage keine Antwort.« 

Klaus vo11 Doh11a11yi 
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Erkenne  die  Lage. 

Rechne mit  deinen  Defekten, 

gehe von deinen Beständen aus, 

nicht von  deinen  Parolen. 
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Für meine  Frau Ulla Hahn, 

die  Fortsetzung eines  langen Gesprächs 
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Vorwort 

Zeiten  des  Umbruchs  verschütten  oft  gewohnte  Wege  und  verlangen  neue  Orientierung.  Wohin  ein  Land  dann  zu führen  ist, darüber  wird  es  immer  verschiedene Meinungen  geben.  In  diesem  Buch habe ich versucht, meine Überlegungen  zu umreißen. 

Dass  auch  diese  streitig  sein  werden,  ist  nicht  nur  meine  Erwartung, ja mein  Wunsch. Denn es sind Überlegungen zu wichtigen Themen,  die  aber  in  der  politischen Debatte  heute  nicht  immer die Aufmerksamkeit genießen, diC sie aus meiner Sicht verdienen. 

Es  geht  zunächst  darum,  was  für  unser  Land jetzt  wichtig und  was  weniger  wichtig  ist,  denn  unser  aller  Möglichkeiten, unsere  Arbeitszeit,  unsere  demokratische  Überzeugungskraft, aber  auch  unsere  finanziellen  Mittel  sind  begrenzt.  Sicherheit muss im Vordergrund stehen, äußere, wirtschaftliche, soziale und demokratische. Und um  diese auch zukünftig zu bewahren,  wird die  deutsche  Politik  nach  meiner  Überzeugung  eine  Reihe außenpolitischer  Richtungsentscheidungen  zu  treffen  haben. 

Denn  andere  Völker,  andere  Nationen  haben  andere  Interessen, die  wir  verstehen  müssen.  Nur  um  diese  Fragen  geht  es  hier, denn  die  vielversprechende  neue  Bundesregierung  hat  sich  ein breites  Feld  der  politischen  Erneuerung  vorgenommen,  das  ich hier nur  berühren  werde,  wenn dabei auch die Interessen anderer Nationen  unmittelbar  betroffen  sind.  Es  gilt  dann,  unsere  Lage, unsere Kräfte und unsere Möglichkeiten realistisch einzuschätzen. 

Die  Gefahren  des Klimawandels sind unübersehbar  geworden und verlangen gemeinschaftliches Handeln  aller  Staaten  der  Welt. 

In  Europa erfahren  wir  aber  gegenwärtig  zugleich hässliche Auseinandersetzungen  zwischen  traditionell  freiheitlich  gesinnten 
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Mitgliedsstaaten und den Institutionen der Europäischen Union. 

Das  gefährdet  den  europäischen  Zusammenhalt,  den  wir  aber in  dieser  Welt  der  wechselnden  Gefahren  dringend  brauchen. 

Geschlossenheit  muss wieder hergestellt werden. 

Deutschland und Europa sind heute  in  Fragen  der  Sicherheit und  der Außenpolitik  nicht  souverän.  Es  sind  die  USA,  die  hier in Europa  die  Richtung  vorgeben.  Verfolgen sie  dabei  auch unsere Interessen? Führen sie Europa außen- und sicherheitspolitisch in  eine  friedlichere  Zukunft?  Ich  habe  Zweifel  daran,  denn  wie wir  Europäer  täglich  erfahren: Amerika bleibt  Amerika,  auch unter Präsident Biden.  Einerseits  ruft er  zu  einem  Kampf  des  Westens  gegen  Autokratien  auf  und  beginnt  damit  eine  gefährliche Konfrontation  mit  China,  andererseits  spricht  er von  einem  zukünftigen Zeitalter  der Diplomatie.  Aber  •relentlcss«,  gnadenlos, soll  diese Diplomatie  sein. 

Was kann das bedeuten? Nachdem die USA seit dem Ende des Kalten Krieges  1990 Russland an die Seite Chinas gedrängt haben, steht  nun  ein neuer  Kalter  Krieg  mit  China  bevor?  Ein  Raunen über  Krieg  in Asien  geht um die  Welt; Vergleiche  zu den  Zeiten vor dem Ersten  Weltkrieg werden gezogen. Die USA spielen dabei eine  zemraJe  Rolle.  Es  ist  uru;er  nationales  Interesse  als  Deutsche und als Europäer,  hier,  um  der  Sicherheit Europas  wi!len,  auf die gefährliche Politik der USA in Asien einen mäßigenden Einfluss zu nehmen und so weit wie  möglich Europa aus den amerikanischen Konflikten  herauszuhalten. 

Ich schrieb dieses Buch auch als enger Freund und Bewunderer der Vereinigten  Staaten von Amerika,  denen ich seit 70 Jahren unserer  Bekanntschaft  und  Freundschaft viel  zu  verdanken  habe. 

Aber gerade de�wegen enthält dieses Buch eine  besorgte und  kritische  Grundhaltung.  So  schreibe  ich  hier  mit  einer  gewissen Traurigkeit  über  Entwicklungen  in den USA,  die  diesem  Lande großen  Schaden  antun  könnten.  Hier  wären  wir  Europäer  dann nicht nur Beobachter, es wären auch wir selbst, die von Entschei-10 
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dungen der USA mitgerissen werden könnten.  Aber zugleich halte ich nichts  von einem billigen Antiamerikanismus. Jede Nation hat ihre  Stärken  und  ihre  Schwächen,  und  die USA  haben auch  sehr viel Positives für Deutschland  und Europa  getan. 

Über  Chancen  und  Gefahren  der  transatlantischen  Partnerschaft  müssen  wir  dennoch  offener  miteinander  reden,  im  Interesse  Deutschlands,  Europas  und,  nach  meiner  Überzeugung, auch  der  USA.  Auch  das  gehört  heute  zu  den  vielen  Bereichen der  Politik,  in  denen  wir  die  Folgen  unseres Handelns  oft  nicht ehrlich  genug  debattieren.  Ein  Grund  für  mich,  ein Buch ohne Schnörkel zu schreiben.  Ich begann  dieses Buch Ende Juni 2021, etwa  als  die Bundesparteien  sich  inhaltJich  für  den  Wahlkampf rüsteten. Jetzt liegt  der Koalitionsvertrag vor,  und  dass dieser  angesichts dreier so verschieden ausgerichteter Parteien nicht immer mit  meinen  Überlegungen  übereinstimmt,  kann für  keine  Seite überraschend  sein.  So  ist  dieses Buch,  das  nicht  als  eine  Streitschrift  entworfen  wurde,  am Ende  zu  einer  solchen  geworden. 

Als ein Buch,  das Debatten eröffflen soll. 

Klaus von Dohnanyi 

Hamburg,  im  November  2021 
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1. 

Worum es jetzt geht 
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DAS  JAHR 202I  WAR EIN JAHR  DER  UMBRÜCHE. Seuchen, Klimagefahren,  ein  außenpolitisches  Desaster  in  Afghanistan,  die Welt wirft Fragen auf, für die wir in Delltschland noch nach Antworten  suchen.  Es  sind  nicht  militärische  Gefahren,  die  uns  in erster Linie  bedrohen  - es  sind  wir selbst,  und  es ist  auch  unser Zögern,  den Wahrheiten ins Gesicht zu schauen. Diese Erkenntnis muss  unsere  Prioritäten  ändern,  unsere  Aufinerksamkeiten  verschieben. 

Die Welt  versucht  seit  dem Beginn  des Jahres 2020,  sich mit Disziplin  und Impfen gegen  die Corona-Pandemie  zu stemmen. 

Kein Land war ausreichend auf solche  Gefahren vorbereitet. Auch Deutschland  nicht,  obwohl  der  Katastrophenschutzbericht  der Bundesregierung  vom Januar  2013  die Gefahr  einer  Pandemie  in allen  Einzelheiten  vorgezeichnet  hatte.  Die  Covid-19-Pandemie kehrt  nun  mit  immer  neuen  Mutationen  zurück,  die  Welt  im Ganzen steht ihr noch immer fast  hilflos gegenüber. Die bleibenden  Schäden sind nicht  absehbar. 

Und  dann  machte sich  der Klimawandel dramatisch bemerkbar.  Bei uns Überschwemmungen, Tote, Sachschäden in Milliardenhöhe,  Beschädigung  von  Infrastrukturen,  deren  Reparatur oder Erneuerung  vermutlich Jahre  dauern  wird.  Es  gab  offenbar keine  ausreichende  Vorbereitung,  keine  angemessenen  Warnund Schutzmaßnahmen,  auch nicht auf  europäischer Ebene. lm südlichen Europa nahm die Trockenheit zu, Wilder und Ortschaften  brannten,  aber  der  Ruf  nach  Löschflugzeugen  und  anderen Hilfen  blieb  oft  unbeantwortet.  Die  Menschen  standen  zusammen, doch die Natur  gab  ihre unerbittliche Antwort.  Wir  arbeiten 15 
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am  Klimaschutz,  vergessen  aber  darüber  oft,  die  notwendigen Vorkehrungen  gegen  die  schon  spürbaren  Folgen  des  Klimawandels  zu treffen. Diese wirken sich meist auf mehrere Mitgliedsstaaten  der  Europäischen  Union  gleichzeitig  aus  und  bedürfen daher  auch gemeinsamer europäischer Planungen. 

&Cyber  War«  flackerte  überall  auf,  es  gab  Erpressungen  von Unternehmen und Stilllegungen  von Verwaltungen,  Angriffe  auf Krankenhäuser und anderes. Neue Medien und weltweite Vernetzungen machen uns immer verletzbarer, selbst Wahlen  sind  nicht mehr  sicher,  und die  Folgen  der Digitalisierung für Arbeitsmarkt und Lieferketten  bleiben in  ihren  globalen  Konsequenzen  noch inuner  unüberschaubar.  Auch hier muss  sich Europa im Rahmen seiner internationalen Möglichkeiten  sorgfältiger  vorbereiten. 

Wir  haben  während  der letzten Jahre  auch  beobachten  können,  dass weltweit eine Re-Nationalisierung der Politik  stattfindet. 

Dass in internationalen Beziehungen  die nationalen Interessen im Vordergrund stehen,  ist  eine  selbstverständliche Erfahrung. Aber nationale  Interessen  drängen  nun  auch  innerhalb  der Europäischen Gemeinschaft in  den  Vordergrund.  So  problematisch  dies für die internationale und europäische Kooperation auch ist,  es ist offenbar  weltweit  eine unausweichliche Entwicklung,  die  auch eine  demokratische  Reaktion  auf Globalisierung,  Internationalisierung und Europäisierung darstellt und die es zu verstehen gilt, wenn  wir  die  Zusammenarbeit  der  Weltgemeinschaft  und  die europäische Integration  fortentwickeln  wollen. Die Renationalisierung  von  Politik  wird  deswegen  auch  ein  wichtiges  Thema dieses Buches  sein. 

Achten  wir denn  in  der  europäischen  Gemeinschaft  auf  die Erhaltung des  Zusanunenhalts der Mitglieder unseres Staatenbundes?  Politisch  begann  das Jahr mit  einem  tiefen Einschnitt,  dem Austritt Großbritanniens  aus  der Europäischen Union.  Zugleich zeigte  sich  die  Union  in wesentlichen  Fragen  der  Außen- und Sicherheitspolitik  tief gespalten. Sollte man mit Putin reden, mit 16 
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ihm  einen  Interessenausgleich  suchen?  Deutschland  und  Frankreich  waren  in  der EU  bei  diesem  Vorschlag  in  der  Minderheit. 

Europa fehlt es an  Handlungsfähigkeit für wichtige Entscheidungen,  und  das gilt  auch für das  existenzielle Thema der Migration. 

Um uns herum entsteht  eine neue Welt.  Vor 20 Jahren, als  die Nato sich in Afghanistan engagierte,  war Russland noch ein Staat mit vergleichsweise  geringem  weltpolitischem Einfluss.  Die USA versuchten,  ihre  geopolitische Position  auch  im  Nahen  Osten militärisch zu stärken, scheiterten jedoch überall. Heute ist Russland auf  dem  besten Wege, für  das  von  den USA  zurückgelassene Chaos  im  Nahen Osten  eine  politische Ordnungsmacht zu  werden. Das wird auch für  Afghanistan gelten,  wo sich Russland  und China heute  um  einen  dauerhaften  Einfluss  bemühen. 

Die  Debatte  über  den  unvorbereiteten  und  beschämenden Abzug  klingt  noch  in  unseren  Ohren.  Was jedoch  auch  zu  erinnern  lohnt,  das  ist  der  Streit  im  Deutschen  Bundestag  am 22. 12. 2001, als es um die Beteiligung der Nato und Deutschlands an  einem  Krieg  gegen  den  Staat  Afghanistan  ging,  von  dessen Boden ein  schwerwiegender  Terroranschlag auf die USA ausgeübt worden  war.  Die  Autorisierung  durch  die  UN  war  gesichert. 

Dennoch  konnte  sich  Bundeskanzler  Gerhard  Schröder  der Mehrheit  seiner  Koalition  im  Parlament  nicht  sicher  sein  und bemühte  noch vor der Abstimmung  über den Einsatz,  etwas  gedrechselt,  die Vertrauensfrage,  um  die  Seinen  zu  disziplinieren. 

Ein  Satz  aus  der Debatte  klingt  bis  heute  warnend  nach:  •Man kann  Terrorismus  nicht  militärisch  besiegen.•  Nicht  nur  den Rückzug  aus Afghanistan gilt es  heute zu überdenken,  auch der Grund,  warum  wir überhaupt dort  hineingeraten  sind,  erscheint nicht  erst  aus  heutiger Sicht fragwürdig. 

In den USA beunruhigte im Januar 2021  ein  Sturm des Pöbels auf das  politische  Herz Amerikas,  das  Kapitol; Europa  musste sich fragen,  wie  es  um  die  politische  Stabilität  der  westlichen  Führungsmacht  bestellt sei. Die USA verschieben  nun ihre Aufmerk-17 
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samkeit  nach Asien,  auf den  großen Konkurrenten  China,  und lassen  die  zuvor  mit  Kriegen  überzogenen  Staaten  des  Nahen Ostens kalt im  Stich.  Die Politik des  Westens  nach dem Ende des Kalten  Krieges  vor  mehr  als  dreißig Jahren  hat  inzwischen  dazu geführt,  dass  heute sogar das  christlich-europäische Russland aus seinen  europäischen  Interessen vertrieben und an die Seite seines früher eher feindlichen Nachbarn China gedrängt wurde.  Als ich im Jahre  1973  als  zweiter  Bundesminister  nach  Außenminister Walter Scheel einer Einladung nach China folgte, war Deng Xiaoping  mein  Gastgeber.  Ich  werde  nie  vergessen,  wie  dieser  eindruck.wolle Mann mir die  unmittelbaren  Gefahren  eines  Krieges der  So\',�etunion  gegen  China  schilderte  und  auf die  unzulänglichen  Vorbereitungen  in  Peking verwies.  Warum  sind  Russland und  China heute  Verbündete? 

Könnten  nun  Konflikte  zwischen  den Vereinigten  Staaten und  China  auch  zu  einer  Bedrohung  für  Europa  werden,  weil Russland  inzwischen  ein Alliierter  Chinas  geworden ist?  Nüchterne Kommentare haben bereits begonnen,  die heutige Lage mit der  vor  1914  zu vergleichen, jener  »Urkatastrophe«,  wie  George F. Kennan  den Ersten Weltkrieg einst charakterisierte.  In  der Tat, ein  Vergleich  mit  der  damaligen  Situation  ist  beunruhigend.  Ist sich  die  Führung  der  Nato  heute  überhaupt  dieser  Gefahren bewusst? 

Angesichts  der  globalen  Risiken  des  Klimawandels und  des Friedens wäre eine intensivere Zusammenarbeit der Großmächte -

der USA,  Chinas und Russlands - heute  dringender denn je. Wir wissen  doch,  dass  der bereits eingetretene Klimawandel nicht  nur erhebliche  Schäden  an  der  Bewohnbarkeit  unseres  Globus  verursacht,  sondern  auch  der Migration  eine  neue  Dynamik verleiht. 

Europa  ist  hier  angesichts  seiner  geografischen  Lage  und der vielen Wassergrenzen  besonders  herausgefordert.  Aber  die Europäische  Union  zeigt  sich  hier wie  so oft nicht  handlungsfähig.  Wir widmen  der Lösung  dieser für  unseren  Kontinent  existenziellen 18 
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Frage nicht  annähernd die Aufmerksamkeit,  die  unsere deutschen Medien täglich  den innenpolitischen Entwicklungen  in Russland und China  angedeihen  lassen,  doch  dort werden wir kaum Einfluss haben.  Stimmen  unsere  Prioritäten  noch  mit  den Entwicklungen  der  Welt  überein?  Finden  die  wirklich  wichtigen  politischen Debatten überhaupt  noch statt? 

Im  nationalen  Interesse und mit  den Institutionen des Nationalstaates  muss  Deutschland  auf  die  Umbrüche  der  weltweiten Entwicklung  realistisch  antworten;  manches  wird sehr  schmerzhaft  sein.  Der  Volksmund  spricht  kluge Worte:  Es  hat  ihm  »die Augen  geöffnet._,  so heißt  es,  wenn jemand  lange  sah,  ohne  zu sehen,  immer  schon  wusste,  ohne  zu  verstehen - bis  dann  ein Augenblick  ihm  die  Augen  öffnete.  Solche  Augenblicke  gibt  es nicht  nur im Leben  von uns  allen,  es  gibt  sie  auch  im  Leben  der Völker.  Und  ein  solcher  Augenblick  war  das Jahr  2021  auch  für Deutschland:  Es  hat  uns  die  Augen  geöffilet  für  eine  Wirklichkeit,  die  wir  schon  lange  vor  uns  sahen,  ohne  zu  verstehen,  was diese neue  Welt für unsere Zukunft bedeuten werde. Jetzt haben wir gesehen, was ist,  und haben erkennen müssen, was sein wird, wenn  wir  nicht handeln.  Und jetzt  sollten wir  auch  verstanden haben,  was  wichtig  und  was  unwichtig  ist  und  worum  es  in den kommenden Jahren gehen wird. Dass wir  dann  auch  liebgewonnene  Überzeugungen  infrage  stellen  müssen,  wird  uns nicht  erspart bleiben. 

Innenpolitische Kraft für  diese  schwierigen Entscheidungen zu  schaffen,  ist heute  oft  eine wichtigere  Aufgabe  als  der  Ausbau militärischer  Stärke.  In  den Emotionen  der  Völker  brodeiJ1  viele Vorurteile.  Politik  darf  sich  davon  nicht  treiben  lassen.  Das  gilt nicht nur für Europa, das  gilt insbesondere für unseren Partner die USA. Den Zusammenhang demokratischer Entschlossenheit auch in  Zeiten  tiefgreifender  Umbrüche  und notwendiger  Neuorientierung  zu  bewahren,  ist  deswegen  eine  zentraJe  Aufgabe  der politischen Klassen  aller  Länder.  Nur  eine  offene,  sachliche  und 19 
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klare  Debatte  über  den  zukünftigen Weg  deutscher Politik kann uns voranbringen. Es gehörte  schon immer politischer Mut  dazu, eine  Debatte  über  neue  Einsichten  zu  eröffnen.  Diesen  Mut brauchen wir jetzt. 

Alles  hat  seine  Geschichte,  jeder  neue  Anfang  ist  zugleich auch  ein  Ende.  Was  geschah,  ist  immer  auch  Voraussetzung für ein neues Beginnen, und so ist auch eine Welt  im Umbruch immer  zugleich Vergangenheit und Zukunft,  immer Risiko  und Chance.  Verlust und auch Gewinn.  Politik muss auch die Vergangenheit  kennen,  um  der  Zukunft  gewachsen  zu  sein.  Eine  Welt im Umbruch  zu  verstehen,  kann  ohne  einen  Blick  in die  Geschichte  nicht  gelingen,  denn Nationen  folgen  gerne  ausgetretenen Pfaden,  doch  diese  führen  immer weniger  in  eine  erfolgreiche Zukunft.  Wir  betreten Neuland und stehen doch auf dem gewachsenen  Fundament der Vergangenheit.  Mut und Bedachtsamkeit  müssen  ein Paar sein und bleiben. 
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II. 

Deutschland und Europa 

zwischen den Interessen 

der Großmächte 
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Der Nationalstaat bleibt das Fundament 

Als ich den  Titel dieses Buches wählte, um die »nationalen lnteres.sen•  Deutschlands  und Europas als Angelpunkt zukünftiger politischer  Orientierung  in  einer  Welt des  Umbruchs  zu  erkunden, war  ich  mir  möglicher  Missverständnisse sehr  bewusst.  Denn  bei uns in Deutschland sind die Begriffe »Nation• und mationaJ• noch immer verdächtig. Wir müssen dieses Vorurteil endlich beseitigen: Auch die ßundesrcpublik  Deutschland  ist  eine  Nation  und  kann mit  gutem  Gewissen  ihre  nationalen  Interessen  vertreten.  Das  ist kein  neuer  deutscher  Nationalismus.  Mit  Zustimmung  habe  ich deswegen  auch  das  Buch  der  Trägerin  des  Friedenspreises  des Deutschen  Buchhandels  2or8,  Aleida  Assmann,  gelesen:  »Die Wiedererfindung  der  Nation.  Warum wir sie fürchten  und  warum wir  sie  brauchen«.  Ja,  auch  Deutschland  braucht  eine  nationale Identität. 

In  Europa  entstanden  aus  ethnischer,  sprachlicher  oder  auch religiöser  Übercinstinunung  Gemeinsamkeiten,  die  dann  - oft gewaJtsam  - zu  staatlichen  Einheiten  zusammengefügt  wurden. 

Diese Nationen haben auf ihrem langen historischen Weg  unterschiedliche Mentalitäten  enrwickelt,  besitzen  einen ausgeprägten Charakter,  eine  Art  »DNA•.  Sie  sind  Mitglieder  der  Vereinten Nationen  und  auch Mitglieder  der  Europäischen  Union,  bestehen  aber  zugleich  nachdrücklich  auf  ihrer  nationalen  Identität und  ihren  nationalen  Interessen.  Es  gibt  zahlreiche  Studien  zu dem  Thema  des  »Charakters•  von  Nationen;  ich kann  hier  nur auf diese Studien  verweisen. 

Wir  sind  heute  als Mitglieder  der Vereinten  Nationen  rund 200 Staaten in der Welt, manche konnten eine historische ldenti-22 
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tät  nicht  entwickeln;  ihnen  fehlt  oft die  ethnische,  sprachliche, sogar  die historische  Gemeinsamkeit und damit gelegentlich die innere  Übereinstimmung  der  kJassischen  •Nation«.  Und  doch sind sie  »Nationen•  im Sinne der  UN-Charta.  Oft sind es  Staaten,  die  im  Gefolge  der Auflösung  früherer  Kolonialreiche  entstanden  sind.  Sie  weisen  häufig  noch  die  von  den  Kolonialmächten  gezogenen  künstlichen  Grenzen auf und  erfahren  dann immer  wieder  schwere innenpolitische Spannungen.  Aber auch ihr Staat ist ihre heurige ·mationale« Identität, und  auch sie haben 

�nationale  Interessen«. 

Um den Begriff der »nationalen  lnteressem  hat sich  die Wissenschaft immer  wieder  umfangreich  bemüht.  Es  ist jedoch  aus meiner  Perspektive  nicht  wichtig,  diese  Debatte  um  die  •Sraatsraison«  von  Machiavelli  bis  Hans  Morge.nthau  hier  noch  einmal nachzuzeichnen.  In  der  demokratischen  Welt  gibt  es  nämlich ohnehin keine Möglichkeit festzulegen,  was  im Einzelfall mationale  Interessen«  sind:  Denn  die  ßestimmung  der  »Interessen« 

gründet auf Überzeugungen,  und  die  Überzeugungen  divergieren extrem in jeder demokratischen Gesellschaft. Man  schaue nur auf den gerade zu Ende gegangenen  Wahlkampf in Deutschland, auf das  breite  Spektrum  der Parteien  und  ihrer  Programme.  Was als nationales Interesse zu bezeichnen ist,  hängt also in  der Demokratie immer vom individuellen Urteil ab. Das gilt natürlich auch für meine Überlegungen. 

Es bleibt die Aufgabe der Staaten,  in gemeinsamer Arbeit die Richtung  einer  Welt  im  Umbruch  zu gestalten.  Nur  Nationalstaaten  verfügen über die notwendige demokratische Legitimation zum  nationalen  und  internationalen  Handeln.  Sie  können  ihre Rechte übertragen,  zum Beispiel  auf  die  UN oder in Europa auf die  Europäische  Union,  bleiben  aber  immer  in  der  demokratischen Verantwortung. Mir geht es hier deswegen auch darum,  den schwammigen Begriff der »Wertegemeinschaften« zu  konkretisieren  und  von  dem  Begriff der  »nationalen  Interessen«  zu  unter-23 
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scheiden.  Wertegemeinschaften  sind  keine  Staatsform,  keine  Nation, ihnen fehlt ctie durch einen gemeinsamen politischen Prozess begründete  demokratische  Legitimation.  Es  kann  natürlich  auch gemeinsame  Interessen  geben,  zum  ßcispiel  in  der  Europäischen Union  oder  auch  in  der  transaclantischen  Partnerschaft  zwischen Europa  und  den USA. Aber  zwangsläufig gibt  es  innerhalb ctieser Wertegemeinschaften  auch  gegensätzliche  Interessen.  Gemeinsame  Werte  des  �Westens«  schließen  harte  nationale  Interessengegensätze  innerhalb  dieser  tGemeinschafh  nicht  aus,  wie  wir erfahren haben und auch zukünftig sehen werden. Wer Erfahrungen  in  der  föderalen  deutschen Politik  hat,  weiß  nur  zu  gut,  dass auch  Bayern  und  Hamburg  im  Rahmen  des  regionalen  Wettbewerbs oft gegensätzliche »Interessen« haben und doch die  deutsche Einheit nicht  infrage  stellen. 

Dies  gerade  in  den  transatlantischen  Beziehungen  zu  verstehen, offen anzusprechen und danach entsprechend zu handeln, wird  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  deutscher  und  europäischer Politik  in  den  kommenden  Jahren  sein.  Denn  hier  laufen  ctie Interessen  offenkunctig  auseinander,  stabile  »Wertegemeinschaften�  sollten  aber  an  gegensätzlichen  Interessen  der  Mitglieder nicht zerbrechen. Schon  um  der Gemeinschaft willen müssen die Gegensätze  dann  aber  offen  diskutiert  werden.  Interessenunterschiede innerhalb der  westlichen »Wertegemeimchafü: gilt es  also im  Interesse  der  Gemeinschaft  zu  benennen  und  offen  zu  debattieren. Das müssen wir Deutsche  allerdings, und z war  in unserem eigenen  nationalen  Interesse,  wohl  erst  noch lernen. 

Das  Ziel muss  dennoch bleiben,  nationale lnteressen so  weit wie  möglich  in  einem  System  internationaler  Kooperation  zu verankern.  Wo  nämlich  nationale  Interessen  nicht  auch  in  einem System  der  Europäisierung  und  Internationalisierung  ihre  Berücksichtigung  finden, wird es  am Ende  keine Kooperation mehr geben,  und  gerade  die  ist  es  doch,  die  die  Welt  heute  braucht. 

Internationale  Zusammenarbeit  darf  nicht  an  den  innenpoliti-24 
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sehen demokratischen Reaktionen der Nationalstaaten abprallen. 

Eine Warnung  auch  für  die  heutige Europapolitik:  Wo  •Interessen« der EU-Kommission oder des Europäischen Parlamentes einseitig und ohne Rücksicht  auf die Interessen  von Mitgliedsstaaten vettreten  werden,  könnte  am  Ende Europa  scheitern.  Denn  weder die EU  noch eine transatlantische Wertegemeinschaft  könnten der  Bundesregierung  und  dem  Deutschen  Bundestag  die  Verantwortung  für  das  Schicksal  Deutschlands  in  einer  Weh  des Umbruchs  abnehmen.  Nur in  der Nation Deutschland  bestehen dafür  die  demokratischen Voraussetzungen. 

Was  in konkreten Fragen  die  nationalen  Interessen  sind  und auf  welchem  Wege  »nationale  lnteressem  dann  im Einzelfall  zu ermitteln  wären,  was  deutsches  •nationales  Interesse«  ist �  um diese Fragen und um diesen Entscheidungsprozess geht es in diesem  Buch.  Die  schwierigste  Aufgabe  besteht  zunächst  immer darin, nationales Interesse in  einer konkreten Situation nüchtern zu bestimmen. Mü •nüchtern«  meine ich:  Wünsche müssen wir von Interessen  und Interessen  von  Möglichkeiten  unterscheiden. 

Manches  auf  dieser  Welt  wäre  wünschenswert,  doch  ist  es  auch erreichbar?  Ist  danach zu  streben  und  diesem  Streben andere Interessen  und Aufgaben  unterzuordnen,  auch  vernünftig? Ein  Ziel mag  verlockend  sein,  doch  lohnt  es  den  Aufwand und die  eventuell unkalkulierbaren Nebenfolgen? Eine Welt ohne tiefgreifende Interessenkonflikte  wäre  vielleicht  eine  wundervolle  Welt,  doch sie  ist  nur  denkbar,  nie  real.  Leben  wird  immer  auch auf Kosten anderen Lebens gedeihen. Wer essen will, muss die Ähre  mähen. 

In  der Politik besteht eine Neigung, Wunschvorstellungen  zu folgen,  ohne  die  längerfristigen  Konsequenzen  zu  bedenken.  Es ist  dann  so  vieJ  leichter  mit  dem W;ihler.  Und  wo  Wahlen  auf Wahlen folgen, ist  eine Tendenz konsequenzloser Wunschversprechen  unübersehbar.  Volkes  Stimmungen  überstimmen  dann  die nüchterne Gesinnung;  ausgetretene Pfade versprechen bequemes Gehen;  Wiederholung  bleibt  leichter  als  neues  Lernen.  Aber  so 25 
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will ich  hier  nicht  vorgehen:  Es  gilt zu verstehen  oder  sich  verstehend zu bemühen,  auch  wo  dies politisch unbequem  sein  mag. 

Und  weiter:  Wenn jemand  versucht,  die  Interessen  eines  anderen  Landes  oder  dessen  Führung  zu »verstehen«,  so betrachte ich das  als lobenswert.  Wir  Deutsche  müssen versuchen,  Frankreich oder  Italien  ebenso zu  •verstehen« wie  auch  die  USA  oder die  Russische  Föderation,  wie  Präsident ßiden,  Putin  oder  Xi. 

Auch  wer menschliches Zusammenleben fruchtbar machen  will, kann  das  nicht,  ohne  den Partner  zu  verstehen.  Und  wenn  ein anderer  feindselig  zu  sein  scheint,  gilt  das doch  erst  recht. Jeder gute  Fußballtrainer  versucht,  die  Spielweise  seines  Gegners  nu lesen•,  sie  zu  verstehen,  wenn  er später siegreich vom Platz  gehen  will.  Dabei  ist  nicht  nur  wichtig,  was  heute  wirklich  ist, sondern  auch,  warum es so  geworden  ist.  Dieses  Buch  dient  der Überprüfung  intellektueller  Gewohnheiten  in  einigen  wesentlichen  strategischen  Fragen  deutscher  Politik,  nicht  ihrer  Bestätigung. 

Denn �Interessent  werden auch in Zeiten großer Umbrüche oft  mit seit  Langem  bestehenden Überzeugungen  begründet.  Ist dies  immer  das  wirkliche  nationale  Interesse?  Wenn  der  Wind dreht,  müssen  gelegentlich  nicht  nur  die  Segel anders gesetzt, sondern  auch  der  Kurs  korrigiert  werden.  Wo  ein  •weiter  SO« 

dem nationalen  Interesse  unter  veränderten Verhältnissen  nicht mehr  gerecht  werden kann,  wenn  die  Richtung  der Politik  tiefgreifend  veränderten  Bedingungen  begegnet  - wer  bestimmt dann den Kurs? In einer Demokratie liegt die Entscheidung über einen Kurswechsel  selbstverständlich  bei Parlament  und  Regierung.  Aber mit  welchem  Hintergrund,  mit  welchen  politischen Überlegungen  wird  dann  entschieden?  Wer  wird  gehört?  Wer kann führen?  Wie  infonniert und unabhängig,  wie  rational können  Regierungen  in  einer Medien- und  Stinmmngsdcmokratie eigentlich handeln, insbesondere  wenn Wahlen anstehen? Mutiges Nachdenken  ist  notwendig,  Führung ist  gefragt. 
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Deutschland kann  zukünftig  nur  mit  Europa bestehen, und Europa wiederum kann nur erfolgreich bleiben, wenn wir  Europäer  auch  die jeweiligen  Interessen anderer Nationen, insbesondere  der  Großmächte  verstehen.  Ich  muss  mich  hier  auf drei Weltmächte,  USA, China und Russland,  beschränken  und auf ihre jeweiligen Beziehungen zueinander,  zu Europa  und zu  Deutschland.  Natürlich  gibt  es  andere  bedeutende  Mächte,  die jedoch heute  mit  ihren nationalen  Interessen weniger direkt  auf Europa und Deutschland einwirken. 

Jeder Versuch,  die Interessen anderer Nationen  einzuschätzen und zu  verstehen, bleibt im Übrigen immer  ein Wagnis.  Schließlich  wissen wir  doch alle, wie  schwer  es schon  ist,  die  Interessen unserer Mitmenschen, mit denen wir  ein Leben teilen, zu begreifen  - geschweige  denn  auch  zu  berücksichtigen.  Und  doch  gibt es  für  den  politisch  und  international  denkenden  Menschen keinen  anderen  Weg,  um  sich  ein  eigenes  politisches  Urteil  zu bilden.  Wir  müssen uns  bemühen,  auch  die  Interessen  anderer Nationen  und ihre  Regierungen  zu verstehen.  Das  gilt auch  für Diktaturen  und  Diktatoren.  Es  geht  dabei  nicht  darum,  deren Handlungen  zu  billigen  oder  gar  sie  zu  entschuldigen  im Sinne von Madame  de  Staels  »taut  comprendre,  c'cst  taut  pardonner«, sondern  es  gilt,  das  Fundament  des  Handelns  dieser  Staaten  zu begreifen,  um  dann  unser  Handeln  so vernünftig  wie  möglich danach auszurichten. 

Dieses Bemühen ist  schwierig  genug,  wenn man  die  Sprache anderer  Nationen  versteht.  Aber  dort,  wo  man  ein  Land  nicht wirklich persönlich kennt, wo man auf Dolmetscher  und Übersetzer angewiesen ist, wo  auch eine kulrurelle Konununikation kaum möglich  ist,  dort  gerät  der  sorgfältige  Beobachter  erst  recht  in Verlegenheit.  So geht es mir mit China und Russland heute - und so muss es letzten Endes auch dem gesamten politischen Establishment im Westen, in  Deutschland und in Europa gegenüber diesen Ländern gehen.  Und  dennoch müssen  wir  ehrlich  bemüht  sein, 27 
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auch  diese  Länder  •zu  verstehen«,  ihre  Interessen  zu  vermessen, müssen urteilen  und entscheiden. Aber weil das gegenüber fremden  Ländern  so  schwierig  ist,  müssen  wir sorgfältig  und  ohne Vorurteil vorgehen. Der Leser sollte diesen Vorbehalt erinnern. 

Die USA als Supermacht des Westens 

Am  bedeutsamsten  unter  den Großmächten  sind  für  uns  die USA,  denn  sie  dominieren  mit  ihren  nationalen  Interessen  die Entscheidungen  unseres  Kontinents. Im  Gegensatz  zu China und Russland sind die USA die  mit Abstand jüngste Nation  unter den heutigen  Weltmächten.  Innerhalb  nur  einer  Generation,  von 1914  bis  1945, brachten  sie  den  Westen  Europas  außen- und sicherheitspolitisch unter ihre Herrschaft  und organisierten  eine westliche  Weltordnung  in  ihrem  Sinne.  Als  sich  1963  Bundeskanzler  Adenauer  gegenüber  McGeorge  Bundy,  dem  Sicherheitsberater  Präsident Kennedys,  über  die  Führungsprobleme  in Europa  angesichts  der französisch-britischen  Rivalität  beklagte, antwortete  dieser:»[ ... )  die  Führungsmacht Europas  werde  in den  nächsten  15 Jahren  weder  England, Frankreich  noch  die Bundesrepublik,  sondern  weiter  die  USA  sein  f . . .  ]•  Adenauer war  in seinem  europäischen  Stolz  verletzt,  denn Bundys Urteil bestärkte  seine Erkenntnis, �[ . .. J dass der amerikanischen Politik letztlich  stets  ein  hartes  nationales  Interessenkalkül  zugrunde liege  und  es  im  europäischen  Interesse  geboten  sei,  ein  Eigengewicht zu  entwickeln«.1 

Auch  wenn  die  USA heute erkennen müssen, dass  das  bevölkerungsstärkere  China auf dem Wege  ist,  ihnen  diese  FührungsroUe  in  der  Welt streitig  zu  machen,  gehen  sie  mit  großen  Vorteilen  in diesen Wettstreit. Unter  den  drei Großmächten  sind  sie die  einzige  Nation,  deren  Bevölkerung  politisch  homogen  ist. 

Diese  Feststellung  mag  überraschen,  denn  die  USA  haben  als 28 
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Einwanderungsland  in  ihren  Grenzen  die  Rassen  und  Sprachen aller  Weh  versammelt:  Aber  gerade  deswegen  haben  sie  heute keine separatistischen Minderheiten,  denn alle Einwanderer fühlen sich trotz  ihrer ethnischen, religiösen und sprachlichen V ielfalt nur der  einen  Nation  verbunden:  den  USA.  Zugleich  sind  die  Ureinwohner Nordamerikas  aus  den  heutigen USA fast  verschwunden  und  deswegen  auch  als  Minderheiten  nicht  organisierbar. 

Wenn die USA mit inneren Streitigkeiten zu kämpfen haben, dann geht es  nicht, wie in China oder Russland,  um die  Gleichbehandlung anderer ethnischer oder  religiöser Identitäten, sondern immer um die  Gleichberechtigung  von  Amerikanern  unterschiedlicher Hautfarbe  oder Ethnien.  Deswegen  ist Rassismus  in den  USA  ein zentrales  Problem,  ethnischer  Separatismus aber  nicht. 

Auch  dass  die  USA  keine  geografischen  Grenzen  mit  starken oder  feindlich  gesinnten  Nachbarn  haben,  unterscheidet  sie  von China und Russland deutlich. Zwei  große Ozeane schützen sie  in Ost  und West,  im südlichen Teil der amerikanischen Hemisphäre akzeptieren die  Staaten  im Wesentlichen  dle  Überlegenheit  der USA,  im Norden ist Kanada eine englischsprachige verwandte Nation. Die USA sind zugleich noch inuner die stärkste  Militärmacht der  Welt,  sie  sind  wissenschaftlich  und  kulturell  äußerst  kreativ, verfügen  über  die  größten  Unternehmen  und  sind  zugleich  eine erhebliche  Soft  Power  sowohl  wegen  ihrer  weltweiten  Verständigungssprache  Englisch  als  auch  wegen  ihrer  heute  weltbeherrschenden  elektronischen Korrununikationssysteme. 

Die Verfassung der USA ist  zwar  nicht  demokratisch  im  europäischen  Sinne - das  sollte  sie  nach  Auffassung der  Gründerväter ausdrücklich  auch  nicht  sein!  -,  aber  sie  ist  gusseisern  stabil und hat  über  rund  230 Jahre  alle  Krisen  überstanden.  Doch  gerade diese  Festigkeit  der  Verfassung  hat  auch  eine  fatale  Folge:  die Starrheit  des  US-amerikanischen  politischen  Systems.  Die  US

Verfassung  ist  heilig  und  deswegen  faktisch  nicht  reformierbar; drei  V iertel der Bundesstaaten  müssten  einer  Änderung  zustim-29 
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men. Das Recht auf Waffenbesitz steht  in  der Verfassung und ließ sich  deswegen bisher nicht  ändern. So  leiden die USA heute auch daran,  dass das  Repräsentantenhaus  und ein  Drittel  des Senats alle zwei Jahre  gewählt  werden  müssen,  und diese  ständigen Wahlen führen  zu  einer  dauernden  Rücksichtnahme  der  Parteien  auf kurzfristige Wahlerstinunungen. Präsident Biden  muss nun  schon heute,  gerade  ein  Jahr  nach  seiner  Amtsübernahme,  auf  die nächste Wahl Rücksicht nehmen. Aus diesem Grunde ist die Politik der  USA  auch  so unstet, so wenig verlässlich;  für die  Partner einer  so  bedeutenden Großmacht  ein  erhebliches  Problem. 

Eine  weitere  große  Schwäche  der  USA  ist  ihre  angeborene Selbstüberschätzung als texzeptionelle« Nation und das damit verbundene  Missverständnis  einer  allmächtigen Aufgabe,  die  ganze Welt  auf  ihre  Lebensweise,  auf  den  •American  Way  of Life«,  zu führen.  Ihre  damit  verbundene  Überzeugung,  auch  berechtigt zu sein, anderen Nationen notfalls mit militärischer Gewalt •Demokratie«  beizubringen,  endete  allerdings  schließlich  dort,  wo Stephen  M.  Walt, Professor  of  International  Affairs  an  der  Harvard  University,  tThe  Hell  ofGood  Intentions«,  die  •Hölle  der guten  Absichten«,  vermutet.2  Dieser  Weg  ist  im  Wesentlichen gescheitert  und  hat  die  USA  hohen  finanziellen  AufWand  und demokratische Substanz gekostet.  Nicht  Frieden  und Demokratie  hinterließen  sie  in  den  meisten  Fällen,  sondern  eher  Chaos, Zerstörung  oder  verhärtete  Diktaturen.  Die  Absichten  waren positiv,  die Ergebnisse jedoch nicht. Und Walt  zieht eine verheerende  Bilanz,  denn  aus  seiner Sicht ist  auch keiner der Vertreter dieser  •liberalen  Hegemonie«,  weder  Clinton  noch  Bush  oder Obama,  frei  von  der  Verantwortung  für  die  großen  Fehler  der US-Außenpolitik.3 

Für  uns Europäer sind  heute  auch  die Bezlehungen  der  USA zu  den  anderen  beiden Großmächten  China  und  Russland  von entscheidender  Bedeutung. Denn  die  USA  beherrschen  Europa außen- und sicherheitspolitisch,  und auf dieser Grundlage ziehen 30 
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sie uns  in ihre Konflikte mit den anderen Weltmächten hinein. So verstehen  die  USA  ihre  Interessen:  Es  sollen  nach  ihrem  Willen heute  nicht die EU oder Deutsch.land sein, die ihre Beziehungen zu  China  oder  Russland  nach  ihren  eigenen  Interessen  prägen, sondern  es  sollen  die  USA  sein,  die  die  weichenstellenden  Entscheidungen  treffen.  Vertreten  aber  die  USA  dabei  europäische oder deutsche  Interessen? 

Europa  ist  dennoch  unter den  nationalen  Interessen der  USA nur  eines  ihrer globalen Engagements;  gegenwärtig drängt sich China in den Vordergrund. Auch gegenüber China spielen für die USA  heute  Machterhaltung,  Geopolitik,  W irtschaftsinteressen, und  nicht  humanitäre  Überlegungen,  die  entscheidende  Rolle. 

Die Verschleierung ihrer  Machtinteressen  mit humanitären Argumenten hat in den USA Tradition und darf uns nicht  täuschen:  Die Interessen  der USA sind immer hart geopolitisch,  ökonomisch und tief verwurzelt in ihrem Selbstverständnis als •exceptional nation•, also  als  einzigartige  Nation. 

Und deswegen sind  die Vereinigten  Staaten  von Amerika seit ihrer  Gründung  auch  im  Streit  mit  sich selbst:  Einerseits  sahen und  sehen  sie sich  als  vorbestimmt,  um  in  anderen  Ländern  �das Licht  der  Freiheit«  zu  verbreiten,  und  zwar  als der  •ruhmreiche Erneuerer  der  Welc..  Andererseits  bestand  aber  schon  Außenminister John Quincy Adams (später Präsident von  1825 bis 1829) in einer Rede zum Independence Day  1821  darauf, dass die  Sympathien  der  Vereinigten  Staaten  zwar  immer  bei  denjenigen  sein werden,  die  die  Fahnen  der  Freiheit  hochhalten,  aber  die  USA würden  dennoch  .nicht  auf der Suche sein,  wn Monster zu zerstören•. Sie, die  USA, w ünschten zwar �alles Gute für Freiheit  und Unabhängigkeit  [ . . .  ], sind  aber  der  Verteidiger [ . . .  ]  nur  ihrer selbst•.  Und wenn  sie  diesen  fundamentalen  Grundsatz  verlassen würden,  dann  würden sie,  so  fuhr Adams damals  noch fort,  •von Freiheit zur Gewalr.�  übergehen. Diese Zurückhaltung galt allerdings  dann  nicht mehr  im  20. Jahrhundert! 

31 

[image: Image 41]

Adams formulierte als Außenminister unter Präsident Monroe auch die  Grundlagen  der Monroe-Doktrin, die zunächst das fimdamentale  Interesse  der  USA  am  Ausschlus.<;  aller  direkten  und indirekten Einflüsse fTemder Mächte  auf die  gesamte  nord- und südamerikanische Hemisphäre postulierte,  es  handelte  sich  also zunächst  nur  um  eine  defensive  Doktrin.  Doch  im  Laufe  des 19.  Jahrhunderts verstanden  die  USA  sich  zunehmend  auch  als eine  Macht,  die  nach  der  Bereinigung  ihrer  Streitigkeiten  mit Frankreich,  Spanien  und  Mexiko  auf dem  nordamerikanischen Kontinent und der geografischen Abrundung ihrer eigenen Staatlichkeit  die  Augen  auf eine  mögliche  weltpolitische  Rolle  richtete.  Die  Monroe-Doktrin  begann  sich  unter Theodore  Roosevelt, Präsident von  1901  bis  i909,  auch  auf die US-amerikanische Weltmachtposition zu erstrecken.  Aber nun  nicht mehr nur unter dem Aspekt möglicher Bedrohungen  der eigenen Sicherheit, sondern zunehmend auch mit  dem Blick auf eine eigene weltpolitische  und imperiale  Rolle. 

Im Zusammenhang mit ihrer hegemonialen Position und den Interessen  der  USA  in  Europa  ist  es  deswegen  unerlässlich,  auch die  Zeit  vor  dem  Ersten  Weltkrieg  noch  einmal  zu  betrachten, denn hier liegen die Wurzeln  für  die heutige Bedeutung der USA in  Europa.  In Deutschland wird  auch von erfahrenen Journalisten führender Tageszeitungen immer  noch  unterstellt,  die  USA  hätten  sich in ihrer Außenpolitik  entscheidend  erst  unter  Präsident Trump verändert,  um dann  mit Verwunderung festzustellen,  dass in  den  Grundlinien  auch  Präsident ßiden nicht  prinzipiell  anders handelt.  Man  sollte  also  nach  meiner  Meinung  endlich  erkennen,  dass  es  schon  seit dem  19. Jahrhundert  eine  imperialistische Grundlinie US-amerikanischer Außenpolitik gibt.  Adenauer  und de Gaulle  hatten  das  schon  sehr frühzeitig verstanden. 

Eine  Schlüsselfigur  im  Vorfeld  des  Ersten  Weltkrieges  war Theodore  Roosevelt,  einer  der  begabtesten,  vielseitigsten  und interessantesten  Männer  der  US-amerikanischen  Geschichte.  Als 32 
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historisch gebildeter und interessierter Beobachter der weltpolitischen  Ennvicklungen  erkannte  TR,  wie  er genannt wurde,  früh die  wachsende  Stärke  des  Deutschen  Reiches  gegenüber  dem schwächelnden  Rivalen  Großbritannien.  Obwohl  selbst  nicht antideutsch gesinnt, positionierte TR die Interessen der USA eindeutig aufSeiten Großbritanniens und gelangte zu der Auffassung, 

•dass  Deutschlands  Einstellung gegenüber uns  [es]  zur  einzigen Macht  werden  lässt,  die  mit  irgendeiner  vermutlichen  Wahrscheinlichkeit oder Möglichkeit mit uns zusanunenstoßen könnte•, und weiter:  •Deutschland ist die  große,  wachsende  Macht,  und beide  [seine]  Fehler  und Tugenden  [ . . .  ]  sind  so verschieden von den unsrigen und [seineJ  Ambitionen im Bereich der außereuropäischen  Angelegenheiten so groß, dass es mit uns zusammensto

ßen könnte.•s 

So  war  es  auch  nicht  verwunderlich,  dass  der  Imperialist Theodore  Roosevelt  auf republikanischer  Seite  zusammen  mit Senator Henry Cabot Lodge sen.  nach ßeginn des Ersten Weltkriegs  1914 aus  geopolitischen Gründen zum Antreiber des Eintritts der USA in den Krieg gegen Deutschland wurde. Aus seiner Sicht mussten sich die USA für den Weg in die Weltpolitik rüsten. 

Er nannte den zögernden Präsidenten Wilson in diesem Zusammenhang einen  •prinzipienlosen  und physisch  feigen Demagogen•  und warf ihm vor,  unfähig zu sein,  den •Stolz  des  Landes• 

zu  bcgrcifen.6 Wilson selbst  wiederum sah den  Krieg in  Europa nicht in  erster  Linie  als  eine  imperialistische  Chance  der  USA, sondern,  ganz im Sinne des  missionarischen Elementes US-amerikanischer  Außenpolitik,  als  weitere  Gelegenheit,  tMenschen überall von den Aggressionen autokratischer Kräfte.- zu befreien.7 

Über die Einzelheiten,  die schließlich zum Kriegseintritt der USA  führten,  gibt es genügend Studien und Berichte, die wir hier nicht nacherzählen  111Ü55en. Um zu ergründen,  wie es zur heutigen Hegemonie der USA über Europa kam und was die US-amerikanischen Interessen in Europa waren und sind,  bleibt aber für 33 
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uns  wichtig:  Schon  lange bevor  das  Deutsche  Reich  1917  in einem törichten Akt der Verzweiflung  versuchte,  durch  den unbeschränkten  U-Boot-Krieg jenen  strangulierenden  Ring  der britischen  Hungerblockade  auf dem  Atlantik  zu  durchbrechen, hatten die USA ihre Neutralität aufgegeben. Der Historiker Foster Rhea Dulles,  übrigens ein Vetter des späteren  US-Außenministers John  Fostcr  Dulles,  schreibt  hierzu  in  •America 's  R.ise  to  World Power.  1898-1954«:  •Wirkliche Neutralität war  in  der Tat schon lange,  bevor Deutschland den unbegrenzten U-Boot-Krieg eröffnete,  über Bord gegangen. Wahrend  der  Handel  mit  den  Mittelmächten faktisch auf nahezu Nichts  gesunken war, hatten die USA ihre  Wirtschaftshilfe  an  die  Alliierten  durch  einen  wachsenden Strom  von  Munition  und  Lebensmitteln ausgeweitet  [ . . .  J  Wenn dieser  Handel  beendet  worden  wäre,  hätten  die  Alliierten  ihre Kraft verloren,  den Krieg fortzusetzen.  Der fortdauernde Zugang zu  diesen existenziellen amerikanischen Lieferungen  hatte die einzige  Hoffnung auf Deutschlands schließlichc Niederlage aufrechterhalten.«s  Damit  wird  deutlich,  dass  die  USA  schon  im  Ersten Weltkrieg nicht aus  einem Interesse an der Demokratie in Europa oder  gar aus  irgendwelchen  humanitären  Überlegungen  heraus, sondern nur aus geopolitischem Interesse iru Geschehen eingegriffen haben.  Großbritannien sollte erhalten bleiben und seine Macht von  den  USA  übernommen werden. Schließlich hatte sich  Großbritannien im Kriegja  auch  tief bei  den  USA  verschuldet. 

Immer  wieder  werden  die  widerspruchsvollen  Tendenzen US-amerikanischer  Außenpolitik  sichtbar:  Theodore  Roosevelts Imperialismus verband sich rnit dem  Wilson'schen optimistischen Missionarismus,  und gemeinsam wurden  die beiden  Richtungen zu jener gefahrlichen Mischung, wie sie  die  USA bis heure inuner wieder praktizieren.  Denn  kaum  war  der Weltkrieg  durch  den Eingriff der  USA  1918  beendet,  sahen  sie  sich außerstande,  die Folgen des Krieges in  Europa selber zu gestalten,  und  überließen den Frieden  mit Deutschland der Rache  der  Sieger.  Insofern war 
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Wilson aus Sicht europäischer  Interessen eine ebenso fatale  wie tragische Figur. Aber es war ja nich� das letzte Mal, dass die USA bedenkenlos einen Kriegsschauplatz  verließen,  auf dem sie Verantwortung übernonunen hatten. 

Warum ist es heute wichtig, diesen historischen Weg der USA bis zu ihrer heutigen hegemonialen Stellung in Europa etwas ausführlicher nachzuzeichnen? Nicht um erneut eine Kriegsschulddebatte  auszulösen,  sondern weil es den  USA  eben schon damals darum  ging,  zunächst  mit  ihren  verwandtschaftlichen  •special rclations' zu  Großbritannien Einfluss auf Europa  zu gewinnen. 

Das war seit Ende  des  19. Jahrhunderts  und ist heute  ihr wahres Interesse  an  Europa.  Insofern  kennzeichnete  der  Geopolitiker und  ehemaljge  Sicherheitsberater  Präsident  Carters,  Zbigniew ßrzezinski, mit seiner Feststellung �Europa ist Amerikas essenzieller geopolitischer Brückenkopf auf dem  eurasischen  Kontinent' 

eine  Politik,  die  ihre  tiefen Wurzeln  schon  im  19.  Jahrhundert hatte.11 

Beunruhigung  über  Deutschlands  Aufstieg  hatte  vor  1914 

nicht nur in den USA, sondern noch intensiver in England begonnen. Im April  1904 hielt ein britischer Geograf,  Professor in Oxford  und Direktor der London  School of Economics,  Halford J. 

Mackinder,  an  der Royal Geographie  Society in London einen Vortrag mit dem Titel »The Geographical Pivot ofHistory• (Der geografische Angelpunkt der Geschichte).10 Seine Thesen, die in den  Führungskreisen  Londons  und Washingtons breit diskutiert wurden und bis  heute politisch  sehr einflussreich geblieben sind, lauteten etwa so: Die vergangenen 400 Jahre erfolgreicher europäischer Expansion in  der Welt seien gewissermaßen �die Epoche des Kolumbus• gewesen: Europa habe sich nämlich praktisch ohne Widerstand nur deshalb in der Welt ausbreiten können, weil Großbritannien und andere  europäische Staaten  die Meere beherrschten. Aber, und hier sieht Mackinder den Schwerpunkt, dass eben zugleich  auf dem  europäischen  Kontinent  immer  wieder  ein 35 
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erfolgreicher  Abwehrkampf gegen  die  wiederholten  lnvasionen asiatischer Völker geführt  werden  konnte. 

Mackinder  sieht  eine  ständige  Bedrohung Europas  aus  dem Osten  und  folgert,  es  sei  daher wichtig,  dieses  »heartland•  (Herzland),  das dem Aufmarsch  der angreifenden  Völker aus dem  Osten inuner widerstanden habe,  auch zukünftig geopolitisch zu beherrschen.  So werde  (und Maclcinder schreibt im Jahre  1904!) das Und wichtiger als das Meer, Landrnacht bedeutsamer als  Seemacht,  und für  •l . . .  ]  das  Gleichgewicht  der  Macht  [ist]  Russland der Angelpunkt  t . . .  j.:.11  Die  um  England besorgte Schlussfolgerung  von Mack.inder war,  es könne eine  weltbeherrschende  Macht  entstehen,  &wenn  Deutschland  sich  mit  Russland  verbünden  würde,. 

Dann  brauche  der  Westen  nämlich  zur  Abwehr  der  östlichen Landmacht auf dem  europäischen Kontinent »Brückenköpfe•,  damit  die  Seemächte  von  draußen  das  übrige  Europa,  Frankreich und Italien,  als Alliierte unterstützen könnten. 

Geopolitische  Überlegungen  nur eines Wissenschaftlers? Wir kennen ja als  Deutsche  die  tragische Wirkung solcher ßiicher  und literarischer  Thesen.  Hans  Grinun,  Romancier  und  Erzähler, schrieb  1926  den  Roman  »Volk  ohne  Raum�.  der  Adolf Hitler auch  zu  seinen  osteuropäischen militärischen  Abenteuern inspirierte.  Professor Karl Haushafers geopolitische Thesen  •Weltpolitik von  heute•  (1934), seinem  Schüler RudolfHess,  dem  Stellvertreter Adolf Hitlers,  gewidmet,  sollten hier auch erwähnt werden. 

Bis  in  unsere Tage  berufen  sich  US-amerikanische  Politiker ausdrücklich  auf Mack.inder,  auch  der bedeutende und  einflussreiche Geostratege  Zbigniew  Brzezinsk.i,  der ja,  ganz  wie  Maclcinder, Europa  als  tthc  bridgehead«,12  den  Brückenkopf US-amerikanischer Weltmacht bezeichnete. 

Brzezinski schrieb  in seinem ßuch 1The Grand Chessboard�l3; 

•Am Ende  könnte dieses Europa ein  entscheidender  Pfeiler  für eine  von An1erika getragene  fsponsored]  größere  eurasische  Struktur  für  Sicherheit  und  Zusammenarbeit  sein  [ . .   ].  Aber  in  erster 36 
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Linie ist Europa Amerikas essenzieller  geopolitischer  Brückenkopf auf dem  eurasischen  Kontinent.  Amerikas  geostrategisches Interesse in Europa ist enorm.�14 Brzezinski erkennt natürlich auch die Problematik dieser Position:  »Zukünftig werden die Vereinigten  Staaten  zu  entscheiden  haben,  wie  sie  mit  regionalen Koalitionen umgehen  sollten,  die  versuchen,  Amerika  aus  Eurasien  zu vertreiben  und  so  den  Status  Amerikas  als  globale  Macht  zu bedrohen.  Ob  solche  Koalitionen  sich  herausbilden  würden,  um Amerikas Vormacht herauszufordern,  wird jedoch davon  abhängen,  wie  effektiv  die  Vereinigten  Staaten  auf das  hier  beschriebene zentrale Dilemma eingehen.«  Und Brzezimki weist besorgt darauf hin: �[ . .. ]  das gefährlichste  Szenario wäre eine  große  Koalition zwischen  China,  Russland  und  eventuell  Iran,  eine  >antihegemoniale(  Koalition,  vereint  nicht  durch  Ideologie,  sondern durch sich ergänzende Kränkungen  [grievances].clS Heute müssen wir erkennen, dass es letztlich das Ergebnis fataler US-Politik nach dem Ende des Kalten Krieges war, das diese von Brzezinski schon im Jahre  1997  gefürchtete  Allianz  zwischen  Russland  und  China entstehen liem  Helmut Schmidt  hatte  recht,  wenn  er einst kommentierte,  dies sei ein  Buch,  das man  ernst  nehmen sollte. 

Europa muss sich endlich  eingestehen: Wir Europäer sind  Objekt US-amerikanischen  geopolitischen  Interesses  und waren  niemals wirklich Verbündete, denn wir hatten nie ein Recht auf Mitsprache. Das ist aus Sicht der Nation und Weltmacht USA durchaus verständlich  und  auch  nicht verwerflich,  so  verstehen  und  vertreten Weltmächte eben ihre nationalen  Interessen  im  globalen Wettbewerb.  Aber  wir müssen  es  in  unserer Politik  bedenken.  Denn konsequent stießen sich schon nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges  1945  die  nationalen  geopolitischen  Interessen  der  USA in Europa  nicht  nur  mit  den  Interessen  der  Sowjetunion,  sondern eben  auch  mit wesentlichen Interessen  Europas. 

Trotz der Erfahrung zweier Weltkriege  und ttotz  der  Gründung  der  •Vereinten  Nationen•  zeigten  sich  folgerichtig  nach 37 
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194.'i  grundsätzliche  geopolitische  lnteressengegcnsätze zwischen den beiden  großen  Siegermächten,  die bis in  unsere Tage unver

ändert  fortbestehen.  Wollen  die  USA  die  Spannungen  mit  Russland heute  aus  eigenem  innenpolitischen  lnteresse aufrechterhalten?  Sichert ihnen  das  •moralische$  Rechte auf den  europäischen Brückenkopf? Sie versuchen nun, Europa  unter Berufung auf eine 

• Wertegemeinschafü  auch weltweit in ihre  machtpolitischen  Interessen  hineinzuziehen.  Aber  einen  seriösen  Versuch der  USA, mit Russland  in Europa  zu  einem  Interessenausgleich  zu  kommen, hat es außerhalb von Rüstungsfragen  nie  wirklich gegeben. 

In einer Welt,  deren Bedrohungen wir nur alle gemeinsam  erfolgreich  begegnen  können,  braucht  aber Europa  einen  Interessenausgleich zwischen dem Westen und Russland,  auch um endlich selbst mehr Handlungsspielraum zu  gewinnen.  Europas  Interesse ist  Kooperation  mit Russland,  nicht  Feindschaft. 

Die Vereinigten  Staaten  verstehen sich  gerne als Schutzmacht Europas.  Sind sie das  denn? Russland ist zwar der direkte Nachbar der EU, aber zwischen Europa und den USA liegt der Adanrik mit rund  5700  Kilometer  Breite.  Könnte  also  die  Russische  Föderation  die  USA  konventionell  bedrohen?  Gewiss  nicht.  Könnte  sie aber  Berlin  oder  Paris  bedrohen?  Theoretisch sicherlich.  Besteht eine  solche  Bedrohung? Oie  USA beschwören sie  täglich  herauf, Beweise  dafür  aber  gibt  es  keine,  denn  bei  der  rechtswidrigen Annex:ion  der  Krim,  die  inuner  wieder  zur  Begründung  einer militärischen  Bedrohung  der  Ostgrenzen  der  EU herangezogen wird,  handelte  es  sich  doch  eindeutig um  einen  Sonderfall,  wie wir  sehen  werden.  Oder:  Sind  wir verantwortlich  für  die  russische  Innenpolitik?  Können  wir  sie  beeinflussen?  Sollen  die politischen Wege von Alexei Nawalny auch die Wege  unserer Sicherheitspolitik bestimmen? W:ire das ein realistisches Ziel in unserem deutschen und curopäischt:n  Interesse? 

Was bewegt denn  die  USA zu  ihrer unversöhnlichen  Haltung gegenüber  Russland,  obwohl  der  Zweite  Weltkrieg  doch  auch 38 
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mit  russischer Hilfe  gewonnen wurde? Warum  beschwören  die USA ständig die Angst vor gewaltsamen Aggressionen Russlands, obwohl  die  meisten  Fachleute  eine  solche  Gefahr schon  zu  Zeiten  des Kalten  Krieges  nicht  erkennen konnten? Es  gibt  für  die Antwort  auf diese  Frage  erstaunliche  historische  Hinweise,  die wir  etwas ausführlicher behandeln  müssen,  um  die Motive und Interessen der USA heute  besser zu verstehen. Denn  hier,  in  der Russlandpolitik der USA, liegt eines  der entscheidenden Hindernisse  europäischer  Souveränität  und  deutscher  Interessen.  Wir müssen  eben  auch  USA-&VersteheH  werden! 

Einst  waren  die  USA  und  das  Zarenreich  Russland  nahezu Nachbarn.  Asiatische Siedler hatten die Region, die heute Alaska heißt,  besiedelt,  und  so  wurde  diese  Region  dann auch  ein  Teil des Zarenreiches.  Aber als  die USA ihren Staat auf dem  nordamerikanischen Kontinent von Ost nach West mit Waffengewalt konsolidiert  hatten,  fürchtete  der  Zar,  die  USA  könnten  nun  nach Alaska  greifen,  wie sie  zuvor  die  Räume  Texas  und  Nordmexiko erobert  hatten.  Russland  erkannte  seine  in  Nordamerika  militärisch  kaum  haltbare  Lage,  und  der  Zar  entschloss  sich,  die  Provinz  zu  verkaufen.  Zu  dieser  Zeit  hielt  auch  der  amerikanische Außenminister  William  Henry Seward seinerseie; Ausschau  nach weiteren  Expansionsmöglichkeiten  für  die  USA,  den  nordamerikanischen  Kontinent  hatten  sie  ja  im Wesentlichen  militärisch konsolidiert. 

Der  Zar  schickte  den  Diplomaten  Eduard  von  Stoeckl  nach Washington  mü  dem  Angebot,  Alaska  für  den  Preis  von  7  Millionen  Dollar  an  die  USA zu verkaufen. Ein  kurzer Versuch Washingtons,  den  Preis  auf  5  Millionen  zu  drücken,  blieb  erfolglos, und  Stoeckl suchte am  Freitag, dem 29. März 1862, den amerikanischen  Außeruninister  nochmals  auf und  wiederholte  das  Angebot  des  Zaren.  Seward  brach  sein  abendliches  Kartenspiel  ab,  rief den  Vorsitzenden  des  Auswärtigen  Ausschusses  Sumner  zu  sich, formulierte  mit  ihm  und  Stoeckl  über  Nacht  den  Vertrag,  der 39 
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schon  im  Verlauf des nächsten  Tages,  einem Samstag,  paraphiert und  unterzeichnet wurde! Alaska gewonnen binnen 24  Stunden und für 7 Millionen Dollar!l6 

Für uns ist das deswegen  auch heute noch wichtig, weil  nämlich damals,  als Russland den USA noch  geografisch nahe war, die Presse  der  USA  ausdrücklich  die  &freundschaftlichen  Beziehungen,  die  glücklicherweise  zwischen  den  USA  und  Russland  bestehen•,  lobte.  Auch  die  spätere  Zustimmung  des  Senats  zum Vertrag wurde von der Überzeugung begleitet,  Russland sei •der alte  und treue  [faithful]  Freund  der Vereinigten  Staaten«.17 Auch Präsident  Thomas Jefferson  hatte ja Zar  Alexander  1.  im Jahre 1807  so  charakterisiert:  •Einen  ehrenhafteren  Mann,  so  glaube ich,  gibt  es  nicht,  noch  einen,  der  sich  enthusiastischer für  die Verbesserung  der  Bedingungen  der  menschlichen  Existenz  verwendet als  Zar Alexander ].c18 So  also waren die Beziehungen bis in die zweite  Hälfte  des  19. Jahrhunderts,  als  Geopo litik in Europa die USA  noch nicht erreicht hatte. 

Doch  diese Stimmung änderte sich nach dem Erwerb Alaskas. 

Ein  Forschungsreisender namens  George  Kennan,  ein  entfernter Verwandter  des  großen  Diplomaten  George  F.  Kennan,  lieferte nach  einer  ersten  russischen  Entdeckungsreise  zwar  1882  noch sehr positive  Beschreibungen  des  Zarenreiches.  Dann aber, nach einer erneuten Russlandreise  und  einer  tiefen religiösen Erweckungserfahrung  in  den  189oer Jahren,  verurteilte  er  Russlands politisches  System  wegen  der massiven Verletzungen  der  Menschenrechte  in  Sibirien  scharf.  Als  begnadeter  Redner  zog  er durch  die  USA  und  berichtete  vor  einer  immer  größeren  Zuhörerschaft von  den  Zuständen  im  �Evil  Empire«  Russland.  Die bolschewistische  Revolution  und  die  Ära  Sralin bestätigten  natürlich  später  diese  Eindrücke,  nicht  nur  in  den  USA.  Der  Forschungsreisende und politische Redner George Kennan bewirkte zunächst  fast  im Alleingang  den  Beginn  eines  lang  anhaltenden Stimmungswandels zwischen Russland und  den USA. l'i 40 
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Nationale  Mentalitäten beruhen immer auch  auf Geografie und  Geschichte,  die  sich  auf diesem  Hintergrund  herausbilden. 

Und  das  Verlassen  eines  historischen  Pfades,  wie Atatürk  es  für die Türkei nach  1924 verordnete,  ist nicht nur schwierig,  sondern eventuell auch nicht  von Dauer,  wie Erdogan uns heute bestätigt. 

Wenn  also  heute  der  Westen  von  Xi oder  Putin  einen  Wandel ihrer autoritären  Regierungsformen  erwartet,  ist das eine Illusion, eine  Unterschätzung  der  historisch  gewachsenen  Unterschiede, und weniger eine Frage von Gut und Böse  als eine Folge historischer  •Pfadabhängigkeiten•.  Natürlich sollten wir immer wieder nachdrücklich  auf die  Respektierung  der  Menschenrechte  auch in Russland drängen, denn  das Land ist ja als Mitglied der Vereinten  Nationen  auch  dazu verpflichtet.  Aber  wir werden Russland mit  Sanktionen  nicht  ändern,  Demokratie  braucht  zur  Herstellung ihrer Fundamente Zeit und  eine Entwicklung aus  sich  selbst heraus. 

Die USA wollen  das  offenbar aber  nicht verstehen.  Ihre  vielfachen  Versuche,  ihr  Modell  der  Demokratie  anderen  Völkern notfalls  auch  mit  Gewalt  einzupflanzen,  ist  rnndum  gescheitert. 

Auch  ihre  Bemühungen,  die  Demokratie  ihres  eigenen  Bildes durch  wirtschaftliche  Maßnahmen  und  Sanktionen  auf andere Staaten  zu  übertragen,  erzeugten oft das  Gegenteil  und  stärkten am  Ende  die  autoritären  Kräfte;  Iran  ist  heute  leider  ein  überzeugendes Beispiel.  Und wenn die USA den  Fall Deutschland nach 1945  als positives Beispiel  für ihre  Politik der Verbreitung von  Demokratie  anführen,  dann  zeigt  das  doch  wirklich  nur  große  historische Unkenntnis: Deutschland wählte seinen Kaiser über Jahrhunderte,  im  Gegensatz  zum  Beispiel  zu  England,  man  lese  nur seinen  Shakespeare  gründlich.  Und  Deutschland  hatte  in  seinen vielen  kleinen  Einheiten  schon  rechtsstaatliche  Strukturen,  als es die  USA  noch  gar  nicht  gab.  Deutschland  hatte  auch  im Kaiserreich unter  Wilhelm  II.  eine  starke  parlamentarische  Beteiligung, und auch die Weimarer Repub l

ik war ein demokratisches Beispiel. 
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Sie scheiterte am Ende  weniger  an  mangelnden  demokratischen Tradltionen als an den Folgen der  von  den USA 1929  ausgehenden Weltwirtschaftskrise;  schließlich  hatten  die  Nationalsozialisten 1928 nur 2,6 Prozent der Stimmen. Man muss  die Geschichte der Nationen besser kennen! 

China und  Europa:  Eine gefährliche Partnerschaft? 

Für  die  USA ist  China inzwischen  wichtiger  geworden  als  Russland oder auch Europa.  China ist  nicht nur die  außteigende Handels-, Wirtschafts- und  Militärmacht,  der AufStieg Chinas hat die vom  Westen  geformte und bisher  auch weitgehend westlich gesteuerte »Weltordnung«  aus  dem Gleichgewicht  gebracht.  China schafft  heute  eine  neue  Weltlage.  China ist  heute  auf dem Wege, zum  wichtigsten  Handelspartner  Europas  zu  werden,  doch  die USA wollen  aus ihrem nationalen Interesse  diese Verbindungen zwischen  der  EU  und  China  eingrenzen.  Die  USA  wollen  insgesamt  Chinas wachsende Bedeutung  brechen,  um ihre bisherige 

-alleinige•  Weltmachtstellung  zu  erhalten.  Ist  das in unserem  Interesse? Was  kann Deutschland, was  kann Europa tun,  um unsere Interessen  gegenüber den USA zur Geltung zu bringen? 

China  ist  eine  harte,  sich  selbst  als  kommunistisch  bezeichnende Diktatur.  Seit  1949 wird  das Land  diktatorisch  regiert,  und es  organisiert heute seinen  Staat  zunehmend  nach  Orwell'schem Muster  als  einen  technologisch  fundierten  Überwachungsstaat, der  kaum  intellektuelle  Abweichungen  und  keinerlei  po l itisch 

abweichende  Organisationen zulässt.  China  hält sich  nicht mehr an  die Vereinbarungen  mit  Großbritannien  über Hongkong,  bedrängt  das  unabhängige  Taiwan  und  geht  brutal  gegen  religiöse und  ethnische  Minderheiten  wie  die  Uiguren  im  Westen  der Nation vor. China betreibt dort eine rigorose Assimilationspolitik und reagiert extrem  abweisend  auf alle mahnenden Worte  aus an-
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deren Ländern,  insbesondere  natürlich aus den USA und Europa. 

Und  China  ist  ganz  offenbar  nicht  bereit,  der Anerkennung  von Menschenrechten  und  dem  Umgang mit Minderheiten  entsprechend dem geltenden Recht der Vereinten  Nationen Zugeständnisse  zu  machen. 

Was  ist  der  Kern  der  chinesischen  Interessen  heute?  Noch für  viele Jahre  und  ganz  in  der  Folge  seiner  Geschichte  werden Chinas  Interessen  vermutlich  nicht  auf eine  militärisch  gestützte Expansion  gerichtet  sein.  Die  gegenwärtige  Lage  ist  zwar  durch Nachrichten über einen massiven Aufbau  der Militärmacht Chinas gekennzeichnet,  insbesondere in der Entwicklung von überschallgesteuerten (hypersonic)  Trägerraketen  und  einer Verdreifachung der  Zahl  der  nuklearen  Sprengköpfe  bis  zum  Ende  dieses Jahrzehnts;  allerdings  liegen  diese  Zahlen  auch  dann  noch weit hinter denen der USA. Die Details kann ich hier nicht im Einzelnen analysieren,  nur  eines  wird  entscheidend sein:  Zum  einen  wird  China nicht bereit sein,  sich  in Asien Drohungen der USA  zu  unten.verfen, und zum anderen  lehren  uns die  Erfahrungen  der Konfrontation  zwischen  den USA und der Sowjetunion,  dass nun  ernsthafte und  ehrliche Verhandlungen notwendig sind: Bideru Drohung mit einer &relentless  diplomacy� wird dabei  kaum vernünftige  Möglichkeiten bieten. Wie Graham Allison,  Direktor des  Harvard University's  ßelfcr  Center  for  Science  and  International  Affairs,  in seinem Buch »Destined for Wau  (Zum Kriege bestimmt) schreibt: 

•Wenn  eine aufSteigende Macht droht, eine  herrschende Macht zu verdrängen,  sollten Alarmglocken  schrillen:  Gefahr voraus!�20 

Auch historisch vertraute China eher auf eine »große Mauen. 

Es  sucht  heute  zwar auch  eine  militärisch abgestützte  Sicherheit, verbunden  mit einem Einfluss durch aggressiv-expansiven Ausbau von  Handel  und  Logistik  in  der  Welt.  Auch  hinsichtlich  Hongkongs  und  Taiwans  sollte  man  die  chinesische  Politik  aus  ihrer Geschichte  heraus  verstehen:  Beide  Regionen  waren  ursprünglich  Teil  des  chinesischen  Reiches,  Hongkong  wurde  China  als 

•3 
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britische  Deute  im Ersten Opiumkrieg,  den  England  begonnen hatte,  1840/ 41  abgenommen;  Taiwan  entstand  aus  der  Verdrängung Tschiang Kai-scheks  vom  chinesischen  Festland  durch Mao,  dessen  wichtigster  politisd1er  Gegenspieler  er  dort  zuvor gewesen war. 

Geht von China eine Kriegsgefahr für Europa  aus? China war in  seiner  Geschichte  in  erster  Linie  immer  Handelsnation  und vertritt  heute  diese  Interessen  zwar  auch  mit  brachialer  Gewalt, aber  doch  nicht  anders  als  die  USA  in  der  zweiten  Hälfte  des 19.  Jahrhunderts  bei  ihrem  Aufstieg  zur  Weltmacht.  Aber  China greift dabei  bisher  nicht auf militärische  Mittel  zurück,  um  seine Staatsgrenzen zu  erweitern.  Man sollte  die  Sicherung seiner geografischen  Einflusszoneu  im Südchinesischen  Meer wohl eher als den  Versuch  einer  chinesischen  i>Monroe«-Strategie  verstehen -

China  will  in  seiner  unmittelbaren  Nachbarschaft  keine militärisch- oder  politisch-ideologisch  fremden  Kräfte  dulden,  verfügt aber  nicht  über  die  einmaligen  geografischen  Vorteile  der  USA. 

Denn  China  hat  im  Unterschied  zu den  USA  auch  bedeutende Landgrenzen  zu anderen  Mächten,  zum  Beispiel  zur Russischen Föderation. 

Chinas Selbstverständnis wird heute von Zukunftsoptimismus getragen,  wie  ihn  einst  auch  die USA hatten.  Dieser Optimismus ist insofern erstaunlich,  als das Land nicht nur die älteste der heute noch bedeutenden Nationen der Welt ist, sondern  auch aufgrund seiner  &Einkindpolicikt  unter  Mao,  in der  immer weniger Mädchen aufgezogen wurden,  zukünftig  eine  schnell alternde Gesellschaft sein  wird.  Chinas  Interesse  ist  heute  wirtschaftlicher  und sozialer AufStieg, nicht militärische Expansion.  Auch wenn China gegenwärtig  die  Zahl  seiner  nuklearen  Sprengköpfe  und  die Technologie  der Trägerraketen vermehrt  und  verändert,  erreicht es  noch  lange  nicht  den  Stand  der  USA  oder  Russlands.  Wenn Europa  die  chinesischen  Interessen  defensiv  verstehen  und  seine eigenen  entsprechend  ausrichten  könnte,  lägen  möglicherweise 44 
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viele Jahrzehnte einer positiven Zusammenarbeit vor uns. Aber das wollen die USA verhindern, sie wollen die Außenpolitik der Europäischen Union  gegenüber China hegemoniaJ  mitbestimmen  und lenken,  denn  sie,  die  USA,  wollen erklärtermaßen  die  *einzige Weltmacht«  bleiben.  Kann  das gut gehen? Ist das  in Europas  Interesse? 

Peking  greift  zur  Sicherung  seiner  ökonomischen  lmeressen und zum Ausbau  einer globalen Logistik inzwischen immer  stärker  auf Standorte außerhaJb  des  chinesischen Raums  zurück,  zum Beispiel  in Afrika,  aber auch in Europa.  Die  Mittel  Chinas:  Geld und  Investitionen  wie  der Bau  von Bahnstrecken,  Brücken  oder Flughäfen,  um auf diesem  Wege  Einfluss  zu  gewinnen  und  Abhängigkeiten  zu  schaffen.  Europa  und die  USA  haben  zwar  eine Übereinkunft getroffen,  infrastrukturellen  Investitionen  Chinas im  geografischen  Bereich  der  transatlantischen  Gemeinschaft durch eigene Investitionen zuvorzukommen,  doch das wird schon aus  finanziellen  Gründen  so  einfach  nicht  sein.  Und  auch  die infrastrukturellen  Interessen  Europas  und  einzelner  Mitg liedsstaaten  der  EU sind mit diesem  Ziel  nur schwer vereinbar, dafür ist Chinas Wirtschaft  schon zu  weit vorgedrungen. 

An den  Entwicklungen  der Häfen Westeuropas lässt  sich  das illustrieren,  denn ein  Ausschluss  Chinas von  weiteren  Investitionen  ist  dort  heute  kaum  noch  umzusetzen.  Im  Sommer  2021 

wurde die Frage der Beteiligung einer staatlichen Reederei Chinas am  Hamburger  Hafen  kritisch  diskutiert.  Hamburg  war  in  der Vergangenheit  jedem  Beteiligungsvorschlag  nicht  deutscher Reedereien an  den  Anlagen der heutigen Hamburger Hafen  und Logistik AG (HHLA) immer wieder mit großer Vorsicht begegnet. 

Doch  nun zeigte sich,  dass  Hamburgs  Konkurrenten  in Antwerpen und Rotterdam schon lange großzügiger gedacht hatten  und auch chinesische Reedereien an  ihren verschiedenen Containerterminals  beteiligt  haben.  Die  Umsatzeinbrüche  im  Gefolge  der Pandemie haben jetzt  gezeigt,  dass  diese Häfen im Westen Europas 45 

[image: Image 59]

[image: Image 60]

von einer solchen Beteiligung nicht unerheblich profitierten. Wie der Logistikprofessor an der Hamburg School ofBusiness Administration  (HSBA), Jan  Ninnemann,  im �Hamburger  Abendblatt• 

vom 21. Juli  2021  schreibt:  »In  schlechten  Zeiten,  wie  bei  der Finanz- und Wirtschaftskrise  und zuletzt bei der Corona-Krise,  hat sich  gezeigt,  dass Terminals  mit  Reedereibeteiligungen deutlich weniger Ladung verloren haben als  unabhängige Terminals.«  Der Grund:  zusätzliche Erträge der  Reedereien durch  ihre  ßeteiligung an  den Erträgen  der jeweiligen  Hafenanlagen.  Und nun  ist der Zuschlag erfolgt:  Für  100 Millionen Euro hat die chinesische staatseigene Reederei  Cosco  ein Drittel des Hamburger Containerterminals  Tollerort  gekauft.  So  sieht  dann  im  Westen  die Realität gegenüber schönen  geopolitischen Plänen  aus. 

Die USA wollen  aber Europa als Teil  einer westlichen »Wertegemeinschaft•  in ihren Weinnachtkonflikt  mit  dem erstarkenden China  hineinziehen.  Das  kann jedoch  schon  aus  wirtschaftlichen Überlegungen  weder  europäisches  noch  deutsches Interesse sein. 

Sicher  hat Chinas expansive  Wirtschaftspolitik  mit ihren aggressiven  Zügen  auch  für uns  negative  Aspekte:  Der  Staat  stützt  strategisch-industrielle Entwicklungen, schafft Abhängigkeiten anderer  Staaten  auch  in  Europa  durch  Gewährung von .Krediten  oder den Bau bedeutender lnfrastrnktur.  China fördert diese wirtschaftl iche  Expansion  zugleich  durch  protektionistische  Maßnahmen und hält  sich dabei  nicht immer an  die  Regeln  der  WTO. China versucht,  kontrollierenden  Einfluss  nicht  nur  auf ehemals  chinesisches  Territorium  wie  Hongkong  oder Taiwan  zu  gewinnen, sondern  auch  durch  Investitionen  in  der  Europäischen  Union Fuß  zu  fassen  und  damit auch  Abhängigkeiten  zu  schaffen.  Es bedarf also  keiner  weiteren Begründung,  warum  die  chinesische Ennvick:lung die USA und Europa beunruhigen kaim und unseren Interessen zuwiderlaufen könnte. 

Aber  können  wir  das  wirklich  ändern?  Gelegentlich  ist  es nützlich,  sich  nicht  nur eigener histori5chcr Entwicklungsphasen 
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zu erinnern, sondern sich der Gefahren bewusst zu bleiben, die im Konflikt zwischen  etablierten und aufStrebenden Wirtschaftsmächten liegen können.  Auch Großbritannien,  1914 noch die unbestrittene Welonacht,  spürte  schon  in der zweiten  Hä l fte des  19. Jahrhunderts  den  wirtschaftlichen  Aufitieg  des  Deutschen  Reiches und  fühlte  sich  in  seiner  weltbeherrschenden  Rolle  bedroht. 

Deutschland wiederum entwickelte  ein protziges Selbstbewusstsein und eine  nationalistische  Erwartung  des  Machtausgleichs  mit  der Weltmacht  Großbritannien.  Wie heute die  USA und China, so begegneten  sich  Großbritannien  und  Deutschland damals zunächst mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen und verschärftem Wettbewerb.  Das merkantilistische Wirtschaftssystem Deutschlands  machte aus  dem  Wettbewerb  der Unternehmen  dann  zwangsläufig  einen Wettbewerb  der Staaten;  ein Rüstungswettlauf schloss  sich  an. 

Über  viele Jahre  wurde  von  einer  überwiegenden  Kriegsschuld  Deutschlands  am  Ersten  Weltkrieg  ausgegangen.  Aber schon  das  umfassende Werk von  Paul  Kennedy  •The  Rise  ofthe Anglo-German Antagonism  1860--1914c2l  ließ einen anderen, dramatischeren  Hintergrund  erkennen.  Angelsächsische  Historiker wie  Hew  Strachan,  Christopher  Clark  und auch  Graham Allison haben  die  These  der alleinigen deutschen Kriegsschuld  ebenfalls wesentlich  relativiert.  Das ist heute insofern wichtig,  als die wahren  Kriegsursachen  wohl  eher  im  Wettbewerb  zwischen  Großbritannien  und  Deutschland  lagen  als  in  einem  leichtfertigen Kriegsbeginn  durch  das  Deutsche  Reich.  Könnte  der  heutige Wettbewerb  zwischen  der  au&teigenden  Macht  China  und  der bisherigen  •alleinigen«  Weinnacht  USA zu  einem vergleichbaren Konflikt führen? 

Graham  Al.lison,  ehemaliger  Berater  der  US-Verteidigungsminister  unter  den  Präsidenten  Reagan,  Clinton  und  Obama, geht in  seinem Buch  •Destined  for  Ware  auch umfassend  auf die Lage  vor  1914  und auf das  damalige  deutsch-britische  VerhäJtnis ein.  Sicherlich war der Versuch Deutschlands,  seine Flotte massiv 47 
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auszubauen,  angesichts  der  britischen  Interessen  unklug.  Aber dies war eben,  wie vermutlich auch heute der chinesische militärische  Aufbau,  in  erster  Linie  defensiv  orientiert.  Allison  zitiert Tirpitz,  den damaligen  deutschen  Marinechef,  nämlich  so:  »Germany must have a batt1e  fleet so  strong that, even for  the adversary with  the  greatest  sea-power,  a  war  against  it  would  involve  such dangers  as  to  imperil  his  position  in  the  world.«22  Defensiver konnte  man  den Aufbau  der  deutschen  Flotte  kaum  begründen. 

Aber  schon  das  ging  Großbritannien  zu  weit.  Auf jeden  Fall reagierte  Winston  Churchill  als  Erster  Lord  der  Admiralität  in einer Rede im britischen Unterhaus im März  r914 so: »Die bauen Schiffe,  um  eine  Rolle  in  den  Angelegenheiten  der  Welt  zu spielen.  Es  ist Sport für sie.  Es  ist Leben  oder Tod für  uns.«23 

Auch  Robert  K.  Massie bestätigt in  »Dreadnought.  Britain, Germany,  and  the  Coming  ofthe Great Wan,24  dass Tirpitz sich letztlich  schon  r913  zu  einem  Verhältnis  von  16 (britischen)  zu 10 (deutschen)  Schlachtschiffen  bereit erklärt hatte.  Seine  Argumentation:  •Jede  Erhöhung  der  deutschen  Stärke  würde  ChurchilJ  nur  den  Grund  dafür  geben,  das  britische  Programm  auszuweiten.«25 Es waren dann wohl  unglückliche  Missverständnisse auf deutscher  Seite,  die  das  Ergebnis  der  Absprache  in  Zweifel zogen  und  damit  der  tragischen  Entwicklung  ihren  Lauf ließen. 

Beide  Nationen,  über ihte  Monarchien  sogar verwandtschaftlich verbunden, stolperten in den  Krieg. 

Es blieb  kein  Krieg  nur in  Europa  und bleibt  eine  Warnung für unsere  Tage:  Was heute in  Asien zwischen den  USA  und China abläuft,  ist jenseits  aller  europäischen  Kontrolle.  Damals,  1914, erschoss  am  28. Juni  ein  serbischer  Terrorist  den  Thronfolger Österreichs und  dessen Ehefrau  in Sarajevo; kaum jemand kannte diesen  Ort zuvor.  Wie  Dom.inosteine fielen die Mauern des Friedens  in  der Welt:  Noch  im August waren Deutschland,  England, Frankreich  und  Russland  miteinander  im Krieg.  Der Krieg  zog wie  ein  Feuerbrand  um die  Welt.  Was Präsident  Biden  heute  in 
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Asien unternimmt,  kann also auch ein für Europa hochgefährliches  Wagnis  werden.  Die  Zahl der Warnungen nimmt täglich zu.  Eine  Rezension mehrerer neuer Veröffentlichungen  in  den USA  zu  dem  Thema  USA-China  überschreibt  die  •Financial Times� im November 2021: •Give War a Chance• - eine Chance für  den  Krieg!  Diese  •Chance«  gibt  es  insbesondere,  wenn  es nicht  gelingt,  sich  über  die  langfristige  Beziehung  zwischen China und Taiwan zu einigen. 

Denn China wird sich in Asien nicht mit einer Rolle im zweiten  Glied  zufriedengeben.  Ist  Chinas militärischer  Aufbau  wirklich  offensiv orientiert? Sind die  USA in  Gefahr - oder  ist es  nur ihre alleinige Weltherrschaft,  die bedroht wäre?  Sdbstverständlich ist jede  historische Lage  anders. Und auch die militärische Situation zwischen China und den  USA ist heute, angesichts des nuklearen  Patts,  eine  andere  aJs  die  zwischen  Großbritannien  und Deutschland vor 19r4. Doch gewi�e Parallelen sind beunruhigend. 

Henry Kissinger äußerte sich in einem Interview mit der •Neuen Zürcher Zeitung«  vom  Mai  2021  sehr besorgt: •[ . . .  ]  eine  Konfrontation mit  China  [kann] weder im  Interesse der beiden  noch der Welt  sein.  Sie würde einen Konflikt ohne Gewinner heraufbeschwören,  der  wie  der  Erste  Weltkrieg  mit  der  Erschöpfung beider Parteien enden würde.• Kissinger meint dann, dass die •Regierung Eiden  [ . . .  J  jedoch  ein ernsthaftes innenpolitisches Problem  [hat],  weil  die  öffentliche  Meinung in den  USA  China als einen  permanenten  Feind wahrnin1mt  l·· .]  Es gibt Aussichten auf einen  ernsthaften  Dialog,  aber  die  Chinesen  haben  bis jün�t  ein großes Maß  an Feindseligkeit vonseiten der USA  erlebt, während wir unsererseits mit inakzeptablem Verhalten  der Chinesen konfrontiert  waren.  Die  Komplexität  unserer  Beziehung  ist  darum noch  herausfordernder geworden  und wird eine starke politische Führung erfordern.�26  Und  kürzlich  erneuerte  der historisch  so kenntnisreiche  Kissinger  seine  Warnungen  in  einem  Interview mit  der  &Financial  Timcs«21:  Die  »ungehemmte  Konkurrenz« 
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(unrestrained comperition) im Bereich der militärischen Nutzung von artifidal imellige1ue zwischen  den  USA  und  China  müsse dringend durch  einen  Dialog  eingehegt  werden,  sonst  könne  man  keine vernünftigen  Entscheidungen  treffen.  Und  wieder  vergleicht  er die  Lage  mit den  Entwicklungen zwi�chen Deutschland  und England  vor  1914  und  dem  Ersten  Weltkrieg.  Besorgte  Gedanken eines  erfahrenen  Diplomaten.  Wird  Präsident  Biden  dieser  Aufgabe  angesichts  des  innenpolitischen  Druckes  der  Republikanischen Partei  gewachsen sein? 

Auch  Großbritannien  und  die  USA,  wie  übrigens  die  meisten  großen  Staaten  der Welt,  begannen  ihren  Aufstieg  mit  einer aggressiv-expansiven  Wirtschafts- und  Handelspolitik.  China macht  da  heute  keine Ausnahme.  Wenn man  sich  im  •Westen« 

über Chinas handfeste Praktiken erregt,  sollten  wir doch wenigstens  erinnern,  mit  wie viel  Gewalt  Europa,  und  später  auch  die USA,  einst ihre Handelsinteressen  durchsetzten.  So  regierte praktisch schon  die  eigentlich  »private«  britische East Jndia Company seit  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  im Handelsinteresse  Londons ganze asiatische Regionen. Die USA erwiesen sich später als noch handfester,  zum Beispiel gegenüber Japan. jahrhundertelang hatte nämlich Japan fremden aus kultureller Überzeugung den Zugang verwehrt, eine Ausnahme galt nur für kleine geduldete Enklaven. 

Als  das Land  sich  dann  zur  Mitte  des  19. Jahrhunderts  weigerte, den  amerikanischen  Handelsinteressen  seine  Tore  zu  öffnen, schickte  die US-Regierung im Jahre 1853 Commodore Perry auf der  Fregatte  •Susquehanna•  in Begleitung einer  größeren  Flotte mit  dem  Auftrag  nach Japan,  die  Tore  für  den  amerikanischen Handel zu  öffiien.  Als Japan  nicht  folgen  wollte,  beschoss  Perry den Tolcioter Hafen  Yokohama,  und Japan ergab sich den  gewaltsamen US-amerikanischen Handelsinteressen. 

Wir müssen  auch  einige  Aspekte  der  dramatischen Handelsgeschichte  zwischen  China  und  dem  Westen  im  19. Jahrhundert erinnern,  weil  diese  offenbar  noch  heute  im  Bewusstsein  des 50 
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chinesischen Volkes  eine gewichtige RoUe spielen.  Zur M.itte des 19. Jahrhunderts wollte England Tee  aus China mit dem Erlös von Opiumverkäufen  in  China  bezahlen.  Die  chinesische  Regierung betrachtete den Import von  Opium als illegal und vernichtete die britischen  Opiumbestände  in  China .. Darauf eröffnete  England 1840 den  ersten  sogenannten  Opiumkrieg.  China  unterlag  und musste Hongkong an England abtreten. Soll China das heute vergessen, wenn  es  um  Hongkong geht? 

Auch die weiteren  ausländischen  Interventionen  in  China im 19. Jahrhundert,  die  zum  Verfall  des  chinesischen  Kaiserreiches führten,  sind im  Gedächtnis  des  Landes  nicht gelöscht.  Ende des 19. Jahrhunderts verkündete  der  US-amerikanische  Außenminister John Hay die sogenannte •open door�-Politik.  Ziel war es, die verschiedenen  europäischen  Mächte,  die  sich  mit  ihren  Wirtschaföimcressen  in  China  niedergelassen  hatten,  so  zu  koordinieren,  dass  sie sich  dabei  regional  nicht ins Gehege  kamen. Hay erklärte  zwar,  dass  das  zum  Schutze  Chinas  erfolge,  aber  im Grunde  handelte  es  sich ja um die Absteckung  ausländischer  Interessen auf chinesischem Gebiet,  eine Angelegenheit,  die eigentlich  dem  Kaiserreich  China hätte  zustehen  müssen. 

Auch diese Po l

itik  der Amerikaner und Europäer ist bis  heute in  China  nicht  vergessen.  Im Kapitel •Was Xi's  China will�  weist Graham Allison auf die Folgen  eines Manövers  von zwei US-Flugzeugträgern vor Taiwan  hin,  die  Clinton beordert  hatte,  um den wachsenden  Einfluss  der Volksrepublik auf die  Zukunft des  Inselstaates einzudämmen:  •China  grub  die schmerzhaften  Erinnerungen  an  das Jahrhundert  der  Demütigungen  aus  und  rüttelce  das Selbstbewusstsein  der  militärischen  Führung auf,  die  sich  verpflichtete,  das  immer  Notwendige  zu  tun,  um derartige  Unwürdigkeiten  zukünftig  zu  vermeiden.�28  Den  Politologen  und  den nur auf die augenfälligen  Interessen ausgerichteten heutigen  Politikwissenschaftlern sei das  in ihre Bücher geschrieben:  Geschichte ist  aus  innenpo l

itischen  Gründen  für  die  Interessen  heute  oft 51 
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mächtiger als manches Ereignis der Gegenwart. Die erfahrene Diplomatin  und Außenministerin der USA  (von  1997 bis 2001) Made!eine  Albright  schreibt:  •When  diplomats  sit  at  a  table,  hiscory lingers  alongside  and  has  much  to  say  about  how  countries think . .:29 

Dass  China  für  die  USA  und  für  den  Westen  eine  geopolitische,  wirtschaftliche  und ideologische Herausforderung darstellt, ist leicht zu verstehen.  Doch  mit Selbstüberschätzung werden wir dem nicht erfolgreich begegnen können. Die Idee,  Europa könne den USA bei  der  Eindämmung  Chinas  in Asien behilflich  sein,  ist sowohl  unrealistisch  als  auch  für Europa  höchst  gefährlich:  Zum einen hat Europa in Asien heute keinerlei  Machtpotenzial,  außer als Kunde  für chinesische Waren  und als Lieferant für  europäische Produkte  in  die  asiatische  Region.  Aber  diese  europäischen  Potenziale sind keine wirkungsvolle Basis fiir einen entscheidenden Einfluss auf die chinesische Politik. Als mögliches Mittel für einen ständigen  Dialog  und  die  damit  verbundene  Hoffoung  eines 

•Wandels  durch Annäherung•  wären  Wirtschaftsbeziehungen  sicherlich aussichtsreicher.  Diese Politik bleibt deswegen deutsches und europäisches Interesse, aber diesen Weg will Biden offenkundig für Europa blockieren.  Wird Europa,  entgegen seinen vitalen Interessen,  folb>sam sein? 

Hier  stellt  sich  die  grundsätzliche  Frage:  Könnte  und  sollte Europa  die  USA  bei  deren  selbst  gewählter  Aufgabe  als  Führungsnation des Westens,  den •Herausforderungen  der Autokratien«  entgegenzutreten,  überhaupt  unterstützen?  Die  Formulierung vom •Kampf gegen die Autokraten« nutzte schon Woodrow Wilson  im Ersten  Weltkrieg  mit  dem  bekannten  katastrophalen Ergebnis.  Auch  eine  Erweiterung  der  Aufgaben  der  Nato  nach Asien steht gelegentlich zur Debatte, wäre aber angesicht.� der Statuten  der  Nato  militärisch  ein  unzulässiger  Weg.  Oder  könnte Europa  den  USA  den  Rücken freihalten,  indem  wir sie  im europäischen  Raum verteidigungspolitisch  entlasten und  einen  höhe-52 
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ren Anteil  der  Kosten  der  Nato  übernehmen?  Das  aber  setzte voraus,  dass  die von  den USA als •Schutzmacht« Europas aufrechterhaltene Bedrohungskulisse (Russland) überhaupt besteht und ihr auf diesem Wege  erfolgreich  entgegengewirkt werden könnte.  In Wirklichkeit  könnte jedoch  der  konfrontative  Kurs  der  USA  in Asien  mögliche  Risiken  für  Deutschland  und  Europa  im  europä ischen  Raum  erhöhen.  Käme  es  nämlich  zu  einer  ernsthaften Auseinandersetzung  zwischen  den USA und China im  asiatischen Raum  - und  die  ll.isiken  steigen  auch  wegen  Taiwan  -,  dann könnte  Russland  als  nun  de  facto  Verbündeter  Chinas  eventuell sogar versucht sein,  zur Entlastung  Chinas  den  Druck  im europäischen Raum zu verstärken.  Hier wird  erneut  der verhängnisvolle Fehler des Westens nach  1990  erkennbar,  nämlich jene  US-Politik, die  das  europäische  Russland auch wegen innenpohtischer  Stimmungen  in  Amerika  an  die  Seite  Chinas  gedrängt  hat.  Wenn Wolfgang  lschinger,  Vorsitzender  der  Münchner  Sicherheitskonferenz,  meint,  die Annäherung Russlands an  China sei das Ergebnis der Sanktionen des Westens nach der Krim-Annexion  2014, so ist das  nicht nur historisch falsch,  weil  schon  in den  i99oer Jahren und dann zunehmend seit Beginn des  neuen Jahrtausends auch die militärische  Zusammenarbeit  der beiden  Mächte  deutlich  zugenommen hatte.  Jschingers  Behauptung ist leider auch ein typisches Beispiel  für eine besonders in  Deutschland  verbreitete Praxis,  nur Russland  die  Schuld  an  der Entfremdung zum Westen  zu  geben. 

Die US-amerikanische politische Literatur ist hier viel objektiver.30 

Bidens  China-Doktrin,  deren  deutliche  Härte  wiederum auch der Rücksichtnahme auf repllblikanische Zustinunungen für seine innenpolitischen Ziele dient,  ist aus meiner Sicht erneut ein gefahrlicher Fehler  des Westens:  China wird  einerseits auf seinem Wege  zu  einer  der  beiden  großen  Wirtschaftsmächte  der  Welt nicht  aufzuhalten  sein,  und  es  ist  andererseits  auch  nicht  zu  erwarten,  dass  China  die  Werte  des  Westens  übernimmt.  China wird auf dem  von  ßidcn eingeschlagenen Weg sicherlich interna-53 
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tional nicht  kooperativer  werden.  Kooperation  in Asien, nicht Konfrontation,  bleibt die  einzige  Hoffnung auf Frieden in  der Welt.  Denn:  Die  größte  Gefahr  für  die  Menschheit  insgesamt droht  doch  heute  nicht vom  chinesischen Kommunismus,  sondern vom  Klimawandel! 

Hier  steht  Europa,  hier  steht  Deutschland  folglich  vor  einer elementaren  politischen  Wegscheide:  Was sind  unsere  Interessen? 

Ist  die  von  ßiden  programmierte  Politik  einer  Wiederherstellung der weltweiten  Dominanz  der  USA  im  deutschen  und  europäischen  Interesse?  Sind wir  an  einer  •Weltmacht«  USA  interessiert? 

Eine ehrliche Antwort ist gefordert.  Sicherlich,  die alte Zeit hatte auch für Europa ihre  Vorteile.  Aber sie heute auf dem Wege einer Konfrontation  mit  China  wiederherstellen  zu  wollen,  ist  illusorisch  und  nicht  in  unserem  Interesse.  Der von  Biden  eingeschlagene Weg ist gefährlich fur Europa  und die  Welt. Es kann  deswegen  auch  nicht deutsches  Interesse  sein,  sich  an  dieser  vermutlich ebenso vergeblichen wie  gefährlichen  Politik  der  USA  zu  beteiligen.  Der  Weg  der  USA  ist  angesichts  der  Größe  Chinas,  seiner Geschichte,  seiner  Traditionen  und  großen Kultur  ohnehin  aussichtslos.  Versuche  der  USA,  in  anderen Regionen  der Weh gegenüber sehr  viel kleineren Nationen  Regimeändcrungcn  durch Druck  herbeizuführen,  zeitigten  doch  kaum  Ergebnisse.  Auch Sanktionen haben noch nie  den  gewlinschten  Politikwechsel  erbracht,  jedoch  öfter  eine  Stärkung  der  reaktionären  und  antidemokratischen Kräfte. 

Aus der Sicht des von bitteren Erfahrungen  geprägten  Europa ist die  Konfrontation der USA mit  China,  die Trump begann und die  Eiden  nun  leider  verschärft  und  unerbittlicher  vorantreiben will,  eine  Tragödie.  Warum  können  die  Regierungen  der USA nie  von  eigenen  Fehlern  und  den  Erfahrungen  anderer  Lände[ 

lernen?  Ist  Geschichte  für  sie  inuner  noch  ,bunk�,  also  Quatsch, wie Henry Ford einst meinte? Es gibt doch so  viele Beispiele, dass offensive  Rückzugsgefechte  einer bisher vorherrschenden  Welt-54 
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macht am Ende nur zu  deren Selbstzerstörung geführt haben. Wir haben schon auf den  erfolglosen  und  am Ende tragischen Versuch Englands  verwiesen,  dem  Deutschen  Reich  1914  einen  ebenbürtigen  Platz  zu  verweigern;  der Versuch endete  schließlich  1939  in einem letztt:n heldenhaften Aufbäumen Englands,  aber die stolze Nation musste sich  1945  dann doch  den USA untenverfen  und ist heute  in  der Welt  vielleicht  sogar  weniger  einflussreich  als  das besiegte  Deutschland. Eine  uneinsichtige Weltmacht kann sich  in der  Behauptung  unhaltbarer  Positionen  selbst  schwer  gefährden. 

Napoleons  Schicksal ist  ein Menetekel. 

•Tamlng  American  Power«,31  die  Macht  Amerikas  zähmen, betitelte  der  Harvard-Professor for  International  Affairs  Stephen M. Walt  ein weiteres Buch,  in dem er nach Wegen  sucht,  wie die große  Stärke  der  USA  genutzt  werden könnce,  um  einen für  die USA  selbst  fruchtbaren  Weg  einzuschlagen.  •Was  wir brauchem, schreibt Wale hier,  •ist  ein  stärkeres  Vertrauen  in  die  fundamentalen  Prinzipien  und  Institutionen  und  mehr  Weisheit,  um  zu verstehen,  was  US-Macht  erreichen  kann  und  was  nicht«,32  und 

•obwohl  Geografie,  Geschichte  und  Glück  zusammen  den  Vereinigten  Staaten  eine  bemerkenswerte  Sunune  von  Vorteilen gegeben  haben,  wäre es  noch  immer  möglich,  sie  zu  verschleudern.•"  In Europa wurde übrigens der ßcweis erbracht, dass auch ein diktatorisches Regime, nämlich  die  DDR,  friedlich  zum Einsturz  gebracht  werden  kann,  wenn  das  bessere  Vorbild auf der Gegenseite  überzeugend  gelebt wird.  Das  soUte  auch  ein Teil des Konzeptes  der  USA  und  Europas  bei  jeder  Konfrontation  mit autoritären  Regierungen  bleiben. 

Für  einen Europäer ist  es  heute jedenfalls  beunruhigend  zu sehen,  wie  die  USA,  offenbar  unbeeindruckt  von  ihren vielen internationalen Fehlentscheidungen, immer wiede.r dieselben Irrtümer begehen,  nun gegenüber China. Eine Politik, die, aus europäischer  Erfahrung  betrachtet,  nur  in  ein  selbst  verschuldetes Unglück  führen  kann.  Geschichte  ist  eben  kein  »Quatsch�,  son-55 
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dem ein - allerdings meist erfolgloser - Lehrmeister.  Der Historiker  Ludwig  Dehio hatte  recht,  wenn er in seinem Buch  •Gleichgewicht  oder  Hegemonie«  schreibt:  »Die  Erneuerung  des Geschichtsbildes  - sie  ist  eine  der  großen  Aufgaben  der  Gegenwart.:;34  das  gilt  auch  heute  für  Deutschland,  für Europa  und  für die USA. 

Europas größte Hilfe für die USA in der heutigen, vermutlich schwierigsten  Lage  ihrer  Geschichte,  wäre  es,  einen  erfahrenen Rat  zu  geben:  Übernehmt  euch  nicht,  achtet  auf eure  wesentlichen  zivilisatorischen  Stärken!  Kein  Ratgeber  wäre  dafür  so geeignet  wie  Großbritannien.  Doch  wie  Leopold  von  Ranke, Deutschlands  großer  Historiker,  schrieb:  -.In  der  Natur  vorwaltender  Mächte  liegt  es  nicht,  sich  selbst  zu  beschränken:  die Grenzen müssen ihnen  gesetzt werden.•35 Auch  die  USA werden vermutlich  den  Rat  des  weisen  Mannes  nicht  hören,  nicht verstehen  und  nkht  beherzigen.  Aber  wenn  heute  in  A�ien  eine Kriegsgefahr droht,  dann eher wegen  der konfrontativen Strategie der USA und deren  Absicht,  in  Asien  einen •Wirtschaftskrieg« zu führen, als wegen  des Aufstiegs der Volksrepublik China. 

Trotz  US-amerikanischer Einwände  ist es also heute Europas Interesse,  China  für  den  Ausbau  unserer  eigenen  Stärke  zu  nutzen und dabei bemüht  zu  bleiben,  auf diesem Wege Einfluss auf das gefahrliche Verhältnis  USA-China  auszuüben.  Denn niemand sollte  glauben,  dass  Europa  aus  einem  Krieg  zwischen  USA  und China  unbeschädigt  herauskäme;  dafür  \VÜrden  schon  die  USA sorgen!  Siehe  Afghanistan  vor  zwanzig Jahren.  Europa  sollte deswegen  mit  Blick  auf unsere  europäischen,  aber  auch  auf die amerikanischen  Erfabrungen  beginnen,  in  den USA  eine  offene mediale  Überzeugungsarbeit  für  eine  mäßigende  US-Politik gegenüber  China  zu fördern. Wire  das  eine  Einmischung  in  die inneren Angelegenheiten der USA? Darüber könnten sich jedenfalls  die USA  nicht beschweren,  es war schon immer ihre  Politik, auch  in  Europa. 
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Russland als Nachbar Europas 

Die  Beziehungen  Deutschlands  und der EU zu  Russland  werden von  den  USA  so  einseitig  dom.inicrt wie  gegenüber  keinem  anderen Land der Welt, auch nicht gegenüber China.  Das geht auf die geopolitischen  Interessen der USA  am •Brückenkopf« Europa zurück, wie ich diese Interessen bereits beschrieben habe.  Die negative  Einschätzung Russlands durch die USA hat eine fast  150Jahre alte Tradition.  Das �Evil Empire«  Russland beherrschte die Politik der  USA  mit  nur  kurzen  Unterbrechungen  während  der  Kriege gegen  Deutschland.  Es  ist  wichtig,  wenigstens  den  Versuch  zu machen, diese US-amerikanische Russland-tPhobic• zu verstehen. 

Die  Russische  Föderation  ist  geografisch  unter  den  drei Großmächten die größte und uns Europäern auch die nächste. Sie erstreckt  sich  über  elf Zeitzonen  vom  fernen  Asien  bis  an  die Grenzen Litauens,  hat aber eine zahlenmäßig wesentlich kleinere Bevölkerung als China,  als  die  USA  und auch  als die Europäische Union.  Zudem  ist R.ussland auch  wirtschaftlich  wesent1ich  unbedeutender  als  die  USA,  China  und  auch  als  die  EU.  Russland vcrfi.igt  über  eine  exzellente  Wissenschaftsstruktur,  aber  seine wirtschaftliche Stärke liegt im Wesentlichen im Bereich der Rohstoffe,  insbesondere  aber  in  C02-belasteten  Energierohstoffen, keine  gute  Perspektive. 

Russland  ist  nicht  nur Europas  Nachbar,  sondern  auch  eine europäisch  geprägte  Nation.  Und  wie  es  bei  Nachbarn  eben  so ist,  entstehen  dann  auch  besondere  Beziehungen  - des  Streits, aber  auch  der  Zusammenarbeit.  Oft  allerdings,  wie  es  zwischen Russland, Europa und Deutschland der Fall war,  auch auf Kosten der  zwischen  den  beiden großen Ländern liegenden  kleineren Nationen.  Insbesondere  Polen  wurde  wiederholt  zum  Opfer deutsch-russischer Interessenpolitik. 

Auch  Russlands  außenpolitische  Interessen  sind  von  historischen  Erfahrungen  geprägt.  Das  Land  musste  immer  wieder 57 
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Angriffe  aus  dem westlichen Europa abwehren,  die  mit großen Verwüstungen und Millionen  von Toten verbunden waren. Man erinnert  eben  Geschichte nicht nur im Westen:  Im  Gedächtnis der  Russen  leben  noch  immer  der  Einfall  des  schwedischen Königs  Karl  XII.  im  frühen  18.  Jahrhundert,  die  Verwüstungen Russlands  durch Napoleon  und  später  durch  Adolf Hitlers deutsche  Armeen.  Angriffe,  die  nur  über  die  weiten  Flächen  der weißrussischen Ebenen und der Ukraine geführt werden  konnten  und  die  angesichts  der  geografischen  Bedingungen  kaum eine unmittelbare Verteidigung zuließen:  Nur im  Raum konnte man den Gegner erschöpfen;  das zerstörte dann aber auch Russland  immer wieder.  Historisch  wurde  Russland jedenfalls  sehr viel  öfter  aus Westeuropa angegriffen  als  umgekehrt,  und sogar als die »weiße• Armee zu Beginn der r92oer Jahre versuchte,  die 

-.rote«  Armee  der russischen  Oktoberrevolution  zu  bekämpfen, standen  US-amerikanische  Truppen  auf russischem  Boden  aufseiten  der  •Weißent.36 

Die  Sowjetunion  hatte  die  größten  Opfer im  Krieg  gegen Nari-Deucschland erbracht,  Berlin erobert und suchte nach 1945 

in ihrem geopolitischen Westen, dem von ihr so genannten •near abroadt,  endgültig ein  aus  russischer  Sicht  sicheres  Glacis gegen die wiederholten  Angriffe  aus  der westeuropäischen Halbinsel. 

Das  war  Stalins  Interesse  auf der Jalta-Konferenz  1945,  und das führte  zu den dort  vom amerikanischen Präsidenten Franklin D. 

Roosevelt  eingeräumten  Konzessionen  der Verschiebung Russlands nach Westen. Russlands geopolitische  Interessen werden erst dann  verständlich,  wenn  man  eben  auch  russische  Sicherheitserfahrungen  betrachtet.  Natürlich  könnte  Russlands  Verhalten immer  auch  als eine  expansionistische Strategie verstanden werden, und nach  1945,  im Kalten Krieg, musste man auch die expansive  ideologische  kommunistische Weltsicht Moskaus  in Betracht ziehen.  Folglich  begannen  die  USA schon  1946 konsequent  eine Politik  des  •containmentst,  der  •Eingrenzung«;  eine  weltweite 58 
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Auseinandersetzung  zwischen  •West•  und •Üst• - es  begann  der Kalte Krieg. 

Der Zerfall  der  im  Zweiten  Weltkrieg siegreichen Sowjetunion  am Ende des Kalten  Krieges nach  1990  hat dann das Selbstbewusstsein  der  Siegermacht  des  Zweiten  Weltkriegs  schwer erschüttert.  Verfolgt  man heute  die  Äußerungen  Putins  und  die russischen  Medien  aus  dieser  Sicht,  so  ergibt  sich  eher  das  Bild eines  Landes,  das  nach  den  fehJgeschlagenen  Reformversuchen unter  Gorbatschow  und Jelzin  und dem  demütigenden  Zusammenbruch  am Ende  des  Kalten  Krieges  seinen  verlorenen  Stolz wiederfinden  wollte  - und  gefunden  hat.  Nun  sucht  Russland verständlicherweise  einen Weg zurück auf die Weltbühne.  Dabei kann  es  seine  autokratische Tradition vermutlich ebenso  wenig über Nacht ablegen wie die USA ihre  Überzeugung,  als die •auserwählte• Nation ein Recht auch auf eine gewaltsame Gestalrung einer Weltordnung in  ihrem Sinne  zu haben.  Purin brach mit der Annexion  der  Krim  das  Völkerrecht,  aber  auch  die  USA  haben sich nach dem Ende des Kaken  Krieges unter anderem im Nahen Osten  nicht  immer  an das  Völkerrecht gehalten.  So mussten die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages feststellen, dass  zum Beispiel Russland im  Falle Syriens mit seiner Unterstützung  des  Bündnisparmers  Assad  völkerrechtlich  gerechtfertigt handelte,  während die USA mit ihrer militärischen Unterstützung aufständischer,  zum Teil auch  terroristisch  durchsetzter Bürgerkriegsparteien  das  Völkerrecht  verletzten.  Und  auch  der  Irak

Krieg war eine  klare Verletzung der UN-Charta. 

Gibt es Anzeichen für eine Absicht Purins,  Russlands Grenzen nach  Westen gewaltsam  zu  verschieben?  Es gab  und  es  gibt nach meiner  Kenntnis  keinerlei  Hinweis,  dass  die  Sowjetunion  von 1945  bis zum Ende  des Kalten Krieges jemals  vorhatte,  den westlichen  Teil  Europas  militärisch  anzugreifen.  Das  ist  nicht  nur  das Ergebnis  der intensiven  Srudien  von  Raymond L. Garthoff, • The Great Transition«,37 sondern wird  auch von •westlichen« Politikern 59 
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in  den Jahren  zwischen  1945  und  1992 immer wieder  bestätigt. 

Zwar wurde  oft aus innenpolitisch  motivierten  Gründen,  gerade in Deutschland,  vor  Wahlen  oder in  besonderen  Krisenzeiten  auf solche  angeblichen  expansiven  Absichten  der  Sowjetunion  verwiesen,  doch  konnten  bisher  keine Beweise für diese Behauptungen erbracht werden. In seinem ersten Buch zur Sicherheitsstrategie  Deutschlands  und  des  westlichen  Bündnisses  »Verteidigung oder Vergeltung«  zitiert  Helmut  Schmidt  unter  anderem  den  bedeutenden  Militärhistoriker  Liddell  Hart:  •l . . .  )  die  Führung  der Sowjetunion  habe bisher nichts  getan, was darauf schließen lassen könnte,  dass sie  überlegterweise  einen  Krieg  wolle.«38  Allerdings warnte  Schmidt  schon  damals,  dass  ein fehlerhaftes  Verhalten  des Westens  oder  der  Nato  (1961 !),  das  den  Eindruck  hervorrufen könne,  zu  einem  günstigen  Zeitpunkt  zuschlagen  zu  wollen,  die Sm..jetunion zu  einem frühen  Gegenschlag veranlassen könnte. 

Die Situation  ist  heute wohl  nicht grundsätzlich  anders.  Wer spielt hier mit wessen Ängsten?  Ist  es  heute  die  Russische  Föderation,  die  die Ängste  des Westens fordert?  Der  ehemalige  deutsche  Botschafter  Rüdiger  von  Fritsch  zitiert  in  seinem  Buch 

•Russlands Weg. Als Botschafter in  Moskau«  Putin mit den Worten:  •Trotz  aller Probleme,  die  wir in Wirtschaft, im  Finanzwesen, in der Verteidigtmb'Sindustrie und in der Armee hatten,  blieb  und bleibt  Russland  überraschenderweise  die  größte  Atommacht. 

Nein, niemand wollte ernsthaft mit uns sprechen, niemand hörte uns zu.  Hört jetzt zu!«39 Aber war das eine Drohung?  Im  Grunde war es doch nichts anderes  als das, was auch die US-amerikanische Seite immer wieder betont:  Niemand könne ungestraft einen Angriff auf die  USA  auslösen  - was  auch  Präsident  Biden  kürzlich erneut betonte. Jede Atommacht sorgt deswegen dafür,  stets eine Zweitschlagkapazität  zu bewahren,  um  so  einen  Erstschlag  der anderen Seite  zu  vermeiden. 

Betrachtet  man  heute  die  Äuß�rungen  der  US-Regierung zum  Thema  Russland  oder  auch  die  angelsächsischen  - und 60 
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leider oft auch die  deutschen - Mt!dien, so klingt  es,  als wäre  ein russischer Angriff auf Europa immer noch oder schon wieder ein möglicher  Bestandteil  russischer  Politik.  Gibt  es  dafür  glaubwürdige  Belege?  Wenn  kürzlich  an  den  Grenzen  der  Ukraine oder auch  gemeinsam  mit Belarus  große  russische  Militärmanöver stattfanden,  waren  das  Vorbereitungen  für  einen  Angriff auf das  Territorium  des Westens?  Oder war es  eine Drohung Putins für den  Fall  einer Aufuahme  der Ukraine  in  die  Nato  und  die möglichen  Folgen  für  den  Donbas?  Ich  werde  darauf zmückkommen. 

Wie  also  sollen wir Europäer heute  die  russischen Interessen und  Putin  wrstehen?  Es  gibt  unzählige  Bücher  iiber  Purin  und seine  Absichten  und  unzählige  Reden  und  Interviews von  ihm. 

Soweit ich  sie  habe  lesen  könnt!n,  sieht  der Westen  fast  nur den machtpolitischen  Nationalisten.  Aber niemand von  uns  im Westen,  der  ihn  nicht  als  Russe  in  Russland  erlebt,  kann  ihn  und seine  innenpolitischen Wege  wohl  wirklich  verstehen.  Ist  es dann besser,  ihn  vorsichtshalber  für  gefährlicher  zu  halten,  als  er  sein mag? Richten wir uns am sichersten militärisch auf einen gefährlichen  Putin  ein?  Wir  wollen  aber  Sicherheit  gegenüber  Putin; die bisherige Politik der Konfrontation vonseiten des Westens  hat diese jedenfalls  nicht  erbracht.  Könnten  wir nicht  statt  der  stäncligen Dämonisierung Purins einfach  mit einer normalen  menschlichen Erfahrung beginnen:  Nur im Dialog kann  man  erkennen, was  der  andere  will  und  wo  gemeinsame  Fortschritte  möglich wären.  Also  muss  man reden und  sollte  Gespräche nicht blockieren!  Denn Europa darf Russland � und wiederum hatten  Macron und Merkel  recht!  - nicht  an  China  verloren geben. 

Wenn Deutschland einen Dialog mit Russland  vorantreiben will, entsteht jedoch in den USA und auch in einigen europäischen Ländern der Verdacht, Deutschland strebe besondere Beziehungen zu  Russland  an,  auch  auf Kosten  anderer  europäischer  Staaten. 

Und dann kommt natürlich  auch clie russisch-deutsche Geschlchte 61 
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wieder in  Erinnerung:  Der Vertrag  von Rapallo  (1922}  zwischen dem  Deutschen  Reich  und  der  Sowjetunion,  den  Reichsaußenminister Rathenau wenige Tage vor seiner Ermordung durch  eine rechtsradikale  Gruppe unterzeichnete, störte  schon kurz nach dem Versailler Friedensvertrag die  Westmächte  auf.  Und dann  ist natürlich der Hitler-Stalin-Pakt (1939) unvergessen. 

Und  weiter  zurück  in  die  Geschichte:  Deutsch  sprechende Staatsmänner,  Offiziere  und Wissenschaftler,  besonders  aus  dem Baltikum,  hatten  schon  im  17.  Jahrhundert,  seit Peter  dem  Gro

ßen,  inuner wieder Einfluss  auf die Entwicklung Russlands.  Und als Napoleon  1.  die  deutschen  Staaten unterworfen hatte,  um sich dann  1812  im Krieg  gegen  Russland die  tödliche  Niederlage  zu holen,  war es  auch Zar Alexander !.,  der  die Befreiung der deutschen  lande  von  der  Herrschaft  Napoleons  möglich  machte. 

Schon während Napoleom Rückzllg alls Rllssland schloss Ludwig GrafYorck  1812 im litauischen Tauroggen einen Sonderfrieden mit Russland  und  forderte  Preußen  auf,  eine  breitere  Allianz  gegen Napoleon in Europa zu  schaffen.  Auf dieser  Grundlage begannen dann in Deutschland die Befreiungskriege gegen die französischen Besatzer.  Im  gleichen  Jahr  war  auch  der  preußische  Major  und später  so  bedeutende  Militärtheoretiker  Clausewitz  in  russische Dienste  eingetreten,  um dort den Kampf gegen Napoleon  aufzunehmen;  und auch  der  preußische  Reformer  Freiherr vom  Stein wurde 1812 von Zar Alexander 1. als Berater nach Russland geholt. 

Was will Russland  heute?  Ist Russland  eine  militärische  Gefahr fur Westeuropa?  Müssen wir  uns mithilfe  der  USA militärisch wappnen gegen einen möglichen Angriff Russlands auf das westliche  Europa? Waren  Russlands  Annexion der Krim und der Eingriff in  den  regionalen  Bürgerkrieg  in  der  Ostukraine  nur  der Beginn weiterer Angriffe  auf die  Ostgrenzen  der EU?  Besteht die Gefahr, dass Russland als Energielieferant Deutschlands und Europas  uns  von  seiner  Außenpolitik  so  abhängig  gemacht  hat,  dass wir  erpressbar  geworden  sind?  Die  Sowjetunion  hatte  während 
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des  Kalten  Krieges  niemals  auch nur  den  Versuch  gemacht,  die Abhängigkeit  Deutschlands  von  russischen  Gaslieferungen  als Druckmittel  auf die deutsche  Politik  zu  nutzen. 

Hat  sich  aber vielleicht  der  Westen  insgesamt nach  1990  zu selten  Mühe  gegeben,  aus  der geografischen Nähe Russlands zu Europa  die  richtigen  Schlüsse  zu  ziehen?  Haben  wir  Russland durch  die  Erweiterung  der  Nato  aus  Europa  vertrieben?  Empfindet vielleicht die  russische Bevölkerung ihrerseits eine Gefahr aus dem Westen?  Umfragen  in Russland sprechen dafür.  Machte der Westen,  machten in  erster Linie  aber die USA  entscheidende Fehler,  indem  sie  die  Möglichkeiten  einer  Verständigung  mit Russland nach Ende  des  Kalten  Krieges  ungenutzt ließen? 

Die USA haben bei der Befreiung Europas von der deutschen Tyrannei  des  Nationa1sozialismus  eine  entscheidende  Rolle  gespielt.  Nicht  nur  dafür  bleiben  wir Deutsche  dankbar,  denn  sie befreiten  nicht nur uns, sondern auch den vom  nationa1soz.ia1istischen  Deutschland  besetzten  Teil  Europas.  Insofern  darf es  auch von Bundespräsident Richard von Weizsäckers großer Rede vom 8.  Mai  1985  keine Abstriche  geben.  Doch,  was für uns Befreiung vom Nazi-Terror war, war nicht das alleinige, vielleicht nicht einmal das  vorrangige  politische Ziel  der USA. 

Welche  Interessen verfolgen  die  USA  heute  auf dem  europäischen  Kontim.:nt?  Was  veranlasst  die  USA,  sich  als  �Schutzmacht« Europas zu verstehen? Eine Aufgabe,  die sie doch Europa gegenüber  meist  nur  als  Last  darstellen.  Sind  sie  nicht selbst als Atommacht und  durch zwei große  Ozeane  nach  Ost  und West ausreichend  geschützt?  Ist  es  Solidarität  mit  dem  sonst  schutzlosen Europa,  oder verfolgen  sie  in Europa  eigene  geopolitische Interessen?  Und was könnte das  für  die  Sicherheit und Zukunft Europas  bedeuten?  Nur wenn  wir  so  fragen  und  die  US-amerikanischen  Motive  und  Interessen  im  Zusammenhang  mit  den deutschen  und  europäischen  Interessen  bedenken,  können  wir Europas  Sicherheitsstrategie  sinnvoll  debattieren. 
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Die  Politik  der Vereinigten  Staaten war sdt  deren Eintritt in den  Ersten  Weltkrieg  auf  eine  geopolitische  Herrschaft  im 

•heartland«  (Herzland)  gerichtet und hat sich im  Sinne Mackinders bis heute konsequent auch nach dem Ende des Kalten Krieges  fortgesetzt.  Schon  unmittelbar  nach  Öffiiung der  Mauer,  als Gorbatschow und später Jelzin  durchaus  erkennbar den  Versuch machten,  eine  neue  Partnerschaft  mit  den  USA  zu  begründen, reagierten diese nur als  Sieger des Kalten Krieges und ließen  die alten  Gegensätze  zwischen  den  USA  und  Russland  wieder  aufbrechen. 

Selbstverständlich schufen die  USA  nach  1945,  auch  im  Interesse  Europas,  einen  Wall  gegen die Ausbreitung des Kommunismus in  Wt:steuropa.  Und ihre Anwesenheit in Berlin war  entscheidend für die Bewahrung des westlichen Teils dieser Stadt vor sowjetischer  Übernahme.  Aber dass  es  in  dieser Zeit eine  militärische  Bedrohung  des  Westens  gegeben  habe,  wird von  Fachleuten bezweifelt.  Raymond  L.  Garthoffbelegt in  seiner weithin anerkannten Studie  der Brookings  lnstirution •The Great Transitirnn  detailliert,  dass  die  Unterstellung  aufSeiten  des  Westens,  es drohe in Westeuropa  eine militärische Gefahr sowjetischer Intervention, immer falsch gewesen sei,  aber dass der Westen  auch  irre, wenn  er  heute  davon  ausgehe,  der  Kalte  Krieg  sei  durch  geopolitisches  •Containment«  (Eingrenzung),  durch militärische Abschreckung oder  durch  Hochrüstung  des Westens  unter  Reag-,m entschieden  worden.  Nein,  schreibt  Garthoff ausdrücklich,  der 

»Sieg�  kam vielmehr erst,  als  eine  meue  Generation sov.jetischer Führer  realisierte,  wie sehr ihr System zu  Hause  und  ihre  Politik auch jenseits  ihrer  Grenzen  versagt  hatten [ . . .  ]  Michail  Gorbatschow  r .. ·l  beendete  den  Kalten Krieg•."° Warum aber gelang es nach  1990  nicht,  eine  konstruktive  Beziehung  des  Westens  zu Russland  aufzubauen? 

Sicherlich war es auch  Russland,  das nach  1990  eine Verständigung  mit  dem Westen  erschwerte. Um diesen  Zusammt:nhang 
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zu verstehen, sollte man  Horst Teltschiks  Buch  •Russisch� Roulette. Vom Kalten  Krieg zum Kaken Frieden«4t  sorgfältig  lesen, denn als engster außenpolitischer Berater von Bundeskanzler Helmut  Kohl  erfuhr  er  die  damaligen  Zusammenhänge  aus  erster Hand,  und  insofern  verdanke  ich  auch  seinem  Buch  sehr  viele wertvolle Hinweise.  Drei Reflexe Russlands,  so  betont Teltschik, machten  es  aber  nach  dem  Ende  des  Kalten  Krieges  besonders schwierig:  das  Selbstverständnis Russlands  für  die  eigene  Sicherheit;  die  von Russland  empfundene  Vernachlässigung seiner  Interessen  im  Umgang mit  Osteuropa  nach  1990;  und  schließlich das,  was  diese alte Nation als eine Missachtung ihrer •Würde« verstand.  Im Mittelpunkt  steht dabei immer wieder die russische  Reaktion  auf die  Ausdehnung  der Nato  auf Staaten  des  ehemaligen Warschauer  Paktes  und,  im  Fall  der  Ukraine,  sogar  auf ein  langjähriges  ehemaliges  Staatsgebiet  Russlands.  Die  Erweiterung  der Nato  nach  dem  Fall  der  Mauer  bleibt  bis  heute  ein  gefährliches Element in  den  Ost-West-Beziehungen. 

Natürlich bereitete die Nato-Erweiterung keinen Überfall auf die  Russische  Föderation  vor,  aber  Sicherheit  ist  eben  immer auch  ein  Gefühl,  eine  •Wahrnehmung•.  In  dem  Sammelband 

•Deutschland in Europa«  durchforstet Eberhard  Schulz,  ehemals stellvertretender  Forschungsdirektor  der  Deutschen  Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP), in  einem Artikel das Thema  •Die Wahrnehmung  der Deutschen durch die Russen«  und kommt  zu dem Ergebnis, dass das •schällite Reizthema  der westlichen  Osteuropa-Politik ( . . .  ]  für  die  Russen  die  Erweiterung  der  Narn nach  Osten  [sei]«,  und  fährt  fort:  •Die  deutsche  Politik  könnte nun  ( 1997!]  kaum einen schlimmeren  Fehler begehen als pauschal gegen  Russland  Partei  zu  ergreifen,  um  damit ihre  mit  der  Demokratie  neu  gewonnene Ehrbarkeic  demonstrativ  zu  unterstreichen.«42  Das  aber  genau  t:rwartcn  die  USA von  uns  im  Rahmen der Nato.  Und  das  macht Europa dann  auch  folgsam.  In  Deutschlands  Interesse war  und ist das jedoch  nicht. 
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Man bleibt auch heute noch betroffen, wie oft der Westen die russischen  innenpolitischen  Konsequenzen  bei  seinen  Entscheidungen  unberücksichtigt  ließ.  Auch  William J.  Burns,  ehemals US-Botschafter  in  Moskau  und  heute  CIA-Chef unter  Präsident Biden,  verweist  in  seinem Buch  »The  Back  Channel«43  auf diese Mitverantwortung des Westens für  die  heutige Lage, wie übrigens schon  der  ehemalige  Nato-Botschafter  der  USA  (1993-1998) Robert Hunter, der 2015 in der �Financial Times• mit eingehender  Begründung  schrieb,  die  Hauptschuld  an der negativen  Ent

\vicklung zwischen  dem Westen und  der  Russischen  Föderation nach  dem Ende  des Kalten Krieges  treffe  die  USA,  insbesondere wegen  der Expansion  der Nato. 

Immer wieder geht  es  dabei  auch  um  die  Frage,  ob  die  USA 1990  Gorbatschow  im Zusammenhang  mit  seiner  Zustimmung zur  deutschen Wiedervereinigung versprochen  haben,  die  Nato nicht  über  die  deutschen  Grenzen  nach  Osten  zu  erweitern. 

Hier  sollte  man  die  wichti�te  Quelle  US-amerikanischer Forschung  heranziehen:  das  Buch  u989�  der  Harvard-Professorin Mary Elise  Sarotte,  und  zwar  die zweite Auflage mit  dem zweiten  Nachwort  von  2014.44 Es ist  heute  unbestreitbar - wie  auch Burns  einst eindeutig bestätigte -,  dass US-Außenminister Baker Anfang Februar  1990  in  seinen  Verhandlungen  mit  Gorbatschow über  die  deutsche  Wiedervereinigung  mündlich  vereinbarte,  es werde  über  die  damaligen  Ostgrenzen  der  DDR  hinaus  keinerlei  Erweiterung  der  Nato  geben.  Baker hielt  nämlich  diese  Zusage  im  Gespräch  mit  Gorbatschow seinerseits  als  ein mündlich gegebenes  Versprechen in einer Notiz  fest:  •End result:  Unified Ger.anchored*  in  a  changed  (polit.)  NATO--*  whose  jurisd. 

would  not  move*  eastwards!••S  Sarotte  berichtet  auch  die  Antwort  Gorbatschows:  •Ganz  gewiss wäre jede  Erweiterung  der Nato  über  ihren  bisherigen  Bereich  inakzeptabel.•  Und Baker antwortete:  »I  agreet  (�ich  stimme  zu•).«>  Der  Inhalt  des  Vermerks  wurde  einen  Tag  später  in  einem  Brief  an  Bundeskanzler 66 
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Kohl anlässlich  dessen  Besuchs  in Moskau  übermittelt.  Sarotte geht deswegen wohl zu Recht davon aus,  dass  auch  Gorbatschow und  Kohl  die  von  Baker  eingegangenen  Verpflichtungen  ihren Beratungen  zugrunde  legten.  Und  dass  Gorbatschow  aufgrund des  US-amerikanischen  Versprechens  dann  auch  Kohl  die  Zustimmung zur  Wihrungsunion - und damit zur Wiedervereinigung - gab. 

R.ichtig,  eine  schriftliche  Vereinbarung liegt  nicht vor.  Aber musste sich in jenen turbulenten Tagen der Präsident der Sowjetunion,  Michail  Gorbatschow,  nicht auf ein Wort des US-Außenministers ßaker verlassen können? Dieser hatte ihm nämlich  diese Zusicherung ausdrücklich im Auftrage  des  Präsidenten der USA, George H. W. Bush, gegeben. Der US-Botschafcer in Moskau von 2012 bis  2015,  Michael Mcfaul, bestätigt in  •from Cold  War ro Hot  Peace«47  diese  These;  •Nato-Erweiterung  nährte  in  der  russischen  Elite  die Unsicherheit  über  Amerikas langfristige  Absichten  hinsichtlich  Russlands.c48 Er  zitiert  dann  auch  den  ehemaligen  US-Botschafter  in  Moskau Jack  E Matlock  (1987-1991),  der Präsident  Clinton  heftig  kritisierte,  wei l  dieser  die  Zusage  der 

USA  gegenüber  Gorbatschow,  der  eine  »informelle,  aber  klare Verpflichtung erhalten habe,  dass,  wenn Deutschland wiedervereinigt  werde  und  in  der  Nato  verbleibe,  die  Grenzen  der  Nato nicht weiter östlich  bewegt würdem.49 

Es bleibt unverständlich, warum diese Tatsachen in  Deutschland  noch  immer  weitgehend verschwiegen  werden.  Präsident George  H. W.  Bush  pfiff damals  seinen Außenminister  zwar zurück:  »Wieso,  wir  haben gewonnen und nicht die�.  wusste  aber auch,  dass Kohl auf dieser Grund.Jage  mit  Gorbatschow verhandelt  habe,  und er wusste  außerdem,  dass  die  Bundesregierung in Sachen  Nato-Erweiterung  anderer  Meinung  war  als  die  USA. 

Doch angesichts des verzögernden Widerstandes von Frankreich und  Großbritannien  auf  dem  Wege  zur  Wiedervereinigung brauchte  KohJ  die  USA.  So  lud  man  bei  den  Beratungen  auf 
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Camp  David  am  24.  Februar  1990  die  Außenminister  formell nicht  ein;  Genscher,  Gegner  der  Nato-Erweiterung,  musste  zu Hause  bleiben,  aber  Außenminister  Baker  kam  dann  doch  nufaUig•  in  Camp  David  vorbei.  Man  beschränkte  dann  auch  die 

•Zwei  plus  Vier�-Verhandlungen  eng  auf  die  deutsche  Frage. 

Obwohl  doch unbestritten bleibt,  dass ßaker den ausdrücklichen Auftrag von  ßush  hatte,  •auf eine  schnelle  deutsche  Vereinigung zu  drängen  [ . . .  ]  und  dabei  der  Sowjetunion zu  versichern,  dass die  Nato nicht weiter  ösc]jch  erweitert werde•,  so Durns.50 

Letzten  Endes war es also Präsident  George H. W Bush,  der die  Chance  eines  Neuanfangs  mit Russland nicht  erkannte  und damit  leichtfertig das Ende des  Kalten Krieges zum Anfang neuer Spannungen mit Russland machte. Mit seiner abweisenden Reaktion  auf Bakers  mündliche  Vereinbarungen mit  Gorbatschow  beging  Präsident  Bush  einen  auch  für  Europa  fatalen  und  folgenschweren  Fehler.  Robert  ß.  Zoellick  schrieb  in  der  •Financial Times• vom 3. 12.  2018,  dass George  H. W Bush in seiner Präsidentschaft die •globalen Beziehungen transformiert habe•,  und meinte das  natürlich  positiv.  Doch  darüber  könnte  man  streiten:  Zwar ermöglichte  Präsident Bush  im geopolitischen  Interesse  der USA und  im  Interesse  Deutschlands  den  kurzen  Weg zur  deutschen Wiedervereinigung, denn für die USA war  und ist Deutschland der weltpolitische  Eckstein  ihres  europäischen  Gebäudes.  Aber  Bush selber hatte doch seinen Außenminister Baker beauftragt,  Gorbatscl10w  zu  versichern,  die  Nato werde dann  nicht über die  deutschen  Grenzen  hinaus  erweitert!  Als Baker auf dieser  Grundlage die  Zustimmung  Gorbatschows  zur Vereinigung  erreichte,  folgte ßush  aber  letztlich  dem  Einspruch  seines  Sicherheitsberaters  im Weißen  Haus,  ßrent  Scowcroft  (Generalleutnant  und  ehemals militärischer Berater  von  Präsident Nixon}, und  nahm  in  Camp David Bakers  Versicherung an  Gorbatschow mit dem fatalen  Satz zurück:  �zur Hölle  damit. Wir haben uns  durchgesetzt,  sie  nicht. 

Wir  können  den  Sowjets nicht  erlauben,  sich  den  Sieg  aus  den 68 
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Klauen  der  Niederlage  zu  holen  und  so  in letzter Minutt:  eine Niederlage  in einen Sieg zu verwandeln.•51 

Der  Präsident  und die USA als  Führungsmacht  des  Westens verkannten die  Chance,  mit  einem Russland,  das nun geschwächt und  friedlich  gestimmt  war  und  die  kommunistische  Welnnission  aufgegeben  hatte,  einen  konstruktiven Weg in  die  Zukunft zu  finden. Insbesondere  amerikanische  Fachleute  für  Ost-West

ßeziehungen,  unter  ihnen  auch  William J.  Burns,  haben  irruner wieder  darauf hingewiesen,  welche  Folgen  aus  russischer  Sicht mit  der  Nato-Erweiterung  verbunden  waren  und  sind.  Aber natürlich war Siegerstimmung  1990  in den  USA populär,  das Ergebnis jedenfalls  fatal.  Man  könnte  auch  so  formulieren:  Die  USA haben den viel zitierten Satz von Clausewitz �Krieg ist eine bloße Fortsetzung der  Politik m.it  anderen Mitteln• einfach  umgedreht und  machten  zum  Ende  des  Kalten  Krieges  daraus:  •Politik  ist eine  bloße  Fortsetzung  des Krieges  mit  anderen  Mitteln.•  So wäre nämlich die Position von  George  H. W Bush  im Februar  1990 zu verstehen:  »We  have  won  and  not  they.«  Dit:ser  Satz  und  die dahinterstehende  Haltung  der  USA  erweisen  sich  heute  als  die größte  vertane  Chance  für  einen  dauerhaften  Frieden  in  Europa und  für  die  Möglichkeit,  Russland  heute  in  den  globalen  Auseinandersetzungen  als Partner auf westlicher  Seite  zu  haben  und nicht aufSeiten  Chinas. 

Natürlich haben die Dinge immer auch eine andere Seite.  Es war  sicher  auch  immer  die  Fremdheit  des  russischen  Menschen für  den  »Westler«,  die  es  so  schwer  macht,  Russland  politisch einzuordnen  und  zu  verstehen,  wohin  Russland  will  und  was seine  Interessen  heute  sind.  Die  oft beschriebene  &Rückkehr  auf die  Weltbühne•,  die  Wiederherstellung  militärischer  Macht  und die  Sicherung  seines  außenpolitischen  Umfeldes in  der geografischen  Nähe,  dem  rnear abroad«,  das  sind  Interessen,  wie  sie jede andere  Nation  hat,  und  da  ist  Russland  wohl  auch nicht  anders als  die  beiden  anderen  Großmächte,  die  USA  und  China.  Die 

[image: Image 90]

USA sehen sich  als einzigartige  (•exceptional•)  Nation, und ihre geografische  Lage macht ihnen diese  Haltung leicht.  Russland jedoch  grenzt  physisch  in seinem  Süden  an  China  und  an  viele andere  Staaten,  im Wi:sten  an die EU und  sieht sich auch als  eine europä

ische Nation.  Das ist der Konflikt  zwischen den asiatischen und  den  europäischen  Interessen  und  Bindungen,  den  Russland in sich selbst nie ausgetragen hat. 


Die  Russische  Föderation  ist  heute  mehr  als  eine  •gelenkte• 

Demokratie  und  erscheint  eher  als eine  demokratisch  verbrämte Diktatur.  Können  wir  das  ändern?  Warum  leben  Russen  seit Jahrhunderten  in  politischen  Systemen,  die  aus  unserer  Sicht  bedrückend  autoritär und ohne demokratisch gesicherte  Menschenrechte  sind?  Paul  R.  Pillar,  von  1977  bis  2005  mit  der  CIA  eng verbunden,  danach  Resident  Fellow  der  Brookings  Institution und  Antiterrorspezialist,  betrachtet  die  Politik  der  USA zunächst als ein generelles ständiges Missverständnis der übrigen Welt.52 Er kritisiert  die  •mora l

ische  Tünche«,  mit der  die Amerikaner  dem Begriff der  •liberalen  Demokratie•  nur ihre  eigene  Form  der Demokratie  überstülpen  (färben),  und  kritisiert  ihre  Überzeugung, dass  auch  andere  Völker  immer  die  Freiheit  hatten,  politische Formen zu wählen,  wie es  ihnen mit ihrem vollständigen  politischen Neuanfang  1787  möglich  gemacht worden  war. 

In welchem Umfange hatten denn andere  Länder  überhaupt eine  solche  Wahl, fragt  Pillar.  Die  Vorstellung  des  durchschnittlichen  Amerikaners,  dass  die  Menschen  in  allen  Ländern - oder auch  diejenigen,  die  diese  Menschen  regieren - immer die Wahl zwischen politischen  Freiheiten und deren Gegenteil hatten,  hält Pillar  für  einen  grundsätzlichen  Irrtum  und  kommt  aufgrund seiner  großen  internationalen  Erfahrung  zu  dem  Ergebnis,  viele VOiker und Regierungen hätten  eine  so eindeutige Wahl  nie  gehabt  und  dass  »ein  Weltverständnis,  woraus  die  Unterschiede zwischen  [ . . .  ] Gut  und  Böse  bestehen,  die  [„.]  Unterschiede zwischen den Nationen unterschätzt und die Kluft [dividel über-70 
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schätzt.« Wir sollten  darüber nachdenken,  wenn wir über Russland reden,  denn wir kem1en ja  auch  die  viel  zitierte  Sentenz  von Ernst-Wolfgang  Böckenförde:  •Der  freiheitliche,  säkularisierte Staat  lebt  von  Voraussetzungen,  die  er  selbst  nicht  garantieren kann«,  man könnte  auch  sagen:  nicht schaffen  kann.  Demokratie setzte  auch  in  Westeuropa  eine  lange  Periode  gesellschaftlicher Entwicklungen voraus.  Warum  hat Russland solche Perioden nie erfahren?  Wir wissen es  nicht.  Allerdings  übersehen wir  heute offenbar  auch  die  großen  »demokratischem  Fortschritte,  die Russland  seit  dem  Zarenreich  und insbesondere seit  dem  Ende des  Sowjetsystems gemacht hat. 

Immer geht es den Russen auch um Kultur,  um die europäische  Kultur,  um die  Beziehungen,  die Zugehörigkeit,  und dann aber  auch  um die Differenz zum Westen.  Dostojewski, so schreibt Orlando  Figes  in »Nataschas  Tanz.  Eine  Kulturgeschichte  Russlands«,53  behauptet  nicht,  dass  Russland  eine  asiatische  Kultur besitze,  sondern  nur,  dass  die  Europäer  ihm  eine  zuschreiben. 

Und Figes fahrt fort: •Die Wurzel von Dostojewskis Hinwendung zum Osten  war  der  tiefe  Groll,  den  er  wie  viele Mitbürger über den  westlichen  Verrat  an  der  christlichen  Sache  Russlands  im Krim-Krieg  verspürte  l·· .]«54  1853  führten  England  und  Frankreich  aufseiten  des  Osmanischen Reiches  Krieg  gegen Russland, und  obwohl  der  Krieg  schon  lange  zu  Ende  war,  brannten  sie Sewastopol trotzdem noch nieder. 

Wir  müssen  also  auch  versuchen,  Putin  zu  »verstehen•. 

Michail Sygars Buch �Endspiel. Die Metamorphosen des  Wladimir  Putimss  gehört  hier  ohne  Zweifel  zu  den  informiertesten und nachdenklichsten zugleich.  Denn  die Wandlungen  des Wladimir Putin,  die  Sygar  nachvollzieht,  stehen  inm1er wieder  auch im engen  Zusanunenhang  mit  Handlungen  des Westens als  dem geopolitischen Kontrahenten,  von der Erweiterung der Nato nach Osten  bis  zum Verlauf der innenpolitischen Entwicklungen in der Ukraine.  Immer  der  Westen  gegen  Russland  und  umgekehrt! 
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Sygar meint, es sei auch nicht nur Purin, es sei ein großes gedankliches  Kollektiv  in Russland,  aus  dem  Putin  seine  Erkenntnisse gewinnt  und sein Handeln  ableitet.  Doch  was  bedeutet  das  für den Westen, für Europa und für uns, den Nachbarn? Jedenfalls ist die  Blockade  von  Verhandlungen  zwischen  dem  Westen  und Russland aus meiner Sicht sicherheitspolitisch ein schwerwiegender Fehler.  Diplomatie ist hier gefragt und nicht nur ein  erneutes Raketenzählen.  Ohne  diese  Einsicht  aufSeiten  der USA werden wir  allerdings  nicht  weiterkommen.  Denn  in  Washington verlassen  sich  aus  innenpolitischen  Gründen  beide  großen  Parteien gegenüber Russland eher auf harte Waffen  als auf Diplomatie. 

Stephen M. Walt schreibt in seinem Buch •The Hell ofGood Intentions•: •Wie wir in diesem Buch gesehen haben, die Ereignisse seit dem  Ende  des Kalten Krieges  enthalten  immer wieder dieselbe  Warnung.  In  Europa vergiftete  die  unbegrenzte Erweiterung  der  Nato  die  Beziehungen  zu  Russland  und  hielt  den Funken im gefrorenen Konilikt in  Georgien und in  der Ukraine bereit und trieb Moskau näher an China.�56  Und die Erweiterung der Nato nahm den  baltischen Republiken die Möglichkeit, ihre bedeutende historische Rolle als die Brücke Europas zu Russland wieder aufzunehmen.  Stattdessen wurden sie zu  politisch  relativ bedeutungslosen  Spielsteinen  auf dem geopolitischen Schachbrett der  USA.  Ein großer Verlust für Europa! 

Walt beklagt  dann  weiter Struktur und Methode US-amerikanischer Außenpolitik:  �Diplomatie ist nJcht völlig verschwunden aus dem Werkzeugkasten der nationalen Außenpolitik, aber in  der  Regel  besetzt  sie  nur  den  Rücksitz  hinter  Gewalt  und Zwang [ . . .  ]  Eine Nation,  die  der Diplomatie  Vorrang  gibt,  ermächtigt ihre Repräsentanten, sorgfältig anderen zuzuhören, versucht  deren  Gesichtspunkte  zu  verstehen,  auch wenn sie  unvereinbar sind  mit  den unsrigen,  versucht,  die Perspektive anderer zu betonen, auch wenn wir sie nicht  teilen,  und forscht nach kreativen Vereinbarungen, durch die unsere Interessen gemein...am mit 72 
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den  anderen  vorangebracht  werden können, und  macht  idealerweise  den  Griff zur  Gewalt  unnötig . .:57  Europa  sollte  versuchen, diesen Weg der Diplomatie auch  mit Russland zu  gehen,  notfalls ohne  die  USA.  Denn  ob es Europa gelingen  kann,  die  USA endlich  von  einer  Russlandpolitik  zu  überzeugen,  die  nicht  nur  im Interesse  Europas,  sondern  auch  im wohlverstandenen  Interesse der  USA  selbst  wäre,  erscheint  mehr  als  zweifelhaft.  Zu  tief hat sich  inzwischen  in  der  öffentlichen  Meinung  der  USA  die  Einschätzung Russlands als die  Gefahr eines •Evil Empire• eingewurzelt.  Und  das lag  zuletzt  weniger  an Russland  selbst als  am Umgang  der USA mit der Russischen  Föderation  seit  1990.  Denn  es waren  die  USA,  die  nach  1990  ohne  wirklichen Grund  die Konfrontation mit Russland  fort.setzten. 

Vom »Colt» zum Wirtschaftskrieg -

eine transatlantische »Wertegemeinschaft«? 

Angesichts  divergierender  Interessen Europas und  der  USA,  zum Beispiel  in  der  Russland- und  Chinapolitik,  versuchen  die  USA heute  unter Berufung  auf •common values«,  also  auf •gemeinsame  Werte«,  ihre  eigenen  Interessen  durchzusetzen.  Wie  weit gehen diese •gemeinsamen Werte•, und können sie  überhaupt die geostrategisch  unterschiedlichen  Interessen überbrücken? 

Die Werte der >einzigartigen• (exceptional) USA Schon  2006  veröffentlichte  der  vielfach ausgezeichnete internationale  Korrespondent  der  �New York  Times«  und  des  »Boston Globe•,  Stephen  Kinzer,  ein  Buch  mit dem  Titel  »Üverthrow. 

America's  Century  ofRegime Change from Hawaii to lraq«. Die Überzeugung  der  politischen  Führungen  in  den  unterschied-73 
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liehen Administrationen  der  US-Geschichte war immer  wieder, man  könne  durch militärische Eingriffe  und  die  Einsetzung einer den USA genehmen Regierung nicht nur Demokratie in der Welt verbreiten,  sondern auch den  Weltfrieden  sicherer machen.  Kinzer verweist darauf,  dass  die  ursprünglich  für den nordamerikanischen Kontinent  formulierte  Politik  der  •manifest  destiny«  schon  zum Ende  des  19. Jahrhunderts  auf die  Weltpolitik ausgedehnt wurde. 

Man  sprach in den USA davon, dass  die Bestimmung (dest:iny)  nun global  sei und  das  Recht  beinhalte,  Länder jenseits  der  Küsten  der USA  zu ihrem  Glück zu •zwingen«.ss Und  als es dann in den USA eine kritische Debatte  über diese Politik  gab,  m.ischte  sich  wieder der Imperialist  Theodore Roosevelt ein und bezeichnete die antiimperialist:ische  Gruppe  in  einem Brief an  seinen  Freund Senator Henry  Cabot Lodge  sen.  als »nutzlose  Sentimentaliscen vom Typ des  internationalen Versölmlers•,  der  •einen weichlichen Charaktertyp  darstelle,  der  die  großen  Kampfeseigenschaften  unserer Rasse 1annagt<«.  Später nannte Theodore Roosevelt diese Kritiker des  amerikanischen  Imperialismus  schlicht  �nicht  aufgehängte Verräter«.s9 

Etwa  i30 Jahre  später zieht Scephen  M.  Walt  in seinem Buch 

•The  Hell  of Good  Intentions• Bilanz:  »Die  Vereinigten  Staaten wurden im  19. Jahrhundert zu einer großen Macht,  indem sie sich von  fernen  Kriegen  fernhielten  und  dabei  die  größte  und  modernste Volkswirtschaft  der Welt aufbauten,  ähnlich  wie  China es während der letzten drei Dekaden getan hat.  W:ihrend China seine Macht zu Hause  aufgebaut hat,  haben  die Vereinigten Staaten Billionen  von  Dollar  verschwendet,  um eine  liberale  Hegemonie  in der Welt  zu  errichten,  und dabei ihre Vorrangstellung riskiert.•W 

Es ist nicht  im  Interesse  Europas,  der  illusionären  Politik  der USA zu folgen,  man könne in anders regierten Staaten  den Menschenrechten durch Wirtschaftssanktionen zum Durchbruch verhelfen.  ln  diesem  Zusanunenhang sollten wir erneut die Entspannungspolitik des •Wandels  durch  Annäherung�  von  Willy Brandt 
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erinnern.  Denn  selbstverständlich  will  auch  Deutschland,  und selbstverständlich ist es  auch ein  zentrales  Interesse  Europas,  dass universelle •Werte«, also jene von den  USA immer wieder formulierten  rnniversal  valueH,  auf der Welt  durchgesetzt  werden.  Was jedoch  unsere  deutsche  Erfahrung  und  die  der USA unterscheidet,  ist: Wir haben  inZ\vischen verstanden,  dass Menschenrechte niemals  auf dem  Wege  der  Schulmeisterei  oder  der  Drohung durchgesetzt werden können.  Wenn  die  USA einmal  die  Folgen ihrer Politik in diesem  Sinne  überprüfen würden,  und zwar nicht nur dort,  wo  sie  zum  Zwecke  der  Demokratie  Kriege  geführt haben, sondern auch  dort, wo sie  mit Sanktionen immer nur die Gegenseite störrischer und härter  gemacht  haben,  dann würden sie sich  vielleicht  des Weges  besinnen,  den Deutschland  im Kaken Krieg  gegenüber  der Sowjetunion mit sehr  viel  mehr Erfolg eingeschlagen hat.  In deutschem Interesse wäre  es nützlich, in dieser Frage  die  USA auch  einmal  öffentlich zu  belehren! 

Inwieweit  besteht  überhaupt  eine  »Werte«-Gemeinschaft Z\vischen  den  USA  und Europa?  Sieht man  einmal  von  dem Vorhandensein  eines  Wahlrechts,  der Pressefreiheit  und  Demokratie ab, bleibt inhaltlich nicht sehr viel übrig.  Enveisen sich Werte  aber nicht  immer  erst  in  der  konkreten  Ausfüllung  demokratischer Regierungspraxis?  Auch  der  Bericht  der  Münchner  Sicherheitskonferenz  2020  erschöpft  sich weitgehend in  einer  allgemeinen Wertediskussion - doch auch  hier gilt das schöne  englische Sprichwort:  •The  proofofthe pudding is  in  the  eating!�  Werte müssen gelebt und  nicht  nur erzählt werden. 

Die  USA  betrachten  sich  nämlich,  wie  ich  bereits  erwälmt habe, selbst als die  »exceptional  nation«,61  und schon diese Selbsteinschätzung  scheint  mit  einer  transatlantischen  »Wertegemeinschafu  schwer vereinbar - und  zwar  ger.ide  aus US-amerikanischer Sicht.  Aber  darüber  hinaus  sind  auch  die  politisch-demokrati� 

sehen  Gewohnheiten  der  Vereinigten  Staaten  innenpohtisch und außenpolitisch  kaum  mit den praktizierten  politischen  Werten 75 
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der Staaten der Europäischen Gemeinschaft  in Ubereinstimmung zu bringen. 

Amerikanischer �exceptionalisnn beginnt bereits mit der bisher grundsätzlich anderen Einschätzung der sozialen Verantwortung des Staates gegenüber seinen  Bürgern.  Die USA schätzen  die Verantwortung des Einzelnen für seine Zukunft und seine soziale Existenz  sehr  einseitig  ein,  während  Europa  hier  dem Staat  und der  Gesellschaft  eine wichtige Rolle  zuweist.  Die Debatte unter Trump über  &Übama  Care«  in  den USA wäre  mit  europäischen Werten  unvereinbar gewesen.  Das  Gleiche  gilt für  die  extreme Kluft zwischen  Reich und Arm in den USA.  Hinzu kommt, dass auch die Maßstäbe der amerikanischen Demokratie, zum Beispiel bei  der privaten  Finanzierung von Parteien,  in Europa völlig inakzeptabel wären. 

Es gibt nicht wenige amerikanische Politikwissenschaftler, die deswegen heute die USA als &plutokratische Demokratie• bezeichnen.  Im Vorwahlkampf um die  Kandidatur für  das  Präsidentenamt der USA  2020 hatte ein schwerreicher Bewerber aufseiten der Demokratischen Partei kurzfristig  angeblich  500 Millionen  US

Dollar  für  Werbung  eingesetzt,  um  sich  die  Kandidatur  zu sichern.  Er verlor,  aber  dennoch bleibt das ein  nach  den  Regeln in Europa  unvorstellbarer Vorgang:  Es  gab  nicht  einmal  einen grundsätzlichen Einwand gegen diese Methode aus den Parteien! 

Und die  Gerichte  schwiegen,  denn  diese  Praxis  war  von  ihnen ausdrücklich gestattet worden: Das Urteil  des Supreme Court der USA  in  Sachen  Citizens United v.  Federal Election  Commission (2010)  stellte  fest,  dass  auch  Unternehmen gewissermaßen •Personen«  seien  und  daher ein  Recht auf freie Meinungsäußerung auch  im  Wahlkampf hätten.  Sie  könnten also allgemeine politische Meinungen im Wahlkampf ohne finanzielle Begrenzung (big pack)  äußern.  Undenkbar kapitalistisch für Europa! 

Auch  ein  anderer Aspekt ist interessant:  Die  USA  sind stolz darauf, von  der  »rule  of law•  regiert  zu  werden.  Aber welches 

[image: Image 99]

»law«, welches Recht  ist  das  denn?  Bedenkt man  die  sexuelle Aff<ire  von Präsident Clinton im Weißen  Haus  oder die  erstaunlichen  ethischen  Fehltritte von  Präsident  Trump,  dann  wundert es  einen  schon,  dass  beide  nicht  ihres  Amtes  enthoben  werden konnten,  obwohl  unter  vergleichbaren,  öffentlich  gewordenen Umständen  kein  europäischer  Ministerpräsident  auch  nur  einen Tag hätte im Amt bleiben können!  Man  erinnere sich in Deutschland  nur  wegen  welcher leichtgewichtigen  Vorwürfe  Bundespräsident Christian Wulff sein Amt räumen musste. 

Sicherlich  ist  auch  die  Einstellung zum  Völkerrecht in  den USA  grundsätzlich anders als in  Europa.  Denn US-amerikanische Bürger sind  offenbar etwas Besseres  als die Bürger anderer Staaten. 

Jedenfalls verweigern  die  USA  unter  anderem  dem  Haager  Gerichtshof die politische Anerkennung und drohen sogar mit Sanktionen,  soUten  US-Bürger wegen  Menschenrechtsverletzungen von  diesem Gericht  zur Rechenschaft gezogen werden.  Auch  die Interventionen im Nahen  Osten,  vom  Sturz des demokratisch gewählten iranischen Ministerpräsidenten Mossadegh durch die  CIA 1953  bis hin  zu der völkerrechtswidrigen  Unterstützung von  Aufständischen im Bürgerkrieg in  Syrien seit  1981 oder die  Eröffimng des  Cyberkrieges  gegen  den  Iran durch  den Einsatz der Software 

&Sruxnet«  2010  unter  Obama  belegen  eine  grundsätzlich  andere Mentalität der US-amerikanischen Außenpolitik.  Das amerikanische  Recht  erlaubt  auch,  Mitgl.ieder  einer  anderen  Reg.ierung ohne  Prozess  zu  ermorden  (targeted  killing),  wenn  man  in  der betreffenden  Person eine Gefahr für die Sicherheit der USA  sieht, wie es im Januar 2020 im FaUe des iranischen Divisionskommandeurs  Qasem  Soleiman.i  geschehen  ist. 

Sind  nun  die  USA  und  Europa  befreundet?  Großbritannien definierte  1846  seine  Haltung zu  anderen  Nationen  durch  Lord Palmerston,  damals  noch  Außenm.inister, wie folgt:  •We have no eternal  allies,  and  we  have  no  perpetual  enemies.  Our  imerests are  eternal,  and  these  interests  it  is  our  duty  to  follow.c62 Das 77 

[image: Image 100]

[image: Image 101]

ist genau ctie Position,  welche  die  USA unter Trump  vertraten: Security Advisor McMaster und der Vorsitzende  des  Council  of Economic Advisors Cohn schrieben im Mai 2017  im •Wall Street Journal•:  •Wo  unsere  Interessen  übereinstimmen,  sind wir offen für eine  Zusammenarbeit [ . . .  ]  die  Gesellschaften  [societies],  die unsere Interessen  teilen,  werden keinen zuverlässigeren  Freund finden  als  die  Vereinigten  Staaten.  Diejenigen  aber,  die  sich entscheiden,  unseren  Interessen  entgegenzutreten,  werden  auf ent�chlossemten  Widerstand treffen.t:63  Das  ist  auch  unter Präsident Biden  nicht anders.  Die An und Weise, wie das  Abkommen  zwischen  den  USA,  Australien  und  Großbritannien  zur Beschaffung von  nuklearbetriebenen  U-Booten  ohne  Berücksichtigung französischer  Interessen  zustande  kam,  war  nur  ein weiterer Beleg. 

Die Haltung Bidens  entspricht nämlich nicht nur US-amerikanischer Tradition, sondern ist auch nicht verwunderlich.  Es ist nur natürlich,  dass Amerika als  stärkste Weltmacht seine  eigenen Interessen  verfolgt,  auch  im  Umgang  mit  den Verbündeten  in Europa. Robert B. Zoellick zitiert in seinem Buch •America in the  World«�  Lord  Palmerston  aus  Großbritannien,  dann  schon Prime  Minister,  wie  folgt:  •Die  Yankees  [.„]  sind  immer  da, stark,  zutiefü interessiert an der Sache, völlig skrupellos und unehrlich  und  entschlossen,  auf die  eine  oder  andere  Weise  sich durchzusetzen.tM Wir Europäer sollten das  endlich zur Kenntnis nehmen  und  das  Missverständnis  einer  •Freundschaft•  zwischen den USA und Europa,  also einer solidarischen  Gemeinschaft,  endlich  klären,  im  eigenen  Interesse.  Nach  meiner  Überzeugung könnte dann eine Partnerschaft zwischen  den USA und Europa besser gedeihen. 

Europa ist heute keine Weltmacht mehr und kann es auch im Vergleich  zu  den  USA,  Russland  oder  China  nicht  wieder  werden.  Wir  haben  angesichts  unserer  Geschichte  zu viele  einzelne europäische  Interessen und keinen  europäischen Hegemon.  Auf 
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dieser  Erkenntnis  gründend,  müssen  wir  Europäer,  auch  wir Deutsche, unsere eigenen Interessen  vertreten  und  dürfen  uns dabei  nicht  automatisch  von  einer  »Wertegemeinschaft«  oder einer tFreundschaft« leiten lassen,  die ja vonseiten der USA ohnehin  nicht  im  europäischen  Sinne  praktiziert  wird  - und  wohl auch von der größten Welnnacht so  gar nicht praktiziert werden könnte.  Wenn es  den  USA in  ihre  Politik  passen  würde,  würden sie  dann  Europa  genauso  fallen  lassen  wie jetzt  Afghanistan  oder andere  Staaten  zuvor?  Ich  wage  keine  Antwort. 

Wei

l  Interessen  immer  stärker divergieren,  erlebten  wir  im Umbruch  der  Zeiten  auch Auflösungserscheinungen  der  internationalen  Zusammenarbeit.  Auch  das  wichtigste  Fundament europäischer  Sicherheit  der  vergangenen Jahrzehnte,  die  transatlantische  Gemeinschaft,  zeigt  zunehmend  Risse. Denn die USA praktizierten  doch  nicht  erst  unter Tnimp  politische  Alleingänge in  ihrem  Interesse,  auch  außerhalb  des  VölkerrechL�  und  gegen die  besorgten  Einwände ihrer europäischen  Bündnispartner,  insbesondere  Deutschlands.  Obwohl  Bündnispartner  und  Mitglied einer  angeblichen  •Wertegemeinschafü:,  scheuten  sich  die  USA auch  nicht,  immer  wieder  kritische  Einwände  großer  europäischer Staaten  ohne  längere  Diskussion  im  eigenen  Interesse  beiseitezuschieben,  Spaltungen zwischen den  Mügliedern der Europäischen  Union  in  einer  •Allianz  der Willigen�  voranzutreiben und  so  das  Bewusstsein  gesonderter,  nationaler  Interessen  der Staaten  innerhalb  der  Europäischen  Gemeinschaft  zum  eigenen Vorteil zu  fördern.  Der lrakkrieg war  nur ein  Beispiel. 

Manches könnte in einer längeren Regierungszeit Bidens vielleicht  etwas  höflicher,  aber  nicht  anders  werden.  Die  Stimmung des  amerikanischen Durchschnitrsblirgers ist  immer  wieder entscheidend.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  inzwischen  in  sich  so gespalten,  dass  Beobachter  sogar von  zwei  US-amerikanischen Nationen  sprechen.  Welche Seite  wird  in  Zukunft  die  Richtung der  Außen- und  Sicherheitspolitik  der  USA  bestimmen?  Schon 79 
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wieder stehen  die  USA im Herbst 2022  vor  Wahlen:  das ganze Repräsentantenhaus  und  ein  Drittel  des  Senats.  Wie  viel  außenpolitische  Rücksicht  auf den  Kern  der  Republikanischen  Partei und die  Stinunung im Lande  wird Präsident Bi den in di�em Jahr nehmen  müssen,  um diese  ZwischenwahJen  2022  nicht  zu  verlieren?  Denn  die  Republikanische  Partei  wurde  nach  Lincolns Präsidentschaft  inuner eher die Partei  des  Imperialismus  und  der Anwendung  von  Gewalt  in  den  internationalen  Beziehungen  -

kann  sie  jetzt  den  Demokraten  lliden wieder  auf diesen  Weg zwingen?  Für  den  Partner  Europa  und  für  Deutschland  werden diese Fragen  von  erheblicher  Bedeutung  sein. 

Das heutige Europa und die  heutigen USA sind sich in ihren Werten zutiefü  fremd:  Die  USA,  einst  in  der  Eroberung  eines Kontinents geboren,  der von  anderen  Völkern besiedelt war,  halten  noch  immer  an  ihren  Wertvotstellungen  dieser  Zeit  fest. 

Europa  will  Frieden,  die  USA  wollen  Macht.  Die  USA  selber sehen  die Unterschiede in  den  •Werten«  der  USA  und  Europas nicht  anders.  Der  amerikanische  Publizist  Robert  Kagan,  einst Mitglied des  Stabes  im Weißen Haus,  unterschied nicht zu  Unrecht  Amerikaner  und  Europäer wie  folgt:  •Americans  are  from Mars,  Europeans  are  from  Venus.• Es  wäre  in Europa  wohl  auch unvorstellbar, dass  ein  Politiker wie  Senator  McCain,  so ehrenhaft und  tapfer er  persönlich gewesen  ist,  von  der Regierung  und allen  Parteien in  den  USA in  Nachrufen  so  hoch  geehrt  würde, während  doch  die  Zeitschrift  »The  Economist«  zu  Recht  über ihn schreiben konnte:  ))His greatest consistency lay in urging wars wherever winnable  . . .  to spread frecdom and  democracy by force of arms if necessary.1166  So könnte  heute  kein  führender Politiker in  Europa denken.  Und folglich steht heute für mich fest:  So wie die  USA  ihre  Werte  leben  und  wie  sie  sich  selbst  verstehen, könnte  die EU sie  als  Mitglied gar nicht aufüehmen! 

So 
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Wirtschaftssanktionen als politisches Instrument Auch in  den USA hat sich allerdings  inzwischen  die Einsicht  immer  deutlicher durchgesetzt,  dass  man  auf militärischem Wege die Welt und  die  Regierungen  dieser  Welt  nicht  wirklich  im  »westlichen•  Interesse  verändern  kann. Also  versuchen  die  USA  heute, ihre  Ziele  auch  durch  Wirtschaftskriege  zu  erreichen  und  unter Berufung  auf teommon  valucs«,  gemeinsame  Werte,  andere  Staaten  mit  in  ihre  Wirtschaftskriege  hineinzuziehen.  Das  scharfe Schwert  heißt  hier  �Sanktionen«,  und  auch  diese  werden  jetzt inuner häufiger und im Allgemeinen ohne Abstimmung mit den europäischen  Partnern  eingesetzt.  Auch  das bedarf im  deutschen Interesse  zukünftig  einer offeneren  Debatte. 

Wenn zum Beispiel die chinesische Regierung religiöse Minderheiten wie die Uiguren ihrer Menschenrechte beraubt, so verletzt  das  natürlich  auch  deutsche  Wertvorstellungen  und  bedarf daher auch aus Deutschland einer politischen Stellungnahme.  Ob allerdings  dann  Sanktionen  gegen  bestimmte  chinesische  Fühnmgspersonen  sinnvoll  waren,  muss man wohl  ernsthaft  bezweifeln:  Am  Schicksal  der  Uiguren,  das  wusste  man  doch  vorher, würde sich durch diese westlichen  Interventionen  nichts  ändern, aber  für  Europa  wurden  auch  die  wirtschaftlichen  Beziehungen zu  China  nachhaltig  gestört.  Deswegen  wäre  doch  zunächst  zu fragen  gewesen:  Tragen diese Maßnahmen  dazu  bei,  China.� Haltung gegenüber der uigurischen Minderheit zu verändern?  Helfen sie  auch  nur  einem einzigen  Uiguren?  Wie  durchdacht  war  cliese Reaktion  des  Westens? Dienre sie eventuell  wieder nur der Befriedigung innenpolitischer Stinunungen in  den  USA? 

Die  USA  haben  in  ihrer  Geschichte  nicht  nur  unzählige Schritte gewaltsamer •regime changes«  unternommen  und Kriege zu diesem Zweck mit oft verheerenden  Folgen geführt. Sie haben auch  Wirtschaftskriege eingeleitet  und  dafür  das  Instrument  der 

»Sanktionen•  gegenüber  Staaten  entwickelt,  die  sich  der  politi-81 
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sehen Auffassung  der USA nicht anpassen wollten.  Edward  Fishman,  Fellow  des  At1antic  Council  und ehemals  Sanktionsexperte im  Planungsstab  des State Deparnnent in Washington, schrieb  im November/Dezember-Heft  2017  von  »foreign  Affairs« unter dem Titel  •Even  Smarter Sanctions«  eine  wegweisende  Anleitung für die  USA-Politik  im  Zeitalter  der  ökonomischen  Kriegfi.ihrung, die »era of economic warfare«, wie er es formulierte. In Abwandlung des alten römischen  Grundsatzes  •si vis pacem para bellum«67 

schrieb  er  jetzt:  Wenn  du  Frieden  willst,  bereite  dich  auf den 

»Wirtschaftskrieg� vor!  Und  auch  dieser •Wirtschaftskrieg•  wird nach Fishmans Vorstellungen nicht nur im  •Feindesland«, sondern bedenkenlos auch im lande von Verbündeten ausgetragen.  Nord Stream 2 war ein  gutes  Beispiel. 

Es  hat  nach  meiner  Kenntnis  bisher  im westlichen Bündnis keine gründliche Evaluation der US-Sanktionsmethoden gegeben. 

Haben sie jemals ihr Ziel erreicht? Zu den Folgen gehören ja nicht nur  die  Reaktionen  der von  den  Sanktionen  gezielc  betroffenen Staaten  oder  Personen,  sondern  inuner  auch  die  Nebenwirkungen,  die sowohl in den betroffCnen Staaten unmittelbar al� auch in anderen  Staaten eingetreten sind.  Nach allem, was ich heute übersehen kann, haben  US-Sanktionen  gegenüber Russland,  Iran oder auch  China menschenrechtlich jedenfalls keinerlei  Verbesserungen erwirkt.  Natürlich  wurden  in  diesen  Ländern  oft  schmerzhafte Nebenwirkungen  für  eine  unschuldige  Bevölkerung  ausgelöst. 

Menschenrcchtlich  gesehen  sind  das  aber  doch  sehr  zweifelhafte Ergebnisse:  Hunger und Mangel an Medikamenten  könnten natürlich  zu Aufständen  führen,  aber  bisher  haben  sogar  solche Aufstände nicht zu  der von  den Sanktionen beabsichtigten  Änderung der Regierungspolitik  dieser  Länder  beigetragen. 

Andererseits sind die völkerrechtlich problematischen Nebenwirkungen  auf andere  Staaten,  wie  zum  Beispiel  auch  auf die Handelspolitik der .EU und der Bundesrepublik Deutschland, sehr fragwürdig.  Es sollte folglich im deutschen Interesse liegen, inner-82 
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halb der westlichen Wertegemeinschaft  eine Evaluation der Sanktionspolitik durchzuführen.  Und dabei sollce  man nicht nur darauf achten,  ob von  den  Sanktionen möglicherweise  überhaupt  menschenrechtliche Wirkungen  in  den unmittelbar betroffenen Ländern erwartet wurden oder ob  die  Sanktionen  vorrangig zu  einer Befriedigung innenpolitischer Wahlerstimmungen  dienen sollten. 

Und  wo  Sanktionen  eingesetzt  wurden,  um  andere  Staaten  zu zwingen,  Entscheidungen  zu  unterlassen,  die  die  USA nicht wollen,  oder auch Entscheidungen zu  treffen,  die diese Staaten  eigentlich  gar nicht treffen wollen,  dann ist  das  doch  gegenüber Partnern in  einer angeblichen Wertegemeinschaft ein bemerkenswertes Verhalten.  Was  gehen  die  USA  eigentlich  Fragen  wie  Nord Stream 2 

an, wenn doch das Projekt  von einer Mehrheit  in  Europa  getragen wird?  Welches Recht  nehmen  die USA für sich  in Anspruch, einen Parmer ihrer angeblichen �Wertegemeinschaft. ökonomisch auf einen anderen Weg als  den  von  einem souveränen Staat selbst gewählten zu  zwingen?  Die  USA scheuen  sich  nicht,  gegen  politische  Entscheidungen  einer  Mehrheit  in  Europa  einzelne  Mltgliedsstaaten der EU offen gegeneinander aufzubringen.  Sie  spalteten  die  EU  bedenkenlos  im  Irak.krieg.  Was  würden  die  USA sagen, wenn Europa begänne,  einzelne ihrer Bundesstaaten gegeneinander  aufzuwiegeln?  •Wollen  wir wirklich  Vasallen  sein,  die den  Amerikanern  blind  gehorchen?«,  wie  2018  der französische Finanzminister Le  Maire beklagte. 

Es  ist  für  die  Aufrechterhaltung  offener Märkte  in  der Weh eine  wichtige  Aufgabe  deutscher  und  europäischer  Interessenpolitik,  die völkerrechtlich fragwürdige  Waffe  der  Sanktionen  in ihrer Wirkung auf Drittstaaten so stumpf wie  möglich zu machen. 

Dabei ist weder der Dollar noch  das  internationale Verrechnungssystem SWIFT die  entscheidende  Frage,  wie  man  offenbar in  der EU meint. Beides ließe sich mit dem Euro  und einer neuen, selbstständigen  Zahlungsorganisation  umgehen.  Das  zentrale  Problem ist  vielmehr  immer  die  Beteiligung  an  Lieferungen  in  sanktio-
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nierte Staaten  von  Unternehmen,  die  ihrerseits  mit  dem  US

Markt  verbunden  sind  und  dort  »bestraft« werden könnten.  Europa müsste also  Unternehmen schaffen - Banken und Hersteller 

-,  die in den  USA nicht  tätig sind und darum  durch US-Sanktionen  nicht  erpressbar  wären.  Wenn  es  aber  um  die  Herstellung komplexer Produkte  geht,  die  auf eine  Vielzahl  von  Zulieferern angewiesen sind,  müsste Europa eventuell sogar dafür sorgen,  dass diese  Zulieferungen  nicht aus  der EU,  sondern  eventuell aus den von  den  Sanktionen betroffenen  Zielländern  selbst stammen. Es gibt Beispiele,  dass das gelingen kann, aber es bleibt sehr kompliziert.  Im  Übrigen  sollte  sich  jeder  europäische  Produzent  gut überlegen,  inwieweit  er weiterhin  auf dem  US-Markt  tätig  sein will, wenn der Preis dafür sein könnte, eventuell nicht mehr nach China  und  andere  von  Sanktionen betroffene  Länder liefern  zu können.  Dem  Erpressungspotenzial  der USA sollte jedenfalls  in deutschem und europäischem  Interesse  so weit wie  möglich  ein Riegel vorgeschoben werden. 

lnuncr sollten Deutschland und Europa eigene  Abwägungen im Rahmen  ihrer  Interessen  vornehmen,  ehe sie sich an von  den USA geforderten  Sanktionen  beteiligen.  In Menschenrechtsfragen gibt  es  andere  Wege:  Politische  Flüchtlinge  sind  aufzunehmen; über Verfolbrte  ist mit  den Regierungen zu  reden; Asyl ist zu  gewähren. Aber  die Chancen einer Änderung der Menschenrechtssituation  in  China zum  Beispiel  durch  Sanktionen  oder ähnliche Maßnahmen  des Westens müssten  in  jedem  Einzelfall  im  deutschen  Interesse sorgfältig geprüft werden.  Schritte,  die  einerseits an  der  menschenrechtlich  zu verurteilenden  Behandlung  einer Minderheit  (zum  Beispiel  der  Uiguren)  nichts  ändern  werden, aber andererseits eventuell die  Möglichkeit einer zukünftigen stilleren  Einflussnahme,  in  diesem Falle  auf die Entscheidungen  der Regierung Chinas, verbauen könnten,  sollte man vermeiden. 

Die alte Bundesrepublik bot aus den  Zeiten  des Kalten Krieges  ein  noch  heute  nachahmenswertes  Beispiel:  Deutschland 
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hatte, anders als die  uns  damals oft kritisierenden Briten und US

Amerikaner, viele Hundert politisch Verfolgte  aus den Fängen des DDR-Regimes oder auch der Sowjetunion  in die Bundesrepublik holen  können;  sogar  Alexander  Solschenizyn  konnte  man  den Weg  in die westliche Freiheit  öffnen.  Aber das ging alles nur,  weil die Bundesregierung inuner in ihrem und im  Interesse der betroffenen  Menschen  einen  respektvollen  Umgang  mit  den  Vertretern der so\'.jctischcn Diktatur  aufrechterhielt und  sich  dabei nicht von 

•moralisierendem  Ratschlägen  anderer  Staaten  beeinflussen ließ. 

Diese  redeten  zwar  lauter,  aber  erreichten  auf dem  Gebiet  der Menschenrechte sehr viel weniger. Eine Erfahrung,  die Deutschland  in seinem eigenen Interesse  auch  heute konsequent beherzigen sollte. Wir müssen uns wirklich nicht von anderen  erklären lassen,  wie  man  •Werte«  politisch umsetzt. 

Ein aktuelles ßcispid für vergebliche  Versuche,  Regierungssysteme  durch  Sanktionen  zu verändern,  ist  Kuba.  Die  USA haben schon sehr früh nach der Revolution unter Fidel Castro  versucht, mit militärischen Mitteln die Revolution auszulöschen;  das Unternehmen  scheiterte. Seither haben die USA unter allen  Präsidenten  und  inuncr  vergeblich  versucht,  mit  Wirtschaftssanktionen die  Entwicklung  in Kuba  umzukehren.  In unseren Tagen gibt  es  erneut  Bewegungen  innerhalb  der  kubanischen  Bevölkerung  für  mehr  Menschenrechte,  mehr  zivile  Freiheiten.  Die Nachfolgeregierung der beiden  Castros möchte  diese  Bewegungen  unterdrücken.  Und  wieder treffen  die  USA mit ihren  Sanktionen in erster Linie eine unschuldige Bevölkerung, ändern aber an den Verhältnissen vennuclich  nichts.  Für Europa stellt sich  die Frage,  wie man mit einer solchen Volksbewegung am besten umgeht:  durch  harsche Sanktionen  (wie  es  die  USA auch im Falle Kuba erneut praktizieren wollen)  oder durch die Aufuahme eines geduldigen Dialogs.  Der  Streit  um diese  unterschiedlichen  Strategien  findet  auch in Europa  statt.  Was  ist richtig,  und  was  sind die  Interessen Deutschlands? 

85 
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Es scheint nützbch, die  Meinung und Erfahrungen des ehemaligen deutschen Botschafters in Kuba, Dr. Bernd Wulffen,  zur Kenntnis  zu nehmen. In seinem Leserbrief an  die  •Frankfurter Allgemeine  Zeitung•  vom  20.  Juli  2021  heißt  es:  •Aus  meinen Erfahrungen  als  deutscher  Botschafter  in  Kuba  wird  Europa, wenn überhaupt, nur mit einem beharrlichen Dialog mit der Regierung Kubas  zu  einer Veränderung der Lage in Kuba beitragen können.  Eine  harte  Sprache  oder  gar  Sanktionen  führen  dazu, dass die )Bunkermentalität< in Kuba, die innere Blockade, zementiert wird. Der Dialog sollte nicht vor den Augen der Öffentlichkeit  [„.J geführt werden.t  Und er fährt  dann fort:  »Es wäre  gerade jetzt  wichtig,  nicht  erneut  der  Versuchung zu  erliegen,  den USA mit einer strikten Ablehnungshaltung gegenüber der Regierung in Havanna zu folgen  [„.J die EU  [sollte} Kuba ihre Bereitschaft signalisieren,  das  Kooperationsabkommen,  dem das  Parlament der EU zugestimmt hatte,  Schritt für Schritt umzusetzen.« 

Ein weiteres ßeispiel war Syrien.  In den USA erwartete man, dass sich Deutschland stärker auf der »westlichem. Seite des Bürgerkriegs  engagiere.  Aber was  haben  die  USA  mit  ihrer  militärischen  und  das  Völkerrecht  verletzenden  Unterstützung  aufständischer  Bürgerkriegsparteien  erreicht?  Nichts,  außer einer Zerstörung des Landes  und  eines  unübersichtlichen Stroms von Flüchtlingen.  Wie  viele von  diesen  nahm Deutschland auf und wie  viele  die  USA?  Deutschland  790000,  die  USA  12 500. Jetzt wenden sich die USA von  der Region  ab  und  China  zu,  einer neuen  geopolitischen Aufgabe.  Und  wer  wird  sich  um  Syrien kümmern?  Russland?  Die Türkei? Europa?  Die  USA  verließen ebenfalls nach einem blutigen Krieg Hals über Kopf Afghanistan, und die Taliban kehren zurück. Was sind das  für Werte, was gelten da  die  »Menschenrechte•?  Wir müssten solche Fragen ernsthafter und mutiger debattieren! 
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III. 

Kein Frieden für Europa? 
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Die USA haben nach 1945 den Frieden 

in Westeuropa ermöglicht 

Nationale Interessen waren  über Jahrhunderte die Quelle unzähliger Kriege  auf dem  europäischen Kontinent,  und  Europa  zog auch außereuropäische Staaten in diesen Streit hinein, im vergangenen Jahrhundert schließlich in  zwei  große  Weltkriege.  Erst  mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges  1945 endeten auch die Kriege auf unserem Kontinent.  Warum? Weil mit den  USA als  einer  der beiden  Siegermächte  des  Krieges  nun  eine  außereuropäische Macht  als  Hegemon  den Westen beherrschte  und  die  Sowjetunion als Ordnungsmacht im Osten fungierte. Warum konnte der innereuropäische  Streit  zuvor  nie  von  einer  europäischen  Macht endgültig beigelegt werden? 

Die  Antwort  ist:  Weil  das  über  lange  Zeiten  mächtigste  Land Europas,  die  Inselmacht  England,  einer Politik folgte,  deren zentrales  Ziel es  war,  eine herrschende  Macht  auf dem  Kontinent  zu verhindern.  Diese  Politik  der  sogenannten  tbalance  of power� 

schuf Allianzen, griff aber in  die  kontinentalen Kriege  immer mit dem Ziel ein, keinen  europä

ischen Hegemon  entstehen zu lassen. 

Die  schwächere  Seite  wurde jeweils  unterstützt,  um  den  Stärkeren in seine  Schranken zu verweisen.  So wurde Frankreichs Ludwig  XIV.  eingehegt  und  so  Napoleon  besiegt.  Und  als  1914  aus englischer Sicht Deutschland zu einer beherrschenden Gefahr auf dem  Kontinent  wurde,  rief man  die  USA  zu  Hilfe,  um  einen deutschen Hegemon auf dem  Kontinent zu  verhindern.  Das gelang,  aber der starke Freund  USA blieb nicht. So flammte auf dem Kontinent  der  Streit  erneut auf,  und  Hitler-Deutschland wurde zu  einer gefährlichen Bedrohung der westlichen Zivilisation. Und 88 
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wieder mussten die USA zu Hilfe eilen - aber diesmal blieben sie. 

Ich zitierte bereits die Bemerkung des Sicherheitsberaters von Präsident  Kennedy,  McGeorge  Bundy,  gegenüber  Bundeskanzler Adenauer im Jahr r96r  &[ .. .  ] die Führu"brsmacht Europas werde in  den  nächsten  l5 Jahren  weder  England,  Frankreich  noch  die Bundesrepublik, sondern weiter die  USA  sein [ .. .].« Und so ist es bis  heute  geblieben. Jetzt  strebt  die neue  Bundesregierung wieder das  politische  Ziel  eines  europäischen  Bundesstaates  an.  Dass Europa nicht zu einer politischen Einheit gefunden hat, lag zwar schon  an  seiner  vielfältigen  Geschichte  und  den  sich  dabei  so unterschiedlich entwi.ckelnden  Kulturen,  aber die  entscheidende Ursache  war  eben,  dass Großbritannien  die  europäische  Einheit systematisch verhinderte. Man sollte erinnern: Auch die Schweiz konnte  nur durch einen  Bürgerkrieg,  den sogenannten Sonderbundskrieg  1847,  hegemonial durch  einen militärischen Sieg der liberalen  Kantone  geeinigt  werden.  Auch  die  USA  konnten im Bürgerkrieg  r861 bis  1865  letztlich nur durch den militärischen Sieg der Nordstaaten zu einem einigen Bundesstaat werden. Ohne einen  oder  (wie  in  der  Schweiz)  mehrere vereinte  europäische hegemoniale Staaten wird und kann es keinen europäischen Bundesstaat geben. Könnten Deutschland und Frankreich, verbunden mit wenigen  anderen Staaten, das friedlich bewirken? 

Es  waren  die  USA,  die  1948  über den  Marshallplan  die Kooperation der ehemaligen europäischen Todfeinde  erzwangen und so auch das  Fundament für die Entwicklung zur heutigen Europäischen Union legten. Es ist im Ergebnis unwichtig, ob  die USA,  wie  ich  schon  schrieb,  die  Befreiung  Europas  von  der Hitler-Diktatur  und den Wiederaufbau  Europas  in  erster Linie aus  eigenen  geopolitischen  Interessen  durchsetzten  oder  ob  es auch andere, moralische und demokratische Ziele waren, die sie hier verfolgten:  Es  zählt das Ergebnis. 

Und  so  möchte  ich  hier zweierlei  festhalten:  Ohne  einen Hegemon,  ohne  eine Europa beherrschende  Macht  konnte  der 
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Kontinent  nicht von  der Plage ständiger  Kriege befreit werden. 

Aber  keine  europäische,  den  Kontinent  beherrschende  Macht konnte  sich  durchsetzen.  Englands  •balance  of powen-Politik machte  am  Ende  den  Eingriff eines  außereuropäischen  Hegemons  notwendig.  So  füge  ich  zu  dem  Verdienst  der  USA,  den Sieg über  Hitler-Deutschland  ermöglicht  zu  haben,  einen  weiteren,  für  Europa  allerdings  schmerzhaften  Verdienst  hinzu:  Als Hegemon  Ellropas  haben  sie  zwar  unseren  Kontinent  auch  von den  Gefahren  innereuropäischer  Gewaltausbrüche,  von  Kriegen  auf unserem Kontinent befreit;  ein  letztes Mal  durch ihren rettenden  Eingriff in  den Balkankrieg in  den  neunziger Jahren des  vergangenen  Jahrhunderts  - aber  der  Preis  für  Europa  war der Verlust  der  europäischen  Selbstständigkeit,  der Verlust unserer  Souveränität und die Übernahme  der Verantwortung für die Sicherheit  Europas  durch  die  USA.  Doch tragen  die  USA  nun, nachdem  sie  Europa  sicherheitspolitisch  unter  ihre  Herrschaft gebracht  haben,  diese Verantwortung auch  im  Interesse Europas? 

Wir haben  gesehen,  wie  dies  mit den Interessen der USA unvereinbar  sein  könnte.  Es ist  die  Nato,  mit  der  die  USA  diese  Verantwortung  übernommen  haben.  Wird  die  Nato  dieser Verantwortung  heute  gerecht? 

Der militärische Schutz durch die  Nato 

Die äußere  Sicherheit  Europas  gründet heute faktisch ausschließlich  auf  der  Nato,  das  heißt  letzten  Endes  auf  der  Verteidigungsstrategie  der  USA.  Denn was immer Europa materiell zur Finanzierung  der  Nato  beiträgt:  Am Ende werden die  USA alle Entscheidungen  in  der  eigenen  Hand  behalten.  Europa  sollte deswegen  selbstkritisch bedenken,  was eine Verteidigung gegen

über  einem  möglichen  Angreifer,  der  im  Zweifel  wohl  nur  die R..ussische  Föderation  wäre,  dann  bedeuten  würde.  Angeblich 90 
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beruht diese  Sicherheit durch  die Nato in  erster Linie auf nukJearer Abschreckung. Ich möchte  hier nicht die  allgemeine Debatte aufgreifen,  ob  Nuklearwaffen  überhaupt  ein sinnvoller oder gar notwendiger Beitrag zur  Sicherheit in der Welt sein können und den  Frieden  in  der  Welt  fördern.  In  der  November/Dezember

Ausgabe  2018  von  -Foreign Affairs•  wurde  diese Frage umfassend und  kontrovers  diskutiert,  und  mir  genügt  hier  der  Verweis  auf die  dort  dargestellten  Zusammenhänge;  es  gab  gewichtige Argumente  für  beide.  Seiten.  Aber  die  Debatte  erscheint  am  Ende doch  ohnehin reichlich abstrakt, denn  diese Waffen  sind da, werden  ständig  weiterentwickelt,  vermutlich  allerdings  niemals  absicht1ich  eingesetzt,  weil das immer  auch  zur  Selbstzerstörung  des Entscheiders  führen  könnte;  jedenfalls  solange  die  andere  Seite mit einer gesicherten Zweitschlagpotenz ausgerüstet ist,  und  das ist heute wohl generell der Fall. So bleibt die größte  Gefahr dieser Waffen  der versehentliche Einsatz,  der Unfall oder  ein terroristischer  Anschlag.68 

Wichtig ist hier, was die sogenannte »nukleare Abschreckung• 

der Nato  heute  in  der  Wirklichkeit moderner Kriegsführung für Europa  bedeuten  könnte.  Washington  hat  als  Eigentümer  dieser Waffen  seit Jahrzehnten  seine  Strategie  im Rahmen der Nato  .als 

•flexible  rcsponse•  erläutert,  wie  es jetzt  auch  Präsident  Biden durch  seine  Erklärung  bestätigte:  •Solange  nicht  die  USA  selbst 

.angegriffen werden, wird ein Einsatz der Atombomben nicht erfolgen.« Das war allerdings die  offizielle Verteidigungsdoktrin  der USA .als -flexible  response•  schon  seit den  frühen  sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts.  Bereits de  GauJle  hatte früh  darauf au&nerksam gern.acht:  »Flexible  response• verlagere jedes mögliche Kriegsgeschehen in Europa  ausschließlich auf die  Staaten der EU 

selbst.  In  dem  bereits  zitierten  Heft  von  $foreign Affairs•  zitiert John  Mueller,  Senior  Fellow  des  Cato-lnstituts,  einen  ßericht von  Vojtech  Mastny,  dass nach  der  Präsidentschaft  Eisenhowers und  im  Kalten  Krieg  keine  Seite  einen  nuklearen  Erstschlag  in 91 
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Erwägung  zog  und  dass •alle Pläne  {szenariosj  des  Warschauer Paktes immer unterstellten, ein  Krieg werde vonseiten der Nato beginnen«.  Auch George E Kennan wird von  Mueller zitiert nUt der Feststellung, dieser habe in •Foreign Affairs« T987 geschrieben, 

•ich habe  nie  geglaubt,  dass  {die  sowjetische  Führung]  es  als  in ihrem Interesse gesehen  habe, Westeuropa militärisch  zu attackieren [overrun]  [ . . . ]«. Und so  ist es wohl  auch  heute, trotz Donbas und Krim. 

Die  Strategie  des  sogenannten  •flexible  response�  bedeutet aber, wie wir sehen werden, dass für den Fall einer Aggression auf dem europäischen Territorium die US-amerikanischen Nuklearwaffen in Europa als Abschreckung wirkungslos bleiben würden. 

Denn  selbst wenn sie nur von den amerikanischen Militärbasen in Europa  eingesetzt  würden,  könnte  ein  russischer  Zweitschlag entweder auf die europäischen  Standorte  der USA gerichtet werden  oder  sogar auf die  Befehlszentren  in  den  USA  selbst.  Kein vernünftiger  Europäer,  der die  Sicherheitslage  der USA  zu  Ende denkt, kann glauben,  dass  die von den USA in Europa gelagerten Nuklearwaffen  bei  einer  terrestrischen  Aggression  Russlands durch die USA zum Einsatz kämen.  Nato-Übungen haben das ja auch bewiesen. 

Aber nukleare Waffen könnten auch als taktische Waffen eingesetzt  werden  und  erheblich  zur  Zerstörung  Deutschlands beitragen:  Ende  der  197oer Jahre  leitete  ich  in  Vertretung  des Bundeskanzlers Helmut Schmidt zusammen mit meinem  Stellvertreter Klaus  Blech,  später Botschafter  in  Moskau,  eine  Nato

Ubung im Bunker in der Nähe von Bonn. Natürlich begann das Planspiel mit  einem Angriff aus dem  sowjetischen  Osten;  •Rot« 

war  bald  im  Vormarsch,  und •Blau•  versuchte,  den  Angriff zu stoppen.  So gegen drei Uhr morgens, wenn ich richtig  erinnere, legten wir  uns  kurz  schlafen.  Als  wir dann  nach  zwei  Stunden aufstanden, erfuhren wir, dass  die USA zur Verteidigung Europas gegen  den  simulierten sowjetischen  Angriff kleinere  .ttaktische« 
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nukleare  Sprengsätze  über Deutschland  abgeworfen  hatten,  um einen  Cordon  sanitaire,  einen Sicherheitsgürtel,  gegen den weiteren  russischen  Vormarsch  zu  schaffen.  Blech  und  ich  waren überrascht,  dass  ein  solcher  Eingriff in  die  souveränen  Rechte der Bundesrepublik ohne Abstinunung erfolgen konnte, und wir schrieben  einen entsprechend ärgerlichen Brief an den  Bundeskanzler.  Als  ich  dann  etwas später  mit  Helmut  Schmidt  zusammentraf,  bemerkte er,  ihm sei diese Strategie der Nato bekannt, und  er  werde,  sowie  kriegsähnliche  Entwicklungen  in  Europa erkennbar  würden,  Deutschland  ftir  neutral  erklären.  Meine Antwort war recht lakonisch:  »Dann, Heffimt,  ist es allerdings  zu spät.«  Schmidt  selbst  haue ja  schon  r961  in  •Verteidigung  oder Vergeltung«  erklärt,  Deutschland habe  kein Interesse daran,  tdas zerstörte Gebiet Deutschlands durch eine  l]etzte Schladw wieder befreit  zu  sehen«.6'.l 

•Flexible  response�  ist  eine  Strategie  der  Verlagerung  des Kriegsgeschehens  ausschließlich  in  das  bedrohte  Land selbst  und schützt  das  bedrohte  Land  nicht  vor  vollständiger  Zerstörung. 

Diese Strategie ist  seit  mehr als fünfzig Jahren die  offizielle  Verteidigungsstrategie  der  USA.  Henry  Kissinger,  Nestor  der  strategischen  Fragen  im  Atomzeitalter,  berichtet  in  seinem  Buch 

•Diplomacy'  {1994}, ich zitiere  aus der  deutschen  Ausgabe  •Die Vernunft  der Nationen«,  schon sehr früh folgende  Beobachtung aus  seiner Zeit in der Administration Nixon:  •Auf jeden Fall war im Atomzeitalter die Schlüsselfrage nicht die,  ob Verpflichtungen eingehalten,  sondern  wie  sie  konkret  interpretiert  wurden.  Die Nixon-Doktrin bot keinerlei R.ichtlinien dafür, wie Streitigkeiten unter  den  Alliierten  iiber  nuklear-strategische  Fragen  zu  lösen seien: ob also Nuklearwaffen eingesetzt werden sollten und, brutal ausgedrückt, auf wessen  Territorium;  ob die Alliierten eher auf einen  allgemeinen  Atomkrieg  setzen  sollten  - was  primär  die Supermächte  betraf - oder  aber  auf eine  Form  der  sogenannten 

>flexiblen Reaktion<,  die allerdings in  erster Linie das  Territorium 93 
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des Aggressionsopfers bedrohen würde [ . . .  ] Und falls Unterstützung angesichts einer nuklearen  Bedrohung wirklich  mehr  oder weniger  :rntomatisch  erfolgte,  waren  dann  offizielle  Bündnisse überhaupt noch notwendig? l.„J War nämlich das nationale  Interesse tatsächlich der Leitfaden, dann wären die Vereinigten Staaten  sowieso  zur Verceictigung aller  Gebiete  verpflichtet,  die  als wichtig für ihre  Sicherheit galten, gleichgültig, wie  hoch das Verdienst  des  Opfers  oder sein  Beitrag  zur  gemeinsamen  Verteictigung war.«7o  Nicht  Europa  zählt  im  Falle  eines russischen Angriffi,  sondern  nur die  Sicherheit der USA!  Uns  geht  es  aber in erster Linie  um die  Unversehrtheit Europas  und nicht um  den eventuellen ,;Sieg« einer Weltmacht. 

Kissingers Analyse war und bleibt schlüssig: Erstens, die USA würden in Europa im  Zweifel inuner nur aus eigenem geopolitischen Interesse militärisch agieren, gleichgültig, ob die europäischen  Staaten das befürworten  und wie viel sie vorher zu diesem Schutz beigetragen hätten: Wir werden nicht gefragt! Und zweitens:  Die  wahre  Gefahr  für  eine  völlige  Zerstörung  Europas beruht darauf,  dass Europa in erster Linie ein geopolitisches Interesse der USA  ist,  Nuklearwaffen  im  strategischen  Kalkül  als Abschreckung von den USA  nicht  eingesetzt würden, es sei denn, sie würden unmittelbar selbst angegriffen; so muss auch die russische Seite die US-amerikanische nukleare Abschreckungsstrategie verstehen.  Denn Russland ist selbstverständlich über ctie Einzelheiten  der  •flexible  response«-Strategie  der USA  informiert, und die Russische Föderation verfolgt heute im Zweifel ohnehin dieselbe Strategie:  Schon zum Schutz der eigenen Existenz wird ein  Einsatz  strategischer  nuklearer  Waffen  nicht  geplant,  aber eine starke terrestrische Militärmacht einschließlich einer schlagkräftigen  Luftwaffe  und  aller  Instrumente  des  •Cyber-Krieges« 

bereitgehalten. Ein Krieg zwischen den USA und Russland würde wegen der Imeressenlagen der Großmächte nur auf europäischem Boden  und letztlich  immer  nur terrestrisch,  also  ohne  Einsatz 94 
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strategischer  Nuklearwaffen  stattfinden.  Wenn  dem  aber  so ist, dann  sind  die  in  Europa  stationierten  US-amerikanischen  strategischen  Nuklearwaffen  zum  Schutze  Europas  überflüssig, jedoch nicht überflüssig zum Schutze der USA,  soweit diese direkt angegriffen würden. 

Noch bevor die USA in der Mitte der sechziger Jahre  diese  für ihre  Verbündeten  bitteren  Konsequenzen  ihrer  Strategie  der  nuklearen  Abschreckung  zu  Ende  gedacht  hatten,  schlug  1961  der Bundestagsabgeordnete Helmut  Schmidt  Alarm.  ln  seinem Buch 

•Verteidigung oder Vergeltung« machte er darauf aufincrk�am,  dass wir  nicht  �ein  für  alle  Mal  davon  ausgehen  [können],  dass  alle neuen  verteidigungspolitischen  Konzeptionen,  die  in  den  USA entstehen  können,  auch  unseren  Interessen  entsprächen«.71  Und er  fahrt  warnend  fort:  •Wir  haben  kein  Interesse  an  einer  Verteidigungsstruktur  des  Westens,  die  darauf abgestellt  wäre,  das zerstörte  Gebiet Deutschlands  durch eine >letzte  Schlacht< wieder befreit zu  sehen.« Und dann  heißt  es weiter: •Wir haben schließlich  auch  kein Interesse  an einer Verteidigungsstruktur  des  Westens, die von der sowjetischen Führung als Provokation angesehen 

[werden] könnte.t72 

In den vielen Kriegen,  die die USA in der Nachkriegszeit zur 

•Befreiung•  oder  zum  �Schutze  von  Staaten  geführt  haben,  sind nukleare  Waffen nie  zum  Einsatz  gekommen:  Die  USA  hänen sich ja selbst gefährdet!  Aber bis  auf Südkorea wurden  die  angegriffenen Länder  meistens  zerstört.  Denn,  so ist  die Nato-Strategie von heute eben zu  verstehen:  Bei einer militärischen Aggression  durch  Russland in Europa  würde  sich  die  »flexible• Antwort der  Nato  immer  nur  auf konventionelle  Waffen  beschränken, deren  zerstörerische  Gewalt wir  heute  an verschiedenen  Stellen der  Welt  gut  beurteilen  können!  Die  neuerdings  von  Präsident Biden beabsichtigte weitere Zurücknahme  eines möglichen Einsatzes amerikanischer Nuklearwaffen  in Europa könnte diese Entwicklung zur bFlexibilitäh bestenfalls  weiter verstärken. 
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Über Bidens  1meue«  NukJearstrategie wird dennoch viel spekuliert.  Was  bedeutet  diese  von  ihm  persönlich  allerdings  schon lange vertretene Position,  dass  •the  sole purpose of nuclear weapons to be the deterrence of a nuclear attack«? Die •Texas National Security  Review«  vom  Februar  2021  befasst  sich  eingehend  mit der  Thematik  und  stellt  klar,  dass  es  sich nicht um  eine  verbindliche  ErkJärung handle,  niemals einen Erstschlag auszuüben. Vielmehr handle es  sich um  die ßestätigung,  dass nukleare Waffen nur 

•the  last  resort«  seien.  Aber  das  wussten  wir  doch  schon vorher. 

Man  kann  viele  fein gesponnene  Differenzierungen  unterschiedlicher Notwendigkeiten für  den Eiruatz von Nuklearwaffen  aufzählen,  wie  dies  die  'Texas  Review•  auch macht.  Aber  für  uns  in Europa  und  für  unsere Sicherheit sind das  alles keine  unterschiedlichen  Situationen:  Europa  bleibt  im  Konzept  der  Verteidigung gegen  einen  konventionellen  Angriff nur die  �flexible  response• 

und  das  bedeutet  eben:  Krieg  auf europäischem  Boden  bis  zur Zerstörung. 

Als  die Deutsche  Gesellschaft für Auswärtige  Politik  (DGAP) im Mai  2021 von  der Erklärung Präsident Bidens berichtete, kommentierte  sie,  wenn  diese  ergänzende  Abschreckungsstrategie durch  die  Nato  angenommen  werde,  werde  das  Zweifel  unter den  Alliierten entstehen lassen  und  den  Zusammenhalt  der Nato gefährden; die Nato bedürfe einer schnellen Reaktion, um erneut die  Hauptfragen  nuklearer  Strategien  zu  cliskutieren. Was jedoch an  diesem  Kommentar  der  DGAP  am  meisten  erstaunt,  ist  die Meinung,  es  handle  sich  um  einen  •bedeutenden  Kurswechsel innerhalb  der  Sicherheitspolitik  der  USA«.  Das  eben  genau  war nicht  der  Fall!  Bidens Erklärung schuf keine  neue  Lage,  sie  war vielmehr  schon  US-amerikanisches  strategisches  Dogma  seit  den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts!  Dass clic neue Bundesregierung in ihrem Koalitionsvcrtragjedoch weiterhin davon ausgeht,  dass  Europa nuklear verteicligt werde,  ist  angesichts  der nun über sechzigJahre alten  •flexible  response•-Str.i.tegie völlig unver-
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ständlich. Wir müssen keine Kampfflugzeuge beschaffen,  um nukleare Sprengköpfe  zu  transportieren,  die  nur  zur  Verteidigung der USA gedacht sein können. 

Das aber heißt,  dass Europa im Falle eines russischen Angriffs nach  amerikanischer  und  Nato-Strategie  zum  alleinigen  Kriegsschauplatz  würde,  ohne jede5  direkte  Risiko  für  das Heimatland USA. Deutschland  aber wäre,  als  vermutlich zentrale  Nachschubbasis,  sofortigen  Raketenangriffen  ausgesetzt.  Haben  die  Nato oder  die  Bundesregierung  den  Deutschen jemals  erklärt,  was  die heutige  Verteidigungsstrategie  eigentlich  für ihr  Land  bedeuten würde?  Die  nukleare  Nato  bietet  nämlich  heute  als militärische Organisation keinerlei Garantie für Europas  Unversehrtheit.  Natürlich stellt auch die konventionelle Verteidigungsbereitschaft der Nato  ein  gewisses Risiko  für jeden  Angreifer  dar.  Nur  solange Russland selbst an einer Aggression nicht interessiert ist, ist Europa wirklich sicher. Eine  entsprechende Haltung russischer Politik zu festigen  oder  herzustellen,  bleibt  die  vorrangige  Aufgabe  deutscher  und  europäischer  Diplomatie.  Entspannung  ist  der  bleibende  Auftrag!  Dauerhafte  Sicherheit in Europa  kann  es  nur mit und nicht gegen  Russland  geben. Auch die Nato hat diese Überzeugung  immer  wieder  bestätigt.  Nur  Diplomatie  und  Zusammenarbeit mit Russland können deswegen  Sicherheit für  Europa schaffen.  Warum aber betreibt die Nato keine Entspannungspolitik gegenüber  Russland?  Warum  redet  der  Westen  mit  Russland kawn über die  wahren Gründe  der heutigen Spannungen? 

Natürlich  sollten  wir davon  ausgehen,  dass wir  zur Verteidigung  Europas  gegenwärtig auf die Abwehrbereitschaft der  Nato vertrauen müssen  und dass  es  daher notwendig ist,  auch  die heutige militärische Nato-Strategie abzusichern. Aber die  Nato selbst muss ihre Strategie nun dringend um eine nachdrückliche  diplomatische Entspannungspolitik gegenüber Russland ergänzen.  Nur so  kann die Unversehrtheit Europas gewährleistet werden. Europa muss  selber  Wege  finden,  Gefahren  für  unseren  Kontinent  zu 97 
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bannen, solange die  innenpolitische Lage in  den  USA  und  die dortige Russlandphobie eine Entspannungspolitik der Nato selber nicht erlauben. 

Für die  Sicherheit  der europäischen  Nationen  müssten  also auch russische Interessen auf das gelenkt werden, wa.�  letztlich die einzlg  verbliebene  Stärke  Europas  ist:  eine  offenere  Zusammenarbeit in Wissenschaft,  Innovation,  Technologie und Wirtschaft. 

Wenn  also Europa, wenn Deutschland heute für Zusammenarbeit und Handel mit Russland eintritt,  dann ist das eben nicht Interesse am schnöden Mammon und keine  •Anbiederung«,  wie gelegentlich in angelsächsischen oder auch deutschen Zeitungen behauptet wird,  sondern  wesentliche  Grundlage  zukünftigen  Friedens  in Europa. Es ist unser deutsches Interesse, Europa, die Nato und die USA von diesem Zusammenhang zu überzeugen und im Interesse des Weltfriedens auf Entspannungspolitik zu drängen. Wir werden die russische  Innenpolitik durch Sanktionen wegen Nawalnys Verhaftung nicht  um einen  Zentimeter verändern.  Dass  der  Westen sich  aber  auf letztlich  wirkungslose  •Bestrafungen«  Russlands durch Sanktionen beschränkt,  zeigt sich  als  ebenso  sinnloser wie gefährlicher strategischer  Fehler  europäischer  Friedenspolitik. 

Helmut  Schmidt  fand  für  eine  solche  Politik  vor Jahren  die richtigen Worte:  •Es gibt Werte,  an  denen wir  absolut festhalten sollten,  aber  ich  bin  absolut  nicht  der  Meinung,  dass wir  diese Werte anderen Leuten beizubringen  haben.«73 

Die  Fortsetzung der Nato-Erweiterung 

als Gefahr für Europa 

Ein besonderes Risiko in den Beziehungen zwischen dem Westen und Russland ist es,  dass  aufgrund wiederholter Nato-Beschlüsse die  Ukraine  als  selbstständiger  Staat  Mitglied der Nato  werden soll.  Diese  Frage  war  offenbar  auch  schon  bedeutsam  für  die 
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Annexion  der  Krim  2014,  denn  die  Bevölkerung  der  Krim  in ihrer  Mehrheic  wollce die Beziehung  zur Russischen Föderation nicht  verlieren.  Ich  beziehe  mich  hier  auf die  umfassende  Studie  über  die  Geschichte  der  Krim und  ihrer  Beziehungen  zur Ukraine  und  zu  Russland  von Gwendolyn  Sasse  »The  Crimea Question«.74 Folgt man ihrer Analyse,  so wird ersichtlich, dass  es zwar  keine  so  einseitige  Beziehung  der  Krim  zu  Russland  gab, wie  Putin  behauptet,  allerdings  ergibt  sich  auch,  dass  sich  die klare  Mehrheit  der  ßevölkenmg  der  Krim  schon  1990  eher für eine Bindung an  Russland entschied und diese Meinung vermutlich  auch bis zur Annexion  2014 Bestand  hatte. 

Russland und insbesondere die russische Kultur hacten für die Krim  immer  eine  besondere  Bedeutung.  Zwei  gegensätzliche Strömungen  stehen  sich  heute  gegenüber:  einerseits  ein  Drang der  Ukraine  nach  »nationaler•  Selbstbestinunung,  der  über  die Jahrhunderte  der  Zugehörigkeit  der  Ukraine  zu  Russland,  oder auch zu  Polen, niemals wirklich  verstummte,  und andererseits die inneren Beziehungen der Krim zu R.ussland. Durch  die Entscheidung von  Chruschtschow im Jahre  1954,  die  Krim  verwaltungsmäßig  der  �Ukrainischen  Sozialistischen  Sowjetrepublik•  zuzuschlagen,  ist  die formale Rechtslage eindeutig:  Nach  Lösung der Ukraine aus  dem  Verband der Russischen Föderation gehört die Krim völkerrechtlich  zur Ukraine  und müsste  deren  politischem Weg folgen. 

Wenn aber Putin im historischen  Rückblick immer auch  auf die  große  Nähe  der  Krim  zu  Russland  hinweist,  so  ist  das  nicht ohne  Berechtigung.  Die  Krim  kam  1783  zum  russischen  Reich. 

Nach  1990, als  es  um  die staatliche Selbstständigkeit  der Ukraine und ihre Lösung von Russland ging,  traten  die Widersprüche zwischen  der  rechtlichen  Zugehörigkeit  der  Krim  zur Ukraine  und dem  Interesse  der  ßevölkerung  der  Krim  am  Fortbestand  einer Bindung  an  Russland  deutlich  hervor.  Im  Jahr  1991  dokumentierte  (bei einer Wahlbeteiligung von  über  So Prozent)  ein  Refe-99 
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rendum,  dass damals über 93  Prozent  der Krim-Bevölkerung  für eine  Angliederung  der Krim an Russland  als  autonome  sozialistische Republik (ASSR)  stimmten.  Bei  einem weiteren Referendum im Dezember 1991, diesmal über  die  Unabhängigkeit  der Ukraine von  Russland,  stimmten  auf der  Krim  nur  knapp  39 Prozent  für die  Unabhängigkeit  der  Ukraine.  Weitere  Wahlen  im Jahre  1994 

und im Jahre  2006  deuten  in  ihren  Ergebnissen  ebenfalls  an,  dass es  auf der Krim stets  Tendenzen für  eine  Nähe  zu Russland  gab. 75 

Völkerrechtlich  ist  die  Annexion  der  Krim  zwar  nicht  zu rechtfertigen,  auch wenn Putin immer wieder auf die  Mitschuld der Regierung in Kiew verweist.  Und  doch:  So komplex das  Verhältnis  der  Krim  zur  Ukraine  und zu Russland  auch  ist,  imJahre 2014  hätte  die  Annexion  wahrscheinlich  nicht  stattgefunden, wenn  2008  in  Bukarest  die  Tür  zur  Nato  für  die  Ukraine,  und damit auch für  die Krim, nicht so weit aufgestoßen worden wäre. 

Insofern bestätigt die  Studie von Sasse indirekt auch die  Vermutung des  damaligen  US-Bot.schafters William J.  Bums. 

Hat man im Westen nie  bedacht,  was es  heißen würde, wenn Sewastopol  ein  Hafen  für  amerikanische  Nato-Kriegsschiffe würde?  Aus innenpolitischer und  historischer russischer  Sicht  war das  doch  für  einen  russischen  Präsidenten  eine  unannehmbare Perspektive: Die Krim gehörte seit  1783  zu  Russland.  Tolstoi verteidigte  Sewastopol  im  Krimkrieg  1854  gegen  England  und Frankreich  (•Sewastopoler Erzählungen•);  Puschkin,  Tschechow, Brodsky:  überall  ist  die  große  russische  Literatur  umgeben  von Erzählungen  zur  russischen  Krim.  Natürlich  rechtfertigt  diese lange  staatliche  und  historische  Verbundenheit  der  Krim  mit Russland  völkerrechtlich  heute  keine  Annexion;  aber  konnte man  nicht  - wie  Bums  und  Brzezinski  anrieten  - diese  Kränkung der verwundeten Seele Russlands vermeiden und die Folgen voraussehen? 

Die  Osteuropapolitik  des  Westens  nach  dem  Fall  der  Mauer wurde  so zur  Quelle russischer Westpolitik.  Sa.rotte  schreibt,  wer 100 
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die  Entwicklung  zwischen  Washington  und Moskau heute  verstehen  will,  •sollte  diese  Sequenz  der  Ereignisse  nicht  aus  den Augen verlieren«.76 Denn für  die  russische  Seite blieb  das  eindeutige  Versprechen des  US-Außenministers  Baker  die  vereinbarte Ausgangslage  der  weiteren  Entwicklungen.  Und  so  ist  es  nicht verwunderlich,  dass auch ßurns in  seinen Erinnerungen nur kritisch  auf das  Thema  Nato-Ausdehnung  zurückkommt.  Das  gilt auch für die Memoiren  (2002) von Strohe Talbott,  dem Architekten der Russlandpolitik unter Präsident Clinton.n Talbott berichtet,  Präsident  Chirac  habe  sich  noch  1997  beschwert,  dass  man die  •EmpfindJ.ichkeitem:  Russlands  und  seine  Gefühle  der  •Einkreisung�  und  •Demütigung«  nicht  berück.sichtige.  Und ßurns schreibt,  Jelzin  habe  einmal  eine  vom  Westen  geforderte  Zustimmung zur  Nato-Erweiterung  als  •Verrat  an  seinem  Volh78 

zurückgewiesen! Wenn also der 1990 stellve:rtretende Sicherheitsberater  Gates  später  arrogant  behauptete,  man  habe  damals  in Nato-Angelegenheiten  •die  Sowjets  bestochen•  (bribed),  indem man D-Mark aus Deutschland fließen ließ,  so kann es ein solche5 

Geschäft  •Geld gegen Nato-Erweiterung•  schon wegen der von Anbeginn  massiven  russischen  Kritik  an  der  Nato-Erweiterung nie gegeben  haben! 

Im  Rückblick  schreibt  auch ßurns,  heute  CIA-Chef im Kabinett von Präsident ßiden,  über seine Erfahrungen als Botschafter  der  USA  in  Moskau,  dass  die  Erweiterung  der  Nato  in  Osteuropa  •bestenfalls  verfrüht  und  schJimmstenfalls  eine  sinnlose Provokation« war. Und er fahrt fort:  �wir müssen uns der Gefahren  der  Hybris  und  des  amerikanischen  Unilateralismus  bewusst werden.«79  Er  meinte  damit  nicht  nur die Präsidentschaft Trumps!  Burns  gräbt  tiefer  und  beklagt  in  der  US-amerikanischen  Diplomatie  einen  grundsätzlichen Trend zu Nationalismus und Militarisierung.  Auch George F. Kennan,  der Architekt der •Eindämmung« der  Sowjetunion  nach  1945,  kritisierte  eine 

�Militarisierung«  seines  Containment-Konzepts. 
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Der Westen,  Europa, die Menschen in Deutschland und auch die  in  den  osteuropä

ischen  Ländern  werden  sich  aber  heute  für einen  Versuch,  die Beziehungen zwischen Russland und der EU 

durch einen  offenen Dialog positiv zu beeinflussen, kaum gewinnen lassen, solange die Ereignisse  der Tage  im Februar  1990 und die  Wahrnehmung  der  Nato-Erweiterung  auch  aus  russischer Sicht nicht öffentlich debattiert werden.  Die Zusagen des Westens im  Zusammenhang  mit  der Wiedervereinigung  und  die  Sicht Russlands  auf die Erweiterung  der  Nato  sind für Russland noch immer  von  großer  Bedeutung.  Aber  es  waren  nicht  einmal  in erster Linie die Zusagen, die Außenminister Baker Präsident Gorbatschow gegeben  hat:  Russland muss  sich  beim  Vorrücken  der Nato  an  seine  Grenzen  so  fühlen  wie  die  USA,  wenn  Russland heute  einen  militäris7hen  Verteidigungspakt  mit  Kuba  verein-baren  würde. 

Es ist in  Deutschlands  Interesse,  hier Aufklärung zu  betreiben und  in  Nato  und  EU zu  erkfären, warum  die  En.vciterung  einer friedlichen  Nato in Russland auch als aggressive Ausdehnung des westlichen  Militärbündnisses  aus  dem Kalten  Krieg  verstanden werden  könnte.  Die  deutschen und die  europäischen Kollegen im Rat,  in  der Kommission,  im  Europäischen  Parlament und  in  der Nato  müssen mehr über die Geschichte nach dem Ende des Kalten Krieges  wissen,  damit sie  das  auch im Umgang  mit Russland heute berücksichtigen können.  Die  innenpolitische  Lage in Russland  ist  von  ebensolcher  Bedeutung für Russlands  Außenpolitik wie  die innenpolitische Lage  in  den USA für deren Außenpolitik. 

Denn  ohne Russland auch hier zu verstehen, wird es keine  Entspannung in Europa  geben. 

Seit  im Jahre  2008  in  Bukarest  gegen  den  Rat  Deutschlands und  Frankreichs  der  Ukraine  die  Tür zur  Nato  geöffnet  wurde, bestehen  nun  die  Regierungen  der Ukraine  verständlicherweise auf der Erfüllung dieses Versprechens.  Sarotte  meint,  die Besorgnis über  die  Nato  sei  auch  ein  erheblicher  Teil  der  Gründe  für 102 
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die  Annexion  der  Krim  gewesen.  Auch  damals  hatte Bums  vor schwerwiegenden  Folgen  gewarnt:  Doch  Bush  und Cheney wollten,  so  Bums,  den  sofortigen  Beitritt der  Ukraine  durchsetzen  als eine  •legacy•,  ein Vermächtnis,  der zu Ende  gehenden  Präsidentschaft George W. Bushs,  wie Bums schreibt.  Auch aus  westlicher Sicht  meinte  Andreas Wirsching,  Direktor des  Instituts für Zeitgeschichte  München,  in seinem Essay  »Demokratie und Globalisierung - Europa  seit  1989J1,so  dass  man  tatsächlich  hätte  fragen müssen,  rnb  aus  russischer  Sicht  Ende  2013  ein  entsprechender Punkt  erreicht  worden  war,  [ . . .  ]  [dieJ  immer  weitere  Ausdehnung der Europäischen  Union  und vielleicht auch bald  der Nato bis  an  die  Grenzen Russlands  aus  dieser  Sicht inakzeptabel erscheinen  [konnte],.81  So war es  wohl Hätte  es  zur Sicherung der osteuropäischen  Staaten  einen  anderen  Weg  als  den  Nato-Beitritt  gegeben?  Und  gäbe  es  diesen jetzt  für  die  Ukraine?  Bums  hatte  1994  aus  Moskau  auf solche Möglichkeiten  gedrängt  und warnte eindringlich,  ein  unmittelbarer Nato-Beitritt der Ukraine könne  erhebliche negative politische Folgen auslösen,  denn der  Beitritt der Ukraine zur Nato sei 

•eine deutliche rote Linie für jede  Führung in Russland«.s2 Heute geht es für die  Ukraine und Russland um die Zukunft des Donezbeckens,  also  eines  ehemals  für  die  Sowjetunion  wichtigen  Industriegebietes.  Auch  für  dieses  Gebiet  steht  nun  die  2008  vom Nato-Rat versprochene Nato-Mitgliedschaft  aus.  Sogar Zbigniew ßrzezinski,  ehemaliger  Sicherheitsberater  im Weißen  Haus  und ansonsten  doch haner Geostratege im Interesse  der USA,  machte 2or5  auf die  verheerenden  Folgen  aufmerksam,  die  mit  einer Nato-Mitgliedschaft  der  Ukraine  verbunden  sein  könnten.  In einem  Interview  vom  30. Juni  2015  mit  der  Zeitung  »Die  Welt• 

riet  er nachdrücklich von  diesem  Schritt ab:  »Unsere  Verantwortung  besteht  darin,  diese  Situation  unter  Kontrolle  zu  bringen. 

Damit sich aus dem  lneuenJ  Kalten Krieg kein heißer Krieg entwickdt,  müssen  der  Westen  und  Moskau  ernsthaft  miteinander 
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verhandeln,  um eine Kompromissformel zu finden. l···J Vor  diesem Hintergrund würde meiner Ansicht nach die beste Kompromissformel  darauf hinauslaufen,  dass  die  Ukraine  sich  am  Status Finnlands  orientiert.  Der Ukraine würde  es  gestattet,  sich eng an Europa  anzuschließen,  und  zugleich  bekäme  Russland  die  Zusicherung,  dass  die  Ukraine  nicht  Mitglied  der  Nato  wird.  Sie hätte,  wie  Finnland,  einen speziellen Sicherheitsstatus.• 

Finnlands Präsident Sauli Ni

inistö erkannte die Lage deutlich: 

In einem  Interview  mit  der  •Frankfurter Allgemeinen Zeitung« 

vom  September  2018  sagte  er,  dass  die  Russen, würden  sie  über die  Grenze nach  Finnland schauen,  und »Wären wir  [dann]  Nato

Mitglied,  dann  würden sie  Feinde  sehen•.  Der  Präsident erkennt damit sehr klar,  wie  noch  heute in Russland  die Nato  betrachtet wird,  nämlich  als  •Feind«.  Und das würde  dann auch im Zusammenhang mit einer Ukraine in  der Nato zutreffen. Niinistö fahrt fort:  •kh  glaube nicht, dass Russland  die  baltischen Länder angreifen  würde.•  Der  Präsident  äußere sich  zwar  eindeutig kritisch zur  völkerrechtswidrigen  Annexion  der  Krim,  aber  die  klare Mehrheit in Finnland  sehe die Realität der  Nähe  Russlands,  halte aber  gerade  deswegen  eine  Nato-Mitgliedschaft  gegenwärtig für falsch. 

Doch  unbeeindruckt von  Finnlands  Überlegungen und  den besorgten Vorschlägen Brzezinskis für eine Alternative  zum Nato

Beitritt  der Ukraine  beschloss am  14. Juni 2021  der Nordatlantikrat  auf Ebene  der  Staats- und  Regierungsehe&  in Brüssel:  »Wir bekräftigen  unseren  auf dem  Gipfeltreffen  2008  in  Bukarest  gefassten  Beschluss,  dass  die  Ukraine  ein  Mitglied  des  Bündnisses wird.c83 Warum  musste  das  sein?  Liest  der  Nato-Generalsekretär weder  die  ßerichte  der  Bot.�chafter  aus  Moskau  über  die  möglichen  Folgen  einer Nato-Mitgliedschaft  der Ukraine,  und hat er auch  aus  der  Annexion  der Krim  nichts  gelernt?  Ihm  obliegt  es doch,  strategisch  vernünftige  Vorlagen  für  den  Nordatlantikrat vorzubereiten;  es  hätte  diesmal  genügt,  hinsichtlich  der Ukraine 104 
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nur auf den Status quo zu verweisen. Jetzt ist die Nato  beunruhigt über  russische  Truppenansammlungen  an  der  Ostgrenze  der Ukraine.  Beabsichtigt Putin den Einmarsch in die Ukraine? Purin bestreitet  diese  Absicht  - heute!  Aber  was  geschieht,  wenn  die Umsetzung der Entscheidung des Nato-Beitrius der Ukraine begonnen würde? ln  diesem Zusammenhang fallt erneut eine irritierende  Behauptung Wolfgang Ischingers auf.  In  seinem  Buch 

»Welt in Gefahu schreibt er schon  2018:  •Die Frage einer NATO

Mitgliedschafi:  der  Ukraine  ist  im Bündnis de  facto  längst negativ entschieden  worden.  Dass  die  Regierung  die  Hoffuung  dennoch nicht  aufgeben  will,  ist  zwar  verständlich,  hilft  aber  nicht  weiter.184  Und  lschinger  fahrt  dann  ganz  im  Sinne  von  Brzezinskis Überlegungen fort,  die Ukraine solle dem Beispiel Finnlands folgen.  Es  ist  bedauerlich,  dass  das  ganze  Thema  in  dem  umfangreichen  Koalitionsvertrag der  neuen  deutschen  Regierung  keinerlei Erwähnung findet.  ln welche Lage  hat der Generalsekretär der  Nato Stoltenberg die Regierungsehe& im Nato-Rat gebracht? 

In  einem  gut  geführten  Unternehmen  würde  Stoltenberg  kaum länger  auf seinem  Stuhl  bleiben.  Aber  wie  wir  seit  Afghanistan wissen,  ist die  Nato ja kein gut geführtes Unternehmen! 

Denn  was  würde  diesmal  passieren,  wenn  die  Ukraine  mm endgültig in die  Nato  aufgenommen werden  würde? Wenn dann der  Donbas  von  Russland  endgültig  besetzt  und  vielleicht  sogar  annektiert würde,  entstünde  dann  ein  •HeißeH  Krieg  an der •Ostfront� Europas,  wie Brzezinski  befürchtete?  Oder gäbe es erneut,  wie  im  Fall  der  Krim,  nur  folgenlose  Sanktionen  und ein  bedeutungsloses  Knurren  des  Westens?  Die  Demonstration einer  •hirntotem.  Nato?  Es  wird  eine  bedeutende  Aufgabe  für Frankreich  und  für  eine  neue  Regierung  in Deutschland  sein, das  Ukraine-Problem  so  bald  wie  möglich konstruktiv  mit den USA und  Russland  zu beraten.  Denn würden  erst einmal Fakten geschaffen  sein, würde sich  die  Lage kaum noch reparieren lassen. 

Es  ist bedauerlich,  dass die  Regierung  Merkel  diese  außen- und 105 
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sicherheitspolitisch so wichtige Frage angesichts des Wahlkampfes nicht mehr  hat  klären  können. 

Wieder stoßen wir hier auf die  Geopolitik  der USA.  Schon unmittelbar nach dem Zerfall  der SO\tjetunion zeigten  sich die Interessen der USA hinsichtlich  der Zukunft  der Ukraine.  Und dann im Jahre 2014 versuchten die USA, eine dem Westen zugeneigte Regierung in Kiew zu installieren. Die Meinungsverschiedenheiten m.it einigen europäischen Politikern führten damals zu der inzwischen legendären  Äußerung  der stellvertretenden  US

Außenministerin Victoria Nuland •f**k Europe•. Denn clie USA hatten bereits erhebliche Mittel investiert, um die ihnen genehme Regierung in Kiew durchzusetzen.  S0chlägt man noch  einmal das Buch von Zbigniew Brzezinski •The  Grand Chessboard«  auf,  so stellt man auf allen geografischen Bilddarstellungen  fest,  dass die Ukraine eben ganz im Sinne des Halford Mackinder zu einer zentralen Schlüsselregion der US-Geopolitik im  •heartland• Eurasien geworden ist. Das Interesse der USA an der Ukraine, wie letztlich auch  an allen anderen  osteuropäischen  Regionen,  ist  eben nicht ein Engagement für  Menschenrechte  oder Demokratie,  sondern Teil einer geopolitischen Strategie der Eingrenzung Russlands im Sinne aus meiner Sicht missverstandener  Interessen  der USA  -

allerclings nicht der Interessen des außenpolitischen Establishments in Washington, das auf cliese Weise seine eigene Bedeutung immer wieder bestätige sehen will. 

Eine Lösung des Ukraine-Problems würde eine breite diplomatische  Offensive  mindestens eines Teils der EU-Mitglieder erfordern. Dabei sollte man dann auch berücksichtigen, dass Präsident Biden  schon  als  Vizepräsident von Barack  Obama  ein  sehr persönliches Engagement  für  die  Zukunft  der  Ukraine  zeigte. 

Und offenbar gibt es auch  in  der öffentlichen Meinung der USA eine überwiegend auf Nato-Expansion gerichtete Stimmung. 

Solange  die USA im Konflikt mit Russland  die  außenpolitische  Entscheidung alleine in  der Hand haben, gibt es kein souve-106 
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ränes Europa. Entspannung kann am Ende nur mit Zustimmung der osteuropäischen Staaten  erreicht werden.  Diese werden aber heute politisch und personell stark von den USA beeinflusst.  Das erfordert jetzt,  wo  Nord Stream  2  zu  den Akten  gelegt werden könnte,  innerhalb  Europas  eine  konzertierte  diplomatische  Offensive  von  Deutschland und Frankreich: Noch  ist  der  Ukraine

Komplcx vielleicht lösbar, wie ßrzczinski gezeigt hat.  Die in Aussicht  genommene  Nato-Mitgliedschaft der Ukraine  könnte mit einer allgemeinen Sicherheitsgarantie  und  einer  ökonomischen Hinwendung zu  Westeuropa abgewendet werden. Es  müsste im Einverständnis  mit  Russland  und  den  USA  ein  Weg gefunden werden,  wie  der  Ukraine  anders  als  durch  einen  Nato-Beitritt Sicherheit geboten werden kann. 

Auch die Vereinbarungen des sogenannten Minsk-Protokolli bieten dafür noch  immer eine  Chance.  lm September  des Jahres 2014  wurde  im  weißrussischen  Minsk  eine  Vereinbarung  protokolliert,  die  von  einer  trilateralen  Kontaktgruppe  (Ukraine, Russland  und  die  OSZE)  zur  Lösung  des  Konfliktes  im  ostukrainischen  Grenzgebiet  (Donezbecken  oder  auch  Donbas) vorgeschlagen  wurde.  Das  Protokoll  wurde  2015  auf Initiative von  Frankreich  und  Deutschland  ergänzt  (Minsk  II),  nachdem der  2014 vereinbarte  Waffenstillstand nicht  eingehalten worden war. Das Protokoll enthält drei  Grundpfeiler:  •Waffenruhe•,  die Verabschiedung eines •Autonomiegesetzes• für die Region durch Regierung  und  Parlament  der  Ukraine  sowie  den  Abzug  rnngesetzlicher  bewaffiieter  Formationen  [ . . .  ]  Freischärler  und Söldner«  aus der Ukraine.8S 

Die Umsetzung des Protokolls kommt vermutlich  deswegen nicht  voran,  weil  beide  Seiten,  Russland  und  die  Ukraine,  der jeweils  anderen  Seite  nicht  trauen  und deswegen  erwarten,  der andere müsse jeweils den ersten Schriu  tun. Aus rein praktischer Sicht  erscheint  es  unter diesen Bedingungen  allerdings sinnvoll, dass  derjenige  den  ersten  Schritt  macbt,  der  sein  Zugeständnis 
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ohne  Probleme  und sofort zurücknehmen könnte, wenn die andere Seite  ihre Verpflichtungen  nicht erfUllen sollte.  Das  würde dann wohJ  eher für das Autonomiegesetz gelten als für den Abzug von  Waffen und Soldaten aus  dem  Donbas.  Aber offenbar ist ein solches  Gesetz  für  die  Regierung  in  Kiew  innenpolitisch  nicht durchsetzbar:  Dafür  ist  die  Ukraine  heute  viel zu nationalistisch gesinnt. Hier möchte  ich jedoch  an  ein  Gesetz  des  Lebens  erinnern:  Wann  immer  man  einem  Stärkeren  begegnet,  sollte  man zunächst  versuchen,  aus  eigener  Kraft eine  haltbare  Gegenposition zu schaffen.  Auch die  Ukraine,  auch die  ukrainische Regierung und  die  Ukrainer müssen  ihren  Anteil  an  einer  Lösung des Problems  leisten.  DeutschJand,  die EU oder die  USA können  die innenpolitische Verantwortung in der Ukraine nicht übernehmen. 

Einen  ersten  Schritt im Rahmen  des Minsk-Abkommens  zu  tun, wäre  für  die  Ukraine  nicht  unzumutbar  und  auch  kein  Verlust nationaler  Würde.  Die  USA  sind  jedoch  an  Fortschritten  des Minsk-Prozesses offenbar wenig interessiert. Jedenfalls lässt sich aus den Veröffentlichungen im  Anschluss  an  den Empfang von Präsident  Selenskyj  im  Weißen  Haus  Anfang  September  2021  nicht ersehen,  dass  diese  für  Europa  so wichtige Frage  angesprochen wurde:  Die USA waren ja auch von Anbeginn  am  Minsk-Protokoll  nicht  beteiligt. 

»Self-determination«  spielt  auch  für  die  Ukraine  heute  eine erhebliche  Rolle;  dieser Aspekt zieht  sich  durch  ihre  ganze  Geschichte mit Russland.  Dennoch darf man  nicht übersehen,  dass die  Ukraine  über  viele  Jahrhunderte  eben  auch  zu  Russland gehörte  und  dass  Kiew  sogar  als  ein  Ursprung  russischer  Herkunft  gelten  kann.  Solange  für  die  Russische  Föderation  die Frage  offen  ist,  ob  dieses  einst  zu  Russland  und  später  zur Sowjetunion  gehörige Territorium zu  einem offiziellen  Teil  der Nato werden  kann,  wird es  keine  Aussicht aufbessere Beziehungen  zu  llussland  und keinen  sicheren  Frieden  in  Europa  geben können. 
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Europa  und  der  europäische  Nato-Raum  werden  heute militärisch nicht  bedroht.  Auch  das  geografisch  nahe  Russland bedroht  Europa  militärisch  nicht.  Aber  Moskau  reagiert  auf das Vordringen  des  westlichen  Militärbündnisses Nato an die  Grenzen  der  Russischen  Föderation.  Purin  hat zwar mehrfach  erklärt, dass  die  Ukraine  ein  Recht auf politische  Selbstständigkeit  habe, aber  die  Eingliederung  der  Ukraine  in  die  Nato,  also  eines  Gebietes,  das  über lange  Zeit  auch Teil des  russischen  Reiches  und der  Sowjetunion  war,  ist  für  ihn  eine  andere  Sache.  Angesichts der  Krim-Erfahrungen  wäre  zu  befürchten,  dass  der  Beschluss einer endgültigen Nato-Aufnahme der Ukraine Putin veranlassen könnte,  nun  den Donbas  in  die  Russische  Föderation  einzugliedern;  eine  deutliche  russischsprachige  Mehrheit  der Bevölkerung dort  wäre  heute  vermutlich  dazu  auch  bereit.  Aber  die  Gefahr eines  •heißen  Krieges•  (ßrzezinski)  im  Osten  der Europäischen Union  wäre dann  immanent. 

Ich verweise hier noch  einmal  auf die  dringenden Warnungen  von  William J.  Burm,  die  er  in  seinen  Erinnerungen  •The Back  Channel«  2019,  also noch vor  seiner Ernennung zum  Chef des  CIA durch Präsident Biden,  hinterlassen  hatte.  Er sah  damals in  Übereinstimmung  mit  sämtlichen  Russen,  mit  denen  er  gesprochen  habe,  in  der  Aufnahme  der  Ukraine  in  die  Nato  •eine direkte Herausforderung russischer Interessen•86 und mahnte  eine generelle  Überprüfung der Nato-Expansion  an:  •Die Expansion der Nato-Mitgliedschaft ist zu einem  )Autopiloten<  der  US-Politik geworden,  lange  nachdem  ihre  fundamentalen  Annahmen  hätten überprüft  werden  müssen.• Und  er fahrt dann  fort,  dass die offene Tür zur Nato für die Ukraine  �eine  leuchtende rote Linie  für jede russische  Führung sei«.87 

Auch  George  F. Kennan sah in der russischen Politik  vorrangig  ein  Sicherheitsstreben  mit  dem  Ziel,  die  Sicherheitsgrenzen Russland�  und  die  Grenzen  zu  anderen  starken  Mächten  »so weit  wie  möglich  vom  Herzland Russland«  zu  verschieben,  um 109 
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Schutzzonen  gegenüber  den  wiederholten  Angriffen  aus  dem Westen  zu  schaffen-88 

Wie  ich  zu zeigen versucht habe,  gibt  es  durchaus Möglichkeiten,  der Ukraine einen Sicherheitsschutz durch die  transatlantische  Gemeinschaft  zu  geben  ohne  die  förmliche  Aufnahme  in die  Nato.  Hier  den  Weg  zu  finden,  ist  auch Aufgabe  deutscher Außenpolitik;  Finnland wäre  ein  gutes  Beispiel  und  vielleicht auch ein guter Ratgeber.  Aber ich zitiere hier noch einmal  Willy Brandt:  $Die  Ostpolitik  beginnt  im  Westen.«  Denn  es  sind  auch heute wieder die USA, denen die innenpolitische Kraft für einen produktiven Strategiewechsel in Europa fehlt. Es ist ja richtig, wie Brzezinski einst schrieb, �Europe is  unfinished businessc, auch aus westlicher,  europäischer  und  amerikanischer  Sicht.  Und  für  die USA ergibt  es  doch keinen Sinn, auf der einen Seite die  Kräfte auf den  wirklichen  Herausforderer  China  zu konzentrieren  und  auf der  anderen  Seite  die  Konfrontation  mit Russland  aufrechtzuerhalten,  obwohl von  dort weder militärisch  noch  wirtschafdich oder ideologisch eine Gefahr droht. 

Der heutige ClA-Chef von Präsident Biden, Botschafter William J.  Bums,  plädierte  2019  in  seinen  Erinnerungen  für  eine diplomatische  Offensive  gegenüber  Russland,  und  Biden  scheint jetzt diesem Weg vorsichtig und mit den  üblichen Vorbehalten zu folgen.  Die  USA werden aber  dabei  die  Interessen  Europas  kaum vertreten.  Doch  für Europa  und  Deutschland  wäre  es  interessant zu  wissen,  wie  Bums  heute  als  Chef des  CIA  zur Nato-Mltgliedschaft der  Ukraine  steht.  W:ire  es  nicht  lohnend für  die  deutsche und  europäische  Diplomatie,  den  Versuch  zu  unternehmen,  mit ihm  über  seine  damaligen  Erkenntnisse  noch einmal zu  beraten? 

Das  müssten wir Europäer mutig  und risikobereit einleiten.  Es  ist Frankreichs  und Deutschlands  außenpolitische  Aufgabe. 

Europäische Diplomatie  muss den  Knoten lösen•:  Dabei geht es  zunächst darum,  die  USA von diesem auch  für sie  nützlichen Strategiewandel zu  überzeugen.  Hier,  in  den  USA,  besteht  aller-uo 
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dings  das  Problem,  dass sich  in Washington  über Jahrzehnte  des Kalten  Krieges  ein  intellektuelles  Interessencluster  gebildet hat, für  das  die  Konfrontation  mit  Russland  gewissermaßen  zum Abendgebet  gehört; das Echo  hören  wir  dann  täglich  auch  in DeutscWand.  Der Westen sollte sich ein Beispiel an  Gorbatschow nehmen:  Mit welchem Mut  brach  er  damals  mit lange  dahergeleierten  Überzeugungen  des  Sowjetkommunismus!  Aber,  wie Garthoff schreibt,  es bedurfte einer Gruppe junger Politiker,  um den Bann  zu  brechen.  Kann gegenwärtig in  den  USA in  diesem Sinne neues Denken erwartet werden? Ob die  neue Bundesregierung in ßerlin die Kraft finden kann,  der Wirklichkeit in  Europa und  den  europäischen  Interessen  Raum  zu  schaffen?  SPD  und FDP hätten hier ein gemeinsames wertvolles Erbe aus  den siebziger  und  achtziger Jahren  zu  bewahren  und mit neuem Leben  zu erfüllen!  Denn  beide  Parteien  verfügen ja über eine  große  Tradition erfolgreicher Ostpolitik, die sie jetzt, in  Kenntnis  der früheren Positionen von William J. Bums, nun  auch ihm gegenüber wieder in  Erinnerung bringen  könnten.  Die  neue  Regierung  sollte  den USA  dabei  vermitteln,  dass  ihr  •Brückenkopf•  auf dem  europäischen Kontinent erst recht  willkonunen sein  wird, wenn  die  USA eine  Entspannung im  Verhältnis mit Russland vorantreiben. 

Kann Europa als militärische Macht souverän werden? 

Europa ist  geografisch  und  geopolitisch  nicht  nur  die  EU und ihre  assoziierten  Staaten.  Zum  europäischen Kontinent  gehören geografisch  auch  die Russische  Föderation bis zum  Uralgcbirgc, natürlich  auch  ßelarus  und  die  Ukraine.  Russland  ist  unser  nahester,  größter,  aber auch  militärisch mächtigster Nachbar. Russland  gehört neben  den  USA  und  China  zu  den  globalen  militärischen Großmächten, und insofern ist das  Verhältnis  zu Russland sowohl der USA als  europäischer Hegemonialmacht als  auch  der 
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Staaten Europas  für  unsere  zukünftige  Sicherheit  von zentraler Bedeutung. 

Europa wird  heute  durch  die  Nato  geschützt,  und  das muss auch  so bleiben,  allerdings  zukünftig  durch  eine  nachdrücklich um  Entspannung bemühte Nato.  Die Nato heute aufzukündigen, wäre  ein  gefahrlichet  Fehler.  AJlerdings  müssen  wir  uns  immer bewusst  sein,  dass  die  Entscheidungen  der Nato  über Krieg und Frieden  in Europa  letztlich  von  den  USA getroffen würden  und dass  die  USA  in  einem  konventionellen  europäischen  Kriegsgeschehen  mit  Russland  selber  unverletzt  blieben.  Was  könnte Europa  selbst zu  seiner  Sicherheit  tun,  wenn  die  Verteidigungsstrategie  der  Nato,  also  des  �flexible  response«,  sich  für  die  Unversehrtheit  Europas,  wie  wir  gesehen  haben,  als  unzureichend erweist?  Kann  die  EU  die  Souveränität  über  die  Entscheidung Krieg oder Frieden  zurückgewinnen? 

Wir  müssen  hier mit  einer  ebenso  offenen  wie  realistischen Feststellung beginnen:  Die  27 Staaten  der EU sind  die Erben  bedeutender  Kulturen,  verftigen  über  einen  großen  Binnenmarkt, erhebliche Kaufkraft und  damit auch  über ein weltweit wirksames Potenzial  für  Normen- und  Regelsysteme.  Aber  werden  die Europäer,  wird  die  EU jemals  wieder imstande  oder  auch  nur willens  sein,  sich  gegenüber  einer  der  militärischen  Großmächte zu  einer gleichwertigen  Militärmacht zu entwickeln?  Selbst  wenn die  EU  ihre  militärischen  Kräfte  zu  einer  Fähigkeit  aufrüsten könnte,  um kleinere  Einsätze  an  Brennpunkten  in  der Welt wirkungsvoll  durchzuführen:  Könnte  sie  es  mit  einem  •Feind�  wie Russland  in  Zukunft  aufuehmen? 

Nun  hat  angesichts  der  Unfähigkeit  Deutschlands,  die  eigenen Landsleute und deren Ortskräfte ordnungsgemäß  und  rechtzeitig aus Afghanistan  in Sicherheit zu  bringen,  eine notwendige Debatte  begonnen:  Wer  an  Kriegseinsätzen  teilnimmt,  der muss auch für das Ende eines solchen Krieges �gerüstet� sein.  Doch  die Frage  stellt sich bereits einen Schritt zuvor:  Sollte und könnte  sich 112 
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Europa überhaupt an derartigen Vorhaben internationaler militärischer Eingriffe  beteiligen? 

In Europa  hat  die  Debatte  über  eine  eigenständige  Verteidigungsorganisation  schon  vor  vielen Jahren begonnen.  Die  Fortschritte  sind jedoch  wenig  überzeugend.  Der  Grund  liegt  unter anderem  auch  in  der  Vielzahl  der  unterschiedlichen  Interessen innerhalb  der  Europäischen  Gemeinschaft.  Insbesondere  Frankreich  nimmt wegen des atomaren Arms seiner Streitkräfte  (Force de frappe)  und seines  ständigen  Sitzes im Sicherheitsrat  der Vereinten  Nationen  eine  so  einzigartige  Rolle  auf dem  europäischen Kontinent  ein,  dass  es  für  eine gemeinsame Verteidigungsorganisation Europas  eine  entscheidungsberechtigte  Mitsprache  anderer europäischer Staaten  nicht dulden wird. Schon zu Zeiten General de Gaulles spielte diese Frage eine  Rolle.  Damals beabsichtigte  de Gaulle vermutlich,  durch  eine von  der Nato unabhängige europäische Verteidigungsmacht  auch  die Tür  zu  einer einflussreicheren französischen  Rolle  in Europa  zu  öffuen.  Was  spräche  dagegen? 

Nirgendwo  wäre  das  Konzept  der  •unterschiedlichen  Geschwindigkeitem  der europäischen  Integration  notwendiger  als auf dem Gebiet  der Verteidigung;  allein schon weil  innerhalb  der EU vier Mitgliedsstaaten  offiziell  neutral  sind  - Irland,  Schweden,  Finnland  und  Österreich  -,  lässt  sich  zwar  eine  gemeinsame  Sicherheitspolitik  formulieren,  aber  nicht  als  gemeinsame  Verteidigungspolitik  realisieren. 

Angesichts  unserer  deutschen  Geschichte  im 20. Jahrhundert und  der heutigen  Position  Frankreichs  als  ständiges  Mitglied  des UN-Sicherheitsrates und als Atonm1acht liegt  es nahe,  Frankreich die  Führungsrolle  in  Fragen  militärischer  Sicherheit  Europas zu  überlassen.  Aber,  wie  Barbara  Kun:  in  der  �security  Policy Library - 2-202 u unter dem Titel •Paris and ßerlin:  Still no  Strategie  convergencc:,  while  the  big  questions  return�  schreibt,  ist 

•Russland  f . . . ]  unbezweifelbar  der  wichtigste  Spieler  für  die europäische  und  europäisch-atlantische  Sicherheit  im  2r. Jahr-113 
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hundem.S"Und sie fahrt fort,  ganz im  Sinne meiner Überlegungen,  dass  das  gefährliche  Ukraine-Problem  nur  in  gemeinsamen Verhandlungen gelöst  werden könne. 

Aber  Barbara  Kurz  beurteilt  auch  kritisch,  dass  Präsident Macrons zahlreiche Initiativen gegenüber Russland mit dem Ziel, 

•l .. . j Russland nicht China zu überlassen  [ . . . l«,90 von der Bundesregierung immer nur zögernd beantwortet wurden,  denn - so die Bundesregierung  - sein  (Macrons)  Projekt  sei  noch  nicht  ausreichend •verstanden  r . . .  1 von anderen europäischen Alliierten«. 91 

Der kürzlich  von  diesen  anderen  europäischen  Staaten zurückgewiesene gemeinsame Versuch der Bundeskanzlerin Merkel und des  französischen  Präsidenten  Macron,  ein  von  den  USA  unabhängiges Gespräch mit Russland aufzunehmen, bestätigte leider diese Einschätzung Berlins. Mögen hinter den französischen Überlegungen  einer  eigenständigen  europäischen  Außenpolitik  auch die  schon  bei  de  Gaulle  vermuteten  Ziele  stehen,  mehr  Einfluss für Frankreich in  Europa  zu  gewinnen - darüber  sollte  Deutschland  sich  nicht  beunruhigen:  Am  Ende  gewinnt  Europa!  Die Frage, ob  die  USA heute Europa schützen oder durch ihre  Russlandpolitik  gefährden,  muss  in  Europa  endlich offener  debattiert und klarer beantwortet werden, damit die europäischen Möglichkeiten  einer aktiven  Friedenspolitik  zum Zuge kommen können. 

Angesichts  der  ständigen  Warnungen  Washingtons  vor einer russischen Bedrohung glauben insbesondere die  osteuropäischen Länder an  eine  akute  Gefahr  aus  Russland  und  sehen  sich  durch die  Annexion der Krim und die kriegerischen Auseinandersetzungen im Donbas auch bestätigt.  Also würde sich  der Widerstand der osteuropäischen  Länder  wohl  nur  durch  ein  entschlossenes  gemeinsames  Vorgehen  Frankreichs  und Deutschlands  überwinden lassen.  Diesen Weg sollte die neue Bundesregierung nachdrücklich im  deutschen  und  im  europäischen  Interesse  einschlagen.  Es  ist eindeutig das 1 nteresse Deutschlands, Frankreich in  seinen Bemühungen um eine offenere Russlandpolitik  zu ermutigen und eine 114 
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Spaltung der EU in dieser Frage nicht länger zu fürchten. Deutsche Politik sollte  dem französischen Präsidenten gemeinsame Schritte anbieten.  Denn  hier  muss  Frankreich  führen,  schon  wegen  des 

�Rapallo-Komplexes«  des Westens gegenüber Deutschland. 

Gegenüber  einer  selbstständigeren  europäischen  Verteidigungsorganisation gibt es allerdings  vonseiten  der USA schon seit den  sechziger Jahren  Einwände.  Diese  waren  auch  der  Grund, weshalb  die  USA im  Zusammenhang  mit  der R_atifizierung des ersten  Elysee-Vertrages  (1962/63)  im  Deutschen  ßundestag  so starken Einfluss auf die Verwässerung des Vertrages durch die Einführung  einer  Präambel  nahmen.  Es  ist  wichtig,  auch  hier  die Hintergründe  noch  einmal  schärfer  auszuleuchten.  Im  Sommer 1962  hatte  de  Gaulle  erfahren  mi.issen,  dass  Großbritannien  sich nicht auf eine gemeinsame europäische nukleare Streitmacht festlegen  werde,  sondern  eine  Vereinbarung  mit  den  USA  im  Rahmen  der  sogenannten  Multilateral  Force  (MLF)  getroffen  hatte. 

Bei seiner Begegnung mit Adenauer kurz  darauf schlug  de  Gaulle diesem  vor,  die  Bundesrepublik  Deutschland  und  Frankreich solJten  nun  gemeinsam  den  Weg  zu  einer  politischen  Einigung Europas gehen,  da  die  übrigen  Mitglieder der europäischen Gemeinschaft unbedingt Großbritannien dabei haben wollten. Dieses  Ziel  der  politischen  Einigung  zwischen  Deutschland  und Frankreich war  der Sinn  des  ersten Elysee-Vertrages,  es  ging um ein französisch-deutsches Kerneuropa. 

Aber der Vertrag stieß in den USA und in  Großbritannien auf massiven  Widerstand;  man  befürchtete in Washington  eine Relativierung der Nato und eine  Schwächung  der  US-amerikanischen Hegemonie  in  Europa.  Schließlich  hatte ja auch  Kennedys  Sicherheitsberater McGeorge Bundy gegenüber Adenauer deutlich gemacht,  die Führung in Europa liege bei den USA. Die Debatte spaltete in der Bundesrepublik die Parteien zwischen �Gaullistem: und  »Atlantikern«. Dann  setzten  die  USA im  Bonner  Ratifizierungsprozess  eine Präambel zum Elysee-Vertrag durch,  die diesem ns 
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seinen  Kern nahm. De  Gaulle beschwerte sich dann 1964 anlässlich  seines  Deutschlandbesuches  bei  dem  inzwischen  zurückgetretenen Adenauer mit den Worten:  •Je suis  reste  vierge•  (•Ich bin  immer  noch Jungfrau  geblieben«),  und  Gala  Mann  kommentierte,  der Bundestag  habe  den  Vertrag  mullizifierr..  in dem Augenblick, in dem er ihn •ratifiziert«  habe.  Eine  Chance für ein führungsstarkes und souveränes Europa wurde unter Mithilfe  der USA und Großbritanniens blockiert.  Sie sprengten damit die beabsichtigte  deutsch-französische  Zusammenarbeit  zur  großen Erbitterung  de  Gaulles.  Helmut  Schmidt  bedauerte  1986  seine Zustimmung zu  der Präambel. 

Man  fürchtete  und  fürchtet  noch  inuner  in  Washington eine Unabhängigkeit Europas  in sicherheitspolitischen  Fragen. 

Noch  am  14.  Mai  2019  berichtete  die  »Financial  Times«  von einem gemeinsamen Schreiben  der Unterstaatssekretärin  im US

Verteidigungsministerium,  Ellen Lord,  und ihrer Kollegin im US

Außenministerium, Andrea Thompson, an die  damals  zuständige Außenbeauftragte  der  EU,  Federica  Mogherini.  Washington drückte  seine  •tiefe Beunruhigung•  darüber aus,  dass  die  Regeln für  den  europäischen  Verteidigungsfonds  und  die  permanente Struktur  der  Kooperation,  genannt  PESCO,  eine  »Verdoppelung 

[ . . .  ]  und  Verlagerung  von  knappen  Verteidigungsmitteln  sowie eine unnötige Konkurrenz zwischen Nato  und EU« auslösen würden,  und  es  sei jetzt  wiederum  •lebenswichtig [ . . .  ],  dass  unabhängige  Initiativen  der  EU wie  der  EDF  und PESCO  nicht von den Aktivitäten der Nato-EU-Kooperation ablenken•.92 Denn die für  den EDF (European Development  Fund) vorgesehenen Regelungen enthielten �Giftpillen•,  die eventuell militärische Einheiten mit  ihren  Hauptquartieren  außerhalb  der  EU, einschließlich  der USA,  daran  hindern  könnten,  an  militärischen  Projekten  teilzunehmen.  Das  heißt  in  einfacher  Sprache:  Wenn  Europa  Geld für eine eigene, souveräne Verteidigungspolitik ausgibt,  schwächt das die  US-beherrschte  Nato. 

n6 
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Doch  nun setzt der Außenbeauftragte  der EU Josep Borrell härtere  Akzente.  Die  »Frankfurter  Allgemeine  Zeitung«  vom 11. November 2021 zitiert den Entwurf eines neuen Konzeptes für die Verteidigung Europas,  das Borrell mit  den Worten »Europa ist in  Gefahr«  einleitet  und  in  dem  er,  wie  die  Zeitung  nach  Gesprächen  mit ihm  il:teint,  sich  von  der  Idee  verabschiedet,  dass Europa  als  Soft  Power  »ohne  größere  militärische  Fähigkeiten seine Interessen verteidigen könnte�.  Europa solle  •die Sprache der Macht lernen•,  es müsse  sich im Spiel der Großmächte behaupten können,  um »Machtpolitik in ihre  Schranken zu  verweisen•.93 

Europa  muss  zwar  bemüht  bleiben,  eine  eigene  militärische Potenz  aufzubauen,  um eventuell in Regionen außerhalb Europas seine  Interessen  in  friedenstiftenden  Aufgaben wahrnehmen  zu können.  Dennoch müssen wir  auch unsere begrenzten Möglichkeiten immer im Auge behalten.  Die Aussichten für eine gemeinsame  europäische  Militärmacht  sind  nämlich  in  den  Mitgliedsstaaten  der EU  schon  innenpolitisch  wenig  ermutigend;  es  gibt wenig Neigung,  eine schlagkräftige  gemeinsame  Armee zu schaffen. Am 11. Februar 2020 berichtete  die  •Frankfurter  Allgemeine Zeitung•  unter  dem  Titel  �Kein  Beistand�  von  einer  Studie  des US-amerikanischen Pew  Research  Center.  Zwar sehen 55 Prozent das  transatlantische  Bündnis  positiv  (angesichts  einer  angeblich bestehenden  Gefahr  durch  Russland  keine  sehr  überzeugende Quote),  doch  die Hälfte der Befragten  lehnte es  ab,  im  Falle eines russischen Angriffs anderen  Nato-Mitgliedsstaaten mit den Streitkräften  ihres  eigenen  Landes  zu  Hilfe  zu  kommen.  Hier  gibt  es Unterschiede  zwischen  den  Staaten:  In  Deutsdtland  würde angeblich »nur gut jeder Dritte hlnter einem Einsatz der Bundeswehr gegen Russland srchem.  Und der Pew-Dericht belegt auch, dass  die  Verteidigungsbereitschaft seit Jahren sinkt: •[ . . .  ]  und das trotz  der russischen Annexion  der  Krim,  des  Krieges  in der Ost

Ukraine und der Muskelspiele Moskaus an  der Grenze  zur Nato.• 

Die  Menschen  sind  eben  oft  klüger  als  die  Militärexperten  in 117 
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ihren Planungsstuben:  In Deutschland  hat  man vermutlich nicht nur  verstanden,  was  eine  Krim  für  Russland  bedeutet,  sondern auch, warum die einst so lange zum  Staatsverbund des Russischen Reiches gehörende Ukraine  zwar auch aus  deutscher  Sicht selbstständig  und  EU-orientiert  sein  könne,  aber  dennoch  nicht  Teil der US-beherrschten  Nato werden sollte. 

Viele Europäer erkennen inzwischen,  was  bei  einer Verteidigung  Europas  durch  die  USA  auf europäischem  Boden  herauskäme:  ein  erneut  total  zerstörtes  Europa,  aber  ein  völlig  unbeschädigtes  US-Amerika.  Europa  hat  eben  andere  Erfahrungen: Wir wissen, dass wir in  einem Krieg mit Russland sogar als Sieger nur der Verlierer sein  könnten!  Nur Entspannungspolitik könnte die  Kriegsgefahr für Europa  verringern.  Entspannung  muss  deswegen zum Grundsatz auch der Nato-Politik gegenüber Russland werden.  Das  muss  Deutschland  im  eigenen  Interesse  mutig vorantreiben.  Und die  Nato  muss  das  endlich  zu  ihrer  europäischen Hauptaufgabe  machen. 

Doch  es  ist eine weitreichende Lehre,  die  wir aus  den Einstellungen  der  Mitglieder  der  Europäischen  Union  zu  den  Fragen der  äußeren  Sicherheit  ziehen  müssen:  Wenn  es  richtig  ist,  dass Sicherheit  die  zentrale  Aufgabe  eines  Staates  gegenüber  seinen Bürgern  ist,  und  wenn  wir  dann  erkennen müssen,  wie  wenig Übereinstimmung es heute  zwischen  den  Mitgliedern  der EU  in Fragen  militärischer  Sicherheit  gibt,  dann  zeigt  sich  doch,  wie weit  entfernt  Europa  noch  von  einer  wirklich  politischen  Interessengemeinschaft ist.  Eine Kommission,  die  es  in Jahrzehnten des wirtschaftlichen Zusammenwachsens nicht fertiggebracht hat, in  Europa ein gemeinsames europäisches  Konzept der politischen Identität ohne US-amerikanische  Wegweisung zu formulieren, ist offenbar nicht  auf dem richtigen Weg. 

Wenn Europas  Sicherheit  heute  und  in vorhersehbarer  Zukunft  nicht  von  den  immer  nur geopolitisch  orientierten  USA gewährleistet werden kann, und wenn Brüssel wegen divergieren-n8 
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der  Interessen  der Mitgliedsstaaten  nicht bereit oder in der Lage ist, eine handlun�fahige  europäische Sicherheitsorganisation aufzubauen,  dann  sind  offenbar nationale  Initiativen  der Mitgliedsstaaten gefordert. Oft wird nach mehr deutscher  Führung gefragt. 

Und da  die Unversehrtheit  Europas  militärisch auf konventionellem  Wege  nicht  gewährleistet  werden  kann,  sollte  clie  deutsche Erfahrung mit den Mühen einer Entspannungspolitik jetzt mutig in  clie  europä

ische  Debattc  eingebracht  werden.  Deutsche  Diplomatie ist  gefragt,  wie in Willy  Brandts  Zeiten.  Dass  Frankreich bereit  sein würde,  seine  Force  de frappe  im Falle  einer  terrestrischen Bedrohung an  Europas  Ostgrenzen  einzusetzen,  ist  ebenso unwahrscheinlich, wie  es auch  für die USA ausgeschlossen  wurde: Das  Risiko  für  das  eigene  Land  wäre  auch  für  Frankreich  viel zu  groß. 

Doch  das bedeutet kein  Ausscheiden  aus dem Nato-Verbund. 

Die Nato ist nämJich einerseits auch konventionell ein  Grnnd für russische Zurückhaltung in  Europa,  und  andererseits  gibt es auch andere,  quasi  militärische  Bedrohungen,  die  wir im  Auge  haben müssen  und  für  die  die  Nato  und  die  EU im eigenen  Interesse Beiträge leisten  müssen.  Hierher gehören unter anderem die  Terrorbekämpfung,  die  Abwehr von  Cyberangriffen  und  die  Fähigkeit,  militärische  Einheiten  zu  entwickeln,  die  kurzfristige  Eingriffe bei einer Bedrohung deutscher oder europäischer Interessen ermöglichen.  Es  war  gut,  dass  die  neue  Bundesregierung  die  in einem Teil  der  Parteien  vorhandenen  ideologischen  Vorbehalte gegenüber Einrichtungen  wie  dem BND, der Entwicklung auch bewaffneter  Drohnen  oder  von  Truppeneinheiten  wie  etwa der GSG  9 überwinden konnte. 

Abcr angesichts der realen Lage in Europa sollten wir festhalten:  Europa kann durch  militärische  Krafi:,  sei es die  der EU oder die der von den USA beherrschten Nato,  nicht wirklich gesichert werden. Das  Ziel Europas muss am Ende  eine allianzneutrale Position  sein.  Wer  sich selbst gegenüber einem Stärkeren  nicht mehr 119 
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wirkungsvoll verteidigen kann, für den ist es immer sicherer,  sich nicht  einzumischen  in  Konflikte  der  Größeren  und  sich  auch nicht durch eine Allianz zu  binden.  Diejenigen  Staaten,  die  während  des  Zweiten  Weltkrieges  diese  Regel  befolgten,  wie  zum Beispiel  Schweden,  die  Schweiz  oder  auch  Spanien,  kamen  unzerstört  aus  dem  Krieg  heraus.  Deswegen  ist  es  auch  heute  im Interesse Europas,  einen solchen  Kur-5  anzustreben. 
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IV. 

Die Europäische Union 

als deutsche Aufgabe 
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Europa kann nur als Wirtschaftsmacht bestehen Die Europäische Union kann und will nach internationalen Maßstäben  militärisch  keine  entscheidende  Rolle  mehr  spielen.  So bleibt Europa nur die Möglichkeit, als großer Markt und innovative  Wirtschaftsgemeinschaft  internationales  Gewicht  auszuüben und  Vorbild für  die  politischen  Möglichkeiten  des  Zmanunenhalts  individuell  unterschiedlicher  Nationen  zu  werden.  Europa kann der Welt  zeigen,  wie  einst  gegnerische  Staaten in eine  Gemeinschaft des  Zusammenhalts  überführt werden. Und wie  eine kluge  Politik  Diversität  und  kulturell  und  wirtschaftlich  unterschiedliche  Fähigkeiten  und  Interessen  in einer  politischen  Gemeinschaft  bewahren  kann.  Ein  historisch einmaliges Vorhaben, das von anderen  Nationen, besonders in Lateinamerika und Asien, beobachtet  wird.  Wir  haben  also  als  Europäer  hier  eine  große Verantwortung.  Doch  wie  sollte  sich  Europa  für  diese  Aufgabe organisieren? 

Niemand  könnte  hier  die  umfassenden  Aufgaben  der Europäischen  Union,  von  Parlament,  Kommission  und Rat  und  die dort jewei

l s  relevanten  nationalen  Interessen sinnvoll auflisten. 

Die  Schätzungen,  wie  hoch  zum  Beispiel  in  Deutschland  der Einfluss von Rechtsakten der Europäischen  Union  auf die  nationale  Gesetzgebung  in  den letzten Jahren  waren,  weichen  stark voneinander  ab:  zwischen  übertriebenen  80 Prozent bis zu  den wohl eher  realistischen  30 Prozent.  Im  Grunde ist die  Quantität auch  keine  wichtige  Frage,  denn  dort,  wo  eine  gemeinsame Rechtsordnung  in  der  EU für  das  Funktionieren  dieses  einzigartigen Vorhabens  wichtig und richtig ist,  dort muss die  EU ihre Rechte bekommen und auch  von ihnen  Gebrauch machen  kön-122 
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nen. Die Aufgabe bleibt schwierig, weil die Europäische Union eben eine Union souvi;:räner Staaten ist und jede Regierung eines Mitgliedsstaate;:�  demokratisch  verantwortlich bleibt,  auch  international  und  europäisch  die jeweiligen  nationalen  Interessen  zu vertreten.  Wir werden sehen,  warum das unvermeidlich ist. 

Der Schrecken  des  Zweiten  Weltkriegs hatte  die Völker begreifen lassen, dass nationalistische Egoismen  immer wieder zu Krieg und Katastrophen geführt hatten. Nach der Erfahrung von zwei  Weltkriegen innerhalb  zweier Jahrzehnte  wurden  l945  mit viel  Optimismus die •Vereinten Nationen«  {UN)  gegründet;  eine 

»indirekte«  Nachfolgerin jenes  in den  r92oer Jahren gescheiterten VOlkerbundes;  diesmal  blieben  die  USA  dabei.  Im  Rahmen  der UN wurde eine Vielzahl  internationaler Organisationen geschaffen, die den gemeinsamen Interessen  der  Menschheit dienen und für Sicherheit, Wohlstand und Frieden unter den Völkern sorgen sollen. 

Die  Zahl  dieser  Organlsationen  und Vereinbarungen ist un

übersehbar vielfältig. Wir erwähnen hier aus aktuellem Anlass nur einige  Beispiele:  die  Weltgesundheitsorganisation  WHO,  deren große Bedeutung in der Covid-19-Pandemie wieder offenkundig wurde; die Welthandelsorganisation WTO,  die unter anderem für einen fairen Welthandel sorgen und auch Aktivitäten des Klimaschutzes  berücksichtigen  soll;  das  UN-Flüchtlingskommissariat UNHCR; die Food and Agriculture Organization FAQ;  die Internationale Arbeitsorganisation ILO, die bemüht ist, die Sozialstandards dyr Arbeitsbedingungen weltweit zu verbessern. Sie alle und viele andere sind heute unerlässliche Voraussetzungen internationaler Zusanuuenarbeir.  Die auch unter dem Dach der UN  zustande  gekonunenen  Pariser und  Glasgower  Klimaabkommen sind bedeutende Beispiele aus unseren Tagen. 

Am Ende  des Zweiten Weltkrieges wurden der  europäische Kontinent  und  Deutschland  von  den  Siegermächten  Sowjetunion, USA und Großbritannien durch die Vereinbarungen von 123 
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Jalta geteilt.  Ostliche  und westliche  Einflusszonen  wurden  markiert und dabei traditionell •westliche«  Staaten wie das Baltikum, Polen,  Ungarn  und  die  Tschechoslowakei  der  Machtzone  Moskaus  zugeschlagen.  Franklin  D.  Roosevelt,  Kriegspräsident  der USA,  begrüßte  sogar  am  1.  März  1945  vor dem  Kongress in  Washington  diese  auf  der  Konferenz  von  Jalta  vereinbarte  Teilung Europas  ebenso hoffnungsvoll wie naiv und  erklärte:  �l . . .  ]  ich bin sicher,  dass  - mit  den  in Jalta  erreichten  Vereinbarungen  - ein politisch stabileres Europa sein wird als jemals zuvor  [ . . .  ).t.94 Aber die  der sowjetischen Herrschaft überlassenen Staaten  Mittel- und Nordeuropas  leiden  noch  heute  unter  den  damals  getroffenen Vereinbarungen und fühlen  noch  immer  die  Unterschiede  zu den westeuropäischen  Staaten,  auch  dreißigJahre  nach  Ende des  Kalten  Krieges.  Wie  schon  zum  Ende  des  Ersten  Weltkrieges  hatten  die  USA,  damals unter Präsident Wilson,  ohne Kenntnis der europäischen Verhältnisse leichtfertig politische  und  geografische Grenzentscheidungen getroffen.  Putin sollte sich dann viele Jahre später  der  positiven  Einschätzung  der  Jalta-Ergebnisse  durch Präsident Roosevelt mit einem sarkastischen Lächeln zustimmend erinnern.  Aber  für  die  Zukunft  der  Europäischen  Union  spielt diese  leichtfertige  Teilung Europas noch  heute  eine  schwerwiegende Rolle.  Denn  die  unterschiedlichen  Erfahrungen,  die  unterschiedlichen  Wirtschaftsstrukturen  haben  auch  heute  noch unterschiedliche  Ziele  und Ansprüche  an die  europäische  Politik zur  Folge;  die  nationalen  Interessen  der  von  Jalta  betroffenen Staaten  weichen  noch  heute  oft  erheblich  von  denen  des  ehemaligen Westeuropas - und Westdeutschlands! - ab. Jalta  1945  war, wie Versailles  1919,  für  Europa,  eine  folgenschwere  US-amerikanische  Fehlentscheidung. 

Denn  am  Ende  des  Krieges  konnte  nur  der  Westen  einen demokratischen Anfang machen.  Die USA ervvarben eine  hegemoniale  Herrschaft  über das westliche Europa und steuerten nun dessen  außen- und  sicherheitspolitische  Entwicklung,  aber  sie 
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hatten ja auch  Westeuropa von der deutschen  Hiderdiktatur befreit, wie  Bundespräsident  Richard  von  Weizsäcker  am  8.  Mai 1985  in seiner bedeutenden Rede festhielt.  In Westeuropa machten  sich  Politiker  mlthilfe  der  USA  unmittelbar  nach  Kriegsende 1945  daran,  die  Ursachen  der  historischen  Rivalitäten  zu  überwinden  und  die  seit  vielen Jahrhunderten  streitenden  Nationen jetzt  endgültig politisch  so  eng  zu verflechten  und  verbindende gemeinsame  Interessen  der  alten  Nationen  zu  schaffen,  um zukünftig gewaltsame Konilikte auszuschließen.  Hier  war  der  USamerikanische  Hegemon  sehr  hilfreich. 

Winston  Churchill  griff 1946 in  Zürich  in  einer historischen Rede  das  bereits  im  Heidelberger  Programm  (r925)  der  deutschen Sozialdemokraten wörtlich formulierte Ziel  der »Vereinigten  Staaten  von  Europa•  auf.  Allerdings  strebte  Churchill  damals nur die  politische  Vereinigung Kontinentaleuropas und  nicht den Verzicht auf die Souveränität der Staaten an.  Die ehemalige Weltmacht  Großbritannien  sollte  ihre  alte  Rolle  wieder  aufnehmen und  dafür sorgen,  dass  niemand  auf dem Kontinent  ein  Übergewicht gewinnen könne.  »Balance ofpowen,  die  Politik des europäischen  Gleichgewichts,  moderiert  von  Großbritannien,  stand damit  erneut  auf dem  politischen  Kalender  britischer  Europapolitik;  hundertjährige politische Praxis Großbritanniens. Es  kam dann für eine  Übergangszeit allerdings doch noch einmal anders. 

Großbritannien  trat  1973  der  Europäischen  Wirtschaftsgemeinschaft aus  ökonomischen  Überlegungen  bei.  Aber die  institutionellen und politischen Einschränkungen,  der zunehmende Verlust nationaler  Souveränität  wurden  2016  von  einer  knappen  Mehrheit  in  Großbritannien  als  unerträgliche  Fessel  britischer  »nationaler Interessent. empfunden,  und nach  einer vehement nationalistischen Debatte  fand Großbritannien im  •ßrexit•  am  1. Januar 2021  zur  nationalen  Eigenständigkeit zurück. 

Doch  die  kontinentalen  Europäer  blieben  konsequent.  Sie verringerten  das  historische  Streitpotenzial  der  europäischen 125 
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Nationen im Westen durch immer mehr institutionelle  Vergemeinschaftungen.  Die nationalen Interessen der beteiligten Staaten  spielten  allerdings  auch  bei  diesen  frühen  Entscheidungen eine wichtige Rolle.  Die  Montanunion  (1952) sollte die wichtigen  Ressourcen  von  Kohle  und  Stahl  an  Rhein  und  Ruhr  zu einem Gemeinschaftsprojekt  machen,  um  insbesondere  ein  besseres wirtschaftliches  Gleichgewicht  zwischen  Deutschland und Frankreich zu schaffen. Dann kam es zu den Vereinbarungen von Messina  (1956), zu  den  Römischen  Verträgen  (1957), zur  Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), zur Einführung einer gemeinsamen Wahrung und schließlich zum Vertrag  von  Lissabon,  dem  Fundament  der  heutigen Europäischen Union. Ein langer Weg eines beachtlichen und wekpolitisch einmaligen Erfolges freiwilliger transnationaler Politik  im  Zusammenschluss souveräner Nationen. 

Die Erfahrung zweier Weltkriege  und das gemeinsame Interesse  an  Sicherheit  und wirtschaftlichem Fortschritt verdrängten zunächst  viele der ehemaligen  nationalen  Rivalitäten,  das  Projekt 

-.Europa�  überlagerte  weitgehend  die  divergierenden nationalen Interessen.  Doch  diese  blieben  das  demokratische  Fundament, schienen aber zunächst im  gemeinsamen europäischen Projekt zu verschmelzen.  Die  europäischen  Staaten  des  Westens  gaben  sich im  Großen  und  Ganzen  auch  mit  US-amerikanischer  Führung zufrieden,  doch ihre nationalen  Sonderinteressen bestanden  fort. 

Zwei  wichtige  Beispiele  hierfiir bedürfen der  besonderen  Erwähnung,  weil  sie  bis  heute  für  die  nationalen  Interessen zweier europäischer Staaten und für die europäische Zukunft bedeutsam bleiben. 

Frankreich  versuchte  unter Präsident  de  Gaulle  schon bald nach  dem Ende  des Krieges, die Autonomie Europas gegenüber der US-amerikanischen strategischen Hegemonie zu stärken. Wer Frankreich heute, seine nationalen Ziele  in  der  EU  und  Präsident Macron  verstehen  will,  muss  auch  diesen Teil  der  Geschichte 126 
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Frankreichs kennen: Frankreich hatte sich 1940 der Hitler-Armee ergeben,  •Vichy«  wurde  auf dem  Kontinent  zum  Sprecher  der unterworfenen  französischen Nation.  Doch ein Patriot besonderen  Charakters,  Charles  de  Gaulle,  hielt  die  Fahnen  der Grande Nation  hoch,  ging  nach  London  ins  Exil,  gründete  dort  das 

•Comite  frarn;:ais  de libfaation  nationale«  und  versuchte,  in allen Fragen  der  Kriegsführung  und  politischen  Strategie  sein  Wort, das französische Wort,  einzubringen. 

De  Gaulle  hatte  schon  im  Londoner Exil  sehr persönlich  die Übermacht  der  Angelsachsen,  aber  auch  ihre  Arroganz  erfahren. 

So  schlossen  ihn  Großbritannien und  die USA von der Konferenz in Jalta  1945  aus,  obwohl  er doch  der  Einzige  unter  den Teilnehmern  gewesen  wäre,  der  wirklich  etwas  von  Kontinentaleuropa verstand. Er hatte  schon im Verlaufe  des Krieges  die unausweichliche  zukünfi:ige  Bedeutung  Russlands,  der  damaligen  SO\tjetunion,  für  Europa  erkannt  und  sprach  immer  wieder  nur  von 

•la  Russe�,  wohJ  auch,  um  den  europäischen  Raum  geografisch richtig zu  begrenzen.  Denn  de Gaulle ging es nicht nur um Frankreich,  ihm  lag Europa  am  Herzen.  Historisch  gebildet  und  mit nahezu  seherischen  Fähigkeiten  begabt,  erkannte  er  früh  die  Gefahr  eines  Verlustes  französischer  und  europäischer  Souveränität. 

Gewiss  war  er  auch  ein  französischer  •Nationalist•,  aber  für  uns heute bleibt seine Europa-Idee wichtig, weil sie bis in unsere Tage ein  bedeutender  Teil  französischer  und  damit  auch  europäischer Politik geblieben  ist 

De  Gaulle  war  nämlich,  anders  als  heute  oft  behauptet wird, kein  grundsätzlicher  Gegner  einer  politischen  Integration  der Staaten  Europas  und  auch  kein  prinzipieller  Gegner  einer  britischen  Teilnahme  an  der Europäischen  Gemeinschaft  - aber  ein entschiedener Gegner US-amerikanischer Herrschaft über Europa. 

Schon  1953  kritisierte  er auf einer  Pressekonferenz  die  •Abdankung  der französischen Politik  zugunsten beliebiger strategischer Interessen  der  USA«.95  Er  fürchtete  nicht  zu  Unrecht,  dass  Groß-
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bricannien als Mitglied einer Europäischen  Gemeinschaft leicht zum  •Trojanischen  Pferd•  US-amerikanischer  Interessen  in Europa werden könnte. 

Auch de Gaulle sah Frankreich aber nur als Teil  eines vereinigten Europas:  •Unsere Europapolitik  beruht  auf der Organisation einer  politischen  Zusammenarbeit  zwischen  den  europäischen Staaten mit der späteren Perspektive einer Konföderation•,% und dann:  �Ich für meinen Teil zweifle  nicht daran,  dass  eine Konföderation eines Tages zu einer Föderation führen wird.«97 Es war sein berühmtes Konzept des • Vacerlandes der Vacerländer«, das bis heute den sogenannten  •Vereinigten Staaten von Europa�  entgegensteht.  Wir  werden  darauf zurückkommen  müssen,  denn immer noch ist diese für Europa strategisch so  bedeutsame  Frage -

Vereinigte Staaten von Europa oder Konföderation als •Vaterland der Vaterländer• - offen.  Nicht  nur  Frankreich  wird diese  Frage zukünftig  immer  wieder  stellen - es ist  die wichtigsce  Frage,  die Europa  heute auf dem Wege zur  europäischen  Souveränität  zu beantworten hac. 

Immer dachte de Gaulle - dachte und denkt heute  Frankreich - in erster Linie an die französische und europäische Souveränität,  an  die Eigenverantwortung der Franzosen  und Europäer für ihre  Sicherheit  und  Selbstbestimmung.  Französische  Politik hatte und hat dabei natürlich auch Frankreichs nationale Interessen in Europa im Blick.  De  Gaulle erkannte sehr früh die strategische  Bedeutung  atomarer Waffen und  initiierte  ein  eigenständiges französisches nukleares Abschreckungspotenzial in Form der 

•Force de frappe• (1958). Die atomare Bewaffnung Frankreichs ist noch heute  ein  zentraler Aspekt französischer und europäischer Sicherheitspolitik. Aber de Gaulle sah eben immer auch die gro

ßen  Gefahren  für  Europa  im Rahmen der geopolitischen  und strategischen  Planungen der USA. So hatte er  schon sehr früh 

•keine Zweifel daran,  dass  die  [acomare]  Garantie  der USA  mit der  Perfektionierung des sowjetischen Arsenals  weicer  an Wert 128 
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verlieren  werde und dass der Übergang zur Strategie  des 1flexible response<  [durch  die  USA]  Europa  nur dem Risiko  einer privilegierten  Zerstörung  aussetze«.98 

Doch  nicht  nur  in  Frankreich,  auch  in  Deutschland  regten sich schon bald nach dem Ende des Krieges �nationalet Interessen. 

In Berlin begannen  1963  unter der Führung des damaligen Regierenden  Bürgermeisters  Willy  Brandt  erste  vorsichtige  Schritte einer  West  und  Ost überbrückenden  Entspannungspolitik  mit weitreichenden,  bis  in  unsere Tage  wirkenden  Folgen.  Besiegt, durch  sich  selbst  geschändet,  wehrlos,  wollten  die Deut�chen in Berlin dennoch die bitteren Folgen  der Teilung nicht widerstandslos  hinnehmen,  besonders  dort  nicht,  wo  die  Mauer  nicht  nur West  und  Ost,  sondern  Familien,  Freundschaften  und Arbeitsstätten  in der unmittelbaren  Nachbarschaft  voneinander trennte. 

Willy ßrandt  erklärte später,  im September  i988, seine  damalige  Politik  in  einer  Rede  »Deutsche  Wegmarke1H  so - Gedanken,  die  wir  heute  erinnern  sollten:99  »Einige  haben  sich  dann von  anderen  einreden  lassen,  sie  könnten  an  der  Lage  etwas  ändern,  indem sie  Sprengstoff bemühen  oder ihre Köpfe am Beton blutig stießen.  Ich habe  m.ich  damals auf die Gefahr [ . . .  l von  f . . . l Vertrauensverlusten gegen solche  Art von  Flucht vor  der  Wirklichkeit  gewandt  und  mich  für  ein  Verhalten  engagiert,  unmenschliche Auswirkungen der Tabus mildern zu hclfcn.«HlO Und am Ende der Rede heißt es: »Lebenslügen rächen sich  manchmal erst  spät:  Es  ist oft vermeidbar,  solche  [ . . .  ]  Rache  herauszufordcrn . .-101  Willy Brandts  Politik  war eine  regionale  Politik  nationaler Interessen von später auch internationaler und europäischer Bedeutung. Wir sollten  diese Politik  immer  wieder  nachdenklich erinnern, denn eine •Rache für Lebenslügen« könnte auch  unsere heutige  Politik - man  schaue  nur  nach  Afghanistan! - befallen. 

Brandts Initiative stieß auf Misstrauen und Widerstand in Washington,  nicht anders als  heute,  wenn  Deutschland Kontakte  mit Russland  nutzt - oder  nutzen  will.  Ist  die  Bundesrepublik  schon 129 
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wieder auf Abwegen,  schon  wieder auf einem Wege  der Sonderbeziehungen  mit dem  Nachbarn  Russland?  Ich  werde  nie vergessen, wie  Nixon,  als ich Willy Brandt im Mai  1973  zu  seinen  Gesprächen  mit  dem  Präsidenten  ins  Weiße  Haus  begleitete,  mit seiner  wundervoll  tiefen  Stimme  eine  leichte  Bedrohung  aussprach, etwa so: •Mr Chancellor,  if you  want to gain new friends, watch out that you  don 't lose your old ones.• Aber die damals  von Egon  Bahr,  dem  engsten  Berater  Brandts,  formulierte  Strategie eines •Wandels durch Annäherung•, also einer indirekten Einflussnahme  auf Entwicklungen  im  gegnerischen  Lager  nicht  durch Konfrontation, sondern durch verstehende Diplomatie, mag sogar das  Fundament  für  die  Entscheidungen  Gorbatschows  gewesen sein,  den  Prozess  der Wiedervereinigung Europas zu ermöglichen. 

Auch in der -altem. Bundesrepublik war die Politik von Brandt und Bahr heftig umstritten. Wahrend SPD und FDP eine Öffnung des  Gesprächs  mit  der  Sov.jetunion  systematisch  vorantrieben, blieb  die  Union  lange  störrisch  auf den  alten  Pfaden  des  Kalten Krieges - bis sie dann selber mit Helmut Kohl die Verantwortung im  Kanzleramt  übernahm  und  nun  die  einst  von  ihr  so  heftig verschmähte  Politik  des  �Wandels  durch  Annäherung•  weiterführte  und  auf den  so  geschaffenen  Grundlagen  die  Wiedervereinigung  Deutschlands  erreichte.  So  bleibt  diese  westdeutsche Politik  des  -.Wandels  durch Annäherung�  nicht  nur  im  Interesse Deutschlands,  sondern auch Europas und des  Westens  ein  diplomatisches  Vorbild,  gerade  für  unsere  Tage.  In  dieser  Hoffnung sollten  wir  auch  heute  die  Beziehungen  Europas  zu  den  Weltmächten gestalten,  denn auf militärische Kraft  kann  Europa  weder heute  noch  morgen  setzen. 

ßesonders die in Jalta der Soy,jetunion zugeschlagenen mittelund osteuropäischen Staaten ließen bald ihr nationales Interesse an Souveränität und Selbstbestimmung erkennen. lnuner wieder gab es Aufbegehren biegen die soy,jetische Herrschaft,  zuerst im Ostteil Deutschlands,  der  DDR  (1953),  und  dann  schrittweise  immer 130 
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wieder in  den  anderen  Satellitenstaaten.  Dabei bleibt  der mutige und standfeste AufStand  der Ungarn  gegen  die  sowjetische  Besatzung im Jahr  1956 in besonderer Erinnerung und sollte gerade von uns Deutschen auch heute in unserem  Umgang mit dieser tapferen Nation  nicht  vergessen  werden.  Schließlich  war  es  Ungarn,  das den  Eisernen Vorhang als  Erster öffnete.  Es  gab  dann  ebenso  aufrecht  und  mutig  den  Prager  Frühli.ng  1968,  die  SolidarnoSC  in Polen  1980  und  schließlich,  wieder im  Osten  Deutschlands,  die geduldigen Montagsdemonstrationen, die den Fall der Mauer 1989 

friedlich ertrotzten.  Überall blieben Narben der Sowjetherrschaft, die bis  heute schmerzen,  auch  in  Deutschland. 

Trotz  allen  internationalen  und  europäischen  Enthusiasmus nach  dem  Ende  des  Krieges:  Die  Nationen,  ihre  Interessen  und Machtansprüche  lebten  selbstverständlich  auch  nach  Gründung der Vereinten Nationen fort,  in  West und Ost  und überall in  der Weh.  Und  diese  Interessen gründeten  weiterhin  auf den jeweils unterschiedlichen  historischen,  politischen,  geografischen  und k1imacischen  Gegebenheiten.  In Europa hatten ethnische,  sprachliche, religiöse und kulturelle Gemeinschaften über viele Jahrhunderte  die  Nationalstaaten  heutiger  Prägung  entstehen  lassen,  die ihre  noch  heute  so  unterschiedlichen  politischen  und  ökonomischen Strukturen formten.  In langer Lebensgeschichte entwickelten sie  eigene  nationale  »Charaktere«.  Diese  zeigen  •Eigenschaften«,  prägen heute ihre Existenz  und damit auch ihre  Interessen und ihr Verhalten gegenüber der Weltgemeinschaft  der Nationen und in der Europäischen Gemeinschaft.  lhre Geschichte mit- und gegeneinander ist noch heute in  den tagtäglichen  Entscheidungen der Europäischen Union spürbar:  Noch Jahrzehnte nach  dem Fall der  Mauer,  und  länger  als  ein  halbes Jahrhundert  nach  Ende  des Weltkrieges  1945,  wurde  in  der  antideutschen  Propaganda  der griechischen  Presse Bundeskanzlerin Merkel in  einer Nazi-Uniform  dargestellt!  Wenige Jahrzehnte  löschen  eben  nicht  die  Erinnerung  an historische  Erfahrungen. 

IJI 
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Doch die weltweite Integration und insbesondere die Zusammenarbeit in  Europa,  zum  Beispiel  im  Klimawandel,  dem  Umweltschutz oder auch in  der Friedenspolitik, schreiten fort. Einerseits  müssen  die  Staatsnationen  nun  gemeinsame  Interessen  der Staatengemeinschaften  berücksichtigen,  aber  innerhalb  dieser Aufgaben hat dennoch jede Nation - auch in  Europa - zwangsläufig  ihre  besondere  Ausgangslage  und wird ihre  eigenen,  von anderen  Nationen  abweichenden  Interessen  bedenken  müssen. 

Denn auch  der weltweite  und kein Land  verschonende  Klimawandel  hat  regional sehr unterschiedliche  Folgen und  erfordert deswegen  im  nationalen  Staatenraum  auch jeweils  individuelle Maßnahmen.  Internationale  Organisationen  wie  die  Vereinten Nationen  im  Pariser  Klimaabkommen  oder  auch  der  •Green Dealt  der EU können deswegen den  einzelnen Mitgliedsstaaten zwar generelle  Ziele,  aber keine  detaillierten  Maßnahmen vorgeben. Denn diese Ziele zu erfiillen, wird von Nation zu Nation unterschiedliche Maßnahmen erfordern. 

Ein  aktuelles  europäisches  ßeispiel  zeigt  das  deutlich:  Die Staaten  der EU sind sich  einig,  dass  der drohende  Klimawandel nur durch eine konsequente Reduzierung des  COrAusstoßes  erreicht werden  kann;  dafür  muss  insbesondere der Verbrauch von Kohle,  Öl und Gas  zügig  verringert werden.  Ware  nun  auch die Kernenergie  ein  Ausweg  und damit  in  der EU  förderungswürdig zur Erreichung der  gemeinsamen  Klimaziele?  In  einem  offenen Brief an die Europäische Kommission forderten fünfzehn Minister aus  zehn  Ländern,  unter  ihnen  Frankreich,  dies  nachdrücklich. 

Deutschland  und  wohl  die  Mehrheit  der  EU-Mitgliedsstaaten lehnen das ab und raten zu erneuerbaren Energien, weil  die Kernenergie andere große Rlsiken berge. Aber der Präsident des französischen Unternehmerverbandes bezeichnete kürzlich eine eventuell  ablehnende  Entscheidung Brüssels aJs einen  •Casus  belfü  für Frankreich.  Ein  gutes Beispiel divergierender nationa.1er Interessen innerhaJb der EU auf dem Wege zu  einem gemeinsamen Ziel. 
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Es  ist dies natürlich  nur ein  Beispiel für den Fortbestand nationaler Interessen  innerhalb  des  europäischen  Einigungsprozesses.  Europa  muss  diese  Beständigkeit  nationaler  Interessen  auch innerhalb  der  EU  erkennen,  verstehen  und  respektieren,  wenn wir  mit  der  EU  erfolgreich  sein  wollen.  Denn  der  Drang  nach demokratischer Selbstbestimmung,  •The Qllest for Self-Determination•,  ist das Fundament jeder Demokratie, wie es Dov R.onen in seiner grundlegenden  Studie  nennt  und  so  überzeugend begründet.102  Diese  �Selbstbestimmung•  zu  erreichen,  ist  für alle Menschen,  und ganz  besonders  in großen  Organisationen,  wichtig,  denn  den  aus  politischen  Gründen  zusammengefügten  Einheiten  fehlt  oft  die  historische  Bindung,  fehlt  das  gewachsene Gefühl  der  Zusammengehörigkeit,  fehlt  das Vertrauen,  fehlt damit die  •Legicimitäu:, fehlt die •Demokratie«. Das ist offenkundig auch  ein  Problem  der heutigen  EU  und  beschreibt  die  entscheidende  Zukunftsaufgabe der Europapolitik. 

lm Vorwort seines Buches beginnt Ronen mit dem zentralen Satz  der Verfassung  der Vereinigten  Staaten  von  Amerika:  •[ . . .  J 

certain unalienable Rights, that among those are Life, Liberty, and the  Pursuit  of Happiness  [ . . .  }«103 Die  Gründung  der  USA  resultiere  aus  einer •Suche  nach  Selbstbestimmung•  des Menschen, das sei  die �Geburt der Vereinigten Staaten von  Amerika«  gewesen und  auch  die  Ursache  der  Französischen  Revolution.  Selbstbestimmung und Demokratie seien untrennbar miteinander verbunden,  setzten  einander  voraus. 

Ronen analysiert aus  dieser Perspektive  die  immer wieder zu beobachtenden  regionalen  AufJösungserscheinungen  historisch gewachsener  Nationalstaaten.  Oie  Organisation  regionaler Auronomien  oder auch  die separatistischen Bewegungen,  wie  wir sie  in Europa  zum  Beispiel  in  Katalonien  oder  möglicherweise  auch  in Schottland  erkennen.  $Meine  Diagnose•,  so  schreibt  er,  •ist,  dass Pluralität  (ethnische Pluralität oder Multinationalismus)  oder,  noch präziser,  der moderne  (Nacional-)Staac von  den  Menschen  als  ein 133 
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weniger  adäquates  System gesehen  lwird],  und  wegen  dieser Erfahrung [steht] der Staat [heute) unter ernster Herausforderung.•104 

Ronen erinnert  uns  daran,  dass  nationale  Selbstbestimmung  in erster Linie demokratisch  und nicht nationalistisch ist.  Insofern ist dann auch die Vertretung mationa1er 1 nteressen� grundsätzlich ein zurietst  demokratischer  Vorgang  und  nicht schon  Nationalismus, aber  dieser  demokratische  Vorgang  kann  sich  dann  eben  auch gegen  die  Notwendigkeit  einer  Zusammenarbeit  der  Nationen wenden. Und das gilt es  in Europa zu vermeiden. 

Für  uns  ist  Ronens  Analyse  insofern  wichtig,  als  wir  die Herausforderung des  Nationalstaates  von  Bewegungen  wie  im Baskenland,  in  Katalonien,  in  Quebec oder Schottland,  in  Korsika  oder  auch  in  der  ehemaligen  Tschechoslowakei  (vor  der Trennung)  als  einen  Hinweis  darauf verstehen  müssen,  dass  aus der  Perspektive  der demokratischen Selbstbestimmung eben  auch die  europäische  Integration  als  eine  widerspruchsvolle  Aufgabe begriffen  werden  muss:  Auch  unser  Zusammenschluss  von  souveränen  Nationen  in  Europa  ist  zugleich  eine Beschneidung  demokratischer Substanz.  Hier  liegt  die  zentrale  Problematik jeder Politik europäischer Einigung. 

Ronen  erkennt  zwei  entgegengesetzte  Tendenzen,  die  einander  bedingen:  Einmal  eine Tendenz zur Auflösung  historisch gewachsener  und  politischer  Einheiten,  diese  Tendenz nennt  er 

-zentripetal«.  Sie  bewegt  dann  den  Staat  dazu,  innerstaatlichen Bedrohungen  seiner  territorialen  Integrität  durch  Separatismus mit  allen  Mitteln  entgegenzutreten,  notfalls  auch  mit  brutaler militärischer Gewa1t,  wie Russland es  in Tschetschenien machte oder auch  die Nordstaaten der USA,  als die  Südstaaten sich  186r von der Union  lösen  wollten.  Und dann gibt es für Ronen die entgegengesetzte  Tendenz,  die er logisch die nentrifugale• nenne, die  aus  praktischen  Norwendigkeiten  zu  immer größeren Einheiten drängt.  Ein herausragendes und positives Beispiel für diese Entwicklung  sieht  Ronen  in  der  Europäischen  Union.  Aber  er 134 
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stellt auch fest, trotz dieser Zielsetzung, •eine komplette Integration moderner  (national}Staaten wurde nicht erreicht•. tos In  diesen  beiden  entgegengesetzten  Tendenzen  entwickeln sich heutt:: weltweit  die in dem •Drang nach Selbstbestimmung• 

angelegten Spannungen.  Es ist  der  ständige  Gegensatz  zwischen der immerwährenden Suche  nach demokratischer Selbstbestimmung einerseits und der wachsenden Notwendigkeit verbindlicher internationaler Zusammenarbeit der Staaten andererseits.  Und so kommt Ronen  zu der Schlussfolgerung,  die für uns  im Zusammenhang mit der europäischen 1 ntegration besonders wichtig sein wird: •Je größer die  ökonomisch-normative Integration  im zentrifugalen  Trend  vorangetrieben  wird,  desto  größer  wird  die Möglichkeit (und vielleicht sogar der Druck)  in Richtung einer soziopolitischen  Desintegration  l . . . ]«106  Mit  anderen Worten: Je mehr wir in der Europäischen Gemeinschaft auf einen Zentralismus  drängen,  desto  größer wird  der  Widerstand  der europäischen  Mitgliedsstaaten  werden.  Das  war  die  Situation  vor  dem ßrexit und wohl  auch  die  Ursache  des  Abbruchs  der  EU-Vertragsverhandlungen  vonseiten  der Schweiz.  Europa,  die  Institutionen  der EU  müssen  darauf achten,  dass  diese  Beispiele  keine Schule machen.  Auch  in der Europäischen  Union  bleibt Souveränität ein demokratisches Motiv. 

Die  EU ist ein Staatenbund und kein Bundesstaat Die heutige Europäische Union ist ein Gebilde einzigartiger Struktur:  eine Vereinigung selbstständiger Staaten, verschiedener Sprachen und Kulturen, sehr unterschiedlicher klimatischer Bedingungen  und  wirtschaftlicher  Strukturen,  mit  einer  oft  gewaltsamen und streitigen Geschichte - heute vereint in Frieden und zivilisierter  Kooperation.  Der Weg  nach  Europa  ist beschritten,  das  Ziel aber undeutlich:  Sollen  es die  •Vereinigten Staaten  von  Europa• 
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werden,  also  ein  zentralistischer  Bundesstaat,  oder  brauchen  wir auch zukünftig die demokratische, kreative  Vielfalt  der Mitgliedsstaaten?  Brauchen  wir  als  Fundament der EU auch  zukünftig den souveränen  Nationalstaat,  also  Europa  eher  als  ein »Vaterland der Vatcrländen  (de  Gaulle)?  Diese  Frage wurde von  den  Staaten  der EU  nie  eindeutig  beantwortet.  Doch  heute  spielt  das  Ziel  der 8Vereinigten  Staaten  von  Europa�  in der Praxis  der Europapolitik unter Kommissionspräsidentin von der Leyen offenbar wieder eine Rolle.  Steht  damit  auch  die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union  zur Entscheidung?  Diese  ist  nämlich  heute  in  wichtigen Fragen nicht gegeben,  und sie dort  herzustellen,  wo  wir sie dringend  brauchen,  ist  auch  Deutschlands  europäische  Aufgabe. 

Eigentlich  ist  die  Lage  eindeutig:  Noch  nie  hat  sich  ein  Mitglied  der Europäischen Union  für  einen  vollständigen  Verzicht auf seine Souveränüät ausgesprochen.  Noch nie  hat  ein Mitglied die Bereitschaft gezeigt, zum Beispiel das Recht auf die souveräne Gestaltung  seines  öffentlichen  Haushalts  an  eine  ferne  Instanz  in Brüssel  abzutreten.  Noch nie  bot  einer der  Mitgliedsstaaten  an, seine auswärtigen Angelegenheiten  vollständig  einer diplomatischen  Institution  der  EU zu  überantworten.  Dass  internationale Zusammenarbeit  immer  auch  den Verzicht auf Teilbereiche  der nationalen  Aufgaben  erfordert,  ergibt  sich  aus  den  Gewohnheiten, wie sie auch im privaten Leben üblich und unvermeidlich sind.  Aber  das  bedeutet  eben  nicht  die Aufgabe  der  nationalen Souveränität. 

Auf  der  Grundlage  selbstständiger  Nationen  entstand  ursprünglich auch die heutige Europäische Union. Die Mütter und V:iter  des  europäischen Projektes  nach  1945  haben  niemals von einer Aufgabe  der nationalen Souveränität gesprochen.  Im Gegenteil,  immer war  für  sie  der  Nationalstaat  die  bleibende  und  tragende  Säule  des  europä ischen  Gebäudes.  Jean  Mannet,  der  von vielen  als die  früheste treibende Kraft des europäischen Gedankens nach  1945  angesehen  wird,  distanzierte sich von der Idee  der Ver-136 
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einigten  Srnatcn von  Europa  nicht  ohne  Ironie:  »Es  ist  richtig, dass das Vokabular und die Dialektik der  Gemeinschaft von heute damals schon fixiert wurden,  doch das hatte  für  die  Aktion noch gar  nichts  zu  bedeuten.  1946 forderte  Churchill  in  Zürich  die Schaffung  der  Vereinigten  Staaten von Europa - doch  in1 Sinn hatte  er den  Europarat.  1929 hatte Briand  in  Genf ein  )bundesstaatliches  Band<  zwischen  den  Völkern  Europas  befürwortet  -

doch er präzisierte,  dass die souveränen Rechte der Staaten davon nicht  berührt  werden  dürften.  Gleichviel,  die  öffentliche  Meinung war davon  überzeugt, dass die magischen Formeln [nämlich der Vereinjgten  Staaten  von  Europa,  Ergänzung  Dohnanyi]  ausgesprochen  waren,  und  sie  verscand  nicht,  dass  die  Wirklichkeit sich ihnen so  beharrlich  widersetzte.�107  Immer  diese unversöhnliche Wirklichkeit,  bis in unsere Tage! 

Und auch Monnets großer politischer Nachfolger,  der Kommissionspräsident Jacques  Delors,  sah  das  nicht  anders.  Auch  er erwartete von  der Vollendung  eines  europäischen  Wirtschaftsblocks  keinen  ßundessrnat:  »Dann schließlich, im Sog  einer vollendeten Wirtschafts- und Währungsunion,  die  Wiederbelebung der politischen  Integration  in  einem  Bündnis  von  Nationalstaaten,  wie ich es für richtig hake - ich hatte  dieses Konzept bereits 1993 vorgeschlagen,  und es war auf einen breiten Konsens  gesto

ßen.  leb  wollte  die europäische  Zusammenarbeit verstärken  und dabei  gleichzeitig die Zukunft  unserer Nationen sichern,  als  den Ort des nationalen  Zusammenhalts,  der republikanischen Solidarität und  des  Ausdrucks  unserer  Persönlichkeit.�108 Doch gegenwärtig scheinen diese  pragmatischen Voraussetzungen gefährdet, und wir müssen erneut den historischen Wurzeln dieser Entwicklung nachspüren. 

Den Anfang  für  eine Politik  des Zentralismus machte Walter Hallstein, von 1958 bis  1968 der  erste Präsident  der Europäischen W irtschaftsgemeinschaft,  ein Jurist  ohne jede  persönliche  Erfahrung  eines  gewählten  Mandats,  ein  kluger Mann  der  Abstraktion 137 
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und einer juristischen  Ordnung auf dem Reißbrett,  Schöpfer  kalter  Schnitonuster  für die lebendige  Entwicklung einer Staatengemeinschaft.  Seine  Spuren  sind  noch  heute  sichtbar.  Hallstein beendete  sein  grundlegendes  Buch  •Die  Europäische  Gemeinschaft•109 mit der These:  •Nur Einheiten kontinentalen Umfangs sind den heutigen  Anforderungen  gewachsen, nur sie können die notwendigen  geistigen und  materiellen  Kräfte  autbringen.  Deshalb  sind  auch die  Zwänge,  die zu dem europäischen Zusammenschluss geführt haben,  nicht geringer,  sondern stärker geworden.« 

Nun könnte man  durchaus darüber streiten, was Größe allein im  internationalen  Wettbewerb  bedeutet.  Wenn  man  nämlich heute  die  Wettbewerbsfahigkeit  kleinerer  Nationen  betrachtet (gute Beispiele wären Dänemark,  Schweiz oder Singapur), spricht wenig  für  Hallsteins  These;  wenn  man  allerdings  das  Gewicht großer  Einheiten  in  internationalen  Verhandlungen  bedenkt, dann  sieht  es  anders  aus.  Kreativität  hängt  offensichtlich  nicht von  Größe  ab.  Doch  Hallstein  erläutert,  wie  er  sich  dann  die Antwort  des vielfaltigen  Europa  auf diese  Herausforderung vorstellte:  •Dazu  gehört  zunächst,  dass sie  [die  Europäische  Gemeinschaft]  die  schwersten konstitutionellen Wunden  heilt,  die  ihr  in Verletzung  des  Gründungsvertrages  zugefügt  worden  sind:  die faktische  Beseitigung der  Supranationalität  durch  die  grundsätzliche  Unterlassung  von  Mehrheitsentscheidungen  und  die  Verzögerung  der  Legitimation  des  Parlamentes  der  Gemeinschaft. 

Die  Supranationalität ist so  lange  außer Kraft, wie  die Regierungen  nicht im  Rat zu Mehrheitsentscheidungen zurückkehren  [ . . .  ] 

und die echte Legitimation  fehlt,  so lange,  bis die Abgeordneten des  Europäischen  Parlamentes  von  den  europäischen  Bürgern unmittelbar gewählt  werden.c111l 

Wie sollte denn aber ein Europäisches  Parlament jemals  eine notwendige •Legitimation«  im  politisch allgemein  verstandenen Sinne  gewinnen,  wenn  Legitimation  keine  Rechtsfrage,  sondern eine demokratisch-politische Frage ist, die in erster Linie auf 138 
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einem durch Tradition, Erfahrung und demokratischer Debatte im gemeinsamen  politischen Raum begründeten  Vertrauen  beruht. 

Kann sich irgendjemand vorstellen, dass  eine Mehrheit im Europäischen  Parlament,  heute zusammengesetzt aus 27 Staaten mit 24 

Amtssprachen  und gebildet  unter  Verletzung des demokratischen Grundprinzips  •One  man,  one  vote•, jemals  eine lebenswichtige Entscheidung für Deutschland treffen  könnte ohne die ausdrückliche  Zustimmung des  Deutschen  Bundestages?  Schon de  Gaulle hatte,  wie  wir gesehen haben,  einen anderen gangbaren Weg gezeigt:  tUnserc  Europapolitik  beruht  auf der Organisation  einer politischen  Zusammenarbeit zwischen  den  europäischen  Staaten mit der späteren Perspektive  einer Konföderation.  Ich für meinen Teil zweifle nicht  daran,  dass  eine Konföderation eines Tages zu einer  Föderation  führen wird.�u1 Europa  braucht  Realismus  und Geduld. 

Hallstein wollte sich aber 1nit dieser pragmatischen,  von  politischer  Erfahrung  geprägten  Zielsetzung  nicht  zufriedengeben, und  es  kam  zu  einem  unversöhnlichen  Streit  zwischen  dem Präsidenten Frankreichs  de Gaulle und dem Präsidenten der Kommission  Hallstein.  Das  führte  am  Ende  für  sechs  Monate  zum Rückzug  Frankreichs  aus  den  Beratungen  der  EWG,  zur  �Politik des leeren  Stuhls«.  Eine  Warnung:  Wenn Brüssel  heute weiterhin versucht, die demokratische Souveränität der Mitgliedsstaaten immer  umfassender  einzugrenzen,  könnte  das  zu  immer größeren Spannungen in der EU und zu weiteren •ßrexits� führen. 

Hallstein  hinterließ  eine  Schar  von  deutschen  Jüngern.  Im ßundcswinschaftsministerium  bildete  Professor Ulrich  Everling eine  Schule juristischer Antworten auf politische  Fragen der europäischen  Integration.  Als  zuständiger  Staatssekretär  im  Bundeswirtschaftsministerium und später als  Staatsminister im Auswärtigen  Amt war ich  als Vorsitzender des Ausschusses der sogenannten $Europa-Staatssekretäre•  insgesamt  sieben Jahre  lang für die  Kootdinierung der  Europapolitik  in der  Bundesregierung  zuständig. 
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Dabei machte ich  oft  schwierige  Erfahrungen  im Konflikt  zwischen juristischer  Hoffnung und politischer Wirklichkeit.  Anstatt sich  um  die  Frage  europäischer  Souveränität  der  politischen Gemeinschaft  zu  bemühen,  wollten  diese  Europapolitiker  den europäischen  Fortschritt  durch  immer  mehr  Zentralisation  und Regeln  auf Kosten  nationaler Souveränität erzwingen.  Und  so erleben  wir wieder Gefahren  europäischen  Zerfalls;  Worte  wie 

•Polexiu. machen die Runde. 

Wir  sind eine weite Strecke vorangekommen,  aber die Konflikte  innerhalb  der EU nehmen  zu.  Denn  nicht  nur in den  gro

ßen  Krisen,  der Finanzkrise  oder  der Pandemie,  hat  sich  gezeif,>t, dass die Antwort so einfach nicht ist. Einerseits besteht zwar auch in Europa  immer  dringlicher  die  Notwendigkeit  gemeinsamen Handelns,  andererseits  zeigt  sich,  dass  gerade  angesichts  der  erheblichen  materiellen,  sozialen  und  kulturellen  Unterschiede zwischen  den Mitgliedsstaaten  der EU die  Brüsseler Instanzen im Einzelfall ohne  die geschlossene Unterstützung der Nationalstaaten  kaum  angemessen  handeln  könnten.  Das  ist  keine Frage  der Überzeugung,  sondern  eine  Frage  der  Logik:  Wenn  es  nämlich richtig ist,  dass  die zentrale nationalstaadiche Verantwortung,  dass Souveränität  immer  auch  in  der  Bereitstellung von  Mitteln  für einzelne  konkrete  Aufgaben  im Staatshaushalt liegt  (»Schicksalsbuch  der  Nation•)  und  kein  Mitgliedsstaat  die  Entscheidungen über seinen  Haushalt der EU überlassen  kann,  dann  ist eine Zentralisation durch generelle Mehrheitsentscheidungen im Europäischen Rat  im Sinne  Hallsteins  niemals  eine  Option.  Dieser  Weg würde  zwangsläufig  die  nationalen Widerstände verstärken. Denn schon  der Begriff »Mehrheit•  zeigt ja,  dass  es  dann auch  immer eine Minderheit geben muss. Diese kann sich im eigenen Interesse auch überstimmen lassen. Wenn es  sich jedoch  um  essenzielle Fragen  der nationalen  Strategie handeln  würde  (zum Beispiel wenn die  Bundesrepublik  Deutschland  aufgrund  einer  Mehrheitsentscheidung im Europäischen Rat die Atomenergie wieder ein-
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führen  müsste),  dann  geriete  die  EU wieder  an  die  Grenzen  des 

»Brexit«.  Deswegen  ist  es  politisch  immer klüger,  man  überlässt wichtige Entscheidungen nicht einer Mehrheit,  sondern der Einstimmigkeit im Rat. 

Deutschlands  nationales  Interesse  in  Europa  sind  deswegen eindeutig  nicht  die  Vereinigten  Staaten  von  Europa,  sondern  es ist  eine  evolutionär fortschreitende  Konföderation.  Das Konzept de  Gaulles,  wie  es  Macrun  auch  heute  verfolgt,  ist  in  diesem Sinne sehr viel pragmatischer und lebensnah:  den  Zusammenhalt durch  das  Herausarbeiten gemeinsamer Interessen zu stärken und dabei  zu  vermeiden,  dass  auf der  Strecke  die Widerstände der Mitgliedsstaaten allzu vehement werden: über die  Konföderation zur  Föderation.  Denn  die  Nationalstaaten  sind  und bleiben heute das  einzig mögliche demokratische  Fundament  der  europäischen Integration.  Das wird sich  auch  durch  die  Zielsetzung der neuen deutschen  Koalitionsregierung,  einen  »Bundesstaat•  zu  schaffen, nicht ändern.  Im Übrigen hatten Frankreich und die Niederlande bereits  2005  in Referenden mit der Ablehnung einer europäischen Verfassung  das  Ende  der  •Vereinigten  Staaten  von  Europa•  besiegelt.  Einern  nächsten  Ver:such  würde  dasselbe  Schicksal  blühen. 

Für  DeutKhland  ist  deswegen  auch  das  Recht  auf ein  Veto  im Rat  in  wichtigen  wirtschafts- und  sozialpolitischen,  finanziellen, außenpolitischen und Verteidigungsfragen  bis  aufWeiteres  unverzichtbares  nationales Interesse.  Einstimmigkeit im Rat,  selbst  wenn dann  so  manche  Entscheidung  verzögert  wird,  ist einer positiven Entwicklung der EU sehr viel förderlicher als die  von  einer  Mehrheit  erzwungene  Übereinstimmung  europäischer Nationalstaaten dort,  wo  diese  ihre  existenziellen  Interessen  spüren:  Der Brexit sollce  uns  eine Warnung bleiben. 

Man muss diese Entwicklungen verstehen, um Europa voranzubringen.  Mehr Toleranz und weniger Prinzipienreiterei,  mehr Einsicht  in  die  Produktivität europäischer Vielfalt und weniger juristische  Maßschneiderei  sind  insbesondere  dem Europäischen 


••• 


[image: Image 180]

[image: Image 181]

Parlament  anzuraten.  Es ist ein Irrtum zu  glauben,  Europa werde durch  Recht  und  Gesetz  zusanunengehalten.  Europa  kann  nur durch  Politik  zusammengehalten  werden.  Politik  ist  aber  noch immer die  Kunst  des  Möglichen.  Das gilt für eine so komplizierte Aufgabe  wie  die  Fortentwicklung  der  Europäischen  Union  in besonderer Weise.  Warum war  es  Bundeskanzlerin  Merkel,  die in Europa  viele  Kompromisse  aushandeln  konnte?  Weil  sie  den  gesunden  Menschenverstand  walten  ließ  und  nicht  den  Zollstock juristischer  Rechthaberei.  Es  war  nämlich  nicht  das  Gewicht Deutschlands  als  großes  Land  in  der  EU,  das  in  erster Linie  die Fortschritte in den Krisen ermöglichte; dieses Gewicht hätte man auch ganz  anders und viel  doktrinärer  einbringen können.  Es war eine  pragmatische  Politik  des  Kompromisses  in  der  Vergemeinschaftung,  die  den  Fortschritt  ermöglichte. 

Zwar \vird der Streit zwischen dem weitsichtigen Pragmatiker de  Gaulle  und dem  deutschen Juristen Hallstein im  wahren Leben der  Europäischen  Union  nie  verstummen.  Als Bundeskanzlerin Angela  Merkel  am  Ende  ihrer  letzten  offiziellen  Ratssitzung  in Brüssel  die  Summe  zog und  den  Streit  mit  Polen  kommentierte, da  stellte  sie  fest,  dass  auch  dieser  aktuelle  Streit  nur  die  Oberfläche  berühre  und  die  Probleme  tiefer lägen,  nämlich  in  der unbeantworteten Frage:  Will  Europa die  •ever  clmer union«,  also die  Vereinigten  Staaten  von  Europa,  oder  die  Kooperation von fortbestehenden Nationalstaaten.  Und die  Bundeskanzlerin hatte recht:  Europa ist  ein  Gebilde  des  Lebens  und  damit  der  Evolution,  und wie immer im Leben werden enthusiastische Hoffuungen  und  reale  Möglichkeiten  nie  passgenau  übereinstimmen. 

Aber wir können mit Augenmaß  und Einsicht in  die Verschiedenartigkeiten aller 27 heutigen Mitgliedsstaaten  (es  werden ja wohl noch mehr werden!) Europa auch in Zukunft weit voranbringen; doch  die  Europäische  Union  ist  heute  erst  eine  Konföderation, noch  keine  Föderation  und ganz gewiss  kein  Bundesstaat.  Wenn wir Letzteres jemals  erreichen  könnten,  dann  brauchten wir jetzt 
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Vertrauen,  die  Geduld des  Zusammenlebens  und  gegenseitiger Rücksichtnahme;  dann  brauchen  wir  die  geschickte  Hand  des Kompromisses  und  nicht  die  •Axtt  der  Kommission,  wie  sie deutsche  Staatsrechtler jetzt  im  Rechtsstreit  zwischen  Deutschland  und  der  Kommission  zu  erkennen  glauben.  Brüssel  muss endlich verstehen, warum es gerade die zu schnellen  Schritte  der Vergemeinschaftung in Europa sind,  die  den Nationalstaat immer wieder in die Arena fordern. Globalisierung, Europäisienmg und Demokratie  müssen  im  Zusammenhang  verstanden  werden, wenn wir die Handlungsfähigkeit der EU stärken wollen.  Und das wird  durch  die  weltweite  Verflechtung  der  nationalen  Wirtschaftssysteme  nicht  erleichtert.  Passen  Globalisierung,  Europäisierung und Demokratie  überhaupt  zusanunen? 

Warum offene Märkte eine politische Integration erschweren Als  r989  unbeabsichtigt und  unerwartet die  Mauer in  Berlin  fiel und  sich  die  Klammern  des  Kalten  Krieges  lösten,  entstanden nicht nur neue  politische  Freiheiten,  den neu  gewonnenen politischen  Freiheiten folgten  auch  neue  wirtschaftliche  Freiheiten. 

Grenzen hatten sich geöffiiet und Lieferströme  durchbrachen die Mauern des  Kalten  Krieges.  Die frühen  199oer Jahre  waren  zugleich  auch Jahre  wachsender  Bedeutung neuer Kommunikation, das Internet begann  die Welt zu verändern.  Eine ungekannte  Beschleunigung  des  internationalen  Warenhandels  setzte  ein,  die digitale Kommunikation  führte zu  einer exponentiell beschleunigten internationalen Vernetzung.  In  den folgenden drei Jahrzehnten  verflochten  sich  auch  die  Wirtschaften  der  einzelnen europäischen  Nationalstaaten  immer  tiefer  miteinander.  Dieser Prozess  war  die  Folge  neuer  Technologien  der  Kommunikation im  weitesten  Sinne,  zu  der  ebenso  die  großen  Cargo-Luftlinien, die  Containerschifffahrt wie  das Internet gehören. 
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Internationale  Verflechtungen  der  nationalen  sogenannten 

•Volks«-Wirtschaften  sind  natürlich  ein jahrtausendealter Vorgang.  Fernand Braudel,  der bedeutende französische Historiker, betitelt  den  dritten  Band  seiner  Wirtschafts- und  Sozialgeschichte •Civilisation matfaielle�  (1979)  in  der deutschen Ausgabe mit •Aufbruch zur Weltwirtschaft« als die •Sozialgeschichte des  T5.  bis  IS. Jahrhunderts«.112 Für ihn repräsentierte also schon die erste chinesische Seidenstraße •globalem Handel. Die großen Geschichten  Venedigs,  Londons  oder der Hanse  sind  Beispiele; der umfangreiche Gewürz- und Sklavenhandel der britischen East India Company gehört hier ebenso  hinein wie  die  US-amerikanische Herrschaft über den Weltmarkt für Baumwolle im  19. Jahrhundert.  Dieser Welthandel war aber über viele Jahrhunderte auf relativ wenige Güterbereiche beschränkt, insbesondere auf Luxusartikel wie  Seide  und teure  Gewürze  oder später auch  auf Rohstoffe wie zum Beispiel Baumwolle oder Erdöl.  Der Handel umfasste  kaum Güter des täglichen Bedarß,  mit wenigen Ausnahmen wie zum Beispiel  Salz. 

Die  Ausdehnung  der weltweiten  Wirtschaftsverflechtungen auf praktisch  alle  Güter  des  täglichen  BedarfS  in  der  zweiten Hälfte  des vergangenen Jahrhunderts schuf neue Probleme.  Man braucht heute nur in einen Supermarkt zu  gehen,  um den Umfang  des internationalen  Angebots  zu  ermessen  und  die  tägliche Konkurrenz aus  der Welt für die nationalen Anbieter zu  verstehen.  Es  ist  dieser  das gesamte Wirtschaftsgeschehen  umfassende Aspekt,  den  wir  Globalisierung  nennen  und  der  unsere Welt so tiefgreifend verändert  hat.  Und es ist die Europäische  Union,  die diese Probleme in Europa noch einmal verschärft. Hier liegt eine weitere wichtige Quelle für die Wiederkehr nationaler Interessen, auch in  Europa. 

Denn mit der Ausdehnung  des Welthandels  auf faktisch alle Güter und  Dienstleistungen wurden  nicht nur einzelne inländische  Anbieter,  sondern  die  gesamte  Gesellschaft,  ihre  Produk� 

[image: Image 185]

tionsweise,  ihr  Arbeitsmarkt,  ihre Einkommensverteilung  sowie ihre  sozialen  Sicherheitsvorkehrungen  den  Wettbewerbsbedingungen  des  Weltmarktes  unterworfen.  Der  Weltmarkt  wurde zum  Maßstab  und  zur  betriebswirtschaftlichen  Referenz.  Die Kräfte  des Weltmarktes,  die  heute  die  Grenzen  der Nationalstaaten immer wirkungsvoller durchlöchern,  erwarben damit zwangsläufig  eine  zunehmende Bedeunmg für die Politik und  die Interessen  der Nationen.  Der Weltmarkt begann,  die innenpolitischen Bedingungen der Nationalstaaten zu  verändern.  Das forderte  die demokratische  Verantwortung  der Regierungen  und  Parlamente heraus. Jetzt  musste jeder  Staat versuchen,  wenigstens seine wirtschaftliche  und  sozialpolitische  Sollveränität zurückzugewinnen, schon  um  die  sozialen  Folgen  der  Globalisierung  im  Rahmen seiner  demokratischen  Verantwortung durch nationales Handeln so weit wie  möglich  abzufangen.  Hier liegt die tiefere Ursache für die  neue Bedeutung der  Nationalstaaten  und  damit ihrer Interessen  auf der internationalen  oder europäischen  Szene. 

Nun trafen  nämlich  de  facto  die  Kosten  der  Arbeitsmärkte und der Produktion ferner Staaten,  ihre merkantilistischen  Staatsinterventionen und  Handelspolitiken  mit ihren jeweils besonderen Wettbewerbsvorteilen  unmittelbar  auf die heimischen Märkte der Nationalstaaten.  Das wiederum führte zu Anpassungszwängen der Unternehmen  und  Volkswirtschaften,  und  so  bestimmte  inuner weniger die nationale  Politik und immer mehr der Weltmarkt  die politischen  und  sozialen  Entwicklungen  der  Nationen.  Das  wiederum wurde  dann  auch  zur Quelle  des sogenannten  Neoliberalismus,  der  so  häufig  nur  als  eine  Politik  rücksichtsloser  Eliten missverstanden wird;  im Kern ist Neoliberalismus jedoch  eigentlich nichts anderes als eine flexibilisierte »unternelunerische� Antwort der Staaten als Wettbewerber auf den Welcmärkcen. Insofern ist  auch jeder  einzelne  Unternehmer,  der  auf eine  neue  globale Konkurrenz antworten  muss,  nichts anderes als ein  �neoliberaler• 

Akteur.  Dieser  Zwang  zur  nationalen  •Flexibilitätf  war die  ent-145 

[image: Image 186]

[image: Image 187]

scheidende  Folge  der  Globalisierung  und  die  Ursache  für  die Rückkehr der nationalen Interessen. 

Die Globalisierung erzeugte  erheblichen Wohlstand,  bewirkte einen  breiten  Abbau  von  Armut  in der Welt  und  erlaubte  einen transnationalen  Austausch,  der  den  Menschen  weltweit  den  Zugang zu  Wissen,  Technologien,  Gesundheit,  Konsum  und  Tourismus ermöglichte. Wohlstand breitete sich  aus,  auch  in  den  sogenannten �emerging economies•  und den weniger  entwickelten Staaten.  Die  Globalisierung - ein  Wort,  das  übrigens  der  Ökonom  Steven  Levitt  ursprünglich  nur für  die  Unternehmenswirtschaft  geprägt hat - bewies  ihre  großen  Chancen. 

Doch nichts  in diesem  Leben  hat  nur  eine  Seite.  Nicht  nur der Klimawandel,  die Zerstörung von Ökosystemen, die schnelle Verbreitung von Pandemien, die wachsende Ungleichheit in und zwischen  den Nationalstaaten sowie massive  soziale Verwerfungen lassen  sich  im  Zusammenhang mit  der fortschreitenden  Globalisierung verstehen.  Uns  interessieren  hier in  erster Linie  die Folgen  der  Globalisierung  für  die  Interessen  der  Nationalstaaten, deren  soziale  und  demokratische  Souveränität  durch  die  weltweite  Öffnung  der  Märkte  beeinträchtigt  wurde.  Die  Staaten mussten handeln,  um  die negativen Folgen  dieses  Prozesses  auszugleichen.  Hier  wurzelt  das,  was  heute  oft  etwas  vorschnell  als 

»neuer  Nationa l

ismus«  bezeichnet  wird,  was  jedoch  in  Wahrheit eine  Reaktion  auf die  durch  die  Globalisierung  verursachten sozialen  Verwerfungen  und  den  damit  verbundenen  Verlust  an Souveränität und  Selbstbestimmung ist. 

Dass  Globalisierung,  und  darnit  natürlich  auch  eine  �Hyperglobalisierung«  (H„odrick)  durch  den  Gemeinsamen  Markt  der Europäischen Union,  auch Gefahren für die Demokratie birgt,  ist heute  unbestritten.  Die Kräfte  des Weltmarktes  gehen eben  nicht warn  Volke�  aus,  sie  sind nicht »gewählt«.  Es sind Kräfte außerhalb der  bundesrepublikanischen  Verfassungsordnung,  die  dennoch einen erheblichen Einfluss auf die bundesrepublikanische Ordnung 
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nehmen. Jürgen  Habermas meint in  »Legitimationsprobleme  im Spätkapitalismus.:113:  •Wenn  das Krisenmanagement  versagt,  fällt es  heute  auf selbstgesetzte  programmatische  Ansprüche  zurück, worauf die  Strafe  Legitimationsentzug  steht  [ . . .  ].,114 •Legitimationsentzug«  bedeutet  im  Alltagsdeutsch  den  Verlust  von  politischem  Vertrauen,  auf das jede Demokratie angewiesen ist.  Mit Blick  auf  die  grassierenden  Zentralisationstendenzen  der  EU


Institutionen  gilt  allerdings dann  auch  seine  weitere  These:  •l· · ·l legitimatorische Kraft behalten Traditionen  offensichtlich  nur,  solange sie  nicht  aus  kontinuitätssichernden  und  identitätsverbürgenden  Dcutungssystemcn  herausgebrochen  werden.�115  Mit  anderen Worten: Demokratische Legitimation gründet  nicht  nur auf der Einhaltung des  Rechts  allein,  also  auf formaler  Legalität,  wie sie  die  EU  für  sich  in  Anspruch  nehmen  kann.  Demokratie  ist ohne  einen  •legitimen«,  auf  Vertrauen  basierenden  demokratischen  Prozess  nicht  denkbar,  der  aber  in  der  EU  nur  im  Rar vertreten sein kann. 

Colin  Crouch  kam in  seinem  viel  beachteten  Buch  •Postdemokratie� und  später bestätigt in •Postdemokratie revisited«H6 

zu  der Erkenntnis:  •Eine  Demokratie  gedeiht,  wenn die  Mehrzahl  der gewöhnlichen Bürger über hinreichende Möglichkeiten verfügt,  die  Tagesordnung  öffentlicher Debatten  mitzubestimmen,  sei  es  über  Diskussionen  oder  eigenständige  Organisationen,  und  wenn sie diese Möglichkeiten auch aktiv nutzt.cl17 Dass diese •Möglichkeiten. im Rahmen von Vereinbarungen der Welthandelsorganisation  oder  anderen  UN-Einrichtungen  fehlen,  ist unvermeidlich.  Es sind  deswegen  immer  nur die  nationalen Regierungen  und  Parlamente,  die  den  Entscheidungsprozessen  in Brüssel  •Legitimation�  verleihen  können.  Crouch  stellt  fest: 

*Sie  [die  Globalisierung)  trägt  ohne  Zweifel  zu  den  Problemen bei,  unter  denen  die  Demokratie  heute  leidet,  da  es  sich  dabei um ein  System  handelt,  das  im nationalen Rahmen besser funktioniert  als  in  größeren  geografischen  oder  politischen  Räu-147 

[image: Image 189]

[image: Image 190]

me1u11s Dieser  Satz  gilt  auch  für den Prozess der europäischen Integration. 

Und so kommt Crouch  angesichts der Bedrohungen  demokratischer  Strukturen  durch  Organisationen,  die  sich  über  grö

ßere  Räume  jenseits  der  Grenzen  des  traditionellen  Nationalstaates  erstrecken  (wie zum  Beispiel auch  die EU), zu folgendem Ergebnis:  •Im  Sinne  der  wahrhaftigen  Demokratie  [sollte  manl die  Bedeutung  der kommunalen  und regionalen  Politik  stärken, Aufgaben  dezentralisieren  und  den  Bereich  der  staatlichen  Leistungen,  den  die  kommunalen  Behörden  verantworten,  ausweiten.•1!9  Im  Prozess  der  Europäisierung  wäre  das  natürlich  die Quadratur des Kreises: Denn folgt man  diesem  Gedanken,  dann wird deutlich,  dass es auch innerhalb der Europäischen Unlon nur die  europäischen  Nationalstaaten sind,  die demokratische Verantwortung tragen und damit auch den  notwendigen  Zusammenhalt der Staaten der EU bewahren können.  Die Souveränität der europäischen  Nationalstaaten  muss  also  schon  aus  demokratischen Gründen  so  weit  wie  möglich  erhalten  bleiben.  Hier  liegt  für Deutschland  eine  große  Zukunftsaufgabe  in  der  Europapolitik, wie  wir  sehen  werden:  eine  Gemeinschaft  zu  schaffen,  die  die demokratischen  Fundamente  des  Nationalstaates  erhält  und zugleich doch  die  Handlungsfähigkeit  und  Souveränität  der  Europäischen Union vorantreibt. 

Die  Literatur zu  diesem  Thema  ist äußerst  zahlreich  und das Ergebnis auch unstrittig.  Dani  Rodrick, Professor für Internationale  politische  Ökonomie  an  der Harvard-Unlversität,  hat das  in seinem  Buch  »The  Globalization  Paradox.  Democracy  and  the Future ofWorld Economy•  (2011) abschJießend und überzeugend zusammengefasst.1:W  Er verweist  zunächst  auf einen  bemerkenswerten  statistischen  Zusammenhang: Je  offener eine  Gesellschaft gegenüber den Weltmärkten ist,  desto  größer wird dort auch der relative  Anteil  des  Staates  am jeweiligen  Bruttoinlandsprodukt. 

Denn  die  soziale  Abfederung  der  Globalisierungsfolgen  kostet 
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Geld  für den  notwendigen  sozialen  Ausgleichstransfer.  Kleinere Staaten,  die  eher  auf die  Teilhabe  an größeren Auslandsmärkten angewiesen  sind,  weisen  deswegen in der Regel  auch  einen vergleicQ�weise  größeren  öffentlichen  Sektor  aus,  der  eben  den  nationalen Interessen wirtschaftlicher und sozialer Korrekturen von Globalisierungsfolgen  dient.  Rodrick  schreibt  ganz  unverblümt, man  könne  •die  drei  Dinge  Demokratie,  nationale Selbstbestimmung  und  wirtschaftliche  Globalisierung  nicht  zugleich  vorantreiben•,  und  föhn  fort:  •[ . . .  ]  wir  müssen  uns  also  entscheiden r ... l  Demokratie  und  nationale  Selbstbestimmung  sollen  uns wichtiger sein  als  eine  Hyperglobalisierung.  Demokratien  haben das  Recht,  ihre  gesellschaftlichen und  sozialen  Errungenschaften zu  verteidigen [ . . .  ]«121  Achtung Brüssel - Achrung Europa! 

Nicht  weniger  skeptisch  schreibt  auch  Wolfgang  Streeck, ehemals  Direktor  am  Max-Planck-Institut  für  Gesellschaftsforschung in Köln,  in seinem Buch »Zwischen  Globalismus  und Demokratie•122 in dem  Kapitel »Europa: Gescheiterter Superstaat, scheiterndes  Imperium•  über  die  zukünftige  Entwicklung  der Demokratien  in  offenen  Weltmärkten:  •Keiner,  der je  in  den demokratischen  Staaten  Nachkriegseuropas  Verantwortung  trug, hat  sich  die  ever c/oser  1miot1  among the peoples  ef Europe  [ . . .  ]  als Superstaat  vorgestellt,  geschweige  denn  zum  Ziel  gesetzt;  dies blieb  Literaten  [ . . .  J  überlassen  oder meistens  deutschen  integrationistischen Eiferern.•t23Und auch Harold James  unterstreicht in tThe End ofGlobalizarion«:  •[ . . .  ] es erscheint fast natürlich, dass, wenn vielleicht auch  nicht sofort,  aber gewiss in  einer vorhersehbaren  Zukunft,  ein  Rückschlag  !backlash]  gegen  den  globalen Kapitalismus  aufkommen  wird.•124  Denn,  so  meint James:  •Das Drama  der  ökonomischen  Transformation  verlangt  eine  institutionelle  Neuordnung  [ . .  ,J ein komplettes  Umdenken [ . . .  ]  traditioneller  Politik  [ . . . ]«12s Das aber kann für Europa wiederum nur der  demokratische  Nationalstaat  als Mitglied der Europäischen Union leisten. 
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Deutschland hat als groges Exporciand ein vitales  Interesse am Fortbestand  und  an  der Weiterentwicklung  offener  Weltmärkte und eines offenen  und  wettbewerbsfähigen  gemeinsamen  Marktes in  Europa.  Für  uns  bleibt  deswegen  zu  folgern,  dass  angesichts dieser allgemeinen Bedrohung der Demokratien  durch  die  Globalisierung und durch eine  europäische »HyperglobaJisierung«  die Mitwirkung der Regierungen  der Mitgliedsstaaten  an  den  europäischen  Entscheidungsprozessen  zur  Sicherung der Demokratie in  Europa  auch  zukünftig  eine  unentbehrliche  Rolle  spielen muss.  Nur der Nationalstaat kann die Globalisierung legitimieren. 

Die offene Einbringung  nationaler  Interessen  in  Brüssel  ist  deswegen  nicht nur für die einzelnen  Staaten  wichtig,  sie  ist auch als solche  keine  •Europaskepsis«,  sondern  sie  ist  zutiefü  demokratisch im europäischen Interesse  und die  unerlässliche Voraussetzung für den Fortbestand der Demokratie in Europa.  In der  EU  sollten  wir das  im  Umgang  miteinander nie  vergessen!  Denn  niemals  wird ein  Parlament  aus  27 verschiedenen  Staaten mit 24 verschiedenen Sprachen  eine  wirklich  demokratische  Legitimation  für  die  einzelnen  Mitgliedsstaaten  erlangen  können.  Aber  eine  Konföderation,  und  damit  auch  gemeinsames  Handeln,  kann  Europa  als Union  weit  vorantreiben.  Wo waren  übrigens  die  europäischen Parlamentarier  aus  Rheinland-Pfalz,  als  Ahrweiler  unterging? 

Bürgermeister,  Ministerpräsident  und  die  Bundeskanzlerin  bewiesen durch ihre Anwesenheit auch  ihre  •Legitimatiom. 

Offene  Weltmärkte  sind  für die deutsche  Wirtschaft  lebenswichtig,  und  so ist  es  kein Wunder,  dass  auch  der  Sozialhaushalt bei  Bund  und  Ländern  in  Deutschland  eine  ständig  wachsende Tendenz  aufweist.  Diesen  unausweichlichen  Konflikt  zwischen unserem  Interesse  an  offenen  Weltmärkten  und  der  Erhaltung demokratischer  •sclf-dctermination«  (Selbstbestimmung)  zu  gestalten,  ist folglich  ein  zentrales  deutsches  Interesse und wird eine der  wichtigsten  Aufgaben  deutscher  Europapolitik  in  den  kommenden Jahren  sein.  Denn  nur  wenn  Deutschland  die  Freiheit 150 
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bewahren  kann,  seine  Wirtschaft  auch  nach  seinen  nationalen Interessen  zu  gestalten,  wird  Europa  als  demokratische  Europäische  Union überleben.  Das  Fortbestehen  der Union  wird davon abhängen,  dass jedes Mitglied  der EU die Überzeugung bewahren kann,  dabeizubleiben  sei  auch für seine nationalen Interessen und seine  Identität sinnvoll.  Geld aus  Brüssel allein  schafft weder europäische  Identität  noch  europäische  Loyalität.  Brüssel  geht  heute oft zu leichtfertig mit Europa  um. 

Für Europa stellen sich nämlich zusätzliche Fragen:  Einmal ist der  Gemeinsame  Markt mit seiner offenen Handelspolitik  natürlich  als Ganzes  diesen Globalisierungsfolgen ausgesetzt,  und schon das  führt  zu  unterschiedlichen  Folgen  in  den  Mitgliedsstaaten. 

Handelsabkommen  der  EU mit  Drittstaaten  müssen  deswegen auch zunächst mit allen Mitgliedsstaaten abgesrinunt werden,  aber das  Abkommen  gilt  am  Ende  für  aJle.  Darüber  hinaus  schafft jedoch die  EU aJs europäischer Gesetzgeber und als  ein in sich offener  Gemeinsamer  Markt  mit  möglichst  eingeebneten  Wettbewerbsbedingungen  {•level playing fieldf)  noch  einmal verschärfte 

•GlobaJisierungsprobleme«  für  die  noch  immer  sehr  heterogenen Mitgliedsstaaten.  Betrachtet  man  die  EU  einmaJ  nicht  in  erster Linie  aus  der  politischen  Perspektive,  nämlich  als  den  Versuch, 27 Nationen mit höchst unterschiedlicher und  auch streitiger Geschichte friedlich zu einer handelnden Einheit zu verbinden,  sondern  auch  als  das gleichzeitige  Vorhaben,  diesen  Prozess  mit vereinheitlichenden  Wettbewerbsbedingungen  zu  untermauern,  so erweist sich  der •Gemeinsame Markt•  gewissermaßen als eine regionaJisierte  •Hyperglobalisierung«.  Durch  die  Vereinheitlichung der Wettbewerbsbedingungen trotz äußerst unterschiedlicher Ausgangslagen der Mitgliedsstaaten  verschärfen sich dann  noch einmal die  Folgen für die  Demokratie,  die  mit  dieser innereuropäischen 

»Globalisierung«  verbunden  sind.  Die  Herausforderungen  für die Demokratie  werden  in  Europa  durch  die  Europäisierung  größer. 

Europa  und die EU müssen sich  das immer bewusst  machen. 
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Erinnern  wir uns an  die  Wirkung der Globalisit;rung auf die nationalen  Interessen, können wir  doch  nicht  verwundert  sein, dass, je tiefer der Prozess  der Integration  und einheiclicher Wettbewerbsregeln in Europa fortschreitet,  desto deutlicher dann  auch die  divergierenden  nationalen  Interessen  der  Mitgliedsstaaten hervortreten. Und da eine europaweite,  legitime Demokratie von 27  unterschiedlichen  Nationen  kaum  vor.;tellbar  ist  - jedenfalls bieten  das  undemokratisch  zusammengesetzte  Europäische Parlament  (nicht  einmal:  »one  man,  one  vote«)  und  die  ebenso undemokratisch  gewählte  Kommission  diese  Legitimation  so nicht -,  müssen  auch diese Folgen  der  Europäisierung  berücksichtigt werden.  Denn wegen der Folgen  der  Integration  innerhalb  der  EU  müssen  die  Nationalstaaten  erst  recht  im  eigenen nationalen Interesse handeln, um sich im �globalisiertem gemeinsamen  Markt  zu  behaupten.  Dafür  muss  aber  dann  auch  ihre wirtschaftliche  und soziale  Handlungsfreiheit  erhalten bleiben! 

Das  wird  in  den  konunenden Jahren ein  entscheidendes  Thema für  Deutschland  in Europa sein. Wer Deutschlands  ökonomische Entwicklung behindert,  zerstört  die  EU. 

In  Krisen  wird  das  besonders  offensichtlich.  Die  Mitgliedsstaaten der EU verloren in den Finanzkrisen und jetzt  in der Pandemie  zwanb-släufig,  wenn  auch  sehr unterschiedlich,  Teile  ihrer Wirtschafts- und  Sozialbasis, weil  die  Offenheit der europäischen Märkte  für  sie jeweils  sehr  unterschiedliche  Folgen  hatte.  Die gesamte gesellschaftliche Basis  der Nationen,  ihre  klimatischen und  geografischen  Bedingungen  und  ihre  Mentalitäten  sind  so verschieden, dass die EU durch den Integrationsprozess an innerer Übereinstirrunung verlor.  Angesichts  der von  den  nationalen Regierungen jeweils  beschlossenen,  aber verschiedenen Maßnahmen zur Linderung  dieser  Folgen  wurde  es  dann für  die  Europäische Union erkennbar immer schwieriger,  die Gemeinschaft der Staaren  zu  gemeinsamem  Handeln  zu  bewegen.  Ein ßeispid  hierfür war  da.s  Veto  der  sogenannten  »Sparsamen  Fünf11  (Niederlande, 152 
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Österreich, Dänemark, Schweden und Finnland) im Juli  2020, als diese sich gegen die Verabschiedung der großen gemeinsamen Corona-Hilßmaßnahmen  wandten,  weil  ihnen  die  Kontrolle der  Mittel nicht ausreichend und auch  das Volumen  des  großen Finanzpaketes nicht gerecht verteilt schien. 

Und wiederum müssen wir festhalten: Wahrend einerseits der übernationale  Zusammenhalt  der Staaten,  auch in  der Europäischen Union,  zur Bekämpfung globaler klimatischer,  wirtschaftlicher und sozialer Bedrohungen immer notwendiger sein wird, lockert  sich  andererseits  zugleich  aus  ebendiesem  Grunde  das innere  Gefüge  auch der  Europäischen  Gemeinschaft.  Nationale Überlebensinteressen lassen den  Gemeinschaftswillen verblassen. 

Scheinbar  unbedeutende  regionale  Differenzen  bedrohen  sogar  den  Zusammenhalt  alter europäischer  Staaten.  Nordirland und  Schottland  zweifeln an ihrer zukünftigen  Zugehörigkeit  zu Großbritannien,  und  auch  die  separatistischen  Bewegungen  im Baskenland  und  in  Katalonien  lassen  uns aufhorchen. 

Jetzt verstehen wir besser, was sich vor unseren Augen in aUen politischen Gemeinschaften der Welt verändert und  warum diese Entwicklung  auch  in Europa  unaufhaltsam sein wird:  Die weltweite  kommunikative  und wirtschaftliche  Integration  schreitet fort und lässt dabei zugleich die traditionellen nationalen Unterschiede  immer  deutlicher  außcheinen.  Zwangsläufig gewinnen dann nationale Interessen an Bedeutung. Es ist diese Gleichzeitigkeit  beider  Entwicklungen,  der  Internationalisierung  und  der darauf notwendigen Antworten im nationalen Interesse,  die  wir stärker  beachten müssen,  denn  diese  Tendenzen bedingen sich gegenseitig.  Nationale Selbstbehauptung, die Wiederentdeckung der Bedeutung des  Nationalstaates,  das Aufbegehren  nationaler Interessen  sind die  Folge wachsender Internationalisierung und Europäisierung von Wirtschaft  und Kultur. Ronen hat den  Zusammenhang mit seiner Analyse • The Quest for Self-Determinationj( unwiderlegbar bewiesen. 
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So stellt sich politisch die entscheidende Frage: Wie kann man beides,  die  offenkundig  notwendige  übernationale  und  europäische  Zusanunenarbeit und das Bedürfnis  aller Menschen nach demokratischer  Selbstbestimmung,  erfolgreicher miteinander verbinden? Wie kann der globale Zusammenhalt in der Bekämpfung der globalen  Risiken und wie kann der Zusammenhalt in Europa angesichts dieser unvermeidlichen nationalen  Reaktionen  auf die Integration bewahrt und gefördert  werden? Eine vertiefte Kenntnis  der innenpolitischen  Bedingungen  jedes  einzelnen  europäischen  Mitgliedsstaates,  diplomatisches  Geschick innerhalb der EU 

und  Kompromissbereitschaft werden  die  wichtigsten Eigenschaften  zukünftiger  Europapo l itiker  sein.  Den  Zusammenhalt  auch 

bei tiefgreifenden  Unterschieden in  den  Interessen  der  Mitgliedsstaaten  zu  stärken,  ist  die  wichtigste  Aufgabe  von  Brüssel.  Hier sind  die  von Jacob  Burckhardt  mit  Recht  so  verschmähten  �terribles simplificateum  (die  schrecklichen  Vereinfacher)  besonders gefährlich.  Aber sie sitzen eben auch im Europäischen Parlament und in  der Kommission. 

Nationale Interessen in Europa sind kein Nationalismus Wir müssen uns also davor hüten, die Verfolgung mationaler Interessen«  in Europa  vorschnell  als  »Nationalisnms«  zu  diskreditieren. Jede  Regierung wird tagtäglich vor die Frage gestellt,  was  in einer  bestimmten  Situation  aus ihrer  Sicht  und aus  der  Sicht ihrer Bevölkerung  die  richtige  Entscheidung  im  Interesse  des  von  ihr vertretenen  Staatswesens  sei.  Nicht  nur  eine  demokratisch  gewählte  Regierung  wird  dabei  die  Auffassung  der  sie  tragenden politischen Parteien berücksichtigen.  Sogar  autokratisch etablierte Regierungen  können,  wie  wir  in  der  modernen  Mediengesellschaft  heute  leicht sehen können,  die Meinungen  des sie  tragenden  Volkes  nur schwer vernachlässigen.  Zu leicht  lässt  sich  unter 154 
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den  Augen  einer  kritischen  Welt  der  Umgang  mit  einer  auf:... 

begehrenden  Öffentlichkeit beobachten. Alle Regierungen müssen  bemüht  sein,  auch  den  Interessen  der  von  ihr  vertretenen Gemeinschaft zu  entsprechen. 

Die  Vertretung  nationaler  Interessen  in  Europa  sollte  deswegen  nicht  leichtfertig mit Nationalismus  verwechselt  werden. 

Wenn  heute  vor  neuem  Nationalismus  gewarnt  wird,  so  hören wir das meist in  sehr pauschaler  Form: Jede Betonung nationaler Besonderheiten  oder  nationaler Interessen wird  sogleich  als  eine gefährliche Rückkehr zu aggressiven, nationalistischen Tendenzen früherer Jahre  verurteilt  und dann mit den  Folgen  früherer politischer  Entwicklungen  innerhalb  und  außerhalb  Europas  verglichen.  Ob  Politiker,  Medien  oder  politische Parteien, Wach�mkeit  gegenüber aggressiven nationalistischen  Argumenten wird zu Recht  gefordert.  Aber  zugleich  bedarf die  internationale  und auch  die  europäische  Zusammenarbeit  eines  verständnisvollen Umgangs  mit  vom  Mainstream  abweichenden  politischen  Auffassungen  und  der  Vertretung  kultureller  Besonderheiten  der Nationen. Denn vergessen wir nie: Die großen Aufgaben unserer Zeit lassen sich nur in großer Gemeinsamkeit bewältigen. Wer die Eigenständigkeit  der Nationen in Europa leichter Hand übersieht, der wird  Zwietracht und nicht  Gemeinsamkeit  ernten. 

Michael  Thumann  schrieb  2020 in  der  Anderen  Bib liothek unter dem Titel •Der neue Nationalismus. Wiedergeburt einer totgeglaubten  Ideologie• eine aus meiner Sicht  zu allgemeine Verurteilung nationaler  Interessen in der heurigen Welt:  »Nationalisten warnen in ihren Progranunen vor Migranten und Flüchtlingen, sie überzeichnen die Gefahr des lslamismus,  sie  reden  der Abschottung des Nationalstaates  das Wort,  sie verteufeln die  EU und  den internationalen  Handel  l·· .J und  [haben]  Menschen  aufeinander gehetzt.«126 Ein  so  pauschales  Urteil würde aber nicht nur viele demokratische  Politiker  einschließen,  die  sich  mit  durchaus  diskussionswürdigen  Überlegungen  und  mit  Sachverstand  zu  den 
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genannten  Entwicklungen äu(�ern und  eben anders zu  handeln wünschen  als  vielleicht  die  Mehrheit.  Macron  zum  Beispiel  ist doch  Demokrat,  und  dennoch  warnt  er  aus  französischer Erfahrung  vor  gewissen  Gefahren  des  politischen  Islam  für  Europa. 

Oder:  Der  Wissenschaftler Wolfgang  Strceck  ist Demokrat  und machte  dennoch  auf die  zum Teil  fatalen  Folgen  der  Globalisierung für  die Demokratie aufinerksam. Oder:  Die dänische  sozialdemokratische  Ministerpräsidentin  Mette  Frederiksen  ist  doch Demokratin  und warnt  dennoch vor einer allzu  liberalen Migrationspolitik. 

Thumann  möchte  •[ . . .  }  das  Trugbild eines  >guten<  Nationalisnms  widcrlegern<.121  Aber  das  Charakteristikum  des  Nationalismus  in seiner klassischen Form ist nur die aggressive  Vertretung  nationaler Stärke  oder Überlegenheit,  also  eine Überhöhung des  eigenen  Nationalbewusstseins  gegenüber  anderen  Nationen. 

Hans Kahn, internationale Autorität auf dem  Gebiet  der  Nationalismusforschung,  schreibt in der »International Encyclopedia  of the  Social  Sciences•:  •Die  Konstante  des  Nationalismus  über  alle seine  Wand.Jungen hinweg ist die Forderung der  Menschen  nach einer  Regierung  derselben  ethnischen  Herkunft  wie  die  der Mehrheit  [der ßcvölkerung]. Jedes Volk, in  dem  der  Nationalismus  erwacht,  sieht  als  Ziel  die  politische  Selbstbestimmung 

[Kahn:  i>political self-determinatiom]. Der )Individualismus(  und die  >demokratische  Gleichheit<  der  Revolution  der  Aufklärung drückte  sich  in  diesem  Streben  aus.•1211  Otto  Heinrich  von  der Gablentz  fasste  das  im  •Handwörterbuch  der  Sozialwissenschaften•  so  zusammen:  •Nationalismus  ist  also  zu  unterscheiden  von Nationalgefühl  und  Patriotismus  [ . . .  J  Patriotismus  ist  das  Gefühl verpilichcet  zu  sein  zur  Hingabe  an  eine  patriotische  Gemeinschaft [ . . .  ]  Insoweit ist es  ebenso wie  das Nationalgefühl in einem ursprünglichen  Erlebnis  begründet  und  nicht  aggressiv.«129  Und Hans-Ulrich Wehler fordert in  seinem  Buch  •Nationalismus•  für ein Land  sogar ein  f[  .. ] Maximum an  Autonomie,  [das]  mic  der 
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friedlichen Koexistenz von Menschen unterschiedlicher kultureller Prägung zusammengeführt werden� kann.130 Auch das Streben nach Autonomie ist  eben noch  kein Nationalismus. 

So  ist auch  heute  die  Vertretung nationaler Interessen  innerhalb  der  Europäischen  Gemeinschaft ein  notwendiger  und  normaler Vorgang und nicht  sofort  ein  Rückfall  in  den  Nationalisnms früherer Zeiten, denn es geht dabei in der Regel nicht darum zu  zeigen,  ein  Mitgliedsstaat  sei  besser  oder  habe  Anspruch  auf mehr Gewicht:  Die Vertretung nationaler Interessen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft  ist heute eher •defensiver«  Natur. 

Das  unterscheidet  Europa wesentlich  zum Beispiel von  dem Verhalten der USA, Russlands  und  China.�.  Es  geht  den europäischen Staaten  nicht  mehr  darum,  ihre  Überzeugungen  anderen  aufZudrängen  oder  ihren  Einfluss  zu verstärken,  sondern  darum,  dem eigenen  Land  die  Freiheit seines  Charakters  und seiner  Identität zu  bewahren  und  so  der  Gemeinschaft  eventuell  eine  andere Richtung ihrer Entscheidungen  zu  ermöglichen.  Nationale  Interessen  in  Europa  sind also  heute  kein  Nationalismus,  allerdings zu oft doch  Ausdruck  eines  nationalen  Egoismus.  Der Brexit war hierfür  ein  überzeugendes  Beispiel,  auch  wenn  der  Ton  der Debatte in England durchaus  einen  nationalistischen  Klang  hatte. 

Ich  möchte  hier ebenfalls die  gelegentlich oberflächliche politische Debatte  über  den Populismus  korrigieren:  Es  sind nämlich  nicht  irgendwelche  Populisten,  die  eine  Renationalisierung der Politik verursachen.  Diese Populisten sind vielmehr selbst die Folge  und nicht die  Ursache  der sozialen Enhvicklungen;  sie nutzen  allerdings die sozialen  Spannungen  und deren nationalistische Tendenzen,  aber sie  verursachen sie  nicht.  Die  USA sind  hierfü,r ein  besonders gutes Beispiel:  In  einem von ihm berausgegebenen Sammelband •The  United Stares and the World Economy« schrieb Fred  Bergsten,  unter anderem  ehemaliger  Assistant  Secrerary  for International Affairs  im  Oeparnnent of ehe  Treasury  der  USA,  in seinem Textbeitrag schon  2005, dass die  USA,  um die Folgen der 157 
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im  Übrigen  wünschenswerten  Globalisierung  aufzufangen,  »ein umfassendes  Progranun  für  den  innerstaatlichen  Aufbau  einer Abfederung derjenigen Verluste,  die  einlge Amerikaner durch die Fortsetzung und weitere Globalisierung  {erleiden]  l . . .  J  ein soziales  Sicherheitsnetz  und  Bildungs- und  Ausbildungsprogramm« 

brauchen  würden.n1  Die  politische  Forderung  lautet  also  aus seiner  Sicht:  nationale  sozialpolitische  Reaktion  bei  Aufrechterhaltung freier Weltmärkte. 

Bergseen  erwähnt natürlich  auch,  jedoch  mit  negativem Akzent,  die  andere  Möglichkeit:  die  Abschottung  gegen  die  Globalisierung  durch  Zölle  usw.,  also  durch  eine  restriktivere  Handelspolitik statt  sozialpolitischen  Ausgleichs.  Aber da die USA  den Staat  traditionell  nur  als  Regulator,  nicht jedoch  in  einer Mitverantwortung  und  als  Mitgestalter  sozialer  Ordnungssysteme verstehen  wollten,  waren  sie  auch  unter  Obama  zu  den  von Bergsten empfohlenen gesetzlichen sozialstaatlichen Maßnahmen nicht  in  der  Lage;  sie  konnten  Bergstens  vernünftigen  Erkenntnissen  politisch  nicht folgen - und bekamen Tmmp! Auch Trump war  eine  Folge  und  keine  Ursache.  Er  griff  zur  Alternative  und begann,  die  Globalisierung einzudämmen  durch  Zölle  und  Handelsverbote,  zum  eigenen  und  zum  Schaden  der  Welt.  Können die  USA jetzt  den  notwendigen  und  längerfristigen  sozialpolitischen  Kurswe:chsel  einleiten  und  das  Land  in  einen  modernen Sozialstaat umwandeln?  Oie  Absichten Präsident Bidcns  sind  erkennbar,  sein  Erfolg  aber  ist  angesichts  der  politischen  Spaltung des  Landes  und  der  Traditionen  des  US-amerikanischen  Kapitalismus mehr als  zweifelhaft. 

Seit Jahren  beobachten  wir  also  auch  in  Europa  zwei  nur scheinbar voneinander unabhängige  Entwicklungen:  die Zunahme internationaler  Zusammenarbeit  und  Integration  auf der  einen Seite  und  das  gleichzeitige  Erstarken  einer  Tendenz  zu  einem 

»Populismust. auf der anderen. Völker und nationale Regierungen erkennen  immer kJarer  die  Notwendigkeit  gemeinsamen  Han-
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delns der  Staatenwelt:  Klimawandel,  die  gefährliche  weltweite Zerstörung der natürlichen Umwelt; aktuelle Bedrohungen durch die Pandemie; Kriege, auch in der Nähe Europas, und wachsende Spannungen zwischen den Weltmächten USA und China; Terrorismus,  Cyberattacken  und  die  weltweite  Macht  digitaler  Medien - das sind nur einige herausragende Beispiele. Die Menschen haben begriffen: Das geht nur gemeinsam, auch in Europa, in der Europäischen  Union.  Es besteht  grundsätzlich  der Wille,  diese großen  Fragen der  Zeit  als  Europäer zusammen  zu  bewältigen. 

Aber  sie  sehen  oft  nicht  die  überzeugenden  Antworten  im 

»nationalen  Interesse«,  und - was  noch wichtiger  sein  könnte -

die Befürworter einer liberalen  Strategie  stellen sich nicht  offen genug  einer  Debatte  mit  den  Populisten.  Das  gilt  auch  fiir Deutschland.  Also  werden  die W:ihler unzufrieden,  und folglich fehlen  den Staaten dann Wille und innenpolitische Kraft für eine konstruktive  internationale  oder  europäische  Zusanunenarbeit. 

Diese  Schwächen  nutzen  dann  die  Popu l isten  aus.  Die  Bewältigung  der  großen  Aufgaben  der  Menschheit  wird  aber  ohne gemeinsame  Anstrengungen  der  Staatengemeinschaften  nicht erfolgreich  sein  können.  Auch  der  Populismus  ist  letztlich  eine demokratische Reaktion und bedarf einer demokratischen Debatte als Antwort. 

Die unausweichliche  logische  Konsequenz: Je tiefer  Globalisierung und Europäisierung in die nationalstaat1ichen Gesellschaften  eindringen,  desto  bedeutsamer  wird  der  Nationalstaat  m.it seinen individuellen Interessen als  Fundament der Demokratie. 

Globalisierung und Europäisierung bringen die Welt zusammen, aber ihre  fur die einzelnen  Nationalstaaten unvermeidlich unterschiedlichen  Folgen  treiben  sie zugleich  auch  auseinander.  Nationale Interessen werden  sich zwangsläufig der Internationalisierung und Europäisienmg insbesondere  dort entgegenstellen,  wo der Nationalstaat  nur selber die  besonderen  sozialen Antworten im  Interesse  der demokratischen Nation finden  kann.  Dem1 nur 159 
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der einzelne  Nationalstaat  ist angesichts seiner gesellschaftlichen, demokratischen  und  immer  auch  besonderen  kulturellen  Strukturen  in  der  Lage,  die  demokratische  Feinsteuerung  der  oft schmerzhaften  und  unbeliebten  sozialpolitischen  Antworten  auf die  Folgen  der Internationalisierung durchzusetzen.  Nur der  soziale  Nationalstaat hat  dafür  die  demokratische  �Legitimation«. 

Und es ist  die Aufgabe der Parteien, diese Problematik offen  mit den Kritikern der liberalen Demokratie zu debattieren. Ohne offene  Debatte  kein  demokratischer  Fortschritt.  Aber  auch:  Ohne wirtschaftliche Stabilität keine demokratische Stabilität.  Ist Europa hier auf dem richtigen Weg? 
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V. 

Europa auf dem Wege zu einer 

Wirtschaftsmacht? 
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Die EU-Kommission behindert die Wettbewerbsfähigkeit Europas 

Wirtschaftliche  Stärke  und  die  Fähigkeit,  diese  Stärke  auch mit den Anforderungen des Klimaschutzes, des Umweltschutzes und des sozialen Ausgleichs wettbewerbsfähig zu  gestalten,  das  ist die große Aufgabe auch der europäischen Politik. Europa ist heute in Teilen eine internationale,  hoch wettbewerbsfähige  Wirtschaft, aber auf anderen Gebieten sind um die USA und China deutlich l

iberlegcn.  Und  es sind wichtige Gebiete,  auf denen Europa zurückgefallen ist:  die neuen Technologien  der Kommunikation. 

Unser wirtschaftliches  Fundament muss  stark für die unternehmerische  internationale  Konkurrenz  sein.  Ist  es  das  heute? 

Der •Economist' stellte in seiner Ausgabe vom 5. Juni 2021 unter dem Titel »The New Geopolitics ofßig Business« fest und erläuterte  dann:  •Amerika  und  China  dominieren  jetzt  die  globale Wirtschaft.  Das  ist  ein  Weckruf für  andere  Ländeurn  Dieser Weckruf gilt auch für die Europäische Gemeinschaft. 

Amerika,  so  schreibt  der  •Economisu,  erreichte  2020/21 

rund 24 Prozent der gesamten globalen Wirtschaftsleistung (BIP), aber  rund  48  Prozent  der  Unternehmenstätigkeiten.  Die  vergleichbaren  Zahlen für China waren  18  Prozent und 20 Prozent. 

Die USA beherbergten  neun  von  denjenigen  19  großen  Firmen der Welt,  die  erst in den  vergangenen 25 Jahren gegründet wurden und heute  bereits  über  100  Milliarden  Dollar wert sind;  acht gehören zu  China, aber keine einzige zu Europa. Beide, die USA und  China,  greifen ungehindert  und  massiv  strategisch  in den Wirtschaftsprozess  ihrer  Nationen  ein,  um ihre  Firmen  zu fördern  - obwohl  sie  dennoch,  nach  Meinung  des  •Economistt, 162 
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auch den Schumpeter'schen Grundsatz der »schöpferischen Zerstörung«  wirken lassen;  das  heiße,  im Prozess  des  Wandels  den damit  verbundenen Strukturwandel  der Wirtschaft  geschehen lassen und diesen auch staatlich fördern. 

Europa, so stellt die Zeitschrift ferner fest, droht hier weit zurückzufallen. Wir Europäer, so der •Economisu, seien •das Land, das seinen Ehrgeiz vergaß«. Ein weiterer Zahlenvergleich: Im Jahre 2000  waren  die  100  größten  Firmen Europas  4,6  Billionen US

Dollar  wert,  im Jahre 2021  rund  8,9 Billionen,  also  eine  knappe Verdoppelung.  Aber  in  den  USA lauten  diese  Zahlen  fi.ir  das Jahr 2000 rund 7,4 Billionen US-Dollar und für 2021  etwa 26 Billionen US-Dollar, also deutlich mehr als  eine Verdreifachung. 

Hat Europa,  dessen Zukunft  und  Einfluss  in  der  Weltpolitik eben  nie wieder auf militärischer Macht,  sondern nur noch auf seinem  wirtschaftlichen und sozialpolitischen  Potenzial gründen kann,  seinen unternehmerischen Ehrgeiz,  wie  der  »Economisu meint, verloren? Viele Gründe ließen sich für diese Entwicklung vorbringen:  die  Alterung  der  europäischen  Gesellschaften  und damit ein langsamerer Anstieg  des Konsums, aber auch  die mangelnde Risikobereitschaft  einer  alternden  Gesellschaft,  was  sich wiederum auf dem Feld der Finanzierung von Start-ups erweisen könnte.  Der wichtigste  Grund  für  das  Zurückfallen Europas  im globalen Wettbewerb findet sich jedoch nach Meinung des •Economist«  wahrscheinJich  in  einer  verfehlten  Politik  der  Europäischen Gemeinschaft. 

Der  •Economist«  weist  nämlich  darauf hin,  dass  die  EU in erster Linie eine Rolle als  globaler Regulator spiele, ja, dass man gelegentlich  sogar den Eindruck  haben  könne,  als sei diese T<itigkeit »der wesentlichste Beitrag,  den  [Europa)  zur globalen Wirtschaftslandschaft  beitrage!«  In  der  Tat,  man  braucht  heute  nur eine Zeitung aufruschlagcn, und schon liest man Vorschläge  der Kommission, wie Europa seine moralischen Werte eventuell auch über  Einfuhrregelungen  umsetzen  könne.  Nichts  wird  ausge-163 
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lassen.  Inzwischen  häufen  sich  die  Beschwerden  von  Unternehmen  und  Verbänden  über  ßehinderungen  und  finanzielle Belastungen,  die  aus  dieser Regelflut von  ßrüsscl  für  die  europäischen  Unternehmen  resultieren.  Werden  die  Probleme  des globalen Wettbewerbs in Brüssel zu  selten berücksichtigt? 

Die EU setzt den europäischen Unternehmen auch durch ihre innereuropäische  Wettbewerbspolitik  zu  enge  Grenzen,  um im weltweiten Wettbewerb  innovativer Märkte bestehen zu können. 

So neigt sie dazu,  anstelle eines Maßstabs &globalen Wettbewerbs� 

in erster Linie  die  Wettbewerbslage  auf den  europäischen  Märkten  zugrunde  zu  legen.  Sie  verhinderte  zum  ßeispiel  die  Fusion von  Siemeru  und  Alstom  nUt  Begründungen  zur  innereuropäischen  Wettbewerbslage,  obwohl  China  doch  der  große  neue Wettbewerber  ist  und  gerade  auf  dem  Sektor  des  Hightech

Schienentransports  in  den  letzten Jahren formidable Erfolge  auf Drittmärkten erreicht  hat.  Europa kann  aber kein  gleichwertiger Spieler  auf den  globalen  Märkten  sein,  solange  die  Europäische Kommission nicht auch global denkt und auch europäischen Unternehmen  den Spielraum lässt,  den ihre  globalen Konkurrenten haben.  Deutsches und europäisches Interesse ist es deswegen, dass Brüssel zukünftig bei allen Entscheidungen immer auch über den Binnenmarkt  hinausdenkt.  Denn  es  ist  für  die Zukunft Europas vermutlich weniger wichtig,  ob sich  auf dem  europäischen Binnenmarkt  gelegentlich  die  überlegene  Stärke  eines  einzelnen europäischen  Produzenten  oder  eines  Mitgliedsstaates  zeigt  -

viele  monopolistische  US-amerikanische  Unternehmen  müssen wir heute  ohnehin  in Europa  dulden  - oder  ob  von  der EU

Kommission  binnenpolitische  Maßstäbe  des  Wettbewerbs  für europäische Unternehmen auf den  Weltmärkren angewandt und damit  erhebliche  Wettbewerbsnachteile  für  die  europäischen Unternehmen geschaffen  werden. 

Dies führt uns zu einer weiteren  hohen  Hürde,  die die Europapolitik  durch  ihre  enge  Begrenzung  der Zusammenarbeit  von 
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Staat und Unternehmen geschaffen hat:  die Beihilferegeln.  Wahrend  zum  Beispiel  in  den  USA  - eine  Föderation,  aber  doch zugleich  wirklich  ein  »vereinigter«  Staat -jeder  einzelne  Bundesstaat  für  Ansiedlungen  und  Unternehmensentwicklungen Zuschüsse  in faktisch  unbegrenzter Höhe  einsetzen darf, muss Deutschland  bei  staatlichen »ßeihilfen«  von  in  der Regel  etwa 200000 Euro  für  eine  Genehmigung  bei  der  Kommission  in Brüssel nachfragen.  Soll  dann  Brüssel  zukünftig  über  die  Industriepolitik der einzelnen Mitgliedsstaaten entscheiden?  Was  aber versteht denn die Kommission von industriepolitischen Entwicklungen  in der Weh  und  von  den  notwendigen  Voraussetzungen nationaler Unternehmen im globalen Wettbewerb?  Welche ihrer Kommissarinnen oder Kommissare haben  hier eigene  Erfahrungen  einzubringen?  Und  mit  welchem  Sachverstand  kann  die Kommission  im  Einzelfall  beurteilen,  wie  der  internationale Wettbewerb  durch staatliche Hilfen in anderen Ländern verzerrt wird? 

Die  Kommission versucht  immer  wieder,  eine  europäische Industriepolitik zwischen  den Mitgliedsstaaten  zu  koordinieren. 

Ein  überzeugender  Erfolg  ist  ihr  in  bald  75 Jahren  europäischer Integrationsbemühungen  nicht  gelungen.  Es  gibt  ein  großes europäisches  Hightechprojekt  der Industriepolitik,  das  zu  einem gleichwertigen  Spieler  auf den  Weltmärkten  geworden  ist:  den Airbus.  Doch  dieses Projekt wurde ausdrücklich  nur national und nur zwischen zwei Staaten,  Frankreich  und Deutschland und deren Unternehmen,  in  Angriff genommen.  Die  EU  und  ihre  Institutionen wurden von den Gründern ausdrück.lieh  ausgeschlossen.  Airbus  ist  bisher  das  einzige  europäische  Großprojekt,  dem es  auf einem bedeutenden Gebiet industrieller Hightechprodukte noch  in  der zweiten Hälfte  des vergangenen Jahrhunderts  gelang, die  schon  weit  vorausgeeilten  USA  einzuholen  und  ein  gleichwertiger Anbieter auf den  Weltmärkten  zu werden.  Bei  den  Informationstechnologien zum Beispiel, gelang Europa cües weder 165 
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auf den Hardware- noch auf den Softwaremärkten;  nicht nur IBM 

überragt  noch immer alle  europäischen  Anbieter.  Dasselbe gilt natürlich auch für die Informationssysteme,  ob Microsoft,  Google, Facebook,  YouTube etc. Warum es auf dem Luft- und Raumfahrtsektor  gelang,  bleibt  deswegen  aus unserer  Sicht  eine für  die  Zukunft Europas wichtige und bedenkenswerte Erfahrung.  Was  kann Europa heute von dem Airbus-Erfolg lernen?  Was  waren die politischen  ßedingungen,  die  das  Projekt Airbus  gelingen ließen? 

Ich will hier nur einige aus meiner Erfahrung als damals zuständiger  Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium  entscheidende Bausteine benennen. 

Als  Industrieprojekt  ist  Airbus  ein  Projekt  nationaler  Mitgliedsstaaten der EU  und kein Projekt  der EU.  Hätte nämlich die Kommission  hier ein  Mitspracherecht gehabt,  dann wären damit auch  eine  Mehrzahl  von  Staaten  mit ihren jeweils  spezifischen Standort- und Beteiligungsinteressen dabei,  und man könnte  das Projekt  vergessen.  Nicht  nur weil viele  Köche bekanntlich  den Brei  verderben,  sondern  auch,  weil  eben  die  schöne  amerikanische  Metapher  gilt:  •Two  is  a company,  three  arc  a  crowd!�  Nur weil  der Airbus letztlich das Projekt unter der  Führung von  zwei Staaten und  ihrer  Industrien ist,  konnte  es  gelingen. 

Die  Bundesregierung  wusste  von  Anbeginn,  dass  Frankreich wesentliches  Gewicht  zukommen  müsse,  politisch  und  wegen seiner  damals  größeren  praktischen  Erfahrung  im  Flugzeugbau. 

Allerdings mussten die  Befürworter in der Bundesregierung sich dann  gegen  den  Vorwurf deutscher  Minister wehren,  Frankreich erhalte die Avionik und wir nur die Toiletten. Das aber resultierte zwangsläufig  aus  dem  damaligen  technologischen  Vorsprung Frankreichs,  und so  müsste es wohl auch  heute  bei  anderen  technologischen  Großprojekten  auf dem  Gebiet  der  Industriepolitik sein.  Wenn  eine  Nation,  wenn  ein  Standort  größeres  Wissen, mehr Erfahrung und bessere Bedingungen einbringen kann,  sollten  sie  die  Führung zunächst übernehmen. 
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Der Anfang der deutschen Airbus-Beteiligung musste  darüber hinaus zwangsläufig von  massiven Bürgschaften gestützt werden; die USA waren zu  weit voraus. Aber  1969 standen keine so  engen Beihilferegeln im Wege,  wie  das  heute  der  Fall wäre.  Ohne  eine Änderung der ßeihilfcregcln wird  es  nach meiner Erfahrung bei Großprojekten auf dem Hightechsektor zukünftig kaum eine international  wettbewerbsfähige  europäische  Industrie  geben. 

Allerdings  war  im Falle  Airbus  von Anfang  an klar, dass  sich  der Staat  nicht  in  zivile  Produkt- oder  Managemententscheidungen einmischen  werde.  Nicht  nur  muss  immer  klar  sein,  wer  wofür die  Verantwortung  trägt,  sondern  es  war  auch  wichtig,  dass  der Staat zwar beim  Aufbau  hilft, aber  nicht  selbst  zum Uncernehmer wird.  Und  schließlich:  Man  braucht  ein  klares  Ziel,  politischen Mut  und  einen  langen  Atem.  Und  so  sollte  auch  Europa  heute bei  den  großen  Projekten  wie  �wasserstom  oder  Batterien  mit hoher  Speicherkapazität  vorgehen.  Airbus  selbst  möchte  jetzt bis  2035  einen  wasserstoffgetriebenen  Flugzeugtyp  im  Verkehr haben  - aber  der  Vorsitzende  Guillaume  Faury  erwartet  dafür nicht  nur angemessene  Regulierungen,  sondern  auch  staatliche Hilfen.!33 Wird  die EU  sie  genehmigen? 

Klare  nationale  Führung,  keine  Einmischung  der EU-Kommission,  die  Unternehmen  müssen  im  Mittelpunkt  stehen.  Eine Vielzahl  von Mitgliedsstaaten sollte  niemals  beteiligt,  die privatwirtschaftliche unternehmerische  Führung muss immer eindeutig geklärt  sein.  Und:  Jeder  beteiligte  Staat solJte  auch  finanziell  helfen können,  wo  er  dies für  richtig  und verantwortbar hält,  ohne bei der EU um ßeihilfcgcnehmigung nachfragen zu müssen,  ganz so,  wie  es  unseren  großen  globalen Wettbe\verbern  auch  möglich ist.  Nur die Regeln  der  WTO, die  auch  international  gelten, wären  zu  beachten.  Diesen  Wunsch  gab  es bisher wohl  auch  in  der Bundesregierung  und im Kabinett  Macron. 

Hier  stoßen  wir  auf ein  zentrales  deutsches,  aber  eben  auch europäisches Interesse: Angesichts der massiven staatlich betriebe-
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nen Industriepolitik sowohl  der USA als auch  Chinas  heute sollte Europa industriepolitisch denken und große Projekte industrieller Entwicklung,  wie  etwa  der  Energiespeichertechnologien,  des Umbaus  der  MobiJität  und  Automobilindustrie  oder  auch  der künstlichen Intelligenz, in eher bilateralen, also handlungsfähigen europäischen  Partnerschaften  vorantreiben.  Auf einer  gemeinsamen  Basis  aller  oder  auch  nur  zahlreicher  EU-Staaten  waren solche Projekte oft gescheitert, weil solche Vorhaben  einer klaren nationalen  und  industriellen  Führung  bedürfen.  Mit  ständigen Kompromissen zwischen unterschiedlichen nationalen Interessen können weder Unternehmen geführt noch europäische industriepolitische  Erfolge  erreicht werden. 

Globale  Wettbewerbsfähigkeit  ist  für  Europa  unerlässlich, aber  dafür  müssen  eben  auch  in Europa  vergleichbare  Wettbewerbsbedingungen  herrschen.  Dem  steht jedoch  unter anderem die europäische Beihilfepolitik im  Wege.  Die  Wettbewerbspolitik der  EU  ist  heute  nicht  nach  globalen  Maßstäben  ausgerichtet. 

Der Airbus  ist  ein  Beispiel  dafür,  was möglich wäre.  Damals, 1969,  gab  es  für  den Airbus auch  eine  einmalige  Konstellation: AufSeitcn  der Union konnte Franz Josef Strauß als Bundesfinanzminister  den bis  heute  in  Unionskreisen  üblichen  ideologischen Widerstand gegen eine staatliche Industriepolitik überwinden;  in der  SPD  konnte  Karl  Schiller  als  Bundeswirtschaftsminister  die wirtschaftspolitischen  Vorteile  einer  modernen  Industriepolitik überzeugend erklären;  er hatte  dafür  auch  Leute  mit  unternehmerischer  Erfahrung  in  der  Führung  des  Ministeriums.  Hier sollte  Deutschland  sich  für  die  Zukunft  besser  aufSteUen  und mehr  industriellen  Sachverstand  in  die  Führungsebenen  der ßundesregierung,  aber  auch  in  die  Brüsseler  Entscheidungsebenen  bringen.  Brüssel  braucht  in  der  Kommission  weniger Politiker und mehr wirtschaftserfahrene Füluungskräfte,  denn es sind in dieser Welt des Umbruchs eben immer mehr Wirtschaftsfragen,  die  im  Mittelpunkt  der Aufgaben  stehen. 
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Es  ist für die Hightechindustrien  Europas  nicht  zu  spät.  Der Airbus-Erfolg  bestätigt eine  andere wichtige historische Erfahrung:  »Nachzügler«  können  auch  Vorteile  haben!  Deutschland bewies dies in der zweiten Hälfte des  19. Jahrhunderts gegenüber England, Japan  im 20. Jahrhundert,  und  China beweist  es  heute. 

Was  man aUerdings  immer brauchte und brauchen  wird,  ist  eine enge  und kompetente  Zusammenarbeit von Staat, Wirtschaft und Unternehmen.  Europa muss  daher  auch angesichts großer technologischer und  industrieUer Vorsprünge  von  Ländern wie  den USA und  in gewissen  ßcreichcn  heute  auch  schon  von  China nicht  aufgeben.  Wir haben inuner  noch  eine  große  Chance  als ein  in  Wissenschaft  und  Technologie  sehr  kompetenter wirtschaftlich starker Kontinent. Aber die industriepolitische Debatte muss  im  deutschen  Interesse  sowohl  in Deutschland  als  auch  in Europa  offen,  vorurteilslos,  sachverständig  und  erfolgsorientiert vorangetrieben  werden.  Die  Furcht  der  Kommission  vor  in Europa eventuell  entstehenden  Unterschieden  zwischen  den  Nationen ist  ein  schlechter  Ratgeber.  Für eine  neue Welt brauchen wir  nüchterne  Einschätzungen  der Weltlage,  Offenheit  in  der Debatte  und vor  aUem:  den  Mut für  mehr  Freiheit! 

Es gibt zwar heute zahlreiche Beispiele für die Notwendigkeit einer engeren Zusammenarbeit zwischen Staat und Industrie,  aber auch für  eine  staatliche Unterstützung des  industriellen  Wandels. 

Spricht  man  aber  mit  Unternehmen, Verbänden  und  Instituten, so herrscht eine deutliche Zurückhaltung gegenüber dem Thema 

•lndustriepolitih.  Noch  inuner  wird  in  Deutschland  dabei  unterstellt,  der Staat werde  dann  direkten Einfluss  auf unternehmerische  Entwicklungen  nehmen,  und  so  spricht  man  dann  auch von  Planwirtschaft  und  Staatskapitalismus.  Aber  gibt  es  denn diese  Folgen  zum Beispiel  in  den  USA?  Hat  die  von  Präsident Trump  organisierte  Zusammenarbeit  von  Staat,  Wissenschaft, Unternehmen  und  sogar Militär  (Warp)  nicht  gezeigt,  dass  man ein Thema wie die beschleunigte Herstellung von JmpfStoffen auf 
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dem  Wege  einer engeren  Zusammenarbeic  und  breiterer  Erfahrung  erfolgreich  vorantreiben  kann?  Und  weiß  man  eigentlich, dass  eine  Voraussetzung des  Erfolgs  von  Tesla  sicherlich  auch in der  indirekten  Beteiligung  der  staatsfinanzierten  NASA lag  und liegt?  Wir müssen  die induscriepolitische Debatce  in  Deutschland immer  auch  im  internationalen  Vergleich  und  ohne  Vorurteile führen,  wenn  wir im  internationalen  Wettbewerb  bescehen wollen.  Denn  es  gibt  Bereiche,  in  denen  Europa  und  Deutschland den Anschluss zu verlieren  drohen.  Ein konkretes Beispiel: Im Juli  20!0  veröffentlichte  das  Büro  für  Technikfolgen

Abschätzung beim Deutschen Bundestag  einen Innovationsreport zur  •Wettbewerbsfähigkeit  europäischer  Wirtschaft  im  Hinblick auf die  EU-Beihilfepolicik  - am  Beispiel  der  Nanoelektronik«. 

Nach  meiner  Kenntnis  wurde  dieser  Bericht  im  Plenum  des Deutschen  Bundestages  wirtschaftspolitisch  nie  umfassend  diskutiert und vermutlich auch in Brüssel nicht zur Debatte gestellc, obwohl  die Schlussfolgerungen noch  heuce bemerkenswert sind: 

•Im  Aulbau  von  kapitalintensiven  Produktionsanlagen  liegt laue den befragten Experten  ein zentraler ißoctleneck1 zur Kommerzialisierung  der  F&E-Ergebnissc.  In  diesem  Szenario  bildet deshalb  eine  Intensivierung  der Investitionsförderung für  Nanoelektronikproduktionsstätten  eine wichcige  komplementäre  Option  zur  Sicherung  der  gesamten  Wertschöpfungskette  [ . . .  ] 

Allerdings  ist  die  mögliche Förderhöhe bei  einer  spezifischen Investitionsförderung  (in  Form  von  Zuschüssen  o.  Ä.)  im Vergleich  zu  den  nichteuropäischen  Ländern  derzeit  durch  die EU-Beihilfenkontrolle  eingeschränkt  (Kap.  III).  Die  Option einer deutlichen Erhöhung einer Investitionsförderung kann deshalb  nur bei gleichzeitiger Anpa�sung des EU-Beihilferechts  l·· .j und den  damit verbundenen Risiken stattfinden.•1)4 

Der  nächsten  Bundesregierung wird empfohlen,  im  deutschen  und  europäischen  lnteresse  diese  Thesen  noch  einmal aufzugreifen und im Zusammenhang mit der zukünftigen Europa-170 
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politik zu berücksichtigen. Denn im internationalen Wettbewerb werden  sie  für  Europa  eine  entscheidende  Rolle  spielen.  Es scheint  eventuell  zweckmäßig,  gemeinsam  mit  der  Kommission zunächst wichtige Felder zukünftiger  Industriepolitik  zu  identifizieren  und  diese  dann  von jeder Beihilfekontrolle  freizustellen und nur die WTO-Regeln anzuwenden. Im sonst so ausführlichen Koalitionsvertrag  fehlt  leider jeder  Hinweis  auf dieses  Thema. 

Denn  letztlich  dient  die  Beihilfe  für  Unternehmen  im  internationalen  Wettbewerb  im  Prinzip  doch  auch  der  Erhaltung  oder Schaffung von Arbeitsplätzen und dient damit auch dem sozialen Ausgleich von  Folgen  der  Globalisierung und der Europäisierung. 

Die  Wettbewerbskommissarin  Margrethe  Vestager  sollte  dann ihre  Politik  überdenken,  damit  Europa  nicht  abgehängt  wird. 

Denn gerade  für  Deutschland  ist  wirtschaftliche  Kraft  eine  entscheidende  Voraussetzung sozialer Stabilität. 

Deutschlands nationales Interesse in Europa ist der wettbewerbsfähige Sozialstaat 

Die Interessen jedes einzelnen  Mitgliedsstaates der EU haben tiefe historische Wurzeln,  aus  denen auch  ihre  heutigen  Interessen erwachsen.  Frankreich wird inuner die  Grande  Nation  sein  wollen, wird  seine  großen  Könige  wie  Heinrich  IV.  oder Ludwig  XIV. 

erinnern;  die  Französische  Revolution  von  1789,  die jedes Jahr am  14. Juli,  dem  Tag  des  Sturms  auf das  Staatsgefängnis  BastiUe, mit  großem  militärischen  Pomp  gefeiert wird; Frankreich kann auch  den  großen  Eroberer  und  Reformator  Napoleon  nicht vergessen.  Präsident Macron führte  seinen  Kollegen  Trump  an Napoleons  Sarg im  D6me  des  Invalides;  erinnerte  an  Charles  de Gaulle als  Leuchte  der Freiheit während der  deutschen  Besatzung. 

Frankreich verdankt schließlich de Gaulle noch heute seinen Platz unter den  Großmächten. 
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So  lebt  heute  auch  Großbritannien  in steter Erinnerung  an seine vergangene  Weltmacht.  Inzwischen  gerät  das  Lmd aber in eine immer bedrückendere moralische Debatte, weil offensichtlich geworden  ist,  dass  ein  großer Teil britischen  Reichtums  einer  rigorosen Ausbeutung des Sklavenhandels  und der Sklaverei  zu verdanken ist.  Immer wi.eder versuchte  Großbritannien, seine frühere Bedeutung wiederzuerlangen,  ob  durch Verwandtschaft  zur  heutigen Weltmacht USA (-.special relations•)  oder auch  durch militärischen Enthusiasmus  in Kleinkriegen,  zum Beispiel auf den  Falklandinseln.  Und  wenn  sich  das  Land  im Juni  2021  mit  einem Zerstörer  ins  Schwarze  Meer  begab  und  Konflikte  mit Russland riskierte, spielte Nostalgie  gewiss eine  größere Rolle als  Strategie, denn  militärische  Macht  ist  auch  für  Großbritannien  heute  Vergangenheit.  Im Zusammenhang mit der  kürzlichen Entscheidung, Teil des U-Boot-Geschäftes  zwischen  den USA und Australien zu sein,  sagte  der französische Außenminister wohl  nicht unbegründet,  Großbritannien sei nur  noch  ein •Vasall•  der USA. 

Ob  Serbien im Konflikt um das Kosovo die verlorene  Schlacht auf dem Amselfeld  1389 beschwor  oder  die Türkei  durch  pompöse Bauwerke die Eroberung Konstantinopels,  es ist :immer dasselbe:  Nationaler  Stolz,  erfolgreiche  oder  tragische  Etappen  der nationalen  Geschichte sind wesentliche  und  höchst  gefühlsstarke Elemente  heutiger  nationaler  Interessen.  Deutschland macht  hier eine  bemerkenswerte  Ausnahme,  \vie wir sehen  werden. 

Für keine  Nation  ist jedoch  wirtschaftliche  Stabilität so wichtig \vie  für Deutschland. Was eine Nation im Einzelfall will,  beruht  immer auch darauf, was  eine  Nation im Ganzen  sein kann. 

Wer  sind wir also,  wir Deutsche? Wer sind  wir als  Gemeinschaft in dieser Welt, in diesem Europa? Was wollen wir sein - und was können  wir angesichts unserer  Geschichte  sein  in  der neuen Konstellation  der  Weltmächte?  Was  ist  für  uns  heute  die  �Nation«? 

Die Antwort auf diese Frage prägt auch unsere heutigen nationalen  Interessen. 
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Deutschland  war  in  den  vielen Jahrhunderten,  als  andere europäische Nationen ihren �Nationalstaat• schon  lange gebildet hatten, kein Staat, sondern ein Konglomerat aus vielen einzelnen kleinen Staaten. Das »Heilige Römische Reich deutscher Natiom wählte  seinen  Kaiser  auf komplizierte  Weise,  und  spätestt:ns  seit dem Westfälischen Frieden zum Ende des Dreißigjährigen  Krieges (1648) blockierten internationale Vereinbarungen den Deutschen die  Vereinigung zu  einem Nationalstaat. Als Napoleon zu Beginn des  19.  Jahrhunderts  in  diesen  deutschen  Raum  einbrach,  war Frankreich  längst  ein  geeinigter  Nationalstaat,  aber  in  Deutschland  traf Napoleon noch  auf rund 300 Einzelstaaten,  und als er 1814 Deutschland  geschlagen  verließ,  waren  es  trotz seiner Eingriffe immer noch mehr als dreißig. 

In diesen deutschen, locker föderalen Staaten hatten sich zwar keine  Demokratien im  heutigen  Sinne  entwickelt,  aber drei  bedeutende Traditionen bildeten sich heraus, die bis heute deutsche 

»Interessen•  prägen:  eine fundierte, auch formale Recht..�staatlichkeit,  mit der sich insbesondere das sogenannte Bildungsbürgertum seine  Rechte  erstritten  und  gesichert  hatte.  Es  war  sodann  ein merkantilistisches  Wirtschaftssystem  der  Zusammenarbeit  von Staat und Unternehmen, mit dem die Fürsten der kJeinen Staaten ihre öffentlichen Ausgaben  sicherten,  auch als eine jahrhundertealte Form  der sozialen  Fürsorge.  Und  schließlich  die  Tradition föderalistischer  Strukturen,  die  einer zentralistischen  Staatsgewalt bis heute  entgegenstehen.  Diese Traditionen wirken in Deutschland bis  heute  fort.  Sie  gehören  zur  Identität Deutschlands,  zum Fundament des  Selbstverständnisses der Deutschen. 

Alle  Nationalstaaten,  nicht nur in Europa, werden durch  die Internationalisierung heute vor neue Bedingungen für die Nation gestellt, wie wir g�ehen haben. Und erst auf diesem allgemeinen Hintergrund  können  wir  auch  die  deutschen  Besonderheiten sinnvoll beschreiben und  die Frage beantworten:  Was  ist  heute unsere  Identität, aus der auch unsere besonderen nationalen Inter-173 
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essen und Chancen erwachsen? Die Antwort auf diese Frage  führt uns  zum  Kern  unserer Vorteile  und  auch  zu  Problemen  im Prozess  der  Globalisierung,  der  Internationalisierung  und  der  Integration in  die Europäische UnJon. 

Angesichts  der  Internationalisierung  der  wirtschaftlichen, aber  auch  vieler  persönlicher  Beziehungen  unterliegen beide Grundlagen  des  Nationalstaats  - der  Staat  als  geografisch  begrenzte  rechts- und  gewaltmonopolistische  Institution  und  die Nation als sprachlich-ethnisch-emotionale Bindung - ebenso tiefgreifenden wie unausweichlichen Veränderungen.  Insbesondere die  Folgen  der  grenzüberschreitenden  wirtschaftlichen Verflechtungen  und  heute  der  Migration  führen  zu  großen  Herausforderungen für den Sozialstaat,  wie wir gesehen haben. Zugleich lösen sich  aber eben auch bei denen,  die  dem bisherigen Nationalstaat als Bürger angehören, die emotionalen Bindungen an die traditionelle  nationale  Gemeinschaft.  Nicht  nur  in  den  Grenzgebieten  der nationalen Staaten  in Europa,  wo  grenzüberschreitende  gemeinsame  Interessen  der  Grenzbewohner  inzwischen häufig gewichtiger werden als  die früher im Grenzraum so selbstverständlichen Gegensätze. Auch in den  geografischen  Kernen der Nationalstaaten  werden  die globalen  Interessen  einzelner  Bevölkerungsgruppen  immer  spürbarer. 

Der  Nationalstaat  diente  einst  vorrangig  der Einbindung der ßürger  in und  an  den  Staat,  insbesondere  in  Zeiten  der  Gefahr. 

Aber in  einer Welt,  in  der jedenfalls für unsere Breiten der Große Krieg  und  auch Kriege mit  großer Bevölkerungsbeteiligung  bis vor Kurzem  nahezu unvorstellbar  geworden  waren,  entfallt dieser einst wesencliche  Grund als  tragfähiges Fundament des Nationalstaates.  Die  Notwendigkeit  des  Staates  aber  bleibt  - auch  auf nationaler  Basis  -,  weil  nur  das  Gebilde  des  Nationalstaats,  entgegen  vieler  Kritik,  der  unentbehrliche  demokratische  ßausrein auch  internationaler  Zusammenschliisse  sein  kann.  Es  gibt eben  nur  die  •Vereinten  Nationen«  und  nicht  die  eine »Vereinte 174 
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Nation«  der  Welt,  und  es  gibt  nur  die  Europäische  Union  und nicht die Vereinigten Staaten von Europa. 

Bis  auf Deutschland leben die europäischen Staaten heute als Nationalstaaten  weitgehend  ohne  inneren  Zweifel.  Sie  reden selbstverständlicher  von  ihrer  historischen  Substanz  als  wir.  Dies gilt  weitgehend  auch  für  die  ostmitteleuropäischen  Staaten.  In ihrer nationalen Identität, ihrer  Geschichte  der Unterwerfung und der  Befreiung  nach  1990  ist  sogar  besonders  viel  nationales  Bewusstsein  erhalten  geblieben.  Deutschland  hat jedoch  schon  immer  aufgrund  seiner  Geschichte  und  seiner  unklaren  ethnischen und sprachlichen Grenzen weniger nationalstaatliche Substanz gehabt als beispielsweise  der Nachbar Frankreich.  Das  Heilige Römische  Reich  deutscher  �Nariom  war immer  nur  eine  Verbindung von  vielen  Staaten auch unterschiedlicher Sprachen und Kulturen, aber eigentlich  selber weder Nation  noch  Staat. 

Formal  ist Deutschland  heute  ein  Nationalstaat  im  traditionellen  Sinne.  Aber fühlen sich die  Deutschen  als  Nation verbunden?  Dazu  würde  auch  ein  großes  deutsches  historisches  Erbe gehören, wie  es  zum Beispiel in  Frankreich,  Großbritannien  oder den  Niederlanden  erhalten  ist.  Es gibt  heute  in Deutschland jenseits  allgemeiner Bekundungen aber kaum noch das  Bewusstsein eines gemeinsamen, allgemeinen und selbstverständlich akzeptierten  deutschen  nationalen  historischen  Erbes.  Muss  man  das  hier im Einzelnen belegen? Man lese  nur die  bildungspolitischen Berichte  zu  den Kenntnissen von Schülern  (und Lehrern?)  zur Geschichte  und  Kultur  Deutschlands.  Sind  wir  heute  vielleicht  ein Nationalstaat  ohne  Nation? 

Professor Aleida. Assmann betitelte  ihr Buch  �Die  Wiedererfindung  der  Nation. Warum wir  sie  fürchten  und  warum  wir sie brauchen«, weil sie für Deutschland ein  entsprechendes  Nationalgefühl  vermisst.  Wenn  heute  die  Friedenspreisträgerin  des Deutschen  Buchhandels  in  Deutschland  ein zu geringes  Nationalbewusstsein  feststellt,  dann  ist  das  schon  bemerkenswert.  Auch 175 
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Enrico Brissas  Buch  »flagge  zeigen!•  greift das Thema als Mahnung auf. Sein Untertitel lautet  •Warum wir gerade jetzt Schwarz

Rot-Gold  brauchen•.  Aber es geht ihm  nicht um die  äußere  Seite der Flagge  deutscher Demokratie,  sondern  um das,  was  dahinterstehen sollte:  »Die  symbolische  Dimension  eines  gelebten Verfassungspatriotismus  als  identitätsstiftende  Kraft  zu  erkennen  und intensiver zu nutzen, bleibt damit eine gemeinschaftliche �ufgabe aller  Repräsentanten  und  Stellen  des  Staates  sowie  aller Teile  der Gesellschaft  und jedes  einzelnen  Bürgers  und  seiner  Familie.�135 

Ob  da  •Verfassungspatriotismus�  hilft,  scheint  mir  zweifelhaft, denn  für  das  Nationalbewusstsein  ist  mehr  erforderlich  als  die Berufung  auf eine Verfassung.  Sicherlich sind  unsere schwarz-rotgoldene  Flagge und ihre  Geschichte  für Deutschland bedeutsam, weil  ein  tieferes  historisches  Bewusstsein  und  Selbstverständnis (im ursprünglichen Sinne dieses Wortes!) mit der  Geschichte  dieser  Flagge  verbunden  sein  könnte.  AJlerdings  ist überliefert, dass die  Farbwahl  für  die  schwarz-rot-goldene  Flagge  zurückgeht auf die  Farben  der  Uniformen  des  Uitzow'schen  Freikorps  in den  Freiheitskriegen  1813: schwarz  die Jacken, rot  die  Paspeln, goldfarben die  Knöpfe!  Aber dem  Freiheitskämpfer  und Dichter Ernst Moritz Arndt wurde kürzlich doch  die Ehre  eines Universitätsnamens aberkannt. 

Die  Flagge  selbst  hat  für Deutschland  ohnehin  nicht  diese selbstverständliche nationale Identifikationskraft wie zum Beispiel die  t Tricolore•  für Frankreich,  der  �Union Jack« fi.ir Großbritannien  oder das  tStar-Spangled Banner•  für die  USA.  Ein  Land wie das  unsere,  das  im Zeitraum von  kaum  30 Jahren seine Nationalflagge mindem:ns  dreimal wechselte, hat es  auch hier schwerer als seine  Nachbarn:  Bis  1918  flaggte  man  in  Deutschland  Schwarz

Weiß-Rot,  von  1919  bis Januar  1933  flaggte  man  Schwarz-Rot

Gold,  dann  gelangte  die  Hakenkreuzflagge  in  den  Vordergrund. 

Nach  1949  flaggte  die  DDR  Schwarz-Rot-Gold  mit  Hammer, Zirkel und Ährenkranz, die Bundesrepublik aber einfach Schwarz-
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Rot-Gold. Die DDR durchlief nach 1990 einen weiteren Wechsel zu einfachem Schwarz-R.ot-Gold. So ist es in Deutschland schwieriger, die Farben  unserer Flagge  als Symbol  der nationalen  Identität zu  verstehen. 

Wo aber  ist  unsere  nationale Identität verankert? Haben  wir keinen gemeinsamen historischen Nenner? Es gibt etwas,  das alle Deutschen,  ob  sie  wollen  oder  nicht,  als  Thema  immer  wieder zusammenführt:  ein  Thema,  das  alle  wirklich  bedeutenden  Debatten  über  Deutschland  und in  Deutschland  seit  1945,  zunächst in der alten  und  mm  in der  ganzen Bundesrepublik, beherrscht: der Holocaust und die deutsche Schuld.  Ein  negatives,  aber eben ein in  gemeinsamer Verantwortung auch bindendes Thema. Kein Tag,  keine  täglichen  Medien  ohne  Erinnerung an  die  deutschen Verbrechen. Hitler und die Deutschen, nicht Hitler allein,  haben den  selbstverständlichen  Zub"1ng  zur  deutschen  Geschichte  als nationales Erbe  zerstört.  Die  Nazi-Erfahrung ist heute das  mächtigste Kapitel  deutscher  historischer Erinnerung. 

Zwei  verlorene  Kriege,  der  historische  Einschnitt  der  Nazi

Diktatur spielen für unsere  heutige Lage als Nation  eine  größere Rolle  als  sogar  die 40 Jahre  der Teilung.  Die Bedeutung der Nazi

Verbrechen  für  das  nationale  deutsche Bewusstsein  wurde  lange Zeit  unterschätzt:  Jüngere  Generationen  haben Verantwortung übernommen  für Taten, die  sie  selber nicht, ja nicht  einmal ihre Vater oder Mütter, begangen hatten und so  die Nation als  solche in  Schuld  belassen.  Wie  sehr  uns  das  heute  von  unserer  Geschichte  abgeschniccen  hat,  sieht man  inuner wieder an profanen Beispielen.  Lange  vor  einer öffentlichen Debatte  über die  Moral wichtiger historischer Figuren, wie  sie  heute im Zusammenhang mit der sogenannten  Canct:l  Culture stattfindcc, gab  es  zum Ileispiel  eine  kritische  Diskussion  um  die  Teilnahme von Bundeskanzler  Helmut  Kohl an der Umbettung  Friedrichs  des  Großen in  Sanssouci  (nach  Friedrichs  eigenem  Willen  übrigens).  Aber auch die Frage,  ob es eine ßismarck-Stiftung geben dürfe,  traf auf 177 
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Zweifel.  Die  Deutschen gehen heure lieber auf Abstand  zu ihrer Geschichte.  Das ist ein Faktum,  und wir müssen das auch akzeptieren,  denn  man  kann  sich  nicht  vornehmen,  ein  einmal  verlorenes historisches Erbe  wiederzubeleben. 

Ist  Deutschland  also  nur  noch  ein  Staat  von  überwiegend deutschsprachigen  Menschen,  ein  Staat ohne Nation? Und  wenn dem so wäre,  müsste  das denn  ein  Nachteil  sein? Welche Bedeutung hätte  das für unsere  deutschen Interessen? Bedenkt man  die Probleme,  die der Prozess der Internationalisierung den nationalen Traditionen anderer Länder und Staaten  bereitet,  könnte das nicht vielleicht  sogar  ein  Vorteil  für  uns  sein?  Deutschland  wäre  dann insofern  vielleicht  sogar  moderner,  als wir nun  im Wesentlichen reale Interessen in der Wirklichkeit und kaum noch aus  Geschichte genährte, nostalgische nationale Empfindlichkeiten  haben,  wie sie Briten und Franzosen wegen ihrer vergangenen Größe umtreiben. 

Sind wir inzwischen eine •säkularisierte� Nation? Erleichtern  uns die  fehlenden  nationalen  Erinnerungen  den  Umgang  mit  den neuen  internationalen  Wirklichkeiten? 

Doch  auch  wir  brauchen  etwas  Festes,  Gemeinsames.  Und so  fallen  wir,  als  Folge  der  historischen  Zäsur  durch  das  Nazi

Regime für unsere nationale Identität,  in unseren Gefühlen wieder  stärker  auf ältere  Muster  der  nationalen  Zusammengehörigkeit  zurück.  Der britische Historiker Harold James  hält  in seiner brillanten Studie  •A German  Identity  1770-1990«  die  sozialwirtschaftliche  Substanz ohnehin  für  das traditionell stärkste Element deutschen  Nationalbewusstseins. 136  Die Wirtschafts- und  Sozialgemeinschaft sei  das Zentrum  deutscher  Identität.  Schon  im  19. 

und frühen  20. Jahrhundert  wurde  dieses  gemeinschaftsbildende Element  entscheidend  mit  kulturelJen  Aspekten  verschmolzen. 

Selbst wenn  es  diese Singularität Deutschlands  heute  nicht mehr gibt,  im  wirtschaftlichen  und  sozialen Erfolg,  so James,  habe Deutschland jedoch schon vor dem Wilhelminischen Kaiserreich seine Selbstbestätigung entscheidend erfahren. Die Wiederholung 
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des Phänomens  (also  der Selbstbestätigung durch wirr.schafdichen Erfolg)  in  den  wenigen  guten Jahren  der Weimarer Republik, und  dann  der spektakuläre Erfolg  des  •Wirr.schafr.swundem  der Bonner  Republik,  war,  so  meint James,  nicht  nur  ein  Ergebnis der  Zwänge  nationaler  Teilung,  sondern  passte  eben  auch  recht gut  in  dieses  geschichtliche  Nationalbewusstsein  der Deut.sehen. 

Wenn  Deutschland  heute  über  Deur.schland  redet,  hören  wir nichts häufiger als  das Wort  •Sozialstaat•. 

Wir neigen dazu,  diese sozialstaatliche Prägung der deur.schen Identität erst mit Ludwig Erhard und seiner •sozialen  Marktwirtschafh der Jahre nach  1945  zu  verbinden.  Das ist jedoch  historisch falsch. Das Deutsche Reich wurde noch unter Bismarck zu einem internationalen Vorbild der Sozialgesetzgebung.  Auf der Welcausstellung im Jahr  1895  hatte nur das  Deut.sehe  Reich einen Pavillon für  die  Sozialversicherung.  Und  noch  heute  heißt  die  1873  gegründete Vereinigung  der Volkswirte in Deutschland  (oder  heute wohl  eher der  Ökonomen)  •Verein für Socialpo l itik•,  und  das ist 

kein  Zufall,  denn  die  deur.schen  Wirtschaftswissenschaften  wurden  im  19. Jahrhundert  tief geprägt  durch  Überzeugungen,  die der damals  in Deutschland wohl  wichrigste  Ökonom Gustav von Schmollet  so  formulierte:  •Enverbs- und  Gewinnarten  müssen erst in  Recht und Sitte, im Gefühl und in  der Moral ihre  rechten Schranken erhalten.  Es  ist vielleicht die größte moralisch-psychologische Aufgabe, vor die die  Menschheit so  gestellt ist• Professor Birger  P.  Priddat  (Universität  Witten/Herdecke)  zeigt  in  »Die andere  Ökonomie•,  dass  Schmollers  soziale  Orientierung  der Ökonomie  keine  philosophische  oder  konstruierte  Norm  darstellt,  sondern  »ihre  Begründung  aus  der  f . . .  l  gegenwärtigen Wirtschaftsgeschichte  der  Industrialisierung•  erfährt.137  Und Priddat  fährt  fort:  •Dieses Wechselspiel  von Marktdynamik und gesellschaftlicher - sittlicher,  rechtlicher  und  politischer - Ordnung ist seit  Schmoller  so  sehr im deutschen  ökonomischen Denken  verankert,  dass  wir  es  weit  über  Eucken,  Müller-Armack, 179 

[image: Image 231]

Erhard  und  deren Konzeption  der  )Sozialen Marktwirtschaft( 

hinaus vorfinden.«138 

Hier, auf dem besonderen Pfad, den  die deutsche Wirtschaftspolitik  seit  der  Industrialisierung  eingeschlagen  hat,  liegt  auch heute  das  zentrale  Interesse  Deutschlands,  liegt  Deutschlands 

•Identität«. Hier sind wir aber dann auch so verletzbar wie  andere Nationen  in  ihren  Traditionen,  und  hier  muss  jede  deutsche Regierung verhindern, dass  unser  Interesse  am Fortbestand der besonderen deutschen Wirtschaftsstrukturen durch die Politik der EU existenziell  gefährdet  wird. 

Der  Sozialstaat  im Verbund  mit  einer  wettbewerbsfähigen Wirtschaft � das  ist  aucb  heute  im  Kern  deutsche  Identität  und deutsches  Interesse.  Das  ist das  •deutsche  Modell«,  hier liegt auch das  Zentrum  der  nationalen  Interessen  der  Deutschen,  und  an dieser  Stelle  ist das  deutsche  Selbstbewusstsein  deswegen  heute auch am verwundbarsten. Das  deutsche soziale Wirtschaftssystem weiterzuentwickeln  und  zu  bewahren,  ist  folglich  ein  zentrales nationales Interesse  Deutschlands.  Aber anders als  zum  Beispiel  in den  USA  geht  es  dabei  weniger  um  den  finanziellen als vielmehr um den umfassenden sozialen Erfolg. Hier,  im  wettbewerbsfähigen Sozialstaat,  schlägt  das  Herz  der deutschen  Nation. 

Es  ist  viel Kritisches  geschrieben  worden  über  den  anderen deutschen  Weg  in  die  Modeme,  den  sogenannten  -Sonderweg«. 

Aber  liest  man  vergleichende  Srudien,  so  kommt  man  doch  zu einer positiveren Beurtei

l ung.  Die bedeutenden Essays  von Blackbourn  und Eley nThe Peculiarities  ofGerman  History«13'1  arbeiten  solche  Besonderheiten  Deutschlands  sorgfältiger  heraus.  An einer Stellel40 hebt Blackbourn hervor,  dass,  während England und Frankreich  auf der  Großen Ausstellung von  1851  ihre  technischen Helden des  Brückenbaus  und  der  Eisenbahn  in  den  Vordergrund stellten,  Deutschland  eher  das •Ürganische•,  die  Lebenswirklichkeit  in  den  Mittelpunkt  rückte.  Die  Vergleiche,  die  Blackbourn dann  zwischen England und Deutschland  in  ihrer jeweiligen kri-180 
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tischen Reaktion auf die  Exzesse  des Kapitalismus zieht, 141 zeigen, dass  diese  Unterschiede  eher  zeit l

ich  bestanden  (England  eben 

früher)  als  inhaltlich.  AJlerdings: In  Deutschland  haben  sie  dann dauerhaften Bestand gefunden, bedenkt man den heute vergleichsweise  unverhältnismäßig  höheren  Anteil ökologischer Parteien im deutschen  politischen  System.  Eine  Margaret Thatcher  wäre  in Deutschland undenkbar  gewesen. 

Es  erscheint  zweckmäßig,  diesen  historischen  Unterschied zwischen  dem •Westen« und Deutschland, den  mancher  in  umfangreichen Bänden  beklagt,  doch  aus  heutiger Sicht noch  einmal  zu  überdenken:  Der  •Westen«  war  nämlich  alles  andere als  immer  vorbildlich.  Betrachtet  man  heute  zum  Beispiel  die Klimafrage  und die  ökologischen  Folgen  des  traditionellen  Kapitalismus, so erscheint Deutschlands  anderes Denken im 19.Jahrhundert  doch  eher moderner. Auch  wenn  bei  allem  Widerstand der  Deutschen  gegen  den  angelsächsischen  Kapitalismus  am Ende dessen Programm  in  vieler Beziehung so  übermäßig  erfolgreich  auch  von Deutschland übernommen  wurde - ist  nicht Deutschlands  wirtschaftspolitisches Konzept des 19. Jahrhunderts sozial und ökologisch  aus  heutiger  Sicht  deutlich fortschrittlicher gewesen  als  das  anglo-amerikanische  Modell  mit  seinem  einseitigen Vorrang des Unternehmensertrags  und der Finanzwirtschaft? 

Jedenfalls,  und nur darum geht  es hier,  die  deutsche 'organische«  und zugleich  wettbewerbsfähige  Denkweise  ist auch  heute noch ein wesentlicher Bestandteil der deutschen DNA, und diese verlangt  eben  mehr  Zusammenarbeit  von  Staat  und Wirtschaft, mehr  Föderalismus,  mehr kommunale  und dezentrale Eigenverantwortung,  mehr  soziale  Integration  und  Mitbestimmung,  als uns die  heutige  EU-Politik  eventuell  bewahren lässt.  Hier stoßen sich unsere nationalen Interessen  hart mit einer Politik  der •Vereinigten  Staaten  von Europa«,  wie  sie  von  der  Kommission  der EU heute immer deutlicher vertreten wird. 
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Wir sollten die Bedeutung dieser deutschen -.Besonderheiten« 

im  Sinne unserer nationalen Interessen  ernst  nehmen.  Denn  eine Zerstörung  dieser  deutschen  ökonomischen  Strukturen  würde Deutschlands  Zukunft  infrage  stellen.  Werner  Abelshauser,  vor seiner  Emeritierung  Professor  für  Wirtschafts- und  Sozialgeschichte  an  der  Universität Bielefeld,  legte  im Jahr  2014  als  Mitglied  der  Geschichtskommission  des  Bundeswirtschaftsministeriums  eine  umfassende  Denkschrift  mit  dem  Titel  •Europa  in Vielfalt  einigen•  vor.  Ob  es  zu  den  dort  erarbeiteten  wichtigen Schlussfolgerungen Abelshausers jemals  eine  vertiefte  Debatte  im  Deutschen  Bundestag gab, konnte  ich  nicht  feststellen; wahrscheinlich  ist  es  nicht.  Denn  Abelshauser weist auch  auf die zunehmende  Differenzierung  der  Interessen  unter  den  Mitgliedsstaaten  der EU hin,  ganz übrigens im  Sinne meiner vorangehenden  Analyse. 

Die  Denkschrift  beschreibt  die  unterschiedlichen  Wirkungen  großer  Krisen  unserer  Zeit  auf die  Mitgliedsstaaten  und  in diesem  Zusammenhang  auf  einen  1nunehmenden  )regressiven Nationalismus(«.142 Abelshauser  kommt  dann  hinsichtlich  des bisherigen  europäischen  Integrationsprozesses  zu dem überzeugenden  Ergebnis:  •Wenn  aber  eine bestimmte  Vorstellung vom Funktionieren  des  Integrationsprozesses  über vierzig Jahre  hinweg  nicht  zu  befriedigenden  Ergebnissen  führt,  sollte  die  Zeit gekommen  sein,  über Alternativen  nachzudenken.�143  Denn  es 

•gelingt  [ . . .  ]  der  europäischen  Wirtschafts-,  Finanz- und  Wahrungspolitik  nicht,  der wirtschaftlichen Vielfalt des  Kontinents Rechnung  zu  tragen [ . . .  ]  die  wirtschaftskulturcllen  Prägungen 

[sind]  in der Regel historisch sehr tief verwurzelt.ct44 Und Abelshauser  stellt  dann  fest,  Deutschland  brauche  in  wirtschaftspolitischen  Fragen  in  Europa  zwar  keine  -.Führungsrolle«,  aber  �für Deutschland  ist  der  Spagat  zwischen  Europa  und  der  Welt  besonders  schwierig [ . . .  ] Es genügt,  wenn  es  seine  Handlungsfreiheit  behält,  um  mit  sicherem  europäischen  Rückhalt  weltwirt-182 
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schaftlich agieren  zu  können.«  Er  fahrt dann entscheidend  fort: 

•[ . . .  ] jedes Überschreiten  der Grenzlinie  zur Supranationalität auf dem  Gebiet  der  Wirtschaftspolitik  [birgt]  die  Gefahr  der Verletzung der Interessen von Mitgliedsstaaten.« Und:  •Eine einheitliche Wirtschafts- und  Finanzregierung könnte [ . . .  ]  auch zu  leicht  geneigt sein, Besonderheiten der >rheinischem  [Anm.  Dohnanyi:  das heißt  der  deutschen]  Wirtschaftskultur abzuschleifen.«145 

Abelshauser teilt  damit die  Meinung  deutlich  nlit Professor Peter  Graf Kielmansegg,  der  sein  bei  Nomos  2015  erschienenes Buch  •Wohin  des  Wegs,  Europa?«  mit  folgendem  Satz  beendet: 

•Dass  [Europa]  als  solches Vorbildcharakter für andere  Regionen der Welt  gewinnen  könnte,  ist  nicht  ausgeschJossen,  aber einstweilen nicht sehr wahrscheinlich; umso unwahrscheinlicher übrigens, je mehr es als auf Staatswerdung angelegt begriffen wird.«141> So übrigens  auch  der  inzwischen  emeritierte Direktor des  Max

Planck-lnstituts  für  Gesellschaftsforschung,  Professor  Fritz  W. 

Scharpf,  dessen besonderer Forschungsschwerpunkt die Vertlechtungsproblematik  einer  Mehrebenenpolitk,  also  des  Föderalismus  ist:  •[ . . .  ]  die  europäische  Handlungsfähigkeit  [ist]  bei Maßnahmen der partiellen Integration in jenen Bereichen systematisch beschränkt,  in  denen  nationale  Interessen  divergieren  und  in  denen  - da  legitimierte  Mehrheitsentscheidungen  nicht  möglich sind  - opponierende  Länder  nicht  einfach  überstinunt  werden können.c147 

Von Erschütterungen  des  wettbewerbsfähigen  Sozialstaates, und  das  heißt von einer elementaren Beeinträchtigung der deutschen  Wirtschaftsstärke,  wäre  dann  auch  der  demokratische,  der nationale  Zusammenhalt  Deutschlands  am  ehesten  gefahrdet. 

Auch Harold James macht  nachdrücklich auf diesen Zusammenhang aufmerksam.  Es  wird  oft unterschätzt,  was  für  unser Land, dem  eben  wegen  der Nazi-Zäsur  die  selbstverständliche  historische  Sicherheit  und  ein  bewusstes  historisches  Erbe  unwiederbringlich fehlen,  Eingriffe von  außen in das deutsche Wirtschafts-
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gefüge bedeucen können;  ob von der EU, den USA oder anderen Kräften.  Insofern  waren  schon  das  Ende  der  D-Mark  und  dann die  Relativierung deut.�cher Wircschafüinteressen  durch  wiederholte  Entscheidungen  der EU für uns  politisch bedeutsamer,  als es vermutlich  für andere  europäische  Scaatcn  gewesen  wäre. 

Wir müssen  wissen:  Für Deutschlands demokratische Substanz ist das  wirtschaftliche  und soziale Überleben in der Globalisierung und Europäisierung politisch  entscheidend.  Etwas vereinfacht:  Was für  Frankreich  heute  noch  die  Französische  Revolution  oder  für Großbritannien  die  Erinnerung  an  das Weltreich  ist,  das sind für Deutschland die Traditionen des Sozialscaates. Wenn zum Beispiel im Jahre  2021  die Fugger'schc Sozialleistung für die Arbeitnehmer in  Augsburg,  500 Jahre  nach  ihrer  Gründung,  gefeiert  wurde,  so war  das  für Deutschland  als  Ganzes  ein  wichtiges Jubiläum. 

Wir  müssen  also  im  deutschen  Interesse  darauf achten,  dass wir zukünftig  nicht aus  Gründen US-amerikanischer Weltmachtinteressen  oder durch  Eingriffe  vonseiten  der EU  an der Bewahrung und am Ausbau unserer internationalen Wirtschaftsinteressen gehindert werden.  Das  galt schon  für den  Handel mit Russland in den Jahren nach  1990, und das  gilt heute für die Handelsbeziehungen mit China. Immanuel Kant hat in einem Brief an Moses Mendelssohn  geschrieben:  •Ein jeder  Mensch  hat  seine  besondere  Art gesund  zu  seyn,  an  der  er,  ohne  Gefahr,  nichts  ändern  darf.,  Ich glaube,  diese  Erkenntnis  gilt letztlich  auch  für Völker.  Der  deutsche  Sozialstaat ist im  ßewusstsein  der deutschen  Nation  der  Gegenwart  das  zentrale  nationale  Interesse.  Die  •Financial  Times• 

berichtete  im  •Dacawatch•,  dass  zum  Beispiel  in  den  Nicderlan� 

den  50  Prozent  der  Befragten  stolz  auf ihre  frühere  »Empire•

Geschichte  sind,  ein  gutes  Viertel  in Großbricannien  und  Frankreich,  aber  in  Deutschland  faktisch  nicmand.!48  Das  sind  schon imeressante Hinweise. 

Hier liegt aber heuce auch eine besondere  Chance für Deutschland  und  Europa:  War  es  ein  Zufall,  dass  gerade  Deutschland 

[image: Image 238]

immer wieder Kompromisse  in Europa zustande bringen  konnte? 

War es  ein  Zufall,  dass  Deutschland  sich  2015  für  eine  so  umfassende  Flüchtlingspolitik einsetzen  konnte?  Oder hatten  wir  eben außerhalb  unserer  Wirtschaftsinteressen  einen  geringeren  mationalen«  Ballast  für  den  deutschen  Staat  im  europäischen  Raum? 

Waren  wir  deswegen  auch  in  vielen  Bereichen  beweglicher  -

außer dort, wo  es um die Grundlagen unserer Ökonomie ging? Ist das ein  Teil  des  Trostes? Dass dazu auch  eine  kreative  Wiedergeburt  Deutschlands  als  Kulturlandschaft mit  modernen  Hochschulen und herausragenden kulturellen Ereignissen gehören sollte, sei hier nur  erinnert.  Hans-Ulrich  Wehler bemerkte jedenfalls  dazu, als die Wiedervereinigung vierzigJahre  nach  1945  schon zur Illusion geworden  schien: •[ . . .  ]  tauchten  die Konturen  einer postnationalen  Gesellschaft  auf,  deren  belastbares  Legitimationsfundament die  Funktionstüchtigkeit  des Verfassungs-,  des Rechts- und des  Sozialstaates  im Verein mit  den  Leistungen  der  Wachsn1msmaschine  geschaffen  hatte.  Keinem  Mitgliedsland fiel  daher  der Souveränitätsverzicht zugunsten der >Europäischen Gemeinschafö und  )Uniorn  so leicht  wie  der Bundesrepublik.11149 Mit  anderen Worten:  Freiwillige  politische Einigung Europas ist für Deutschland weniger  problematisch  als für einige andere  europäische Nati011en;  Deutschlands  soziale  Verfassung  ist  heute  geeigneter  für eine konstruktive Europapolitik als vermutlich diejenige  der anderen großen Mitgliedsstaaten  der  Gemeinschaft.  Aber das besondere Wirtschafüsystem Deutschlands muss unbedingt erhalten  bleiben. 

Wo also  liegt  dann  das  Zentrum  auch  der  deutschen  Interessen  in Europa?  Ist  es  weniger  die  Nation  als  der  Nationalstaat, weniger  die  Geschichte  als  die  soziale  Gegenwart,  weniger  der Medienbetrieb  als  vielleicht eine große  Offenheit für  eine  Weltkukur? Was wird  unser Land  in den  erkennbar  schwierigen  Zeiten  vor uns  zusanunenhalten?  Was  kann  uns  Nahrung  geben  für die  notwendige  Solidarität  der Deutschen untereinander in einem deutschen  Staat  als  Teil der  Europäischen  Union? 
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Man könnte diese Frage  mit der These beantworten, dass im Sturmwind  der großen  Umbrüche  die  sich von anderen  Nationen erfolgreich abhebende sozlale und gesellschaftspolitische  Leistung eines  modernen  deutschen Staates den Deutschen sehr wohl wieder  ein  Gefühl  der Besonderheit  und  des  Stolzes  vermitteln könnte - ein  Gefühl,  wie es jede  Nation zu ihrem  Zusammenhalt braucht. Und dass unsere Tradition,  also dann  doch wieder unsere Geschichte,  uns gerade  dafür in den vor uns liegenden Jahren  ein ausgezeichnetes Fundament bieten könnte, wenn wir es denn gemeinsam begreifen: den föderalen, wettbewerbsfähigen Sozialstaat als  nationales  Interesse!  Einen  hervorragenden  wettbewerbsfähigen  und  erfolgreichen  modernen,  kulturorientierten  Sozialstaat, geeignet  für  eine offene inrernationale  und  europäische  Zusammenarbeit,  aber  demokratisch  auf sich  selbst  ruhend  - das  wäre kein  schlechtes  Fundament in schwierigen  Zeiten. 

Wir Deutsche haben keinen nostalgischen Stolz  mehr auf vergangene  Größe,  unser Selbstbewusstsein gründet  in  einer  erfolgreichen  Gegenwart.  Das  uncerscheidet uns wesentlich  von  anderen europäischen  Nationen.  Diese  moderne  deutsche  Nation  könnte mit  ihren  Interessen  sehr  fruchtbar  für  die  europä ische  Zukunft 

sein.  Denn  diese Besonderheit Deutschlands steht  auf dem historisch gewachsenen Fundament eines Rechtsstaates, der ursprüngl ich  in den vielen  deutschen  Teilstaaten  als  eine Art Ersatz für  den Mangel an parlamentarisch-demokratischen  Strukturen  entstanden war.  Der besondere  Respekt,  den die Justiz  und insbesondere  das Bundesverfassun�gericht in Deutsch.land  genießen,  deutet auch auf diese  für uns w1chtige Tradition,  die  wir  ebenfalls vor  Übergriffen der EU schützen sollten.  Darauf müssen wir achten. 

Doch auf dieser Grundlage  könnte Deutschland seine Interessen  in Europa und in einer kooperativen  Gemeinschaft der Völker begreifen:  Wirtschaftliche Stabilität  und  Wettbewerbsfähigkeit  als Voraussetzung  der  politischen  Existenz  deutscher  Demokratie, sozialstaatlicher  Ordnung  und  eines  Rechtsstaats  im  deutschen 186 
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Verständnis  könnten  eine wichtige  Rolle auch  für alle weiteren Fortschritte  der  europäischen  Integration  spielen,  eher jedenfalls als  nostalgische Erinnerungen an vergangene  Größe. War das der Grund,  weshalb  die  •Financial  Times«  am  5.  Oktober  2021  in einem  Leitartikel  Deutschland  als  das vernünftigste  (the  sanest) Land des Westens bezeichnete? 

Was heißt »mehr« Europa im deutschen Interesse? 

Regierungen  in Europa sind heute  in  den  Bevölkerungen  der Staaten wenig  angesehen,  und  das gilt auch für die Institutionen der EU.  In einigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zeigt sich  ein  Verfall  europäischer  Gesinnung.  Diese  schlechte  Stimmung galt aber nicht nur  für den  britischen Boulevard,  bis es dort zum Brexit  kam.  Es  ist  nicht  richtig,  diese  Entwicklung nur auf nationalen,  parteipolitischen  Opportunismus  zurückzuführen. 

Die  nationalen  Besonderheiten  der  historischen  Identitäten  in Europa sind viel  zu bedeutend, um eine •Anweisungsdemokratie• 

aus  Brüssel  zu  ertragen.  Die Deutschen  können keine Griechen werden,  und  die  Griechen wollen und können keine Deutschen sein.  Und  wir  wissen  doch:  Das  Bedürfnis  nach  Selbstbestimmung, nach -self-determination«  ist  ein  Grundbedürföis  menschlicher Existenz und eben auch das  Fundament jeder Demokratie! 

Eine fatale Legitimationskrise der EU könnte entstehen, wenn die Unterschiede der Mitgliedsstaaten und ihre Souveränität zu  wenig respektiert  werden. 

Jürgen  Habermas hat  zwar in  einem  komplizierten  und wortreichen  Essay  �zur Verfassung Europas•  versucht,  das  Problem  mit einer These  der  Dgeteilten  Souveränitäu,  einer  geteilten  •Legitimation• zu  lösen,  indem er  die an der Gründung der  Union  »beteiligten  Bürger  (oder  deren  Repräsentanten)  von  Anbeginn  in zwei Personen aufSpaltem wollte. Aber der  Soziologe und Philo-

[image: Image 242]

soph argumentiert  hier dann doch  sehr juristisch  und  übersieht dabei sogar einen Teil  seiner früheren  Erkenntnisse  (zum Beispiel in  »Legitimationsprobleme  im  Spätkapitalismus•,  1973).  Denn während  Legalität  eben  nur  eine juristische  Kategorie darstellt und auf feststehenden Strukturen gründet,  ist Legitimität, wie ich hier  nur  wiederhole,  eine  politische  Kategorie,  die  nicht  auf Regelungen,  sondern  auf Vertrauen,  auf politischen  Wahrnehmungen und auf politisch-demokratischen Prozessen gründet und somit  eine  liquide  Sache  ist:  Demokratie  ist - wie  Renan  einst formulierte  - gewissermaßen  ein  Hägliches  Plebiszit«,  eine  tägliche innere Abstimmung der Menschen über ihr Vertrauen in die bestehende  Ordnung  und die politische  Führung. 

Wiederum  spüren  wir  auch  in  der  Europäischen  Gemeinschaft  die  politischen  Folgen  einer  Internationalisierung  und Europäisierung,  die eben zweierlei  erzwingen:  Einerseits schaffen Wirtschaft und Finanzen  ökonomisch große  Räume, andererseits wird  aber  von  den  Bürgern  gerade  deswegen  ein  vertrauensvoll demokratisches  Fundament  zunehmend  in  kleineren  Räumen gesucht. Es ist schon erstaunlich, mit welcher Nonchalance Kommission und  Europäisches  Parlament  ihre  einseitig zentralistischen Strategien vorantreiben, während sie zugleich  doch in Schottland, Wales,  Katalonien,  der Lombardei,  dem Baskenland  und  in  Korsika,  um nur einige europäische Beispiele  zu  nennen,  sehen  können,  wie  diese  Regionen  ihre  Identität  sogar  innerhalb  der  in Jahrhunderten  gewachsenen  Nationalstaaten  suchen.  Ökonomisch  logisch,  weil  kleinere Einheiten  (Städte,  Gemeinden,  Regionen)  sich  auf die  sich  verändernden  Wettbewerbsverhältnisse einer  offenen  Welt  oft  schneller,  prab'lllatischer  und  spezifischer ein�tellen  können.  Und demokratisch  ohnehin sinnvoll,  weil  demokratisches  Vertrauen  eher in  kleineren  Räumen  erreichbar ist und  auf einem  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  gründet,  das sich  durch  Gesetze  und  Verordnungen,  durch  gerichtliche  Beschlüsse, Ermahnungen oder gar »Geldstrafen• nicht  ersetzen lässt. 
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Viele engagierte  Europapoliciker  haben  diesen  Zusammenhang nie  wirklich  berücksichtigt. Joschka  Fischer  zum Beispiel, warnte  1994 vor der Gefahr,  die in einer sich renationalisierenden europäischen Politik liege, wenn diese auf die  sich zugleich globalisierenden  Märkte  trifft.ISO  Ihm  scheint  das Verständnis  für  diese doch soziologisch  zwangsläufige  Tendenz  zu  fehlen.  Erstaunlich für einen Befürworter der Basisdemokratie! Gerade sozial schmerzhafte  Anpassungsenrscheidungen  - wie  sie  inuner  häufiger  eine unausweichliche  Folge  der  Klimapolitik,  der  Globalisierung und der Europäisierung sein werden - können am ehesten in  kleinen, überschaubaren und eben auch erklärbaren politischen Einheiten durchgesetzt werden.  Ein  ßeispiel,  das  wir  täglich  erfahren,  ist, dass oft eine  Einigung in Betrieben  eher erzielt werden kann als in großen Gewerkschaftsverbänden.  Kleine Einheiten stabilisieren auch  die Demokratie in der  europäischen Gesellschaft heute wirkungsvoller als große  europäische  Institutionen, die viel zu  »weit weg« sind,  um das volle Vertrauen - eben eine krisenfeste  Legitimität - zu gewähren.  Es ist doch kein  Zufall,  dass oft gerade  viele der  kleineren  Staaten,  und zwar  nicht  nur in der  EU,  die  Globalisierung erfolgreicher bestehen. 

Ein warnendes Beispiel dafür, wie schwierig ein Zusammenfügen  unterschiedlicher  Sprachen  und  Kulturen  in  der  EU  als 

»Vereinigte  Staaten  von  Europa$  sein  würde,  ist  Belgien:  Der Staat  Belgien  wurde  in  den Jahren  1830  bis  1831  gegründet.  Es gab  innerhalb  Belgiens  von  Anbeginn  zwei  Sprachen  und  Kulturen,  französisch  und  niederländisch;  wenn  man  dann  auch noch die deutsche Sprache hinzuzählt,  dann waren es drei. Immer  wieder musste  der  öffentliche  Sprachgebrauch  durch  Gesetze geregelt werden.  Und  mit  der  Verschmelzung  zu  einem belgischen Nationalbewusstsein, also einer belgischen •ldentitäc., hat  es  lange  gedauert:  Nach  den  letzten  Wahlen  dauerte  es  angesichts  der  unterschiedlichen  Interessen  der  wallonischen  und der  flämischen  Bevölkerungsteile  bis  zur  Regierungsbildung 
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sechzehn Monate!  Und das in  einem Staat,  den  es  doch  schon seit fast 200 Jahren  gibt. 

Eine  weitere Beobachtung:  Wo  eine  zentralistische  Vereinigung  unterschiedlicher  Nationalstaaten  vorangetrieben  wird, sollte  man  auch  als Politiker einen  gelegentlichen  Blick  auf vergleichbare  Tatbestände in der Wirtschaft werfen:  Angeblich scheitern  etwa  fünfzig  Prozent  aller  Unternehmensfusionen  {Forbes meint,  eher achtzig Prozent),  obwohl in der Wirtschaft die Parameter der Interessen  (Markt, Effektivität der �economies of scaleund die jeweilige finanzielle Stärke) diese Vorgänge  relativ einfach erscheinen lassen - doch  als  Grund  des  Scheiterns wird immer wieder die Unvereinbarkeit der  Unternehmenskulruren genannt. 

Diese sind aber doch in Unternehmen nicht annähernd so unterschiedlich wie zum Beispiel  die politischen Kulturen Italiens und der Niederlande. Nur wer die Unterschiede respektiert, kann das Ganze zusammenfügen. 

Diese  Fähigkeit  scheint  vielen  professionellen  Europapolitikern zu fehlen.  Hier liegt das  entscheidende  Risiko  für die EU: Immer  häufiger  finden  Mitglieder der EU - Ungarn und  Polen sind  nur  besonders  viel  diskutierte  Beispiele  - in  dieser  europäisch-globalen Entwicklung ihre Interessen nicht mehr genügend berücksichtigt und scheren dann aus dem EU-Konsens  aus.  Dabei spielen  auch  die  Folgen  der  Migration  eine  wichtige  Rolle,  die nicht zu  den  Zuständigkeiten  von Konunission und  Parlament gehören. Wenn in der Europäischen Union in  letzter Zeit immer häufiger  Differenzen  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  der  Mitgliedsstaaten  aufgekonunen  sind,  so  beruht das  zu einem erheblichen Teil auf einem Missverständnis der  Aufgaben  der Brüsseler Institutionen.  Natürlich  ist es  richtig,  dass auch  ohne  die Voraussetzungen eines  �Staates«  die  Brüsseler  Zentrale  vertragliche  Rechte erworben  hat,  nicht  nur in wirtschaft.sverwandten  Fragen auf aUe möglichen  Differenzierungen  innenpolitischer  Entwicklungen Einfluss  zu  nehmen.  Allerdings  sollte  man  sich  dann  auch  nicht 
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wundern,  wenn es immer häutiger  zu  Streitigkeiten  und  ausgesprochenem  Widerstand  aus  Hauptstädten  der  Union  kommt. 

Wir brauchen aber in der EU Konsens über die wichtigen  großen Aufgaben und einen verträglichen Dialog, keinen Streit übet Fragen,  die am  Ende für den schwierigen Weg zu einer europäischen Föderation  nicht  entscheidend sein werden. 

Der Brexit bot dafür  ein  überdeutliches Beispiel.  Denn  schon lange  hatte  Großbritannien  aufgrnnd  seiner  historischen  Entwicklung  und  Insellage  sich  wesentlichen Einheitsbestrebungen widersetzt:  Keine  Teilnahme  am  Euro,  keine  Beteiligung an  den Regeln  von  Sehengen,  Streitigkeiten  über Migration und  über die Zuständigkeiten des Europäischen Gerichtshofs, waren schon lange  warnende  Signale.  Premierminister  Cameron  hatte  versucht,  die erkennbar aufreißende Kluft zwischen Großbritannien und  den kontinentalen Mitgliedern  der EU zu  überbrücken und durch ein Referendum zu  klären. 

Was  war  nun  für  Europa  wichtiger:  der  große  europäische Zusammenhalt mit Großbritannien oder die sicher auch bedeutsamen  Einzelfragen  europäischer  Einheitlichkeit?  War  die  EU 

am  Ende  selber  hier  vielleicht  doch  zu  dogmatisch?  Ironie  der Geschichte:  Hätte  man  mit  einem  eher  dem  de  Gaulle'schen Konzept einer langsam fortschreitenden Konföderation und einet geduldigeren  Europapolitik  auch  Großbritannien  in  der EU halten  können?  Denn  eines  ist  doch  gewiss:  Großbritannien  bleibt ein bedeutendes  europäisches Land.  Wird es sich jetzt von  außen eher kooperativ für die  europäische  Einheit einsetzen oder - wie historisch meistens - zukünftig eine spaltende Politik,  ein  •divide et imperaii: zwischen den Mitgliedsstaaten  der EU betreiben? Welche  Schlussfolgerungen  ziehen  wir  aus  der  Entscheidung  Londons,  sich  ohne jede  Rücksicht  auf den  Kontinent  an  der  USaustralischen Verteidigungsgemeinschaft  in Asien  zu beteiligen? 

Hatte Bundeskanzlerin  Angela Merkel vielleicht recht,  wenn  sie so  lange  zögerte,  eine  Endgültigkeit des Brexit zu  akzeptieren? 
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Denn nun werden  die Beziehungen zwischen der EU und Großbritannien  immer streitiger.  Nicht nur die  Fischereiprobleme  mit Frankreich vergiften  die  Atmosphäre,  auch Nordirland bleibt ein kaum  lösbarer  Konflikt.  Nun  bereitet  die Kommission  Vergeltungsmaßnahmen vor:  Hat  sich  der  Streit  mit Großbritannien vor dem Brexit für die EU  gelohnt? Vorsicht  mit  dem Konzept  eines europäischen »Bundesstaates�  der neuen  deutschen Regierung! 

Wenn  wir  das  Bild  erweitern  und  die  Auseinandersetzungen  zwischen  den  Briisseler  Instanzen  und  Ungarn,  Polen  und Deutschland  betrachten,  dann  zeigt  sich,  dass  auch  aufSeiten  der EU selber  ganz  offensichtlich  Missverständnisse  über  die Voraussetzungen  einer föderalen politischen Struktur  bestehen.  Betrachtet  man  nämlich  föderale  Bundesstaaten  wie  die  Schweiz  oder auch die USA, so kann  man feststellen,  dass sogar dort eine innerstaatliche  Toleranz  besteht,  wie  sie  einzelnen,  doch  souveränen Mitgliedsstaaten  der  EU  heute  offenbar von  Brüssel  zunehmend verweigert wird.  Die Schweiz zum Beispiel hatte  1971  auf Bundesebene  das  Frauenwahlrecht  eingeführt.  In  einzelnen  Kantom:n dauerte  die  Durchsetzung  dieses  Bundesbeschlusses jedoch  bis 1990.  Offenbar  hat aber Bern niemals erwogen,  clie  Kantone  mit bundesrechtlichen  Mitteln  zur  Umsetzung  des  beschlossenen Frauenwahlrechts  zu  zwingen.  Im letzten Kamen fiel  dann  der Widerstand  gegen  das  Frauenwahlrecht  nicht  aufgrund  einer ßundcsinitiative,  sondern  weil  Frauen  in  dem  Kanton  auf ihr Recht  klagten und das  Bundesgericht ihnen recht gab. 

Auch  in  den  USA,  die  doch  unbestreitbar  ein  Bundesstaat sind und die sich nicht  scheuen,  mit Entscheidungen des  Obersten  Bundesgerichtes  bundesstaatliche  Rechtsgrundsätze  durchzusetzen,  besteht  in  einigen  Mitgliedsstaaten  noch  immer  die Todesstrafe,  und niemals hat Washington  versucht,  die  Abschaffung  mit  Bundesgewalt  durchzusetzen.  Es  wäre  nach US-amerikanischem  Recht  gar  nicht möglich.  So  hat  sich  aus  demselben Grunde vor Kurzem auch das Oberste Bundesgericht geweigert, 192 
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in  die  Wahlgesetzgebung einzelner  1:3undesstaaten  einzugreifen, obwohl  es hier doch  deutlich  um einen regionalen Versuch der Wahldiskriminierung ging. Allerdings gibt es  in  den USA fast seit Beginn,  gründend bis  heute  auf einer Entscheidung schon des ersten ChiefJustice des Supreme Court, John Marshall (Marbury v.  Madison,  1803), auch den  Grundsatz, dass das Oberste Gericht eine gewisse Zurückhaltung (•judicial restraint•) üben sollte dort, wo es um  eine •political question«, also um eine Frage geht,  die in  erster Linie  die  gewählten Abgeordneten  der  Parlamente  zu entscheiden haben.  Marshalls Entscheidung wurde oft abgewandelt,  aber kulturell  besteht sie  bis  heute  im  Grundsatz  fort.  Berücksichtigt  denn der EuGH  diesen  Grundsatz  ausreichend? 

Man kann sich über Ungarn ärgern, die Verletzung der EU

Regeln und -Beschlüsse durch Orb:in zu Recht kritisieren, aber wenn  man bedenkt,  dass  einige Mitgliedsstaaten Ungarn  heute raten,  die EU  zu verlassen, weil  ein  ungarisches  Gesetz vorsieht, dass den Eltern ein Vorrecht auch auf die Sexualerziehung ihrer Kinder  bis  zum  18.  Lebensjahr  zustehe  und  die  EU  dies  für 

•beschämend«  hält,  aber  die  bundesstaatliche  Schweiz  Wahlrechtsunterschiede für Frauen in den Kantonen über Jahrzehnte tolerierte oder die USA die Praxis der Todesstrafe in einigen Bundesstaaten zulässt, dann sollte man sich in ßrüssel doch fragen,  ob nicht mehr  Dialog innerhalb  der  EU  zweckmäßiger wäre  als  der Weg  zum EuGH und  die  Androhung von  Geldstrafen.  Zu den 

•Wertem der EU gehört doch auch der Respekt vor der •Selbstbestimmung�  der  souveränen  Mitgliedsstaaten  im  Sinne  der Aufrechterhaltung von  Demokratie. 

Es wäre deswegen wünschenswert, wenn  mehr  europäische (und deutsche)  Politiker und Journalisten,  die begründete Kritik an Ungarn üben, die außerordentlich schwierige ungarische Sprache beherrschten und die Geschichte Ungarns mit mehr Verständnis verfolgten.  Im Jahr 2or6 veröffentlichte  die  Deutsche  Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) den Bericht •Ungarn in den 193 
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Medien  2010--2014.  Kritische  Reflexionen  über  die  Presseberichterstattung•,  in  dem  auf der  Grundlage  einer  Anhörung aller politischen  und religiösen Kräfte Ungarns durch  sprachkundige  Wissenschaftler  der DGAP am Ende  zusammenfassend festgestellt  wurde,  dass  die  Berichterstattung  in  den  Medien  •teilweise  als unvollständig und einseitig,  mitunter auch als fehlerhaft bezeichnet  werden kann  l · . . ]  was  2u  einem verzerrten Bild  der Situation  in  Ungarn  führen  kanm.151  Ein  ähnliches  Bild  ergibt der Essay von  Zsolt  K.  Lengyel, Direktor des Hungaricum - Ungarisches  Institut  der  Universität  Regensburg,  in  •Ungarn, Deutschland, Europa•.1s2 

Nach meiner Kenntnis haben die Kritiker Ungarns in Berlin und in Brüssel diese  ßerichte  nie  gelesen.  Es wäre auch  nützlich für  die  Politiker in Brüssel,  den  zahlreichen  Veröffentlichungen des früheren Mitherausgebers der »Frankfurter Allgemeinen Zeitung«  Georg  Paul  Hefty  zu  folgen.  In  seiner  ehemaligen  Zeitung veröffentlichte Hefty am 29. Juli 2021 den AufSatz  »Welche Wertegemeinschaft?«,  in dem  er  unter  anderem  auf die  rechtlichen  Probleme  der  Brüsseler  Reaktion  und das  ungarische  Gesetz  zur  Sexualerziehung von  Minderjährigen eingeht.  Gehören diese  Fragen,  so  Hefty,  nicht  auch  zur kulturellen  Souveränität, dem Parlamentarismus und der Wahlfreiheit  der  � Wertegemeinschaft«  EU? Und:  Wie undemokratisch, füge  ich  hinzu,  kann ein Land  eigentlich  sein,  in  dem es in  Wahlen  gelungen ist,  Orb:ins Partei •fidesz�  die Mehrheit in der Hauptstadt  Budapest zu  nehmen?  W:ire  es nicht  klüger,  den demokratischen Prozess  in Ungarn  zu  fördern  und  dann  abzuwarten,  bis  das  politische  Klima sich  ändert,  anstatt  es  einer  zentralen  europäischen  Institution (nämlich  dem EuGH)  zu überlassen, wie der Staatenbund Europa vernünftigerweise  mit  politischen  Meinungsverschiedenheiten umgehen sollte. 

Gegenüber  Polen  kritisieren  die  Institutionen in Brüssel,  das Land  gefährde  mit  seiner Justizreform  und  einer  Disziplinar-194 
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kammer die  Unabhängigkeit  det Richter und  Gerichte.  Auch diese Kritik hat  sicherlich  ihre  Berechtigung.  Allerdings  könnte nach  deutschem  Recht wohl  auch  das  System der Ernennung der Richter am Europäischen  Gerichtshof die Unabhängigkeit dieser Richter gefährden, weil  für  sie  eine Wiederwahl  möglich  ist und die unterschiedlichen Wege der Benennung durch die jeweiligen Mitgliedsstaaten sogar für die Wissenschaft bis heute undurchsichtig bleiben.  Es ist positiv,  dass  die neue Bundesregierung die Wiederwahl  abschaffen und  dafür  die  Amtszeit  der  Richter  auf einmalig  zwölf Jahre  festlegen  will;  dieser Vorschlag  hätte  eigentlich von  der  EU-Kommission  kommen  müssen.  Doch  nun  verhängt der  EuGH  Geldstrafen  in  Höhe  von  einer  Million  Euro  täglich, weil  Polen  der  Entscheidung  des  EuGH  nicht  gefolgt  sei.  Und nun  droht  auch  die  Kommission  dem  souveränen Mitgliedsstaat Polen Geldstrafen an.  In  einem Interview in der &Frankfurter Allgemeinen  Zeitung«  vom  11. September 202 1  nimmt der polnische Ministerpräsident  wie  folgt  dazu  Stellung:  •Wenn die  EU überleben soll, wenn sie stark sein soll, muss sie eine Union souveräner Staaten  sein.«ts3  In  der Tat:  So  war  die  Europäische  Union  einst konzipiert!  Und jetzt  bestreitet  das  polnische  Verfassungsgericht dem  EuGH  das  Recht  auf  Letztentscheidungen  in  Fragen,  die nach seiner Auffassung mit der polnischen Vcrfa�sung unvereinbar seien. 

Auch  zu  Deutschland sind  die Beziehungen Brüssels in  eine schwierige Phase  geraten.  Die  machtbewusste Politik  der Institutionen  der EU reagierte  mit einer  Klage  gegen  Deutschland  hart auf einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom  Mai 2020, der sich mit einem Urteil des Europäischen  GerichtshofS kritisch auseinandersetzte.  Es  ging  um  die  Anleihekäufe  der  EZB,  und Karlsruhe  war  der Meinung,  dass  der  EuGH  die  Auswirkungen dieser Praxis der EZB nicht ausreichend  berücksichtigt habe, weil sich  hier  ein  Organ  der Europäischen  Union  (nämlich  die  EZB) jemeit.�  seiner  Rechte  bewege.  Brüssel beschloss,  die  Bundes-195 
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republik  wegen  Vertragsverletzung  zu verklagen  - und zwar ausgerechnet vor  dem  Gericht,  dessen Urteil das Bundesverfassungsgericht  in  Zweifel  gezogen  hatte.  29  deutsche  Staatsrechtler protestierten öffentlich  gegen  dieses  Verfahren,  Brüssel  •lege  die Axt«  an  die  Grundlagen  der  europäischen  Integration,  •die  europäische  Einigung  [stehe)  auf dem  Spielt.  Nun stellte  die  Konunission das Verfahren gegen Deutschland ein:  Hat sie aber ven;tanden, dass  sich  das  »Kompetenz-Kompetenzt-Dilemma  nur  durch  Verständigung  oder durch  Gewalt lösen lässt  - aber nicht  durch  einseitige Rechthaberei? Professor Angelika Nußberger (Köln)  meint, einen  •Neuanfang  rnit juristischem  Fingerspitzengefühl«  müsse man  einleiten und un einen runden Tisch zurückkehren,  um gemeinsam  über einen Weg aus  der europäischen  Rechtsstaatssackgasse  nachzudenkern(.154  In  der  Tat:  Nur  so  kann  man  Europa voranbringen,  nicht mit der •Axt«  aus  Brüssel! 

Wo  es  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Mitgliedsstaaten  und  der Kommission und  dem Parlamem  gibt,  brauchen wir das  Gespräch und  Geduld für die verschiedenen Vorstellungen von  Demokratie  und  demokratischer  Praxis.  Nicht  das  formale Recht  steht  am  Anfang  der  Entwicklung,  sondern  die  demokratische  Legitimation,  auf der  dann das  Recht  gründet.  Wir dürfen doch  auf dem  Kontinent  keine  Entwicklung zulassen,  in  der  am Ende nur  die  bei  der  Stange  bleiben,  die  nicht  die  Möglichkeit haben,  als  Insel,  wie  Großbritannien,  die  Gemeinschaft  zu  verlassen!  Ich  persönlich  habe  keinen  Zweifel,  dass  die  in  ihrer Geschichte  immer so freiheitsdurstigen  Länder Polen  und Ungarn bei  allen  gegenwärtigen Schwankungen als demokratische Nationalstaaten  wichtige  und  kreative  Mitglieder  der  Gemeinschaft bleiben werden!  Es kann  doch kein  Zufall sein,  dass  ausgerechnet die  beiden  europäischen  Nationen,  die  mehr  als  alle  anderen  in ihrer  Geschichte  für  Freiheit  und  Unabhängigkeit  gekämpft  haben,  jetzt  mit  den  Instanzen  der EU in einen  Konflikt  über ihre Souveränität  geraten  sind. 
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Warum  übersieht Brüssel so  geflissentlich sogar den  Prozess der Auflösung ehedem fest  gefügter europäischer Nationalstaaten, anstatt den demokratischen Wunsch, ja den politischen Willen der Menschen zu  erkennen, sich angesichts der übermächtigen  globalen und europäischen Kräfte wieder  in  überschaubaren Verantwortungsräumen zu  organisieren?  Ronen  hat  cliese  Zusammenhänge, wie  wir gesehen haben,  sehr überzeugend erklärt.  Diese Entwicklung muss  zukünftig deutlicher berücksichtibrt  werden,  wenn  wir Europa wirklich  voranbringen  wollen.  Dialog und  Diplomatie sollten nlcht durch Geldstrafen ersetzt werden! Hier liegt auch ein Anker der deutschen Interessen in Europa, die unsere Verhandlungen in  Brüssel  zukünftig  strategisch  noch  stärker  bestimmen  sollten.  Es  ist  aus  meiner  Sicht  nicht  gut,  dass  Deutschland  gegen

über  der Kommlssion  nicht  auch  öffentlich  auf mehr  Konzilianz gegenüber Polen und Ungarn drängt:  Der Brexit war nämlich ein großer Verlust  für Europa. 

Ein  grundsätzliches  Missverständnis  ist  auszuräumen:  Mehr nationale  Verantwortung  ist  kein  P lädoyer  gegen  Europa,  keine Europaskepsis,  ganz  im  Gegenteil:  Wir  brauchen  heute  tmehr Europa• - aber eben ein  tMehr«  des  Zusammenhaltes.  Einerseits wenlger europäischen Zentralismus in vielen überflüssigen Einzelheiten  und  die  notwendige  regionale  Eigenverantwortung  der Mitgliedsstaaten. Andererseits braucht Europa auch gesamteuropäische  Verantwortung,  also  »mehr«  Europa  dort,  wo  diese  wirklich erforderlich ist.  Nur  so  kann  die  EU  das  Vertrauen  der Europäer zurückgewinnen. Angela Merkel hat in den Jahren ihrer  Kanzlerschaft sehr viel für das gegenseitige Verständnis der Staaten  innerhalb  der Europäischen Gemeinschaft getan.  Kompromisse kamen zustande,  weil  sie  den  geduldigen  Dialog  ermöglichte.  Das  war Angela  Merkels  Rezept  für  viele  Fortschritte  in  Europa.  Kommission  und  Parlament sollten  das  zukünftig bedenken. 

Europa bleibt nämlich ein einzigartiges,  kompliziertes föderales  Gebilde,  besonders  deswegen,  weil  seine  föderalen  Einheiten 197 
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historisch und kulturell so verschieden,  oft  mental so  gegensätzlich und  ökonomisch  so  unterschiedlich  strukturiert sind.  Was bei viel größerer Einheitlichkeit der Regionen und  Länder  solche  Unterschiede  bedeuten können,  das  kennen wir  aus  der täglichen  föderaJen  Praxis  der Bundesrepublik Deutschland.  Die  entscheidende Frage und die wichtigste für ein zukünftiges Europa  muss  deswegen  immer  lauten:  Welche  Ebene  ist  für  welche  Aufgaben  am geeignetsten. Und  angesichts der beschriebenen  globalen  Tendenzen  und  der  strukturellen  europäischen  Ausgangslage  sollte  die Antwort  dann lautstark und  definitiv  heißen:  Im  Zweifel  immer für die jeweils  kleinere,  denn hier lebt  nicht  nur  die  Demokratie, hier  lebt  die  Kreativität,  die  Fähigkeit  zu  flexibler  Anpassung  an neue Herausforderungen und die Kraft zur Innovation!  Das sollte als nationales Interesse  der Bundesrepublik Deutschland in Brüssel konsequent vertreten werden. 

Natürlich  wird  dann  der  Einwand  laut:  Allzu  viele  Unterschiede verzerren  den Wettbewerb.  Daran schließt aber wiederum die  Gegenfrage  an:  Wie  viel  Wettbewerb  unterschiedJicher  nationaler  Strukturen  und  Politiken muss  ein föderales,  dezentrales Europa bei unbeschränkt  offenen Grenzen innerhalb eines wirklich  gemeinsamen Marktes  denn  ertragen?  Einerseits müssen wir der Vielfalt Europas Rechnung tragen,  um in  der  Globalisierung im regionalen Wettbewerb  zu bestehen und zugleich die regionalen  Unterschiede  wieder  kreativ zu  nutzen.  Andererseits  wollen wir den europäischen  Integrationsprozess  voranbringen. Die  richtige  Antwort  lautet  aus  meiner  Sicht:  So  viel  Wettbewerb  der Unterschiede  wie  möglich  und  nm  so  viel  zentrale  Einheitlichkeit wie unbedingt nötig.  Ein Gemeinplatz, gewiss,  der aber dann Fall  für Fall  sorgfältig,  ideologiefrei  und  konkret  analysiert  und entschieden  werden  sollte.  •Im  Zweifel  für die Mitgliedsstaatem sollte jedenfalls  die  Devise  für  die  deutsche  Europapolitik  sein, wenn  wir  die  Kreativität  und  die  Wenbewerbsföhigkeit  Europas stärken  wollen.  Und  dabei  sollten  wir  tröstend  erinnern:  ln den 
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USA  haben  die  einzelnen  Bundesstaaten  zum  Teil  völlig  unterschiedliche  gesetzliche  Regeln  - und  doch  sind  sie  als  echter Bundesstaat an  der Toleranz großer regionaler Unterschiede nJcht zerbrochen.  Und:  Sie  sind außerdem äußerst wettbewerbsfähig! 

Eine  ständige  Ausweitung  von •Zuständigkeitenc  der  Institutionen der Europäischen Gemeinschaft steht auch im Widerspruch zum Vertrag von  Lissabon,  der unter  dem  Stichwort  •Subsidiarität• 

nationalen  Entscheidungen  den  Vorrang  einräumt.  Im  Protokoll (No.  2)  heißt  es in Artikel  1:  •Jedes  Organ trägt stets für die Einhaltung der in Artikel 5 des Vertrages über die Europäische Union niedergelegten Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit  Sorge.«  Allerdings sind dann  die Artikel  5 und 6 des Lissabon

Verrrages  leider  äußerst  dehnbar  und  erlauben  faktisch  in  allen Bereichen Initiativen der Kornmission.  Zwar bestätigt der Vertrag zugleich auch (Artikel  4, Ziffer 3) den Mitgliedsstaaten das Recht, tihre  Zuständigkeit  auszuüben«,  aber wirkliche  Klarheit  darüber, wer  eigentlich wofür zuständig und - wichtiger! - verantwortlich ist,  lässt  sich  aus  diesen  Gummiparagrafen  nicht  ersehen.  Und Brüssel  lä�t  nichts  aus,  um  seine  zentralistische  Rolle zu  stärken. 

So war  es  wohl  bisher  nur die niederländische  Regierung,  die sich  gefordert  sah,  öffentlich  zu  erklären,  wofür die  Niederlande zukünftig  eigene  Verantwortung  übernehmen  wollen.  Ln  einer Veröffentlichung  des  •Ministerie  von  Buitenlandse  Zaken«  vom 21. Juni  2013  (Auswärtiges  Amt  der  Niederlande)  mit  dem  Titel 

»Testing  European  legislation  for  subsidiarity  and  proportionality  - Dutch  !ist  of points  for actiont  umreißen  die  Niederlande verbindlich ihre Definition von Subsidiarität und zielen damit auf eine  Festigung  ihrer  nationalen  Interessen.  In  einer  Liste  von 54 Punkten  stellt  die  niederländische  Regierung fest, wo aus ihrer Sicht die  Nationalstaaten  in Europa  zukünftig  Mitsprache  oder Alleinverantwortung  beanspruchen  können.  Diese  Konkretisierung der Subsidiarität durch einen Mitgliedsstaat ist nach meiner Kenntnis in  der EU bisher einmalig.  Hier werden nationale 199 
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Interessen  präziser  ausformuliert  und  so  nationale  und  europäische  Verantwornmgen demlich gemache. 

Im  deutschen  Interesse  erscheint  es  mir  zweckmäßig,  dass auch die  neue ßundesregierung einen solchen Katalog grundsätzlicher  Interessen  im  Rahmen  ihrer  Europapolitik  erarbeiten  und im  Bundestag  vertieft  diskutieren  würde.  Ein  derartiger  Schritt könnte auch dazu beitragen, Deutschlands Europapolitik langfristig erkennbarer und stetiger zu  machen.  Denn angesichts der gro

ßen geopo l

itischen Umbrüche wird es notwendig sein,  längerfristig eine  klare  Richtung  deutscher  Europapolitik  vorzuzeichnen. 

Dezentralitäc  - auch Subsidiarität genannt - sollte  im  deutschen  Interesse  in  Brüssel  als  die  wahre  Stärke  Europas  immer wieder  systematisch  begründet,  verstanden,  angestrebt und  verteidigt werden.  Hier könnte Deutschland zukünftig auch Initiator sein;  eine Mehrheit ließe sich in  Brüssel vermutlich  finden.  Mehr nationale  Verantwortung wirkt  im  Interesse  Europas,  nicht  gegen Europa.  Es  ist  doch  kein  Zufall,  dass  die  Wiedergewinnung  der Wettbewerbsfähigkeit  in  den  gefährdeten  si. 

idlichcn  Peripherien 

Europas  heute  nur  von  den  dort  verantwortlichen  nationalen demokratischen Regierungen erwartet und von Brüssel auch nur dort angemahnt  werden  kann;  Brüssel  selbst  kann  sie  nämJich nicht  herstellen! 

Wenn  Kommission  und Europäisches Parlament einen  anderen Weg einschlagen wollen,  um den  Institutionen  der  EU mehr Legitimität, also  mehr  Vertrauen in den Mitgliedsstaaten zu  verschaffen, so  hat  Professor  Fritz  W  Scharpf  2004  in  seinem  Working  Paper  •Legitimationskonzepte jenseits  des  Nationalstaats•tss darauf verwiesen,  dass  man  zwischen  einer  Legitimität,  die  auf bereits  bestehendem  politischen  Vertrauen  gründet,  und  einer Legitim.ität,  die  erst  durch erfolgreiches  Handeln erworben wird, unterscheiden  kann.  Er nennt  das Erstere  die  •lnput«-Legitimität, wie sie zum Beispiel heute für die Bundesregierung oder auch  die Landesregierungen in Deutschland besteht,  und nennt die Alter-200 
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native  die t0utput1<-Legitimität, die durch  positives Handeln Vertrauen  schafft. Erfolgreiche europäische Projekte könnten folglich den  Institutionen  der  EU  ebenfalls  Legitimität  verschaffen.  Es könnte  unzählige  ßeispiele  dafür  geben,  wo  eine  konkrete  und pragmatische lnltiative der Brüsseler Institutionen genau dem entsprechen würde, was die ßürgerinnen und Bürger in Europa heute vermissen,  etwa  im  Katastrophenschutz,  in  der  Bekämpfung  von Pandernien oder in der Sicherung  der  Grenzen  gegen ungewollte Migration. 

Soll  Europa  als  Union  Bestand  haben,  müssen  wir  von  der Vielfalt als produktive Stärke Europas  ausgehen.  Vielfalt ist  nämlich  kein  Erfolgshindernis,  sondern  war im  Gegenteil  immer  der entscheidende  Tei

l  unseres  europäischen  Erfolgs.  Nicht  Einheitlichkeit,  sondern  Vielfalt;  nicht  Gleichheit,  sondern  regionale (und später auch nationa1e) Unterschiede waren zwar oft  auch Ursache  für Streit und  Kriege,  aber eben zugleich die  tiefere  Quelle europäischer Kreativität und vergangener weltweiter Dominanz. 

Deutsches  Interesse in Europa  ist  es  deswegen,  allen  Versuchen,  die  Mitgliedsstaaten  durch  EU-Vorschriften  immer  weiter strukturell  einander  anzugleichen,  zukünftig mit  noch  größerer Zurückhaltung  zu  begegnen,  aber  andererseits  Brüssel  immer auch  zu  ermutigen,  Initiativen  zu  ergreifen,  die  beginnen  könnten,  offene  Fragen  der  Menschen  in  Europa  zu  beantworten. 

Nicht Gleichschalcung aller Mitg liedsstaaten wird für die  Gemeinschaft  die besten Ergebnisse bringen (wie man wohl mehrheit1ich heute  noch in  der  Kommission  und  im  Europäischen  Parlament meint),  Europa wird vielmehr als  Gemeinschaft  gemeinsame  Vorteile  nur  mit  den  Chancen  seiner  produktiven  nationalen  Unterschiede  erringen.  Das  aber  heißt:  Dezentrale  Entwicklungen stärken Europas Wettbewerbsfähigkeit in der Globalisierung, zentralistische  könnten  sie  bedrohen.  Hier würden  dann  auch  deutsche  Interessen gefährdet.  Mit  Geld allein wird  man  die EU nicht zusammenhalten können. Was also ist zu  tun? 

20• 
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Über  notwendige  Reformen  Europas  gibt  es  inzwischen eine  unüberschaubare  Literatur.  Ich  möchte  diese  hier  nicht vermehren.  Deswegen werde  ich  mich  hier  für  eine  deutsche Europapolitik  nur auf einen  Grundsatz  beschränken:  Die Zukunft Europas in einer Welt schnellen Wandels  hängt von seiner Handlungsfähigkeit unter den sich ändernden Bedingungen  ab. 

Da ein auf freiwilliger Zusammenarbeit gegründeter Staatenbund nicht durch  Zentralisation  durch  die Hintertür handlungsfähiger wird,  kann auch  die  unerlässliche  Wettbewerbsfähigkeit  Europas nur  durch  Kooperation wiederhergestellt  werden.  Es  ist  vitales deutsches Interesse, Entwicklungen zu  mehr Handlungsfähigkeit und Flexibilität in Europa voranzutreiben.  Diese  Handlungsfähigkeit kann  aber in  einem  Staatenbund  nur  in  gegenseitigem  Vertrauen  entstehen,  das durch  Geduld und Rücksichtnahme,  nicht aber  durch Rechtsstreit und Geldstrafen  geschaffen werden  kann. 

Die Eigenverantwortung der Mitgliedsstaaten ist  zu stärken, denn  nur wenn jeder  einzelne  der  27  Mitgliedsstaaten  wettbewerbsfähig  ist,  kann  auch  die  EU  im  Ganzen  wettbewerbsfähig sein!  Sollten  deswegen  zum  Beispiel  die  Strukturhilfen  für die Mitgliedsstaaten eher,  wie in der Bundesrepublik, als regelmäßiger Finanzausgleich  organisiert werden?  Denn Eigenverantwortung  kann  es  nur  geben,  wenn  es  möglichst  wenig  inhaltliche Kontrollen  der nationalen Regierungen durch die zentralen Institutionen  der EU gibt.  Im Rahmen der von der EU vorgegebenen allgemeinen Regeln und einzuhaltenden Ziele, zum Beispiel für  Klima- und Umweltschutz,  wären  dann  nur  die  nationalen Regierungen  für  die  Ergebnlsse  und  die  Einhaltung  der  Ziele verantwortlich.  Denn was kann  die  EU-Kommission jemals  von dem  notwendigen  Mix der  Einzelheiten  nationaler  Prioritäten, zum Beispiel im Klimaschutz, verstehen? Sonne und Wind, Erdbebengefahr  bei Atomkraftwerken,  Carbon-Capture-Möglichkeiten oder Erdwärme,  alles sind höchst lokale und regionale Bedingungen,  für die  die EU von  Land  zu Land  niemals  wirkliche 202 
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Kompetenz erlangen kann. Nichts hindert Kommission und Parlament  daran,  gute Ratschläge zu  geben  - aber Zuständigkeit und Verantwortung sollten bei den  Nationalstaaten bleiben. 

Zugleich  könnte  es  dann  aber  auch  im  deutschen  Interesse sein,  das Instrument  der  Staatsinsolvenz  in  der  EU  einzuführen, wie  es  in den USA praktiziert wird:  Erst das wäre nämlich wahre Eigenverantwortung.  Es  wäre  also  zu  prüfen,  ob  deutsches  Interesse in Europa nicht eher t.:in fest vt.:reinbarter Finanzausgleich innerhalb  der  EU  sein  würde,  wenn  damit  das  Instrument  der Staatsinsolvenz  verbunden werden könnte.  Immer neue finanzielle Hilfsmaßnahmen  untergraben  letztlich  die  Eigenverantwortung der  Staaten.  Diese  ist  aber  Voraussetzung für  die  Wettbewerbsfahigkeir und  die  Leistungskraft jedes  einzelnen  Mitgliedsstaates. 

Professor  Christoph  G.  Paulus  hat  hierzu  eine  Reihe  wichtiger Vorschläge unterbreitet.1S6 Im Grundsatz gilt es doch festzuhalten: Wenn  die Mitgliedsstaaten  der EU  nicht ihr gesamtes  Haushaltsgebaren  den  Institutionen in  Brüssel übertragen wollen  {und kein MitglJedsstaat  will  und  könnte  das),  dann  bleiben  sie  am Ende auch allein  verantwortlich fiir das finanzpolitische Ergebnis. Denn es  wäre  nach  allen  Gesetzen  der  wirtschaftlichen  Logik  nicht möglich,  dass der eine  (nämlich Brüssel und andere Mitgliedsstaaten)  finanzpolitische  Fehlentwicklungen  eines  Mitgliedsstaates ausgleichen  sollte,  aber  zugleich  keine  verbindlichen  Anweisungen  für  das  finanzpolitische  Verhalten dieses  Staates  durchsetzen könnte. Dass Letzteres ohnehin nicht erfolgreich sein kann, haben wir in  der  Finanzkrise  2008 gelernt. 

Es  gibt im  Leben  ein  unabweisbares Gesetz:  Wer Verantwortung  übernimmt,  muss  auch für  das Ergebnis  seines  Handelns  einstehen. Daraus folgt  für die EU aus meiner Sicht: Ein organisierter, regelmäßiger  Finanzausgleich  in  der  EU,  verbunden  mit  einer organisierten  Staatsinsolvenz,  verspricht  mehr verantwortliches staatliches  Handeln  und  weniger  Streit in  der  EU.  EU-Auföcht und -Kontrolle  wären in Einzelfragen unproduktiv  und kein gutes 203 
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System für die souveränen Nationalstaaten der Gemeinschaft, und Mischverantwortung  führt leicht zu  otganisierter Unverantwortung.  Wir  müssen  immer  wieder bedenken:  Kein  M.itgliedsstaat war  und  wäre  heute  bereit,  sein  ganzes  finanzpolitisches  System, seine  Haushaltsentscheidungen  in  die  Hände  von  Rat,  Kommission  oder  Europäischem  Parlament  zu  legen.  Das wäre  auch Unsinn.  Wo  bliebe  da  die  Demokratie?  ln  Deutschland  würde  das übrigens  ohne  Grundgesetzänderung gar  nicht möglich  sein.  Dt:r Staatshaushalt ist  •das  Schicksalsbuch  der  Nation«  und  muss  dort verantwortet werden,  wo  auch  die  demokratische  Legitimation des politischen Handelns verankert ist. 

Die Staaten in der EU sind und bleiben sehr verschieden. Das müssen Konunission  und Parlament stets in Rechnung stellen und diese Unterschiede in  ihrer Politik und ihren einzelnen  Maßnahmen berücksichtigen.  Und so  beweist  heute  auch  die  Eurozone: Notwendige Anpassungsstrategien für eine europäisch  und international  erforderliche  Wettbewerbsfahigkeit  Europas,  und  damit auch  für  eine  Reduzierung der  Verschuldung,  können  aus  politisch-demokratischen  Gründen  am  Ende  immer  nur  auf nationaler beziehungsweise regionaler Ebene  realisiert  werden,  aber dafür  müssen  die  Mitgliedsstaaten  dann  auch  die  erforderliche Handlungsfreiheit haben.  Nur so kann Europa wieder international wettbewerbsfähig werden.  Innovation  entsteht durch Freiheit und  nicht  durch  Außicht!  Deswegen  kommt  heute  alles  darauf an,  dass  die  Mitgliedsstaaten  selber  die  notwendigen  Reformen umsetzen.  Die  heutige  EU  ist  nämlich  ein  Staatenbund  und kein Bundesstaat. Wenn man diese Tatsache für die zukünftige Europapolitik: zu Ende  denkt,  dann ist es auch unausweichlich  und konsequent,  einerseits  die Eigenverantwortung der Mitgliedsstaaten zu stärken,  sie aber dann auch andererseits  die Verantwortung für das Ergebnis  ihrer Politik tragen zu lassen. Wo Verantwortungen klar geregelt  sind,  gibt es  auch weniger  Streit. 
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VI. 

Was jetzt zu tun ist 
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WIR  ltl.H:: N  IN  CIN EH.  :.G U N CHMUNU  lH:URUHLICH.EN  WbLT. 

Was  ist Deutschlands Verantwortung,  was sind unsere  Interessen, und was  werden  unsere  Möglichkeiten  sein?  Die  Gefahren,  die Aufgaben  sind  offenkundig,  doch  wie  sollten  wir  sie  angehen? 

Der Klimawandel ist heute die größte Bedrohung, aber wie kann Deutschland auf diese  weltumspannende Entwicklung einwirken? 

Haben  wir als  Deutsche  überhaupt  noch  die  Möglichkeit,  einen maßgeblichen  Einfluss  auf die  globale  Entwicklung  zu  nehmen? 

Aus unserem Lande stammen weniger als zwei Prozent der schädlichen COrGase,  die  die Welt jährlich ausstößt, und auch  aus der gesamten  EU  sind  es  nur  9,5  Prozent.  Was  wird  sich  weltweit  -

und nur  das  zählt  doch  für  das  globale  Klimaproblem - ändern, wenn  Deutschland  und Europa  ihre  selbst  gesetzten klimapolitischen  Ziele  erreichen?  Auch  dann  bedrohen  uns  die  Folgen  des Klimawandels,  die  durch  den  C02-Ausstoß  der  anderen  Kontinente verursacht wurden und werden. 

Um kein Missverständnis  entstehen zu lassen:  Selbsrverständlich  müssen  wir  weiterhin  national  und  international  energisch am  Klimaschutz  arbeiten  und  die  von  uns  gesetzten klimapolitischen  Ziele  konsequent  verfolgen  und  einhalten.  Aber politisch müssen  nun  doch  die  Folgen  des  bereits  eingetretenen  Klimawandels in das Zentrum des politischen Handelns rücken, und das ist  in  erster Linie eine  nur nationale Verantwortung.  Hier, und nicht  im  militärischen  Bereich,  erwächst  uns  aber  die  größte Bedrohung.  Was  wir  im Jahr  2021 erlebe haben,  war vermutlich nur  ein Vorspiel.  Denken  wir  etwas  langfristiger,  dann  stehen  wir vor  lebenswichtigen  Fragen:  Was wird aus  der Wasserversorgung 207 
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großer  Städte;  der Nutzbarkeit lebenswichtiger Landschaften;  der Erhaltung  landwirtschaftlicher  Flächen  und  W:ilder  angesichts anhaltender Dürren und damit auch der Gefährdung unserer Ernährung;  was  wird  aus  der  Nutzbarkeit  der  Trassen  des  Eisenbahn- und  Straßenverkehrs  oder  was  aus  der  Bewohnbarkeit überhitzter  Städte? Wer hier  Vorsorge  treiben  will,  braucht  sehr lange  Planungszeiten!  Klimaschutz  müssen  wir  weiterhin  energisch  betreiben,  aber  damit  werden  wir  OeutKhe  doch  nur  geringfügigen Einfluss auf die weltweite  EntwickJung  und die  Auswirkungen  des  Klimawandels  auf unser  Land  haben.  Der Schutz vor den  dramatischen Folgen des Klimawandels  liegt aber eindeutig  in unserer  Hand,  und dafür brauchen wir immer mehr  Geld, i.Ahrweilen  zeigt uns  das  mögliche Volumen. 

Es geht also hier um  unsere  politischen  Prioritäten,  und  das berührt dann  außenpolitisch  auch  häufig  die  nationalen  Interessen.  Ist angesichts  dieser Notwendigkeiten das  Zwei-Prozent-Ziel für  die  Nato  noch  sinnvoll?  Es  gilt,  unsere  Interessen  auch  langfristig kJarer zu definieren,  um das  heute Wichtige  und das morgen  Erreichbare  deutlicher  anzusteuern.  Alles  auf  einmal  wird nicht  mög l

ich  sein;  demokratische  Politik  ist  immer  eine  mühsdige, zeitraubende und am  Ende meist auch  kost�pielige Arbeit. 

Was muss jetzt sein,  und was  könnte warten,  darum  wird es  immer wieder gehen. Rationale Politik und nicht Stimmungspolitik ist gefordert. 

Das gilt gerade für die  Sicherheits- und Außenpolitik Deutschlands und der Europäischen Gemeinschaft.  Ein  schwelender Krieg findet an der russischen  Süd- und Westgrenze  zur Ukraine und zu Georgien  statt.  Eine  weltpolitische  Konfrontation  zwischen  der asiatischen  Großmacht  China und der westlichen  Großmacht  USA beunruhigt. Es ist  eine  neue  politische Welt,  die da  am  Horizont aufScheint,  unsere  deutschen und europäischen Gcwissheiten gehen  verloren.  Wiederum:  Was  ist  zu  tun?  Die  heute  für  m.ich wichtigste Erkenntnis ist, dass Deutschland und Europa sich unter 208 
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Führung  der  USA  sicherheitspolitisch  zu  oft unrealistische  Ziele gesetzt haben  und  wir  dann  allzu  häufig  das  Gegenteil von  dem erreichten, was wir erreichen wollten. Und:  Dass  wir in Deutschland  und  Europa  nicht offen  und  mutig  genug  über  die  völlig unterschiedlichen  Sicherheitsinteressen  Europas  und  der  USA debattiert haben und die USA  davon  überzeugen  konnten,  dass es auch in  ihrem  Interesse ist, sich mit Russland zu  verständigen. 

Afghanistan  war  dafür  nur  ein  besonders  bedrückendes  Beispiel:  Nach  20 Jahren  Krieg  kam  es  wieder zu  dem  Zustand,  der vor  20 Jahren  der wesentliche  Grund  für  den Krieg gewesen  war; die  Regierung  der  Taliban  ist  zurück.  Wenn wir aber die vergangenen Jahrzehnte  im  Ganzen  betrachten, so  erscheint  das  Beispiel Afghanistan in einer eher deprimierenden  Kontinuität.  Der Westen  wollte  unter  Führung  der  USA  das  autokratische  Regime  in Syrien stürzen, hier griffen  die USA verdeckt zum ersten  Mal  1981 

in den Bürgerkrieg ein. Aber heute gibt es die Assad-Regierung noch inuner,  allerdings gewann nun  der Assad-Alliierte  Russland an  Einfluss.  Überall  versandeten  die  militärischen  Interventionen im Nahen  Osten  und  erreichten  häufig  nichts  von  dem,  was  die USA als westliche Führungsmacht beabsichtigt  hatten.  Der Afghanistan-Einsatz  war  auch  finanziell  teuet:  Hätte  das  Geld nicht anstelle  eines  vergeblichen  Nato-Einsatzes  besser für Vorhaben gegen die Folgen  des Klimawandel�  verwendet  werden  müssen? 

Russland  ist  heute  trotz  aller  Sanktionen  mächtiger  als  vor zehn Jahren,  nicht  nur im  eurasischen  Raum.  Und  Russland,  unser  europäischer  Nachbar,  ist  nun  ein  Alliierter  der  asiatischen Volksrepublik  China!  Im Iran wurde  auch  wegen  des  ßruchs  der vertraglichen  Vereinbarung vonseiten  der  USA  ein  eher reformorientierter  Präsident von  einem  erklärten  Hardliner abgelöst  und so  die  Chance  für  eine  iranische  nukleare  Bewaffuung verstärkt. 

Im Irak  fiel  zwar  der  Diktator  Hussein,  aber  die  terroristischen ßedrohungen nahmen durch  das Entstehen des sogenannten  Islamischen  Staates  zu.  In  Nordkorea arbeitet  Diktator  Kirn unbe-209 
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eindruckt von Sanktionen  und Drohungen  der USA  am  Ausbau seiner  atomaren  Bewaffnung  weiter,  auch  weil  die Voraussetzungen für  einen Friedensvertrag zwischen  Nord- und Südkorea von den  USA nicht geschaffen  werden  konnten.  Und  nun  soll  auch noch  China  von  den  USA  in  die  Schranken  gewiesen  werden, aber  das  Land  wird  angesichts  seiner  wirtschaftlichen  EntwickJung nicht nur in Asien stärker werden. 

Es  ist  Zeit  zum  Innehalten  und  für  eine  Überprüfung westlicher  Politik  und  westlicher  Überzeugungen.  Die  für  mich  entscheidende  Erkenntnis  lautet:  Die  Interessen  Deutschlands, Europas  und  des  sogenannten Westens lassen  sich  nicht  mehr  durch Drohungen wirtschaftlicher oder  gar  militärischer  Maßnahmen verwirklichen. Wer beute,  im  Zeitalter  globaler Vernetzung und universaler militärischer Bewaffnung, auf militärische  Stärke setzt, setzt  auf das falsche  Pferd.  Die  alles  entscheidende  Zeitenwende, die  sich  vor  unseren  Augen  vollzieht,  bedeutet:  Wirtschaftlicher Erfolg,  demokratisches Vorbild,  diplomatische  Stärke,  nationale Vernunft  und  eine  realistische  Einsicht  in  die  Interessen  und Möglichkeiten  der  globalen  Gegenspieler  sind  heute  unendlich viel wichtiger als  die  Zahl  der Raketen  oder  nuklearen  Sprengköpfe. 

Der Beweis  für diese  Erkenntnis  wird  doch  für uns  schon  im europäischen  Raum  unübersehbar.  Da fixieren  sich  in  der  Nato die  USA, und in ihrem Gefolge auch  die  Europäische Union,  auf den angeblich so  gefährlichen  Gegner,  die Russische  Föderation. 

Die Nato wird finanziell gestärkt,  und immer wieder beschwören ihre  Vertreter die Bedeutung des  Schutzes  für die  Unversehrtheit Europas.  Doch  dann  annektiert der •Feind• Russland,  im  Zusammenhang mit  der  beabsichtigten Aufuahme  der  Ukraine  in  die Nato,  völkerrechtswidrig  die  Krim  und  unternimmt  einen subversiven  Krieg im Donbas  an  der  Ostgrenze  der  Ukraine  und Georgiens.  Von  der  Nato  erfolgen  nur  ärgerliches  Grollen  und einige  wirkungslose  Wirtschaftssanktionen.  Die  Muskelspiele 2IO 
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bleiben ohne  Folgen  - und wir können nur sagen:  zu  unser aller Glück.  Nun  steht auch noch der finale EintTitt  der Ukraine  in  die Nato  bevor.  Was  geschieht,  wenn  Purin  dann  auch  die  Region Donbas annektiert? Brzezinski warnte vor einem  �heißen«  Krieg. 

Würde  dieser dann nach  der heutigen  Nato-Strategie  des �fl.exlble response• in erster Linie auf europäischem  Territorium,  also  auch auf deutschem  Boden  ausgetragen? 

Das  Militär  hat  für  die  Sicherheitspolitik  einen  großen  Teil seiner  Bedeutung  verloren,  die weltweite  Verbreitung zerstörerischer Waffen  wurde im Wesentlichen zur Chance für Terroristen. 

Zwischen  den  Interessen  der  Nationen  können  militärische  Interventionen  keine  Option  mehr  sein.  Die  Interessen  des  modernen  Staates  sind  mit  Krieg  nicht  mehr  vereinbar,  solange jedenfalls  damit gefährliche Nachteile für beide Seiten verbunden bleiben.  Ein  international  organisierter  Kampf gegen  den  Terrorismus sowie  Diplomatie  und  die  Stärkung wirtschaftlicher Wettbewerbsfäb.igkeit sind die wichtigeren  Optionen. 

Natürlich  gibt  es  auch  dann  keinen  •ewigen•  Frieden  im Sinne lnunanuel Kants.  Kant hatte sich diesen Frieden von einer tiefen Handelsvernetzung der Staaten versprochen, aber Handelskrieg und Wirtschaftskonkurrenz sind nicht aus der Welt, wie wir täglich erfahren. Dennoch,  um  in dieser Konkurrenz zu  bestehen, bedürfen  Deutsdtland  und  die  Europäische  Union  nicht  nur einer kräftigen wettbewerbsfähigen  Wirtschaft, sondern auch der Mittel, negative  Eingriffe in  das Wirtschaftsgeschehen von außen abwehren zu können.  Das  gilt hinsichtlich politischer Eingriffe vonseiten der USA und für Deutschland auch hinsichtlich  aller  die unternehmerische  Wettbewerbsfahigkeit  behindernden Eingriffe aus  Brüssel.  Denn  nicht  ßrüssel,  wie  wir doch  nun  wirklich  gelernt  haben  sollten,  kann ein wettbewerbsfähiges  Europa  bewahren  oder  wieder  herbeiführen:  Nur  die  einzelnen  europäischen Nationalstaaten  werden  dazu  in  der Lage  sein.  Nur wenn jeder europäische Nationalstaat sein Haus  in  Ordnung bringt, kann auch 
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Ordnung  in Europa sein.  Nur  27  erfolgreiche  Nationalstaaten können ein  erfolgreiches Europa schaffen. Europa braucht für den Gewinn seiner Souveränität  eine mutigere Debatte über den Weg, den  es  hierfür  einschlagen  muss:  Kooperation  statt  juristischen Zwangs. 

Zum  Abschluss  dieses  Buches  möchte  ich  eine  knappe  Zusammenfassung  notieren: 1.)  Die  größte  unmittelbare  Gefahr,  die  heute  für  die  Menschen in Deutschland besteht, resultiert aus  den Folgen des  Klimawandels.  Grundsätzliche  Veränderungen  des Wetters  werden  weitreichende  Folgen  für  die  Bewohnbarkeit  von  Stadt  und  Land, aber  auch  für  die  Voraussetzungen  des  Wirtschaftslebens  in Deutschland  und  für  die  Ernährung  der  Welt  haben.  Im ersten Kapitel  •Worum  es  jetzt  geht«  habe  ich  auf diese  Zusammenhänge hingewiesen. 

Es ist selbsrverständlich, dass Deutschland hinsichtlich der Begrenzung des  Klimawandels  den  eigenen  Zielen,  den  Vorgaben der  Europäischen  Union  und  den  Beschlüssen  der  Pariser  und Glasgower  Klimaabkommen  folgen  und  sein  internationaJes  Potenzial im  nationalen Interesse  auch dafür einsetzen muss. Aber der Umbau  auf erneuerbare  Energien  und  die  notwendigen  Zwänge im Abbau  von COrrelevanten Energiequellen werden  mindestens zunächst  Arbeitsplätze  kosten  und  regionale  Verwerfungen  verursachen.  Und  doch  müssen  wir  diesen  Weg  gehen,  aber  d.1bei immer  auch auf unsere  demokratische Stabilität achten. 

Die  letzten Jahre  haben  uns  von  der  Pandemie  bis  zu  den Zerstörungen  durch  Dürre,  Überschwemmungen  und  Waldbrände  gezeigt,  dass  wir  den  bereits  eingetretenen  Folgen  des Klimawandels  bisher zu wenig Aufinerksamkeit  gewidmet  haben. 

Das  galt  sowohl  für  Deutschland  als  auch  für  die  Europäische Union.  Deutschland  sollte  heute  damit  rechnen,  dass  schon  die Begrenzung  des  weltweiten  Anstiegs  der  Erwärmung  der  Erdatmosphäre bei  nur  t,5 Grad  ein  sehr  ehrgeiziges  und  möglicher-
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weise nicht mehr zu erreichendes Ziel ist.  Unsere Vorkehrungen gegen  die  Folgen  des KJimawandels sollten  sich jedenfalls  heute schon darauf einstellen, denn die Ergebnisse der Klimakonferenz in  Glasgow  lassen  wenig Hoffnung,  dass  es gelingen wird,  das Ziel von 1,5 Grad einzuhalten.  Die Folgen des Klimawandels in Europa  betreffen  aber fast immer mehrere Mitg liedsstaaten  der EU  gleichzeitig.  Die  notwendigen  Planungen  sollten  daher auf europäischer Ebene zügig beginnen. Dafür brauchen wir wieder Geld,  und  das  kann  nicht  aus  dem Sozialhaushalt genommen werden. 

Wir  müssen  also  dem  Katastrophenschutz,  der Organisation des Gesundheitswesens und den langfristigen Planungen der deutschen  und  europäischen  Infrastruktur  in  den  nächsten Jahren sowohl po l

itisch als auch in den öffentlichen Haushalten Deutschlands und der EU deutlicheren Vorrang einräumen. Wiederum gilt es,  die verschiedenen  R.isiken  gegeneinander  abzuwägen.  Wenn es in  diesem  Zusammenhang  dann  aus finanziellen  Gründen erforderlich  werden  sollte,  müsste  eventuell  das  eine  oder  andere militärische  Projekt zurückgestellt  werden.  Das wäre  angesichts der relativ  viel größeren Gefahren  des  KJimawandcls  dann  auch berechtigt. 

In  diesem  Zusammenhang kommt  wiederum  der Europäischen Union auch im deutKhen Interesse eine besondere Bedeutung zu. So wie der Klimawandel keine staatlichen Grenzen kennt, so machen auch die Folgen des Klimawandels nicht an den politischen Grenzen halt.  Wenn  im Rhein  die Wasserquellen spärlicher  fließen, wäre das  ein Problem für  mindestens  fünf Mitgliedsstaaten der Europäischen  Union.  Auch  auf die  Migration nach Europa wird der  Klimawandel wesentlichen Einfluss haben. 

Diese Frage steht schon heute im Mittelpunkt europäischer Politik, und sie wird vermutlich nicht lösbar sein, indem alle Mitgliedsstaaten  der  EU sich  zur  anteilsmäßigen  Aufnahme  von  Flüchtlingen  bereit erklären. Es  bleibt  zwar  richtig,  sich  weiterhin  auf 213 

[image: Image 274]

die Lösung dieser Frage  in den Herkunftsländern der Migranten zu  konzentrieren,  aber  dieser  Ansacz  wird  nur  sehr  langfristig wirken.  Das  Problem  der Verteilung von  Migranten  in  der  EU 

wird  wohl nur lösbar sein,  wenn  es  einen glaubwürdigen Ansacz für die  Sicherung  der Außengrenzen  gibt.  Könnte  hier eine politischere,  nivilere..- Naco noch hilfreicher werden?  Könnte  dieser Weg  dann  auch  Scaaten  wie  Ungarn  und  Polen  wieder  besser einbinden? 

Es  wird  für  alle  Ebenen  der  Europäischen  Union  eine  vordringliche Aufgabe sein,  die notwendigen  dezentralen und kleinteiligen Vorkehrungen zur Linderung der Folgen  des Klimawandels so  überschaubar zu machen und europäisch so zu organisieren, dass  ein  europäisches  Gesamtkonzept  einen  optimalen  Umgang mit  den  Klimafolgen  möglich  macht.  Die  Menschen  lesen  zwar vom •Green Deal•,  von  Europas  Zielen  des Klimaschutzes bis in die Jahre  2035  und  2050 - die Menschen leben aber heute, und sie  erfahren schon heute die  Folgen des KJimawandels.  Sie brauchen  heute  und  morgen  Schutz  und  Hilfe.  Die  Europäische Union  könnte  viel  Zustimmung  gewinnen,  wenn  sie  nicht  nur durch  Ankündigungen  für  ferne  Zeiten,  sondern  auch  durch kurzfristig überschaubare,  nützliche  Schritte  den  Menschen  zeigen  könnte,  dass  sie  praktische  Lösungen  für  alle  Europäer  in ihren jeweils  so venchiedenen Klimaregionen anbieten kann. Das in  Brüssel  zu  bewirken,  ist  eine  bedeutende  Aufgabe  auch  im deutschen nationalen Interesse. 

2.} Der Klimawandel  und  die Digitalisierung verändern  auch tiefgreifend  die  Arbeitsmärkte.  Nicht  nur  andere  Produkte  sind gefordert,  sondern  auch  andere  Produktionstechnologien  und Arbeitsmethoden.  Neues  Wissen,  neue  Erfahrungen  werden  gebraucht.  Der Wandel wird das  gesamte  Wirtschaftssystem der Welt durchziehen.  Wir müssen uns  auf soziale Erschütterungen  vorbereiten;  die Entwicklung ist nichc wirklich planbar.  Um eine solche Zeic  zu  bestehen,  brauche  der  einzelne  Mensch  und  braucht  die 

„. 
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Gesellschaft ein zeitgemäßeres  Bildungsangebot,  aber auch Freiheitsräume des Experiments. 

Die  Zukunft  wird  nut  von  einer  Gesellschaft  gemeistert werden  können,  der  es  gelingt, Freiheitsräume, Flexibilität und soziale Sicherheit optimal mit Wettbewerbsfähigkeit zu verbinden. 

Deutschlands  nationales  Interesse  ist  es,  in  seiner  Europapolitik dieses  Ziel  gegenüber einer zentralistischen  Tendenz  in Brüssel nachdri.icklich zu vertreten. 

3.)  Es  ist  im Interesse  Deutschlands,  dass  sich  die  transatlantische  Allianz  und  die  Nato  endlich  von  der  Dominanz  militärischer  Sicherheitsüberlegungen lösen und  eine  moderne,  zeitgemäße  Sicherheitsstrategie  verfolgen.  Dafür sollte  nicht  nur die Nato  dringend  eine  aktive  Entspannungspolitik  gegenüber  der Russischen Föderation einleiten, sie sollte hier auch das wirtschaftliche Potenzial des Westens positiv einbringen können. Russland wegen seiner innenpolitischen Verhältnisse •zu  bestrafen•, ist wirkungslos, für Europa schädlich und politisch auch naiv. Sanktionen haben bisher oft die Außenwirtschaft des Westens beeinträchtigt, aber in  den  Zielländern  im  Sinne  der Absichten  der Sanktionen wenig bewirkt. Deutschland sollte einer Verlängerung von Sanktionen gegenüber Russland nicht mehr zustimmen, da zum einen die  bisherigen  Sanktionen  nicht  die  erwünschten Ergebnisse erbracht haben und zum anderen unser nationales Interesse in einer nachdrücklichen Entspannung gegenüber Russland besteht. 

Um  Russland  angesichts  seiner  China-Allianz  schrittweise wieder für ein eher europäisches Engagement zu  gewinnen,  bedarf es jetzt  erheblicher  diplomatischer Bemühungen  und  einer sorgfältig geplanten Entspannungspolitik zwischen Ost und West in Europa. Deutschland und Frankreich sollten bemüht sein, diesen Weg gemeinsam zu  gehen. Wir müssen uns jedoch immer des Satzes  von  WiUy  Brandt  für seine  Ostpolitik  der  sechziger  und siebziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts erinnern: &Ostpolitik beginnt im Western•, also gegenüber den USA. 
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Im Jahre 1983 veröffentlichten Gordon A. Craig und Alexander L.  George einen gemeinsamen Essay über •Diplomatie Problems of Our Time•, und ich zitiere hier aus der deutschen Ausgabe •Zwischen Krieg und Friedenc_IS7 Die Autoren setzen sich eingehend mit den unterschiedlichen Positionen auseinander, die von der politischen Theorie zu diesem Thema in Jahrhunderten entwickelt wurden.  Sie erwähnen die ganze Bandbreite von Machiavelli bis zu den pazifistischen Positionen der Gegenwart. Der Rückblick auf diese Debatten führt heute wenig weiter. Was uns jedoch heute  helfen kann, einen Weg aus  der Sackgasse zu finden, in die uns eine geopolitische und moralisch aufgeladene US

Politik gegenüber der Russischen Föderation geführt hat, das sind zwei  Fallstudien,  die  beide Autoren aus Erfahrungen  einer Entspannungspolitik  zwischen  Ost und  West  aufgezeichnet  haben. 

Die eine war der Weg, den Nixon und Kissinger in den sechziger Jahren  des vergangenen Jahrhunderts  gingen,  und die  andere  ist die Politik von Willy  Brandt,  beginnend  ebenfalls in den sechziger Jahren und dann gekrönt mit einem �Wandel  durch Annäherung• und dem friedlich erreichten Fall der Mauer r989. SPD und FDP hätten hier in ihrer neuen Koalition allen Grund, sich auf die große  gemeinsame  Tradition  der  Entspannungspolitik  in  den 197oer Jahren zu  besinnen  und  sich  ihres großen Außenministers Hans-Dietrich  Genscht:r zu erinnern. 

Ich  kann  hier die  Einzelheiten  dieser  komplizierten  Strategien nicht nachzeichnen.  Eines lässt sich jedoch eindeutig lernen: Entspannungspolitik bedarf einer sorgfältigen Planung, einer klaren Definition der eigenen Interessen sowie einer ungeschönten Einsicht in die Interessenlage der anderen Seite.  Aus meiner Sicht heißt das  heute:  Auf der Seite Europas ist es unser Interesse,  wie es  auch Macron formulierte,  die  Russische  Föderation schrittweise  wieder für Europa zu  gewinnen und  aus  der chinesischen Umklammerung  zu  lösen;  aus  russischer  Sicht sind  dann  wohl bedeutende  Faktoren:  die  Rücknahme  der sinnlosen  und  wir-216 
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kungslosen Wirtschaftssanktionen von westlicher Seite sowie eine Zusicherung,  dass die Ukraine kein  Nato-Land wird. Beides wäre möglich,  beides  verlangt  sorgf:iltige  und  baldige  Vorbereitung, beides verlangt Politik auf lange Sicht;  verlangt  eine Strategie mit innenpolitischem und außenpolitischem Mut.  Das wäre die Aufgabe  deutscher  und  französischer  Diplomatie,  wenn  möglich unter französischer Führung. 

4.)  Deutschland sollte  in enger Gemeinschaft mit Frankreich diesen  Weg  verfolgen.  Die  deutsch-französische  Gemeinschaft muss insbesondere im Bereich der Sicherheitspolitik gestärkt werden.  Frankreich  ist  dabei  im  deutschen  Interesse  der  Vortritt  zu lassen.  Wir  müssen  dann  gemeinsam  die  Aufmerksamkeit  darauf richten,  die Vorbehalte  der  osteuropäischen  Staaten  gegenüber einer Entspannungspolitik  in  den  Beziehungen  des  Westens  zu Russland  zu  überwinden.  Der  gegenwärtige juristische  Streit  in der  EU  mit  Polen  ist  aus  dieser  Sicht  überflüssig  und  trägt  nicht zu möglichen Fortschritten in  der europäischen Sicherheitspolitik bei. Wer Chinas Einfluss eindämmen will,  der muss zunächst versuchen,  in  Europa  den  Streit  mit  Russland  zu  reduzieren.  Denn erst  eine  verheerende  Russlandpolitik  nach  dem  Fall  der  Mauer und nach dem Ende  des Kalten  Krieges hatte clie Russische  Föderation  an  die  Seite  Chinas  gedrängt.  Um  aber  auch  die  osteuropäischen  Staaten  für  eine  Entspannungspolitik  mit  notwendigen Sicherheitsgarantien  des  Westens  zu  gewinnen,  brauchen  wir  in erster  Linie  die  Zustimmung  Polens  und  der  baltischen  Staaten. 

Deswegen  sollte  sich  Deutschland  auch  nicht  mehr  an der  Androhung  finanzieller  Sanktionen  gegen  Polen  beteiligen.  Das 

»Weimarer  Dreieck.,  die  besondere  Zusammenarbeit  zwischen Deutschland,  Frankreich  und  Polen,  ist  für  die  Ent�pannungspolitik  in  Europa  ein  unentbehrliches  Fundament  und  sehr viel wichtiger als Einzelheiten polnischer Justizpolitik.  lmmer geht es eben um rationale  Prioritäten  und  um den  Mut,  dann  auch  zu Hause gegen  innenpolitische  Stimmungen  zu argumentieren. 
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5.) Die Nato sollte zwar in ihrer heutigen Form fortbestehen, sie  bedarf aber  auch  der  Verlagerung  ihrer  Schwerpunkte.  Entspannungspolitik  muss zukünftig im  Vordergrund  stehen  und das Verteidigungspotenzial  zeitgemäßer  orientiert  werden.  Fähigkeiten  in  der  Abwehr von  Cyberangriffen;  die  Fähigkeit,  Fernwirkungen  mit  bewaffneten  Drohnen  auszuüben;  der  systematische  Ausbau  polizeilicher und geheimdienstlicher Potenziale  der europäischen  Nationen wird bedeutsamer sein als die Ausweitung konventioneller Streitkräfte.  Europa  sollte  in den  genannten  Bereichen bemüht sein,  den  Weltstandard der Großmächte zu erreichen.  Es  drohen  größere  Gefahren  vom  Terrorismus  als von  der Russischen  Föderation.  Alle  an  der  deutschen  Regierung beteiligten Parteien mi.issen  dafür gewonnen werden,  dass  der Ausbau des  Verfassungsschutzes,  des  ßundesnachrichtendienstes  oder auch  der Einsatz bewaffiteter Drohnen  kein Übel darstellen:  Das Übel ist der Terrorismus. 

6.)  Es  ist  nicht  im  Interesse  Deutschlands  oder  der  Europäischen  Union,  den  USA auf ihrem  gefährlichen Weg in  eine  geopolitische Konfrontation  mit  China zu folgen. China ist für Europa militärisch  bisher  in  keiner  Weise  bedrohlich.  Das  gilt  aber  nur dann, wenn  gegenüber der Russischen Föderation eine  Entspannungspolitik  eingeleitet werden  kann.  Denn  es  geht  im Umgang mit  China  nicht  nur  um  die  für Deut"ichland höchst  unangenehmen  Folgen  einer Eingrenzung  unserer  Handelsbeziehungen.  Es geht,  wie  ich  versucht  habe  darzulegen,  auch  darum,  dass  eine ideologische und machtpolitische  Konfrontation der  USA mit der chinesischen  •Autokratie« weltpolitisch für Europa gefährlich werden könnte,  sollte Russland dann in  Europa als  Verbündeter Chinas  agieren.  Eine  Konfrontation  zwischen  China  und  den  USA kann  für Europa  große  Risiken  bergen.  Die  Folgen  des  Machtwettbewerbs  zwischen  Deutschland  und England  vor dem  Ersten Weltkrieg  1914,  über  die  ich  hier  eingehend  geschrieben  habe, müssten wir heute angesichts des Wettbewerbs  der USA mit China nB 
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in Erinnerung behalten. Die bedrohliche Konfrontation  zwischen den  USA  und  China  macht Entspannungspolitik  in  Europa  noch dringlicher.  Dient  ein Bündnis  mit  den  USA  gegen  China  heute also  noch europäischer Sicherheit?. 

7.)  Die  Durchsetzung  der  Menschenrechte  muss  auch  zukünftig  für  die  deutsche  Außenpolitik  eine  bedeutende  Rolle spielen.  Aber  wir  sollten  gelernt  haben,  dass  mit  Wirtschaftssanktionen oder der Beschränkung diplomatischer Beziehungen weder  die menschenrechtsverletzende  Politik  der autoritären Regierungen  verändert  noch  den  einzelnen  Menschen  geholfen werden  kann.  Die  Erfahrungen,  die  insbesondere  Deutschland während des  Kalten  Krieges  machte,  sollten  wieder stärker berücksichtigt werden.  Deswegen:  Gespräche  über  Einzelfalle  politisch Verfolgter sind, wenn möglich,  nicht öffentlich zu  führen; Asylangebote  für jeden  Einzelfall  sind zu  schaffen;  indirekte  humanitäre  Unterstützung  für  verfolgte  Gruppen  kann  eventuell auch  durch  eine  spezifizierte  erweiterte  Migrationspolitik  ermöglicht werden.  Aber  eine  Instrumentalisierung der Menschenrechte  zur  Beffiedung  innenpolitischer  Drängeleien  im  Westen ist  zu vermeiden.  Die  hierfür  notwendige politische Standfestigkeit ist aufzubringen,  insbesondere gegenüber dem Europäischen Parlament.  Es geht  um Ergebnisse  und  nicht  um  moralisierende Selbstbestätigung. 

8.)  Europa,  die Europäische Union werden in der weltweiten Lnteressenkonkurrenz als Wirtschaftsmacht nur bestehen können, wenn  die  Mitgliedsstaaten  der  EU jeweils  mit ihren  besonderen Fähigkeiten  wettbewerbsfähig  bleiben  können.  Europas  Wettbewerbsfähigkeit  ist für uns  Deutsche  die  entscheidende Voraussetzung,  um  soziale  Stabilität  und Wohlstand  in  Zukunft  zu  bewahren.  Hier  könnte  es  zwischen  Deutschlands  Interessen  und den  Brüsseler Institutionen  zu  Konflikten  kommen, wenn Brüssel der  Wettbewerbsfähigkeit  der  einzelnen  Mitgliedsstaaten  keinen ausreichenden  Spielraum  belässt.  Europäische  Wettbewerbsfahig� 
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keit  entsteht nämlich nicht durch europäische Gleichmacherei. Es gehe  heute  auch  nicht  darum,  Europa  zum  Weltmeister  sozialer und  ökologischer Regelsysteme  zu  machen,  sondern  es  geht um die  strategische  Verbindung  dieser  Ziele  mit  den  jeweils  unterschiedJichen  nationalen  Möglichkeiten  internationaler  Wettbewerbsfahigkcit.  Dazu  ist jedoch aus  Brüssel  wenig  zu  hören.  Im Gegenteil,  Brüssel  begrenzt  heute gefährlich  den  Freiraum der Micgliedsstaatcn  in  entscheidenden  Voraussetzungen  für  deren globale  Wettbewerbsfähigkeit,  und  das  in  Zeiten  großer  technologischer  und  wirtschaftspolitischer  Umbrüche!  Innovation  erwächst  aus  wirtschaftlicher  Freiheit und nicht aus  Regulierungen. 

Es  ist  ein  zentrales  deutsches  Interesse,  dem  bürokratisierenden Brüsseler Regelbetrieb  Grenzen  zu  setzen. 

9.) Um Europas internationale Position zu stärken, bedarf die EU  des  Zusammenhalts.  Dieser  wird  jedoch  gefährdet,  wenn Brüssel  auf dem  Wege der  Bevormundung von  Mitgliedsstaaten auf dem  Rechtswege  fortfährt.  Es  ist  deutsches  Interesse,  im Europäischen Rat  immer wieder deutlich zu  machen,  dass  die  EU 

kein  Bundesstaat  ist  und  dass  die  europäischen Staaten angesichts ihrer  so  unterschiedJichen  Geschichte  und  ihrer  heutigen  Gegebenheiten nicht ohne gefährliche Folgen  leichtfertig über einen Leisten  geschlagen  werden  können.  Wenn  das  Verlangen  nach Selbstbestimmung sogar in  Regionen,  die  schon lange  Teil eines gemeinsamen  Staates  waren,  heute  in  ihrem  bisherigen  Staatsverbund so  deutlich  wird,  müsste  die  EU doch  auch  verstehen, warum  Mitgliedsstaaten  auf ihrer Eigenartigkeit bestehen.  Der Brexit  ist und bleibt  eben eine Warnung. 

Die  Konflikte  zwischen  Institutionen  der  Europäischen Union  und einzelnen Mitgliedsscaaten  wie  Ungarn,  Polen,  aber auch  Deutschland,  sind  für  die  Zukunft  Europas  gefährlich  und auch  auf dem  Rechtswege  schon  aus  systematischen  Gründen nicht  lösbar.  Denn  wenn  am Ende  eine  europäische  Irutitution, nämlich  der EuGH,  die Letztentscheidung darüber hätte,  was  in 
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Europa  gilt,  auch  für  den Fall, dass eine  europäische  Institution ihre Zuständigkeiten nach Auffassung eines Mitgliedsstaates überschritte,  dann würden wir über den Klage- und Rechtsweg durch die  Hintertür  einen  europäischen  Zentralstaat  schaffen!  Das  sogenannte  »Kompetenz-Kompetenz«-Problem  kann  immer  nur auf dem Wege des geduldigen Dialogs gelöst werden.  Es ist deutsches  Interesse,  und  es  war  deutsche  Politik  unter  Bundeskanzlerin Merkel innerhalb  unserer Gemeinschaft von  27 souveränen Nationalstaaten, den  Zusanunenhalt  trotz unterschiedlicher Überzeugungen  zu bewahren. 

Der  Eindruck  gelegentlicher  Rechthaberei  aufS:eiten  Brüsselcr  Institutionen  zulasten  des  Zusammenhalts  der  Europäischen Union ist unübersehbar. Deutschlands Interesse ist es hier,  immer wieder auf die Nonvendigkeit hinzuweisen,  dass  der Zusanunenhalc  in  großen  Fragen  wichtiger  ist  als  gelegentliche  Abweichungen in Fragen,  wie eine nationale Demokratie im Einzelnen gestaltet  sein  sollte.  Die  Europäische  Union  ist  noch immer ein freiwilliger  Zusammenschluss  souveräner  Nationalstaaten;  wiederum  hat  der ßrexit das  überdeutlich  unterstrichen.  Im deutschen Interesse sollte Brüssel mit dieser Tatsache  so  umgehen,  dass die Mitgliedsstaaten stets  das innere Bedürfnis  bewahren  können, gerne Teil  dieser  Gemeinschaft  zu  sein.  Das  aber ist  gegenwärtig offensichtlich  nicht  immer  der  Fall.  Eine  Politik,  die  am  Ende eine  Gemeinschaft  nicht  inhaltlich  zusanunenhalten  kann,  wird durch  den Emzug von  Finanzmitteln  gegenüber  unbotmäßigen Mitgliedern nicht  erfolgreich sein  können. 

10.)  Die  Wahrung  deutscher  Interessen  in  Zeiten  des  Umbruchs wird  auch  an die  deutsche Po litik neue Ansprüche stellen. 

Die  Fähigkeiten  der  Politik  für  den  Ausbau  einer  Wirtschaftsmacht  Europa  werden  auch Veränderungen in  der Politik selbst notwendig machen. 

Ausbau  und  Qualifikation  der  diplomatischen  Fähigkeiten werden eine bedeutendere  R.olle spielen als bisher. Wenn Deutsch-
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land seine Interessen in der EU, im westlichen Bündnis und in der Welt  erfolgreich vertreten  will,  brauchen wir  dafür  auch  eine  diplomatische  Schulung,  die  nicht  nur  breite  Sprachkenntnisse, sondern auch wirtschaftliche Erfahrung und kulturelles  Verständnis  für  eine  Welt  im  Zusanunenwachsen  und  im  Umbruch  mitbringt.  Hier  lohnen  sich unzweifelhaft  zusätzliche •lnvestitionem. 

Diplomatie und Information werden eine bedeutende Soft Power, auch innerhalb  der  Europäischen Union. 

Ein weiterer  Gesichtspunkt  scheint  mir  wcsent1ich:  Die  zunehmende  Professionalisierung der  Politik  hat  dazu  geführt,  dass Politiker aller  Parteien  immer  weniger  Erfahrungen aus anderen, lebensnäheren  T<itigkeiten mitbringen.  Das  führt  zu  erheblichen Nachteilen in der Konmmnikation zwischen der Politik einerseits und dem Leben außerhalb  des politischen  Bereichs.  Das wird sich aber  nicht  ändern lassen,  denn  Politik  ist  eben  zu  einer  eigenen Profession  geworden. 

Es  wäre  deswegen  nützlich,  darüber nachzudenken,  wie wenigstens  in  den  zentralen  Verwaltungen  von  Bund  und  Ländern mehr internationale und wirtschaftliche Erfahrung verankert werden  könnte.  Staatssekretäre  als Behördenchefs  zum  Beispiel  sollten  nicht notwendigerweise das Karriereende  einer  langen  ßeamtenlautbahn  sein  und nicht mehr nach  Parteibuch, sondern nach sachlicher Qualifikation ausgewählt werden;  sie sollten auch  aus international erfahrenen Mitgliedern der Wirtschaft  und Gewerkschaften rekrutiert  werden.  Denn die  Welt wird inuner mehr  von WirrschaftsentwickJungen beherrscht und  wandelt  sich  auch  nach deren  Gesetzen.  Da  die  Politik  dies  nicht  ändern  kann,  muss  sie mit ihren Fähigkeiten folgen. 
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Nachwort 

Die Welt  steht vor  stürmischen  Zeiten, und in vielen  Bereichen unseres  Lebens  wird  schon  in  wenigen Jahren  nichts  mehr  so sein,  wie  wir  es  gewohnt waren.  Die  Politik  steht  dann  vor  gewaltigen Aufgaben.  Manche  sprechen schon  mit  Blick  auf China von  einem  bedrohlichen  Systemwettbewerb.  Doch  gerade wenn große  Umbrüche  uns  begleiten,  zählen  Flexibilität  und  mutige Anpassung,  Fähigkeiten,  die  diktatorische  Systeme  nur  schwer entwickeln  können.  Wir  sollten  mehr Vertrauen  in  den  demokratischen  Prozess  haben,  denn  unsere  Fähigkeiten  für Versuch und  Irrtum,  für  �trial  and  crror«,  bewähren  sich  in  Krisen  als große  Stärke.  Auch  das  können  Diktaturen  nur  schwer  ermöglichen;  lrrtümer  mutig  zu  korrigieren,  ist kein  Merkmal  autoritärer Systeme. 

Aber  auch  die  Demokratien  müssen  ihr  System  handlungsfähiger machen.  Die von  der neuen Bundesregierung angestrebte Verlängerung  der  Wahlperiode  des  Deutschen  Bundestages  auf fünf Jahre wäre  ein  wichtiger Beitrag;  ein  Wahlrecht jedoch,  das zu  immer  weiterer  AufSplitterung  der  Parteienlandschaft  führen könnte,  wäre  das  im  Sinne  politischer  Handlungsf:ihigkcit  nicht. 

Unsere nationaJen Interessen entsprechen  nicht modischem Denken,  sondern  dem Verständnis  der  reaJen Lage und unseren Möglichkeiten.  »Erkenne  die Lage,  rechne mit deinen Defekten,  gehe von deinen Beständen aus,  nicht von deinen Parolen«, habe ich zu Beginn  als  Motto  diesem  Iluch  vorangestellt.  Wer  heute  für  die Zukunft handeln will,  muss von altem Denken  Abschied nehmen. 

Es wird für viele Menschen nicht leicht sein anzuerkennen, dass es zum Beispiel keine Freundschaften zwischen Völkern  und Staaten 223 
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gibt, sondern  nur  harte  Interessen;  dass  militärische  Bündnisse keine Möglichkeit sind,  Gefahren zu vermeiden;  dass  hoffnungsvolle  Eiferer  auch  Möglichkeiten  der Vernunft zerstören  können; oder dass unsere moralischen Ansprüche an  einer interessengepanzerten  Wdt  abprallen  künnten.  Einer  so  pragmatischen  Politik fehlt dann  oft der begeisternde  Glanz der Utopie. 

Einfach  sind  Kurswechsel  für  die  Politik  nie,  denn  Volkes Stimmen  und  Stimmungen  treiben  über  die  elektronischen Medien  ein  böses  Spiel,  auch  mit  Politikern.  Die  Erreichbarkeit  für das  Wort der Vernunft nimmt ab,  Parolen drängen in den Vordergrund.  Und  unsere  wahren  Interessen  liegen  nicht  i.truner  offen, entsprechen  ofr  nicht  gewohntem  Denken;  schon  gar  nicht  in Zeiten  tiefer  Umbrüche.  Es  wird immer wichtiger  werden,  die Konsequenzen  der großen Veränderungen  unseren überbrachten Überzeugungen  gegenüberzustellen  und  neues  Denken  zu  ermög lichen.  Was  wir  dann in  erster  Linie  brauchen  werden,  sind politischer Mut und die Geduld für  eine große Debatte.  In dieser Hoffimng habe  ich  dieses  ßuch  geschrieben. 
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Henry 

Kissinger 

WELT 

ORDNUNG 

Ein epochales Werk 

Der  frühere  Harvard-Professor,  US-Außenminister  und  Friedensnobelpreisträger  beschäftigt sich  mit  der zentralen Herausforderung des  21. Jahrhunderts:  Wie  lässt  sich eine  international  anerkannte  Ordnung  etablieren  in  einer  Welt  mit unterschiedlichen  historischen  Voraussetzungen,  in  der  gewalttätige Konflikte und ideologischer Extremismus den Ton angeben? 

»Henry Kissinger bleibt in seinem Buch Weltordnung den ganz großen historisc11en  Profilen  seiner früheren Publikationen treu. Man ist beeindruckt von der subtilen,  tiefen  Kenntnis der Geschichte.« 

DER  TAGESSPJEGU. 

www.pantheon-verlag.de 
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KLAUS VON DOHNANYJ, geboren 

1928, gehört seit  1957 der SPD  an.  Der in Deutschland und in den USA ausgebildete 

Jurist  arbeitete viele Jahre in der Wirtschaft, hatte zahlreiche politische Ämter inne, u.a. 

als Staatssekretär  im  Bundesministerium für  Wirtschaft,  als Bundeswissenschaftsminister, Staatsminister im  Auswärtigen Amt und Erster Bürgermeister der  Freien und  Hansestadt  Hamburg. Bis heute nimmt er zahlreiche ehrenamtliche Aufgaben 

wahr und greift  mit seinen differenzierten Ansichten und Meinungen immer wieder 

in die intellektuellen Debatten Deutschlands ein. 

U">><hl•!W>'•l•u"5: BÜRO IORGE SCfl�llDT. M�nch<n 

�:���l��;::��!:�;,:�ngo 

(Europ•). 

M<nhardl•huttrnto<k 

,l.uo<>r<nfot<>:O �t.,<0lo l!<m.ond<1.  t!ami>u<� 
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ZEITENWENDE IN  DER  WELTPOLITIK: 

WAS FÜR  DEUTSCHLAND  AUF 

DEM  SPIEL  STEHT 

In  einer  Welt  des rapiden  machtpolitischen  und technologischen Wandels  müssen  sich  Deutschland  und  Europa  strategisch  neu orientieren:  Im  Wettkampf zwischen  den  USA  und  China  gerät Europa  bereits  zwischen  die  Fronten.  Und  dies  wird  auch  unser Verhältnis zu Russland verändern müssen. 

Für die neue Regierung ist jetzt ein nüchterner, illusionsloser Blick auf die  heutigen  Realitäten  notwendig, wie  Klaus  von  Dohnanyi zeigt:  Auf ))Wertegemeinschaften«  oder  »Freundschaften« können wir  nicht vertrauen,  Deutschland  und Europa  müssen  vielmehr offen  ihre eigenen, wohlverstandenen  Interessen formulieren und mit Realismus verfolgen. So fordert von Dohnanyi in seinem Buch grundsätzliche Kurskorrekturen� im Bereich der äußeren Sicherheit ebenso  wie  in  der  Europapolitik,  weg  von  einseitigen  Abhängigkeiten, hin zu einer Politik der Eigenverantwortung. 

Eine ebenso provokante wie anregende Streitschrift -

von einer der herausragenden politischen Persönlichkeiten unserer Gegenwart. 
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